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         Prolog 
Stunde der Wahrheit
         

         »Ich glaube immer noch nicht, dass es das ganze Land ist«, sagt Susan. Dann versagt
            ihre Stimme, sie schluchzt, versucht weiterzureden. »Wenn ich dran denke, wie schnell
            es gegangen ist. Ich hätte nie gedacht, dass das möglich sein würde.« Wieder muss
            sie sich fassen, fährt mit zitternder Stimme fort. »Ich habe an unsere Institutionen
            geglaubt. Ich habe allen gesagt, dass unsere Institutionen stark sind und nicht so
            schnell zusammenbrechen können.« Verzweiflung liegt in ihren Worten und Angst. Sie
            hatte uns gebeten, ihre Identität um jeden Preis zu schützen. Deshalb findet das Gespräch
            an einem neutralen Ort statt, Susan – das ist natürlich nicht ihr richtiger Name –
            sitzt mit dem Rücken zur Kamera, hat die Kapuze ihrer Jacke über den Kopf gezogen,
            ihre Stimme haben wir verfremdet. Noch nie mussten wir so etwas tun bei unserer Berichterstattung
            aus den USA, nie hätten auch wir gedacht, dass es so weit kommen würde.
         

         Gerade mal zwei Wochen ist Donald Trump im Amt, da sind Hunderttausende von Regierungsmitarbeitern
            eingeschüchtert und voller Angst. Sie tauschen sich untereinander nur noch per Signal
            aus, einer App, in der Chats und Gespräche verschlüsselt werden, wie uns Susan erzählt.
            Sie arbeitet bei USAID, der Regierungsbehörde für internationale Entwicklung. Donald Trump hat gerade alle
            Gelder für Projekte rund um den Erdball eingefroren, alle Mitarbeitenden suspendiert.
            Unsere Gesprächspartnerin erzählt von der Mail, die sie und alle anderen bekommen
            haben. »Uns wurde mitgeteilt, dass wir unsere Arbeit nicht mehr machen können, weil
            die Auslandshilfe nicht mehr mit der Agenda des derzeitigen Präsidenten übereinstimmt
            und unsere Programme dieser Agenda nicht dienen. Deshalb seien alle Stellen hier in
            Washington und draußen in der Welt nicht mehr notwendig.« Sie hätten keinen Zugriff
            mehr auf ihre Computer, auf ihre E-Mails und Akten. »Wir dürfen nicht in die Büros,
            und die meisten Leute rechnen damit, in den kommenden Wochen entlassen zu werden.«
            Ich will ein wenig ausführlicher aus dem Interview zitieren, weil es zeigt, was hier
            im Gange ist. Susan macht sich Sorgen, vor allem um die Menschen, die für USAID weltweit im Einsatz waren. »Es ist nicht leicht, wenn ich an all die Leute denke,
            die mit mir zusammengearbeitet haben, Kollegen aus Lateinamerika, Afrika und Asien,
            die darauf angewiesen waren und jetzt keinen Lebensunterhalt mehr haben. Am meisten
            hat mich der Schock in ihren Gesichtern getroffen, in ihren Augen, als sie erfuhren,
            dass ihr amerikanischer Vertrag nicht mehr gilt. Das ist wirklich das Schlimmste,
            besonders weil die Menschen in den Ländern, in denen wir arbeiten, Amerika wirklich
            als Ideal der Demokratie, der Integrität und des Vertrauens ansehen. Es dauert lange,
            dieses Vertrauen aufzubauen, und man kann es nicht so einfach wiederherstellen, wenn
            es einmal weg ist.«
         

         Da geht gerade etwas kaputt in Amerika, weil das Land einen Systemsprenger zum Präsidenten
            gewählt hat, der die Demokratie umbauen, vielleicht gar abschaffen will, gemeinsam
            mit einem zweiten Systemsprenger, den niemand gewählt hat. Elon Musk, ausgerechnet
            der reichste Mann der Welt, führt im Auftrag Donald Trumps den Feldzug gegen die Ärmsten,
            die ihre Hoffnungen auf Amerika gesetzt hatten. 70 Milliarden Dollar an Auslandshilfen
            einfach gestrichen, ein Gesetzesbruch, wie ich später zeigen werde. Aber Musk führt
            auch eine Art Krieg gegen die Bediensteten im Regierungsapparat, er schüchtert sie
            ein und verbreitet Angst. »Jeder einzelne Tag ist schwieriger als der letzte, weil
            ständig neue Informationen kommen, übers Wochenende, in den Abendstunden«, erzählt
            Susan, »es wird von uns erwartet, dass wir sie verdauen und dann so tun, als ob wir
            wüssten, was passiert, obwohl niemand sie versteht. Wir sollen sie auch gar nicht
            verstehen. Wir sollen uns nur fügen, Angst haben und uns zurückziehen.« Zuerst hätten
            einige überlegt, ob und wie sie sich wehren könnten, aber wer es versuchte, wurde
            direkt ins Visier genommen, so Susan: »Je stärker jemand versucht, sich innerhalb
            der Behörde zu wehren, desto schärfer wird der Angriff. Die Botschaft ist: Kämpfe
            nicht, leiste keinen Widerstand, sonst wird es für dich noch schlimmer. Es fühlt sich
            wie eine Schlacht an, wie Unterdrückung.« Susan und ihre Kolleginnen und Kollegen
            fürchten, dass sich Trump und Musk an ihnen rächen könnten, wenn sie sich öffentlich
            äußern: »Vergeltung – sie ermutigen Anhänger der Regierung offen, Andersdenkende zu
            benennen. Sie haben damit begonnen, Namen in den Nachrichten zu veröffentlichen. Da
            entsteht ein Gefühl der Angst. Die Leute haben Angst, nicht nur um sich selbst, sondern
            auch um ihre Familien, um ihre Zukunft. Es geht nicht um das, was jetzt, sondern um
            das, was später passieren könnte.«
         

         Willkommen im Amerika von Donald Trump. Beginnen wir damit, was die Vereinigten Staaten
            nicht sind – eine Diktatur. Auch wenn manche jetzt schon das Gegenteil behaupten,
            gibt es doch eine Reihe von Anhaltspunkten, dass wir noch ein ganzes Stück vom Worst-Case-Szenario
            entfernt sind. Der Präsident wurde gewählt. Trumps Partei hält die Mehrheit in beiden
            Kammern des Kongresses. Einige seiner Amtsvorgänger – neben George W. Bush auch Barack
            Obama und Joe Biden – verhängten ebenfalls gern Dekrete, über die man politisch und
            rechtlich trefflich streiten konnte. Die Gerichte geben sich Mühe, die Exekutivbefehle
            auf ihre Rechtmäßigkeit zu prüfen und den Präsidenten zu bremsen, wo es juristisch
            notwendig erscheint. Noch sind Wahlen in den USA nicht bedeutungslos. Noch werden politisch Andersdenkende nicht willkürlich verhaftet
            und ins Gefängnis geworfen, wie das in Russland, China oder im Iran jederzeit geschehen
            kann.
         

         Trotz allem können wir jetzt dennoch schon sagen, was Amerika unter Donald Trump definitiv
            nicht mehr ist – eine Demokratie, deren Grundprinzipien von Rechtsstaatlichkeit und
            Gewaltenteilung vom amtierenden Präsidenten respektiert und eingehalten werden. Dabei
            hat er am 20. Januar 2025 folgenden Eid abgelegt: »Ich schwöre feierlich, dass ich
            das Amt des Präsidenten der Vereinigten Staaten treu ausführen und dabei – so gut
            ich es vermag – die Verfassung der Vereinigten Staaten bewahren, beschützen und verteidigen
            werde.« Wenn Donald Trump das wirklich täte, hätte er Susan und rund zwei Millionen
            andere Staatsbedienstete nicht einschüchtern und in Angst um ihre Familien versetzen
            lassen. Dann hätte er nicht jene Exekutivbefehle mit seinem geliebten schwarzen Filzstift
            unterzeichnet, die in Teilen eindeutig rechtswidrig sind, weil eine Vielzahl der Bestimmungen
            die verfassungsmäßige Macht des Kongresses untergraben und die Gewaltenteilung der
            amerikanischen Demokratie zerstören. Und dann gäbe es auch keine Zweifel daran, dass
            sich Amerikas Präsident am Ende der rechtlichen Klärung dem Urteil des Obersten Gerichtshofes
            beugen würde, auch wenn es nicht in seinem Sinne ausfällt. Wenn Donald Trump sich
            weigert, dann könnte man ihn tatsächlich als Diktator bezeichnen. Ich kann aber sehr
            gut verstehen, warum einige Verfassungsrechtler und Historiker doch jetzt schon von
            einem Coup, einem Staatsstreich oder Umsturz reden. Schließlich erinnern wir uns alle
            nur zu gut, dass es genau dazu im Jahr 2021 beinahe gekommen wäre, als ein Umsturzversuch,
            befeuert durch den Präsidenten, in der Herzkammer der amerikanischen Demokratie, dem
            Parlament, am Ende doch scheiterte. Wir stecken jetzt zweifellos mitten im zweiten
            Umsturzversuch, der größte Aussicht auf Erfolg hat, wenn man die Ereignisse der ersten
            Monate 2025 betrachtet.
         

         Für den aktuellen Status quo des amerikanischen Regierungssystems haben Politikwissenschaftler
            und Historiker einige passende Bezeichnungen zur Auswahl. »Competitive Authoritarianism«[1], also in etwa »rivalisierender Autoritarismus«. Das mag sich seltsam anhören, doch
            gemeint ist ein System, in dem Parteien zwar weiter zu Wahlen antreten, die Amtsinhaber
            aber alle Register ihrer exekutiven Macht ziehen, um die Chancen der Opposition auf
            Machtgewinn zu mindern oder gar zu zerstören. Dabei greifen sie Grundprinzipien der
            Demokratie an, die da wären: die Auswahl der Exekutive (Präsident) und Legislative
            (Parlament) durch offene, freie und faire Wahlen; die Beteiligung aller Erwachsenen
            als Wähler; der Schutz von Grundrechten wie Meinungs- und Versammlungsfreiheit einschließlich
            der offenen Kritik an der Regierung ohne Angst vor Vergeltung; die Ausübung der Macht
            durch die gewählten Autoritäten ohne Kontrolle durch militärische oder religiöse Anführer.
            Und schließlich die Gewaltenteilung einschließlich der Kontrolle durch die dritte
            Macht im Staat – die Judikative (Gerichte). Auch wenn die Wahlen im »rivalisierenden
            Autoritarismus« regelmäßig und weitgehend frei von Betrug stattfinden, missbrauchen
            die Machthaber die ihnen zur Verfügung stehenden Ressourcen, um die Opposition und
            ihre Anhänger einzuschüchtern, die Mechanismen und Regeln der Wahlen zu ihren Gunsten
            zu verändern und die Medienlandschaft zuungunsten der politischen Gegner umzugestalten.
            Andersdenkende, Regierungskritiker und Journalisten werden ausgespäht, ebenfalls eingeschüchtert
            und mit Repressalien bedroht. Manche bezeichnen ein System mit diesen Merkmalen auch
            als »gefälschte Demokratie« oder »illiberale Demokratie« – wie es der ungarische Premierminister
            Victor Orbán selbst nennt. Orbán behauptet, mit seinen autoritären Methoden immer
            im besten Interesse seines Landes zu handeln und damit den wahren Willen des ungarischen
            Volkes zu erfüllen. Orbán bestreitet vehement die unleugbare Tatsache, dass er damit
            Grundprinzipien wie Rechtsstaatlichkeit, Gewaltenteilung und Pressefreiheit in Ungarn
            untergräbt. Das wichtigste Werkzeug im Leitfaden des autoritären Anführers nennt man
            »Executive Aggrandizement«,[2] also die exekutive Vergrößerung. Das ist zum Beispiel der Fall, wenn ein Politiker
            seine Macht über die von der Legislative und der Judikative wahrgenommenen Kontrollfunktionen
            (checks and balances) hinaus ausdehnt und die Unabhängigkeit des öffentlichen Dienstes
            einschränkt. Selbst ein rechtmäßig gewählter Politiker kann so die Demokratie untergraben.
            Und genau das tut Donald Trump gerade. In den ersten Monaten hat uns eine Flut von
            Maßnahmen überwältigt, und das ist volle Absicht, denn dieses »flooding the zone«
            dient allein dem Ziel, den Blick auf das große Ganze zu verstellen – nämlich den Generalangriff
            auf die amerikanische Demokratie, der an scheinbar zahllosen Fronten geführt wird.
            Hier ein kleiner Überblick ohne Anspruch auf Vollständigkeit.
         

         Mit einer Säuberungswelle ungekannten Ausmaßes werden alle Kritiker aus dem öffentlichen
            Dienst entfernt. Hunderttausende von Staatsbediensteten werden eingeschüchtert, gemobbt
            oder gefeuert. Loyalisten mit zweifelhaftem Hintergrund – Verschwörungsfans, Diktatorenfreunde,
            Rassisten, Sexisten, Alkoholiker – bekommen hohe Regierungsämter. Der Regierungsapparat
            wird mit Erfüllungsgehilfen durchsetzt. Alle sind aufgefordert, Abweichler und Kritiker
            zu denunzieren. Die Trumpisten übernehmen Institutionen, die dem Kongress gegenüber
            verantwortlich sind, wie die Steuerbehörde IRS, die Medienaufsicht FCC und die Wahlaufsicht FEC. Ganze Behörden werden abgeschafft, obwohl nur der Kongress das Recht dazu hätte.
            Billionen von Dollar, die das Parlament für konkrete Projekte genehmigt hat, sind
            rechtswidrig beschlagnahmt. Ein nicht gewählter Milliardär bekommt unkontrollierten
            Zugang zu den Zahlungssystemen, den Personalakten und den vertraulichen Geschäftsdokumenten
            der amerikanischen Regierung sowie den Steuerdaten aller Bürger. Ein Dutzend der unabhängigen
            Aufseher der Behörden sind gefeuert. Wichtige Bürgerrechte und der Schutz von Minderheiten
            werden geschliffen. Das Recht auf Asyl gibt es de facto nicht mehr. Die Aufständischen
            vom Sturm auf das Kapitol, darunter Gewalttäter und Anführer von rechtsextremistischen
            Milizen, sind begnadigt. Der Präsident hält seine schützende Hand über die Feinde
            der Demokratie. FBI-Beamte und Staatsanwälte, die an den Ermittlungen beteiligt waren, sind gefeuert.
            Laufende Strafverfahren gegen Trump-Freunde werden eingestellt, neue Verfahren gegen
            politische Gegner eingeleitet, die ihre Familien erschüttern, ihren Ruf zerstören und
            ihren finanziellen Ruin bedeuten könnten. Die Trump-Administration droht Medien und
            leitet Ermittlungsverfahren ein. Nicht genehme Journalisten werden von der Berichterstattung
            ausgeschlossen. Abweichler und Kritiker innerhalb der republikanischen Partei werden
            von Donald Trump und seinen Helfern zur Linientreue genötigt und erpresst. Willfährige
            Unternehmen werden bei der Deregulierung bevorteilt, kritische Firmen abgestraft.
            Konzernchefs beugen die Knie aus Angst vor negativen Konsequenzen. Überall im Land
            bringt sich die republikanische Partei in Stellung, um künftige Wahlergebnisse zu
            ihren Gunsten zu manipulieren. In allen Bereichen geht es um Nötigung, Erpressung
            und Einschüchterung, um ein Ziel zu erreichen: Unterwerfung. Das gleiche Prinzip wendet
            die Trump-Administration auch in der Außenpolitik an. Sie droht mit Handelskriegen,
            wirtschaftlichem und militärischem Zwang gegen andere Länder. Sie missachtet Grundprinzipien
            der Charta der Vereinten Nationen, wie die territoriale Integrität und Souveränität
            eines jeden Landes, und kokettiert mit einer völkerrechtswidrigen Zwangsumsiedlung
            von zwei Millionen Palästinensern. Trump behauptet, die Europäische Union gebe es
            nur, um die »Vereinigten Staaten zu bescheißen«. Die Ukraine habe den Krieg selbst
            begonnen. Mit dem Eklat beim Besuch des ukrainischen Präsidenten Selenskyj im Weißen
            Haus positionierte sich das Amerika von Donald Trump und J. D. Vance als systemischer
            Gegner der regelbasierten und wertegeleiteten Weltordnung.
         

         Glaubt man den Umfragen der ersten Wochen, hat eine Mehrheit der Amerikaner mit vielen
            der aufgezählten Entwicklungen und Maßnahmen kein Problem – kein Wunder, denn schon
            seit Jahren zeichnete sich in den USA eine alarmierende Hinwendung zum Autoritarismus ab. Nach einer repräsentativen Befragung
            des Public Religion Research Institutes PRRI und der Denkfabrik Brookings Institution vom August 2023 glauben 55 Prozent der Amerikaner,
            dass sich die amerikanische Kultur und der American Way of Life seit den 50er-Jahren
            zum Schlechteren entwickelt haben;[3] nach Parteien aufgeschlüsselt, sind Republikaner mit 73 Prozent deutlich skeptischer
            als die Demokraten mit 34 Prozent. 52 Prozent sind überzeugt, dass die besten Tage
            Amerikas vorbei sind (Republikaner 67 Prozent, Demokraten 35 Prozent). Besonders besorgniserregend
            sind die Zahlen zur daraus resultierenden Gewaltbereitschaft: 23 Prozent der Amerikaner
            sind der Meinung, dass »die Dinge so weit vom Weg abgekommen sind, dass echte amerikanische
            Patrioten vielleicht zu Gewalt greifen müssen, um unser Land zu retten«. 33 Prozent
            der Republikaner teilen diese Haltung, 13 Prozent der Demokraten.
         

         Das Ipsos-Institut hat im November/Dezember 2023 in einer ebenfalls repräsentativen
            Untersuchung zum globalen Populismus festgestellt, dass 65 Prozent der Amerikaner
            die US-Gesellschaft für zerrüttet halten.[4] 66 Prozent glauben, dass die Wirtschaft zugunsten der Reichen und Mächtigen manipuliert
            ist. Ebenfalls zwei Drittel der Befragten sehnen sich nach einem starken Anführer,
            der das Land den Eliten entreißt. 40 Prozent wollen eine Führungspersönlichkeit, die
            bereit ist, die Regeln zu brechen; nur 27 Prozent der Befragten lehnen das ab. In
            Deutschland sieht es ähnlich aus. Nach der Ipsos-Studie sind 67 Prozent der Bundesbürgerinnen
            und Bundesbürger überzeugt, dass die deutsche Gesellschaft zerrüttet ist, 63 Prozent
            glauben, es gehe bergab. Eine deutliche Mehrheit wirft der Politik vor, sich nicht
            um die Belange der Menschen zu kümmern (59 Prozent), und kritisiert, die Wirtschaft
            agiere nur für die Reichen und Mächtigen (62 Prozent). Dass »nur« 38 Prozent der Bundesbürger
            nach einem starken Anführer rufen, »nur« 27 Prozent nach einem, der auch die Regeln
            brechen würde, mag in der historischen Erfahrung Deutschlands mit dem Autoritarismus
            begründet sein, die es in den USA so nicht gab. Aber auch in Deutschland sehen wir eine grundsätzliche Sympathie für
            den Autoritarismus, die bei künftigen Wahlen volle Wirkung entfalten könnte, wenn
            die im Februar gewählte Regierungskoalition keine überzeugende Wirtschafts-, Sicherheits-
            und Gesellschaftspolitik liefert. Da ist sie also, die Deadline für unsere liberale
            Demokratie. In den Vereinigten Staaten von Amerika ist ihr Verfall bereits in vollem
            Gange, befeuert von einem, der offenbar auch den Autoritarismus für die bessere und
            erfolgreichere Herrschaftsform hält.
         

         »Demokratie ist, wenn die Mehrheit die Minderheit zu Tode knüppeln will, das ist Demokratie«,
            sagte Kristina Karamo. Solch ein Satz würde uns kaum aufschrecken, wenn wir ihn am
            Rande einer Kundgebung von Donald Trump aus dem Mund eines seiner Anhänger gehört
            hätten. Aber Karamo war damals bei unserem Gespräch im Jahr 2022 die republikanische
            Kandidatin für das Amt der Innenministerin in Michigan. Beinahe wäre sie dann auch
            zur obersten Wahlaufseherin in ihrem Bundesstaat gewählt worden. Ihre Worte waren
            ein Alarmzeichen für eine historisch begründete Demokratieverachtung, befeuert von
            allen Vertretern des Trumpismus. Sie machten sich den Umstand zunutze, dass in der
            amerikanischen Verfassung Worte wie »Demokratie« oder »demokratisch« nicht vorkommen.
            Tatsächlich stritten sich die Gründungsväter beim Entwurf des Dokuments darum, ob
            man als Kontrast zur Monarchie des Kolonialreichs England eine direkte Demokratie
            einführen sollte. Am Ende fanden sie einen weisen Kompromiss. Die Demokratie sollte
            durch verfassungsmäßige Menschen- und Bürgerrechte, Gesetze und Regeln eingegrenzt
            werden, sodass die individuellen Freiheiten der Bürger garantiert waren. Politikwissenschaftler
            nennen das eine konstitutionelle oder repräsentative Demokratie mit unverzichtbaren
            Prinzipien: Rechtsstaatlichkeit, Meinungs-, Versammlungs- und Pressefreiheit, Religionsfreiheit
            und Schutz der Minderheiten. In den USA sagt man: »If it walks like a duck and quacks like a duck, it is a duck« – »wenn
            es watschelt wie eine Ente und quakt wie eine Ente, dann ist es eine Ente«. Also war
            Amerika unzweifelhaft eine Demokratie, auch wenn Karamo das entschieden bestritt:
            »Wir sind eine konstitutionelle Republik. Eine Demokratie ist die Herrschaft des Mobs.«
            Aus dieser Haltung heraus sind Donald Trump und seine willfährigen Helfer dabei, die
            amerikanische Demokratie zu demontieren. Das Ziel ist nicht eine konstitutionelle
            Republik, sondern ein autoritäres System.
         

         Ich will in diesem Buch aufzeigen, wie genau Trump die Demokratie in den USA gefährdet. Zunächst gehe ich der Frage nach, wie es dem neuen, alten Präsidenten
            gelungen ist, grünes Licht für seine Revolution zu bekommen, und warum seine demokratische
            Widersacherin die Wahl – zwar nicht in einem Erdrutschsieg für Trump, aber dennoch
            deutlich – verloren hat. Im zweiten Kapitel geht es um die Methoden, mit denen Donald
            Trump nach seinem Amtsantritt versucht, seine präsidentielle Macht massiv auszudehnen.
            Dabei helfen sollen ihm willfährige Regierungsmitglieder, die sich als Vollstrecker
            sehen und aufführen, wie ich im Kapitel 3 zeigen werde. Im vierten Kapitel werfen
            wir einen Blick auf seine Wirtschafts- und Finanzpolitik vom gewünschten Ausbau der
            Öl- und Gas-Förderung über die steuerlichen Erleichterungen für die großen Unternehmen
            bis zu einer weitgehenden Deregulierung. Diese Vorhaben sind mit erheblichen Risiken
            verbunden, die durch Trumps Vorliebe für Strafzölle noch verschärft werden. Letztere
            könnten auch der deutschen Wirtschaft einen Schaden von bis zu 180 Milliarden Euro
            in der vierjährigen Amtszeit Trumps zufügen.[5] Im Kapitel 5 geht es vor allem um Elon Musk und andere Reiche, die sich den amerikanischen
            Staat ein Stück weit zur Beute machen. Im Kapitel 6 schauen wir auf die Zuwanderungspolitik
            der neuen Trump-Administration, genauer: die bereits laufende Massenabschiebung von
            Migranten, die ohne Aufenthaltsgenehmigung in den Vereinigten Staaten leben. Ganz
            so einfach, wie der Präsident sich das vorstellt, ist es aber nicht. Im siebten und
            achten Kapitel geht es um die weltpolitischen Ambitionen der Vereinigten Staaten,
            die das Ansehen Amerikas schwer beschädigen könnten. Was bedeuten Trumps Ideen für
            die NATO, die multilateralen Gipfelformate und die regelbasierte Ordnung dieser Welt? Man
            bekommt dabei den Eindruck, dass die neue US-Regierung all das abschaffen will, was Amerika nach der Katastrophe des Zweiten Weltkriegs
            selbst federführend erschaffen hat, um weitere Katastrophen zu verhindern: Regeln,
            Institutionen, Bündnisse. Nichts scheint Trump heilig. Deshalb erkunde ich im neunten
            Kapitel die moralischen Implikationen einer Politik, die fatal an ethische und rechtliche
            Überzeugungen aus der düstersten Zeit der europäischen und deutschen Geschichte erinnert.
            Als wäre das nicht schon bedrückend genug, ist das Kapitel 10 der vielleicht besorgniserregendste
            Teil dieses Buches. Es beschäftigt sich mit der merkwürdigen Gedankenwelt um den amerikanischen
            Vizepräsidenten J. D. Vance, der ja – wie man so sagt – nur einen Herzschlag vom mächtigsten
            Amt dieser Welt entfernt ist. Welche Einflüsse wirken auf Vance, und womit müssen
            wir rechnen, falls er den Trumpismus nach Trump weiterführt? Im elften Kapitel geht
            es um die möglichen Antworten, die wir in Europa und Deutschland auf die Herausforderungen
            aus Washington finden müssen, eine Art Masterplan mit Ansätzen für eine bessere Politik,
            die unsere Demokratie wieder attraktiver machen kann.
         

         Dieses Buch basiert auf umfangreichen Recherchen und intensiven Gesprächen mit Menschen,
            die ich bei meinen Reisen in den USA getroffen habe. Natürlich habe ich auch mit führenden Politikern, einflussreichen
            Wirtschaftsmanagern und hochrangigen Militärs geredet, meist am Rand von Gipfeltreffen,
            Sicherheitstagungen und politischen Großereignissen. Viele Namen meiner Quellen müssen
            leider ungenannt bleiben, weil sie um den Schutz ihrer Identität gebeten haben, auch
            angesichts der Spannungen im transatlantischen Verhältnis.
         

         Natürlich stammt das meiste in diesem Buch aus offenen Quellen, die jedermann zugänglich
            sind, zum Beispiel aus deutschen und internationalen Zeitungen, Zeitschriften, Büchern
            und wissenschaftlichen Publikationen. Einen Großteil der Informationen habe ich mithilfe
            der oben genannten Quellen verifizieren können. An manchen Stellen bleibt ein Restrisiko:
            Informationen, die zwar zu den übrigen Rechercheergebnissen passen, aber nicht unabhängig
            bestätigt werden konnten. Das betrifft insbesondere Informationen aus nachrichtendienstlichen
            Kreisen, die wiederum auf Quellen zurückgreifen, die entweder nicht namentlich genannt
            wurden oder deren Zuverlässigkeit sich nicht unabhängig bestätigen ließ. Natürlich
            sind manche Angaben, auf die ich mich stütze, auch interessengesteuert. Gerade bei
            behördlichen Quellen kann es vorkommen, dass das eigene Wirken in einem möglichst
            günstigen Licht erscheinen soll, während das der anderen kritisiert wird. Ich habe
            bei meinen Gesprächen auch Angst gespürt, Angst um das transatlantische Bündnis, Angst
            um unsere westliche Wertegemeinschaft und Angst davor, dass wir in Deutschland nicht
            die Kurve kriegen vor der Deadline für unsere Demokratie.
         

         Auch für uns tickt die Uhr angesichts der populistischen Strömungen auf unserem Kontinent.
            Der Druck, den Donald Trump auf Europa und Deutschland erzeugt, könnte deshalb eine
            positive Wirkung entfalten. Er zwingt uns zu einem klaren Bekenntnis: Wollen wir das
            erfolgreiche Experiment der liberalen Demokratie und einer sozialen Marktwirtschaft,
            basierend auf Werten und Idealen, in Europa fortsetzen? Dann müssen wir für die regelbasierte
            Weltordnung und für die Grundprinzipien der Demokratie entschlossen und geschlossen
            eintreten, im Zweifel auch ohne oder gar gegen ein autoritäres Amerika unter Donald
            Trump.
         

      
   
      
         1 
Grünes Licht für die Revolution
         

         Kling – Aaron hat getroffen. Mit Augenmaß und Schwung wirft er auch sein zweites Hufeisen
            über knapp 15 Meter. Kling – wieder getroffen, diesmal umarmt das Eisen sogar den
            Stab, der im Boden steckt. Aaron ist 26 Jahre alt, einer von rund 500 Einwohnern im
            winzigen Ort Searchlight, eine knappe Autostunde südlich von Las Vegas. Wie jeden
            Samstag treffen sich rund zwanzig Frauen und Männer gleich neben dem Dorfpark auf
            einem staubigen Platz, auch ein paar Jugendliche sind dabei, und treten in Zweierteams
            gegeneinander an. Es gibt was zu trinken, einige haben sich beim einzigen Fast-Food-Laden
            im Ort Fritten und Chicken Nuggets geholt.
         

         Wir sind in Searchlight, weil Nevada einer der sieben wichtigen Swing-States bei dieser
            Präsidentschaftswahl ist, also ein Bundesstaat, in dem die Wähler mal einem Demokraten,
            mal einem Republikaner den Vorzug geben. Hier gibt es eigentlich schon lange keine
            Zweifel mehr, dass Donald Trump der Richtige ist, um das Land voranzubringen und zu
            einen. Aaron arbeitet im benachbarten Kalifornien in einer Mine, in der seltene Erden
            abgebaut werden, wichtige Rohstoffe für die Herstellung von Batterien und Mikrochips.
            Auch Searchlight hat immer noch eine Mine, ein letztes Überbleibsel vom Goldrausch
            des vorletzten Jahrhunderts, der Förderturm von 1897 ist das Wahrzeichen der Stadt.
            95 Prozent der Einwohner sind Weiße, das Durchschnittseinkommen liegt bei 26 000 Dollar,
            wohlgemerkt pro Jahr. An den Straßen stehen vor allem alte Holzhäuser, die dringend
            renoviert werden müssten, und zahlreiche Wohncontainer, die günstigste Art, in Amerika
            ein eigenes Haus zu besitzen. Aber selbst das ist für viele unerschwinglich geworden
            durch die Inflation, über die sie auch hier klagen. »An der Tankstelle kostet das
            Benzin jetzt 4,70 Dollar pro Gallone« sagt Aaron, »ich kann mich noch erinnern, dass
            es mal 1,80 Dollar gekostet hat. Und Diesel ist sogar teurer als Benzin.« Der junge
            Mann hat zwar einen gut bezahlten Job, fürchtet aber, dass er sich die Zukunft nicht
            leisten kann – Heiraten, Kinder haben, ein Haus kaufen. Und wer Angst hat, dass etwas
            schiefläuft im Land, der hat null Verständnis dafür, dass Präsident Biden der Ukraine
            Milliarden von Dollar für einen Krieg im fernen Europa bereitstellt. »Wir können nicht
            immer weiter Geld ausgeben und der Weltpolizist sein«, meint Aaron, »das müssen wir
            ein Stück zurückschrauben und uns um die eigenen Probleme kümmern, bevor wir wieder
            allen anderen helfen können.«
         

         Auch Kayla McInness, die als Bürokauffrau bei einem Stromversorger nahe Las Vegas
            arbeitet, ärgert sich über die hohen Preise bei Benzin und Lebensmitteln: »Ich verdiene
            zwar gut, aber habe das Gefühl, dass es immer schwieriger wird.« Ich will wissen,
            ob sich die junge Frau mit den hellblonden Haaren und dem durchgehend strahlenden
            Lächeln manches jetzt nicht mehr leisten kann, was früher kein Problem für sie war.
            »Nicht unbedingt«, meint Kayla, »aber es ist mehr Stress, an alles zu denken und die
            Ausgaben durchzuplanen.« Neben der 26-jährigen sitzt der Rentner Murph McBride, mit
            dem sie gerade beim Hufeisenwerfen gewonnen hat. Für den Mann mit den grauen Haaren
            unter der Baseballmütze, dem weißen Stoppelbart und einer ziemlich coolen Sonnenbrille
            ist das wichtigste Thema die offene Grenze, über die illegale Zuwanderer ins Land
            kommen. Auf meine Nachfrage, inwieweit die Zuwanderer denn in Searchlight Probleme
            machen, fallen ihm keine Nachteile ein: »Bisher hatten wir Glück, nicht wahr, Kayla?
            Hier hatten wir keinen Zustrom von Obdachlosen und Migranten, aber wir wissen, dass
            sie in die Städte ziehen, nicht hierher.« Ganz offensichtlich haben Aaron, Kayla und
            Murph Angst vor etwas, was erst noch passieren könnte, auch wenn es noch gar nicht
            geschehen ist und auch wenn es einen selbst nicht unmittelbar betrifft. Aber alle
            drei glauben, dass es früher viel besser war als heute. »Ich bin 70 Jahre alt, also
            schon ein Weilchen da«, meint Murph, »und ich kenne noch das gute Amerika. In diesem
            Amerika war man noch stolz auf seine Nation. Jetzt denkt das bestenfalls nur noch
            die Hälfte der Bevölkerung, so gespalten sind wir. Ich verstehe das nicht.« Gleichzeitig
            glaubt er, genau zu wissen, wer an der Misere Schuld hat: die Demokraten, die dem
            ganzen Land ihren Willen aufzwingen wollten. »Wir sind in dem Glauben aufgewachsen,
            dass man die kommunistische Aggression stoppen muss. Und jetzt haben wir sie in unserem
            eigenen Land. Das ist erschreckend.« Hält er die Demokraten tatsächlich für Kommunisten,
            frage ich. »Absolut, die große Mehrheit von ihnen.« Aber warum? »Wegen der Sachen,
            für die sie werben. Und wegen der Art, wie sie und die Medien sich die Macht teilen,
            wie sie unter einer Decke stecken. Wir haben keine echte Chance. Ihre Leute glauben
            all die Lügen. Und natürlich sagen sie von uns Republikanern, dass wir lügen.« Murph
            setzt mit einem Achselzucken und leiser Stimme noch hinzu: »Ich weiß nicht, wie wir
            das lösen können.«
         

         
            Der Roadtrip

            Es ist eine Ratlosigkeit, die uns im September 2024 überall im Land begegnet. Wenige
               Wochen vor der Präsidentschaftswahl sind mein Team und ich mit zwei Wohnmobilen über
               9000 Kilometer durch 18 Bundesstaaten gefahren, um die Stimmung in den USA zu erkunden. Dabei haben wir bewusst die großen Interstate-Autobahnen gemieden und
               stattdessen kleinere Straßen genommen, um dort spannende Geschichten zu finden. Wir
               wollten mit den Amerikanern reden, verstehen, was sie bewegt, warum dieses Land so
               gespalten ist wie seit dem Bürgerkrieg nicht mehr. Wir hatten keine Interviews vereinbart,
               keine Termine gemacht, nur grob eine Route überlegt, in der Hoffnung, dass uns die
               großen Themen begegnen und Menschen, die offen mit uns reden wollen. Der pure Zufall
               hat Regie geführt bei unserer Reise, aus der eine Filmdokumentation für das ZDF entstanden ist.[6] Im Nachhinein betrachtet, haben wir bei unserem Roadtrip die Gründe für Donald Trumps
               späteren Wahlsieg gewissermaßen auf der Straße gefunden. Ich will die wichtigsten
               in diesem Kapitel einmal aufzeigen und analysieren, gleichzeitig aber auch mit dem
               Märchen aufräumen, Donald Trump habe am 5. November 2024 einen Erdrutschsieg errungen,
               wie viele Medien behauptet haben.
            

            In Searchlight, Nevada, der ersten Station auf unserer Rundreise, wurden uns einige
               wichtige Faktoren für die Wahl schon sehr klar, allen voran, dass potenzielle Trump-Wähler
               von Angst und einem Gefühl der Ohnmacht gegenüber einer Wirklichkeit getrieben wurden,
               die sich immer weiter zu ihren Ungunsten verändern würde. Davon waren sie jedenfalls
               überzeugt. Auch deshalb, weil sie Politiker immer mehr als Teil des Problems wahrnahmen:
               Politiker, die offensichtlich unfähig sind, gesellschaftliche Grundbedürfnisse zu
               befriedigen – wie die Chance auf ein wirtschaftliches Fortkommen, also auf die Verwirklichung
               des amerikanischen Traums; wie das Recht, sich im eigenen Land sicher zu fühlen, also
               keine ungeregelte Massenzuwanderung über offene Landesgrenzen zu erleben; wie die
               Gewissheit, dass der Staat sich zunächst einmal um die Menschen im eigenen Land kümmert,
               statt Milliardensummen für eine moralische Außenpolitik in den Konflikten anderer
               Länder und Weltregionen auszugeben; und wie die Freiheit, sich nicht von einer Regierung
               vorschreiben zu lassen, wie man sich zu verhalten, wie man zu reden, zu denken und
               zu leben hat, um im gesellschaftlichen Konsens Wohlgefallen zu finden, statt in einer
               radikalen Ecke isoliert zu werden. Das Gefühl, als Extremist geschmäht zu werden,
               fanden wir bei unserer Reise auch in Gegenden, in denen es eigentlich fast gar keine
               Trump-Gegner gibt.
            

            Wir kommen durch Bouse, ein Straßendorf im westlichen Arizona, und fragen an der Tankstelle,
               wer uns etwas über den Ort und die Menschen hier erzählen kann. »George«, lautet die
               Antwort, »den findet ihr da vorn im Saloon.« An der Eingangstür zu der Kneipe im Wildweststil
               fallen uns die – na, sagen wir mal, nostalgischen – Details auf. Der Türgriff ist
               ein Gewehrkolben, im Fenster hängt ein Schild mit Trumps Kampfruf »Make America Great
               Again«, drinnen wimmelt es von amerikanischen Flaggen, nostalgischen Fotos, auf dem
               Regal steht Chili-Soße in einem Gefäß, das wie eine Handgranate aussieht, und hinter
               dem Tresen hängt ein Poster mit einer nackten Frau in lasziver Haltung. Wir finden
               das seltsam, aber es scheint hier niemanden zu stören. Es ist eine Gegend, in der
               niemand ein Blatt vor den Mund nimmt, und wir werden nicht enttäuscht von George Nault,
               Harley Kruidhof und Tom Flynn. Alle drei sind im Ruhestand und reichlich unzufrieden
               mit der Politik in Washington. Tom erzählt uns vom Streit in seiner Familie: »Ich
               habe deswegen einen Bruder verloren. Er redet nicht mehr mit mir wegen meiner Überzeugungen.
               Genauso wie viele andere Leute, die ich seit über 40 Jahren kenne. Weil man eine andere
               politische Überzeugung hat, wird man plötzlich ausgeschlossen.« Da ist dieses Gefühl
               von Isolation. Dabei sind in Bouse, so erzählt Harley, fast alle Einwohner Republikaner
               und Trump-Fans: »Es gibt hier nur zwei, drei Demokraten, die ab und zu aus ihrem Schneckenhaus
               kommen.«
            

            Am meisten ärgern auch sie sich über die Inflation. »Ich kann von dem, was ich derzeit
               bekomme, nicht leben«, meint Tom. »Vor vier Jahren ging es mir noch gut. Heute verkaufe
               ich meine Sachen, um zu leben.« Ich frage, ob sie den Demokraten die Schuld für die
               Inflation geben. »Klar«, sagt Harley, »als Trump die Welt regierte, war das sicher
               nicht so.« Als ich dann wissen will, ob die Anhänger des republikanischen Kandidaten
               zu Gewalt greifen werden, wenn er die Wahl verliert, antwortet George wie aus der
               Pistole geschossen: »Wir sollten das tun. Unbedingt sogar. Wir haben vor langer Zeit
               mit einem Krieg angefangen, und das ist der Weg, den man gehen muss. Diese Leute,
               die im Amt sind, denken, dass wir für sie arbeiten.« Da wirft Tom ein: »Ich glaube
               nicht, dass sie zu Waffen greifen, dass es so schlimm wird.« George kontert ironisch,
               sie könnten nicht kämpfen, weil sie kein Geld hätten. Tom lacht: »Genau, ja, ja. Sie
               müssen sich das Benzin leisten können, um dorthin zu kommen, zur Revolution.« Politiker,
               so sagt Tom noch, nehmen keine Rücksicht auf das, was das amerikanische Volk wirklich
               will. Aber hier in Bouse meinen sie vor allem Politiker einer Partei. Auf der Gästetoilette
               klebt ein Foto von Joe Biden im Urinal, »piss on Biden« steht da.
            

            Viele Anhänger von Donald Trump redeten in diesem Wahljahr von Revolution und Gewalt
               gegen die Amtsinhaber, »die denken, dass wir für sie arbeiten«, wie George es formuliert.
               Sie sahen sich gewissermaßen als Sklaven eines Systems, mindestens aber als unterdrückte
               Minderheit. Ihre Rhetorik bedeutete nicht automatisch, dass jede oder jeder von ihnen
               wirklich in einen Bürgerkrieg ziehen würde, aber ihre Worte zeigten eine verbissene
               Entschlossenheit, die vor allem eines bewirkte: eine massive Mobilisierung von Wählern
               für ihren vermeintlichen Revolutionsführer.
            

            Tatsächlich bekam Donald Trump bei dieser Wahl 77 Millionen Stimmen, das waren rund
               drei Millionen mehr als bei seiner Niederlage vier Jahre zuvor und sogar 14 Millionen
               mehr als bei Trumps überraschendem Wahlsieg im Jahr 2016. Kein Wunder, dass der alte
               und neue Präsident in seiner Siegesrede in der Nacht zum 6. November 2024 in Superlativen
               schwelgte:[7] »Ich glaube, dies ist die großartigste politische Bewegung aller Zeiten. Es gab noch
               nie etwas Vergleichbares in diesem Land, und das ist jetzt wichtiger als je zuvor,
               weil wir nun unserem Land helfen können zu heilen. Wir werden unserem Land helfen,
               wieder gesund zu werden. Unser Land braucht Hilfe, es braucht dringend Hilfe. Wir
               werden unsere Grenzen reparieren. Wir werden alles an unserem Land reparieren.« Trump
               sah sich berufen, all seine Wahlkampfversprechen Wort für Wort umzusetzen, die alte
               Ordnung des Landes also auf den Kopf zu stellen. »Amerika«, so sagte er, »hat uns
               ein nie da gewesenes und mächtiges Mandat dafür erteilt.« Der frisch gewählte Präsident
               feierte offensichtlich einen Erdrutschsieg. Dabei war es gar keiner.
            

         
         
            Kein Erdrutschsieg

            Trump errang 312 der insgesamt 538 Wahlmännerstimmen, also nur sechs mehr als Joe
               Biden im Jahr 2020. Zum Vergleich: 1932 gewann Franklin D. Roosevelt 472 Wahlmännerstimmen,
               1972 bekam Richard Nixon 520, Ronald Reagan im Jahr 1984 sogar 525 Stimmen – echte
               Erdrutschsiege. In absoluten Zahlen schien Trumps Vorsprung vor Kamala Harris zunächst
               deutlich. Mit knapp über 75 Millionen Stimmen lag die Vizepräsidentin 2,3 Millionen
               Stimmen hinter Trump, aber es war das fünftknappste Ergebnis bei den 17 Präsidentschaftswahlen
               seit 1960. In Relation betrug sein Vorsprung landesweit gerade mal 1,48 Prozent, der
               viertknappste Wert seit 1960.[8] Aber Trump entschied das Rennen in allen sieben großen Swing-States – Nevada, Arizona,
               Georgia, North Carolina, Pennsylvania, Michigan und Wisconsin – für sich. Zusammengerechnet
               machten insgesamt 760 000 Stimmen in diesen Bundesstaaten den Unterschied. Obendrein
               haben die Republikaner jetzt wieder die Mehrheit in beiden Kammern des Parlaments
               in Washington, aber auch hier lohnt sich ein zweiter Blick. Im Senat, in dem zuletzt
               die Demokraten das Sagen hatten, liegt der Vorsprung der Republikaner bei 53 zu 47
               Sitzen – zu wenig, um Vorhaben mal eben mit einer Zweidrittelmehrheit durchzusetzen.
               Die Demokraten können wichtige Abstimmungen mindestens aufhalten, vielleicht gar scheitern
               lassen, falls einige republikanische Senatoren den Mut aufbringen, aus Gewissensgründen
               von Trumps Linie abzuweichen. Im Repräsentantenhaus ist die knappe republikanische
               Mehrheit aus der letzten Legislaturperiode – sie betrug 222 zu 213 Sitze – noch weiter
               geschrumpft. Jetzt stehen 220 Republikaner 215 Demokraten gegenüber. Da Präsident
               Trump aber mehrere Abgeordnete in Regierungsämter berufen hat, verfügte die Mehrheitsfraktion
               bis zu Nachwahlen zunächst nur über 217 Sitze, kaum genug für verlässliche Mehrheiten,
               wie sie Trump über die ersten zwei Jahre seiner ersten Amtszeit hatte. Damals halfen
               ihm 241 republikanische Abgeordnete im Repräsentantenhaus, seine große Steuersenkung
               und andere Vorhaben durchzubringen.[9]

            Amerika hat Donald Trump – anders, als er behauptet – kein »mächtiges Mandat« gegeben.
               Aber auch in dieser Frage setzte der frischgebackene Präsident auf seine bewährte
               Methode, dass es die Bürger schon glauben werden, wenn er es nur oft genug wiederholt.
               »Es ist ein politischer Sieg, wie ihn unser Land noch nie erlebt hat«, so Trump in
               der Wahlnacht, »dies wird nun wahrlich das Goldene Zeitalter Amerikas, das wir einfach
               haben müssen. (…) Dieser großartige Sieg für das amerikanische Volk wird uns erlauben,
               Amerika wieder großartig zu machen.« Bitte nicht falsch verstehen, das Ergebnis dieser
               Präsidentschaftswahl war immer noch deutlich und zweifellos historisch: Eine Mehrheit
               der Amerikaner hatte sich entschieden, einen verurteilten Straftäter ein zweites Mal
               ins mächtigste Amt der Erde zu wählen, gegen den es bereits mehrere – allerdings gescheiterte –
               Amtsenthebungsverfahren gab, der nachweislich lügt, dass sich die Balken biegen, und
               der Grundprinzipien der amerikanischen Demokratie abschaffen will. Auf der Klaviatur
               des Systems so virtuos zu spielen, dass es einen Systemsprenger ermächtigt, das ist
               eine Meisterleistung von Donald Trump, aber gleichzeitig ist es ein dramatisches Armutszeugnis
               für die Demokraten und ihre Präsidentschaftskandidatin Kamala Harris. Denn die Wahl
               2024 wurde weniger von Donald Trump gewonnen als vielmehr von seiner Konkurrentin
               verloren. Harris hatte mit 75 Millionen Wählerstimmen rund sechs Millionen Stimmen
               weniger als Joe Biden vier Jahre zuvor. Mit anderen Worten, eine große Zahl von demokratischen
               Wählern ist schlicht zu Hause geblieben. Die Gründe dafür sind vielfältig, aber am
               Ende doch einfach.
            

            Eine Mehrzahl der Wähler hatte vor allem genug vom erhobenen Zeigefinger des moralischen
               Überlegenheitsgefühls, mit dem die Demokraten ihnen in den vergangenen Jahren eine
               Politik verkaufen wollten, die sich hehren Zielen wie dem Kampf für Minderheitsrechte
               und gegen den Klimawandel verschrieben hatte, aber sich gleichzeitig viel zu wenig
               um Probleme kümmerte, die den Menschen in ihrer Lebenswirklichkeit viel bedeutender
               erschienen. »Während die Inflation zuschlug, die Zahl der Schulverweigerer in die
               Höhe schnellte und die schulischen Leistungen abstürzten, debattierten die Demokraten
               über korrekte Anredeformen, geschlechtsneutrale Toiletten und die (politisch korrekte,
               Anm. d. Red.) Umbenennung von Schulen.«[10] Das sind die Worte des Demokraten Rahm Emanuel. Der ehemalige Berater von US-Präsident Barack Obama rechnete in einem Essay für die Washington Post mit seiner Partei ab. Sie sei als »abgehobene Elite« dahergekommen und habe »hermetisch
               abgeschottet« nur unter sich diskutiert, »weit entfernt und abgekoppelt« von den Wählern.
               Donald Trumps Thesen seien zwar oft »ungefiltert, roh und herabwürdigend« gewesen,
               aber »sie reflektierten das Gefühl der Menschen, dass sie im Stich gelassen wurden«.
               Der Republikaner habe schlicht und ergreifend den »unterschwelligen Zeitgeist« in
               die richtigen Worte gefasst und sich damit entscheidend von der demokratischen Kandidatin
               Harris unterschieden: »Wahlkämpfe voller Freude in einer Zeit der Wut gewinnen keine
               Wahlen«, so Emanuel, der in seiner Kritik auch auf die Ursachen dieser Wut eingeht.
               Ich will die Argumentation hier einmal detaillierter darstellen, weil sie dem entspricht,
               was wir in den vergangenen Jahren bei unseren Reisen durchs Land immer wieder erlebt
               haben.
            

         
         
            Die große Desillusionierung

            Emanuel nennt das Jahr 2003 als den Beginn einer Ära der Desillusionierung für die
               amerikanische Bevölkerung. Damals führte der republikanische Präsident Georg W. Bush
               die Vereinigten Staaten in den Irakkrieg. Nach der Invasion in Afghanistan als Reaktion
               auf die Terroranschläge vom 11. September 2001 verkaufte Bush die neuerliche Intervention
               als logischen und unverzichtbaren zweiten Schritt im globalen Kampf gegen den Terrorismus.
               Als Rechtfertigung diente dabei die Lüge von den Massenvernichtungswaffen, die das
               Regime von Saddam Hussein angeblich auch gegen den Westen einsetzen würde. Ich erinnere
               mich noch gut an mein Interview mit der damaligen Nationalen Sicherheitsberaterin
               und späteren Außenministerin Condoleezza Rice Anfang Mai 2002 in Washington. Damals
               bestritt sie einen geplanten Einmarsch im Irak, lieferte aber schon die passende Rechtfertigung
               für das, was wenige Monate später geschehen würde: »Der Präsident hat dem deutschen
               Kanzler immer gesagt, dass er keine Pläne für eine Militäraktion gegen den Irak auf
               seinem Schreibtisch hat. Aber er will die Aufmerksamkeit aller freiheitsliebenden
               Staaten darauf lenken, dass der Status quo mit einem Saddam Hussein, der Massenvernichtungswaffen
               gegen sein eigenes Volk und seine Nachbarn eingesetzt hat, der weiterhin unter Missachtung
               aller internationalen Verpflichtungen keine Waffeninspektoren ins Land lässt und der
               weiterhin seine Nachbarn bedroht, nicht akzeptabel ist.«
            

            Der Krieg und die anschließende Besatzung kosteten knapp 5000 US-Soldaten das Leben, mehr als 38 000 wurden verletzt. Die Angaben über die Zahl der
               Toten im irakischen Militär und in der Zivilbevölkerung schwanken zwischen 115 000
               und 600 000. Dieser Krieg mit den vielen amerikanischen Opfern und mit den Skandalen
               um Folter und Gräueltaten durch US-Soldaten hat tiefe Spuren in der Psyche der Bevölkerung hinterlassen, die sich von
               ihrer Regierung getäuscht und in einen unnötigen Krieg hineingezogen fühlte. Bei der
               Präsidentschaftswahl 2008 war die heftige Niederlage der Republikaner die logische
               Quittung, aber die Verantwortlichen, so schreibt Rahm Emanuel, wurden für ihre Lügen
               nie zur Verantwortung gezogen, »sie sitzen jetzt in den Vorständen großer Unternehmen
               und in Führungsfunktionen namhafter Universitäten. So weit zur Gerechtigkeit«. Condoleezza
               Rice hält übrigens eine Professur an der Stanford University.
            

            An dieser Stelle will ich einen entscheidenden Faktor hinzufügen, den Emanuel übersehen
               hat. Denn das gigantische Ausmaß dieses Vertrauensverlusts durch den Irakkrieg wird
               nur dann wirklich begreifbar, wenn man das tiefe Trauma der Terroranschläge vom 11. September
               2001 mitberücksichtigt. Mit ihren Angriffen auf das World Trade Center in New York
               und das Pentagon in Washington versetzten die Terroristen von Al-Qaida ein Amerika,
               das sich seit dem Ende des Kalten Krieges für unverwundbar und unbesiegbar hielt,
               in einen Zustand absoluter Ohnmacht. Wäre das vierte Passagierflugzeug – wie offenbar
               geplant – in das Kapitol, das amerikanische Parlament, gestürzt, wäre die Führungsmacht
               der Welt fast komplett führungslos gewesen. Es gehört zu den Grundprinzipien jeder
               Demokratie, dass sie ihren Bürgern im Austausch gegen ihre Stimmen bei Wahlen und
               ihre Steuern die Befriedigung ihrer wichtigsten Bedürfnisse – darunter Sicherheit
               und Freiheit – verschafft. Bevor das auch in der US-Verfassung verankert wurde, hatten es die Gründungsväter Amerikas schon in der Unabhängigkeitserklärung
               beschrieben: »Wir halten diese Wahrheiten für selbstverständlich – dass alle Menschen
               gleich geschaffen sind; dass sie von ihrem Schöpfer mit bestimmten unveräußerlichen
               Rechten ausgestattet sind, zu denen Leben, Freiheit und das Streben nach Glück gehören;
               dass zur Sicherung dieser Rechte Regierungen unter den Menschen eingesetzt werden,
               die ihre gerechte Macht aus der Zustimmung der Regierten beziehen.« Die Ermittlungen
               nach 9/11 belegten ein Totalversagen der Regierung und der amerikanischen Sicherheitsbehörden
               in den Monaten vor den Anschlägen. Die Politik hatte offensichtlich gegen den Vertrag
               mit dem Volk verstoßen und die Sicherheit der eigenen Bürger fahrlässig aufs Spiel
               gesetzt. Doch es gab kein Eingeständnis der Schuld, keine Aufarbeitung der Fehler,
               niemand wurde zur Rechenschaft gezogen. Verständlich, weil nur Entschlossenheit, Geschlossenheit,
               Vergeltung und Krieg Amerikas Selbstbewusstsein wiederherstellen konnten. George W.
               Bush bekam einen Blankoscheck für den Krieg gegen den Terrorismus, aber er missbrauchte
               ihn für einen weiteren, überflüssigen Krieg, der mit Gräueltaten und hohen Opferzahlen
               neuen Terrorismus erschuf und die amerikanische Psyche belastete. Insofern begann
               die Desillusionierung nicht erst 2003, sondern mit den Anschlägen vom 11. September
               2001.
            

            Rahm Emanuel sieht die zweite große Enttäuschung im Absturz des globalen Finanzsystems
               im Jahr 2008. Infolge der Wirtschaftskrise verloren viele Amerikaner ihre Lebensersparnisse,
               ihre Häuser und Wohnungen. Karrieren, Familien und Zukunftsperspektiven wurden zerstört,
               weil reiche Eliten im Verbund mit gierigen Konzernen viel zu hohe Risiken in Kauf
               genommen und ihre Kunden und Anleger getäuscht hatten, um maximale Gewinne zu machen.
               Die staatliche Aufsicht und die Politik hatten in ihrer Kontrollfunktion nicht nur
               versagt, sondern mit ihren politischen Entscheidungen dem Betrug sogar noch Tür und
               Tor geöffnet. Wieder wurden die Schuldigen nicht zur Rechenschaft gezogen. Die Folge
               war ein massiver Vertrauensverlust in die Institutionen des amerikanischen Systems
               und in die handelnden Politiker. So war der fruchtbare Boden bereitet für die Niederlage
               von Hillary Clinton, der Kandidatin des demokratischen Establishments, bei der Präsidentschaftswahl
               2016. Donald Trump kam damals schon mit dem Versprechen an die Macht, Amerika wieder
               groß zu machen. Aber vieles von dem, was er in seiner ersten Amtszeit durchsetzte,
               trug nur wenig dazu bei, das große Ziel zu erreichen. Das gilt auch für seine große
               Steuersenkung. Für die meisten Amerikaner war die monatliche Ersparnis so marginal,
               dass sie bei einem Familienessen im nahen Schnellrestaurant schon wieder aufgebraucht
               war. Trump hatte versprochen, dass die massiven Senkungen für die Unternehmen zu einem
               Anstieg der Löhne führen würden, durchschnittlich 4000 Dollar mehr im Jahr für jede
               Familie, einer der Präsidentenberater sprach von mehr als dem Doppelten. Tatsächlich
               aber zeigen amtliche Daten aus dem Jahr 2018, dass das Familieneinkommen im Schnitt
               nur um 500 Dollar wuchs und damit weniger als in den fünf Jahren zuvor. Die Wachstumsrate
               lag mit gerade einmal 0,4 Prozent deutlich unter den 0,7 Prozent in den Vorjahren.
               Die Profiteure des trumpschen Steuergesetzes waren vor allem die Wohlhabenden und
               die großen Unternehmen. Diejenigen, die zum reichsten Prozent der Bevölkerung zählten,
               durften sich über eine durchschnittliche Steuerersparnis von rund 50 000 Dollar pro
               Jahr freuen. Für 80 Prozent der Bevölkerung lag die Einsparung im Schnitt bei knapp
               700 Dollar, so hat es das Institut für Steuer- und Wirtschaftspolitik errechnet. Wer
               den Bericht des ITEP[11] liest, wird sehr schnell wütend, denn die 375 profitabelsten Unternehmen der USA zahlten im Jahr 2018 nicht die nach dem neuen Gesetz vorgesehenen 21 Prozent, die
               durchschnittliche effektive Steuerrate für sie lag nur bei 11,3 Prozent. Die Unternehmen
               machten in diesem Jahr Bruttogewinne in Höhe von 765 Milliarden Dollar. Insgesamt
               91 Großkonzerne unter den genannten Unternehmen, zum Beispiel Amazon, IBM, General Motors und Netflix, zahlten überhaupt keine Bundessteuern in den USA oder bekamen sogar noch Erstattungen von der amerikanischen Steuerbehörde zurück.
               Grund dafür waren die vielen Schlupflöcher. Trumps Steuergesetz hatte viele Lücken
               vergangener Jahre nicht nur nicht geschlossen, sondern eine Vielzahl neuer hinzugefügt.
            

            Es ist deshalb kein Wunder, dass eine ganze Generation von Amerikanern längst nicht
               mehr daran glaubt, dass ihre Kinder es mal besser haben werden als sie. Von 1980 bis
               zum Beginn der Coronakrise 2020 war Amerikas Bruttoinlandsprodukt um 79 Prozent gestiegen –
               dabei sind das Bevölkerungswachstum und die Inflation mitberücksichtigt. Im gleichen
               Zeitraum wuchs das Einkommen der unteren Hälfte der arbeitenden Bevölkerung in den
               USA nach Steuern nur um 40 Prozent. Für die Gruppe der mittleren Einkommen betrug die
               Steigerung 50 Prozent. Gleichzeitig schoss aber das Einkommen der Reichsten 0,01 Prozent
               der arbeitenden Bevölkerung um 420 Prozent in die Höhe. Die New York Times hat die Folgen dieser Entwicklung in einem Artikel vom 10. April 2020 einmal an konkreten
               Zahlen anschaulich gemacht.[12] Wenn sich von 1980 bis 2020 die Verteilung des Bruttoinlandsprodukts auf die Einkommensgruppen
               nicht wesentlich verändert hätte, also der Anstieg in allen Gruppen parallel verlaufen
               wäre, dann hätte jeder amerikanische Haushalt der unteren 90 Prozent der Verdienenden
               2020 und in jedem Jahr 12 000 Dollar mehr zur Verfügung gehabt. Fragte man die Menschen
               im Jahr 2020, die 1980 geboren wurden, ob sie nun, mit 40 Jahren, mehr verdienten
               als ihre Eltern im gleichen Alter, konnten nur 50 Prozent von ihnen mit »ja« antworten.
               Zum Vergleich: Von denen, die im Jahr 1940 geboren wurden, konnten im Jahr 1980 insgesamt
               92 Prozent sagen, dass sie mehr verdienten als ihre Eltern damals.
            

            Die tiefe ökonomische und damit auch soziale Ungerechtigkeit hat die politische Landschaft
               der Vereinigten Staaten in den vergangenen Jahren schon massiv beeinflusst und den
               Aufstieg populistischer Strömungen ermöglicht. Donald Trump war die logische Folge
               dieser Entwicklung, aber statt sich um die echten Probleme der Menschen zu kümmern,
               hatte er in seiner ersten Amtszeit ganz offenbar andere Prioritäten. Und dann kam
               die Pandemie, in der Trump die Gefahr durch das Coronavirus monatelang verharmloste
               und ignorierte. Er ist also verantwortlich für mindestens einen Teil der 1,2 Millionen
               Todesopfer und für den Totalabsturz der amerikanischen Wirtschaft. Einmal mehr verloren
               viele Amerikaner ihre Jobs, mussten Hunderttausende um den Verlust ihres Hauses oder
               ihrer Wohnung fürchten. Die psychische Belastung quer durch alle Altersgruppen – besonders
               aber bei Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen – hinterließ tiefe Spuren.
            

         
         
            Ein Blick zurück

            All das habe ich in meinem Buch Die Zerstörung Amerikas im Jahr 2020 detailliert beschrieben und belegt. Damals fällte ich ein hartes Urteil
               über Trumps Amtszeit: Er zeigte sich als Rassist mit faschistischen Zügen, der als
               Präsident die demokratische Ordnung untergrub, die Gewaltenteilung bekämpfte, absolute
               Macht für sich in Anspruch nahm und sich selbst über das Gesetz stellte. Er war eine
               Gefahr für die Welt, weil er den Autoritarismus der liberalen Demokratie vorzog, weil
               er Despoten und Mörder hofierte, unverzichtbare Bündnisse schwächte, die westliche
               Wertegemeinschaft infrage stellte. Gleichzeitig verbreitete er mit allen Mitteln Angst,
               um sich an der Macht zu halten. Das Schlimmste daran war, dass er so all jene betrog,
               die auch Angst hatten. Sie befürchteten, dass sich die Welt so verändern würde, dass
               sie auf der Strecke bleiben würden. Hier liegt der Schlüssel zum Verständnis der engen
               Verbindung zwischen diesem narzisstischen Anführer und seiner treuen Gefolgschaft,
               darunter vor allem die weiße Arbeiterklasse in Amerika. Weiße Amerikaner haben heute
               im Vergleich zu früheren Jahrzehnten eine niedrigere Lebenserwartung, höhere Suchtraten,
               schlechtere Jobs und Berufsaussichten, und sie blicken immer hoffnungsloser in die
               Zukunft. Deshalb gehen sie Donald Trump auf den Leim, der ihnen einredet, dass »die
               anderen« an allem die Schuld haben. Dabei werden ihre Probleme nicht von Zuwanderern
               oder Minderheiten in der Gesellschaft verursacht. Die weiße Arbeiterklasse wird, wie
               alle anderen Bevölkerungsgruppen, Amerikaner aller Ethnien, betrogen von reichen Weißen
               und großen Konzernen.
            

            Mein Fazit kurz vor der Präsidentschaftswahl 2020 liest sich heute wie eine düstere
               Prophezeiung: »Es ist noch nicht zu spät, wenn die Wahl ungehindert stattfindet, wenn
               es einen friedlichen Übergang der Macht gibt, wenn Donald Trump nicht einen Bürgerkrieg
               entfesselt und wenn der neue Präsident überzeugende Konzepte für ein besseres Amerika
               nicht nur anbietet, sondern auch umsetzt. Wenn Donald Trump wiedergewählt wird, gibt
               es dieses Amerika nicht mehr. Wenn aber ein anderer am 20. Januar 2021 vereidigt wird,
               dann muss er liefern, den Kampf gegen die sozialen, wirtschaftlichen und ethnischen
               Ungerechtigkeiten anführen, ein Reformpräsident sein, wie einst Franklin Delano Roosevelt
               mit seinem ›New Deal‹. Wenn Trumps Nachfolger seine Versprechen nicht einlöst, dann
               wird das, was danach kommt, vielleicht noch unvorstellbarer und düsterer sein als
               das, was wir in den vergangenen Jahren erlebt haben.«
            

            Kurz danach wurde Donald Trump krachend abgewählt, auch wenn er das bis heute nicht
               wahrhaben will. Die Mehrheit der Amerikaner entschied sich für die Rückkehr zu Rationalität
               und Augenmaß, aber gleichzeitig auch für eine Veränderung zum Besseren. Joe Biden
               und Kamala Harris bot sich also eine Riesenchance, aber die Herausforderungen waren
               gewaltig: Das Land war, im wahrsten Sinne des Wortes, krank, die Wirtschaft lag danieder,
               die politische Polarisierung entlud sich in Gewalt – unter anderem beim Sturm auf
               das Kapitol am 6. Januar 2021. Auch außenpolitisch hatte Donald Trump weitgehend ein
               Trümmerfeld hinterlassen – mit seinen Handelskriegen, seiner Art, die Geschlossenheit
               bewährter Bündnisse zu untergraben, seiner kaum verheimlichten Bewunderung für autoritäre
               Anführer und seinem Hang zum Isolationismus, der in Osteuropa und Asien Machtvakua
               entstehen ließ. Der Abzug aus Afghanistan, den Trump ohne wirklichen Plan eingefädelt
               und mit einem festen Datum versehen hatte, bescherte seinem Nachfolger ein außenpolitisches
               Fiasko und sendete ein Signal der Schwäche nach Moskau, das Wladimir Putin in seinen
               Invasionsplänen für die Ukraine bestärkt haben muss.
            

         
         
            Die richtige Strategie

            Gemessen daran war die Politik der Biden-Harris-Administration in den nachfolgenden
               vier Jahren eigentlich höchst erfolgreich. Die US-Regierung führte das Land aus der schweren Wirtschaftskrise heraus. Mit staatlichen
               Investitions- und Subventionsprogrammen über mehrere Billionen Dollar trieb sie die
               Modernisierung und den Ausbau der Infrastruktur voran, förderte die Produktion von
               Hochtechnologien, den Bau von Halbleiter-, Batterie- und Elektroauto-Fabriken und
               die Transformation der amerikanischen Wirtschaft hin zu erneuerbaren Energien. Sie
               kurbelte auch die heimische Förderung seltener Rohstoffe an, um die Abhängigkeit der
               US-Wirtschaft von Importen aus anderen Ländern zu reduzieren, und sorgte mit neuen Rekorden
               bei der Öl- und Gasförderung für vergleichsweise niedrige Energiepreise. Im Jahr 2024
               konnten die Vereinigten Staaten deshalb Wirtschaftsdaten vorweisen, um die wir Europäer
               sie nur beneiden können: ein Wachstum von rund 3 Prozent – 12,6 Prozent über die gesamte
               Amtszeit Bidens – eine Arbeitslosenrate von rund 4 Prozent, eine Inflationsrate von
               2,5 Prozent. Darüber hinaus belebte die Biden-Administration alte Bündnisse und begründete
               neue, vor allem in der Indopazifik-Region und in Afrika. Sie bot China und Russland
               die Stirn und konnte einen Großteil des Vertrauens in die Verlässlichkeit Amerikas,
               das in den Trump-Jahren verloren gegangen war, wiederherstellen.
            

            Wichtige Grundlage und eigentlicher Ausgangspunkt für all das war der American Rescue
               Plan Act, das Corona-Hilfspaket über 1,9 Billionen Dollar, das Präsident Biden nur
               wenige Wochen nach seinem Amtsantritt am 11. März 2021 unterzeichnet hatte. Es umfasste
               14 Milliarden Dollar für die Verteilung von Covid-Impfstoff, 350 Milliarden Dollar
               an Unterstützungsleistungen für die Bundesstaaten und Kommunen, 130 Milliarden Dollar
               für die Anpassung von schulischen Einrichtungen an die Coronaregeln, 50 Milliarden
               Dollar für kleine Unternehmen und Geschäfte, 25 Milliarden für Restaurants und Cafés.
               Darüber hinaus gab es 300 Milliarden Dollar an Arbeitslosenhilfen, außerdem Kinderfreibeträge
               und direkte Finanzhilfen für alle Steuerzahler mit einem Einkommen bis zu 75 000 Dollar
               pro Jahr. Man sollte angesichts all dieser Maßnahmen meinen, dass die überwältigende
               Mehrheit der amerikanischen Bevölkerung Joe Biden und Kamala Harris in einem ausschließlich
               positiven Licht sehen würde. Aber aus der Pandemie blieb auch ein anderer, negativer
               Eindruck an der demokratischen Partei hängen, den sie nicht mehr abschütteln konnte.
               Während der republikanische Präsident Trump – wohl aus Ignoranz und Arroganz – in
               der Pandemie auf die Eigenverantwortung der Bürger gesetzt und für eine schnelle Rückkehr
               zu »business as usual« im Wirtschaftsleben plädiert hatte, traten die Demokraten,
               insbesondere ihre Gouverneure in einer Reihe von Bundesstaaten, für eine knallharte
               Durchsetzung der Maskenpflicht und anderer Coronaregeln an Schulen, in Unternehmen
               und im öffentlichen Raum ein. Damit wurden sie in der Wahrnehmung vieler Menschen
               noch mehr zu einer Establishment-Partei, die den Amerikanern diktieren will, was sie
               zu denken, zu sagen und zu tun haben. Ausgerechnet die Partei, die sich selbst immer
               als Anwältin der kleinen Leute dargestellt und damit auch eindrucksvolle Wahlerfolge
               errungen hatte, präsentierte sich als elitärer Club, der abweichende Meinungen und
               Verhaltensweisen verteufelte und nicht genug auf die Sorgen all jener einging, die
               im Shutdown ihren Job und damit ihre Lebensgrundlage verloren hatten. Das billionenschwere
               Pflaster der Coronahilfen im American Rescue Plan konnte diesen Eindruck nicht entkräften.
               Deshalb führt Rahm Emanuel die Pandemie in seinem Essay in der Washington Post als dritten Schub bei der großen Desillusionierung der Amerikaner auf, gegenüber
               der die demokratische Partei blind gewesen sei. Diese Desillusionierung habe einen
               Stimmungsumschwung ausgelöst – »von Hoffnung und Ambition zu Ärger und Feindseligkeit«.
            

            Tatsächlich hatte die wachsende Desillusionierung zu diesem Zeitpunkt schon ein Ausmaß
               erreicht, das man als Grundlage für eine politische Revolution mit demokratischen
               Mitteln, also per Wahl, bewerten könnte. Eine Studie des Pew Research Centers von
               2021 belegt, dass 66 Prozent der Amerikaner einen kompletten oder weitgehenden Umbau
               der US-Wirtschaft für notwendig hielten, sogar 85 Prozent forderten ebenso radikale Veränderungen
               des politischen Systems.[13] Ähnlich hohe Zahlen gab es in Frankreich, Italien, Spanien, Griechenland und Japan –
               ein Anzeichen, dass populistische und extremistische Gruppen, die sich als Systemsprenger
               inszenieren, dort einen fruchtbaren Boden finden. Deutschland lag mit Großbritannien,
               Belgien, Südkorea und Taiwan eher im Mittelfeld. 52 Prozent der befragten Deutschen
               wollten einen Umbau des politischen Systems, 51 Prozent tiefgreifende Reformen in
               der Wirtschaft. All das ist Ausdruck einer hohen Unzufriedenheit mit der liberalen
               Demokratie, die offenbar nicht mehr lieferte, was die Menschen von ihr erwarteten.[14]

            Zu lange, so meint Rahm Emanuel, seien die Demokraten dann auch in der Zeit nach der
               Pandemie um die echten Sorgen der Menschen »auf Zehenspitzen herumgeschlichen«. Emanuel
               meint damit die explodierenden Lebenshaltungskosten durch die hohen Preise von Lebensmitteln,
               Treibstoff, Häusern und Wohnungen, die Kriminalität, Zuwanderung, Obdachlosigkeit
               und die Fentanyl-Drogenkrise. »Amerikaner wollen«, so Emanuel, »dass die Gesetze für
               unsere Grenzen respektiert werden, und sie wollen an Orten leben, wo sie sich sicher
               und beschützt fühlen. Das anzuerkennen sollte nicht so schwer sein. Die Menschen ziehen
               die Ordnung der Unordnung vor. Trump war bei diesen Themen erfolgreich, weil er die
               Frustration der Öffentlichkeit aufgriff. Unsere Worte signalisierten Nachgiebigkeit.«
               Es ist ein schwerer Vorwurf an die Adresse von Joe Biden, Kamala Harris und die Führung
               der demokratischen Partei. Aber ist er wirklich gerechtfertigt? Die Milliardenpakete
               aus Washington hatten doch Millionen von neuen Jobs geschaffen, insbesondere für Amerikaner
               ohne Hochschulabschluss. Mit einer ganzen Reihe von Initiativen hatten Biden und Harris
               in ihrer Amtszeit auch das Leben vieler Bürger verbessert. Aber trotz aller Anstrengungen
               fühlten sich die Amerikaner – wie offenbar viele Menschen in der ganzen Welt – zu
               sehr von Unordnung umzingelt. Die psychischen Nachwirkungen der Pandemie, die Preissteigerungen,
               die hohen Zinsen, die steigende Staatsverschuldung, die wachsende Zahl von Obdachlosen,
               die Millionen von illegalen Einwanderern jedes Jahr, die Konflikte in Europa und Nahost,
               der Streit und das zeitweise Chaos im Kongress. Wenn man sich überwältigt fühlt, schafft
               das Aufzählen von politischen Erfolgen und die Konzentration auf den Kampf gegen Klimawandel
               und für Minderheitenrechte keine Abhilfe, keine Beruhigung.[15] Im Juni 2024 hatten nur noch 22 Prozent der Amerikaner Vertrauen in ihre Regierung,
               so eine Studie des Pew Research Centers.[16] Und in Umfragen gaben nur noch ein Viertel der Befragten an, mit der Entwicklung
               des Landes zufrieden zu sein. Seit rund 20 Jahren – also ziemlich genau seit Beginn
               des Irakkriegs – ist die Zahl der Menschen, die glauben, die USA entwickeln sich in die falsche Richtung, auf rund 75 Prozent angewachsen.
            

         
         
            Der greise Kandidat

            In dieser Situation hatte die demokratische Partei einen Präsidentschaftskandidaten,
               der doppelt schwach schien. Politisch wirkte Präsident Biden in dieser Zeit machtlos
               gegenüber dem weiter tobenden russischen Angriffskrieg in der Ukraine und ohnmächtig
               angesichts eines blutigen Nahostkonflikts, in dem der israelische Premierminister
               Netanyahu alle Ratschläge aus dem Weißen Haus ignorierte. Aber entscheidender noch
               war wohl die körperliche Schwäche Joe Bidens. Viel wurde darüber geschrieben, dass
               er den Herausforderungen seines Amtes eigentlich schon längst nicht mehr gewachsen
               war. Genährt wurde dieser Eindruck durch seine sichtbare Gebrechlichkeit, seinen von
               Gicht beeinträchtigten, staksigen Gang, seine wiederholten Aussetzer bei öffentlichen
               Anlässen.
            

            Aber zur Wahrheit gehört dazu, dass dieses Bild eines altersschwachen, überforderten
               Präsidenten auf kleinen Ausschnitten seiner Reden und Auftritte beruhte. Wer die Termine
               in voller Länge verfolgte, sein Arbeitspensum, seine Reisen, seine Initiativen in
               der Wirtschafts- und Sicherheitspolitik, der wusste, dass die Auszüge in den Nachrichtensendungen
               der Leistung des 81-jährigen Präsidenten nicht gerecht wurden. Ich bleibe dabei, auch
               wenn mancher Fernbeobachter in Deutschland oder anderswo behauptet, es immer schon
               besser gewusst zu haben: Biden war seinem Amt weiterhin gewachsen, und verglichen
               mit früheren Präsidenten wie Ronald Reagan, George W. Bush oder Donald Trump hatte
               er immer noch ein höheres Maß an Agilität, Entschlossenheit, Erfahrung und Sachverstand
               zu bieten – allerdings, wie sich bei der Fernsehdebatte mit Donald Trump am 27. Juni
               2024 sehr deutlich zeigte, nicht genug für eine weitere Amtszeit. Sein republikanischer
               Widersacher hatte sich dagegen schon längst als starker Mann inszeniert. »2016 habe
               ich euch gesagt, ich bin eure Stimme«, so Trump bei seinem ersten Wahlkampfauftritt
               in Waco, Texas, »heute füge ich hinzu, ich bin euer Krieger. Ich bin eure Gerechtigkeit.
               Und für alle, die sich ungerecht behandelt und betrogen fühlen, bin ich eure Vergeltung.«
               Der Ton war gesetzt für seinen Wahlkampf und seinen Auftritt beim Nominierungsparteitag
               der republikanischen Partei im Juli 2024.
            

         
         
            Der Kämpfer

            Amerika steht in Flammen. Das ist mein allererster Gedanke, als Kid Rock loslegt.
               Hinter dem amerikanischen Rockstar zeigen riesige Bildschirme die amerikanische Flagge
               umgeben von grell brennenden Feuern. Der Sänger skandiert »Fight, fight, fight«, also
               »Kämpft, kämpft, kämpft«, und die rund 10 000 Menschen in der Arena fallen mit ein.
               Alte und Junge, Männer und Frauen, die meisten Weiße, viele tragen Hemden, Krawatten,
               Tücher und Hüte in rot, weiß und blau, den Landesfarben der Vereinigten Staaten. Man
               mag es als patriotischen Budenzauber abtun, die übliche Show bei einem Parteitag in
               den USA, aber für mich hat es etwas von Massenpsychose, ein Kult zelebriert seinen Führer,
               denn ihre Rufe gehen über in den Namen ihres Idols: »Trump, Trump, Trump«, skandieren
               sie. Ich sitze auf einer Tribüne der Veranstaltungshalle im Herzen von Milwaukee,
               Wisconsin. An den drei Tagen zuvor habe ich hier schon einiges erlebt. Allabendlich
               fieberten die Delegierten dem Auftritt Donald Trumps und seiner großen Rede an diesem
               Donnerstag entgegen. Ich gebe zu, dass mich die Organisatoren der republikanischen
               Partei durch eine weitgehend perfekte Inszenierung beeindruckt haben, im Positiven
               wie im Negativen. Da waren die zahlreichen Auftritte von Politikern und Promis, die
               Trump auf der Bühne die Treue schworen. Das hat mich eher abgestoßen, ganz besonders
               der Auftritt von Nikki Haley, die im Vorwahlkampf ihren größten Gegner noch als alt,
               geistig angeschlagen und amtsunfähig bezeichnet hatte. Jetzt beugte die ehemalige
               Gouverneurin von South Carolina, wie so viele andere, verbal die Knie vor dem Mann,
               der huldvoll lächelnd auf seiner präsidialen, rot gepolsterten Bank saß, in absoluter
               Gewissheit, dass die »grand old party«, die »große, alte Partei«, wie die Republikaner
               sie nennen, ihm willenlos ergeben ist. Trump ist die Partei, und die Partei ist Trump.
               Und nun porträtieren sie ihn hier als gütigen Anführer, als netten Menschen, der mitfühlt
               mit anderen, der sich selbstlos einsetzt, um sein Land und das Leben der Amerikaner
               besser zu machen.
            

            An einem Abend habe ich es fast selbst geglaubt. Da treten die Angehörigen von Menschen
               auf, die durch eine Überdosis der tödlichen Droge Fentanyl ums Leben kamen, und die
               Familienmitglieder von Soldaten, die beim chaotischen Abzug aus Afghanistan einem
               Terroranschlag am Flughafen von Kabul zum Opfer fielen. Ihr Leid und ihre Trauer sind
               genauso echt wie ihre Wut auf Joe Biden. Sie sind davon überzeugt, dass ihre Liebsten
               noch leben würden, wenn der US-Präsident den Schmuggel von Drogen und Menschen über die mexikanisch-amerikanische
               Grenze unterbunden hätte, wenn er beim Rückzug vom Hindukusch nicht seine ganze Unfähigkeit
               als Oberbefehlshaber bewiesen hätte. Natürlich lassen sie dabei außer Acht, dass auch
               Donald Trump die Grenze nie dichtmachen konnte und dass Trump selbst den überhasteten
               Rückzug mit den Taliban ausgedealt hatte, aber ihre Vorwürfe gehen dennoch unter die
               Haut. Viele Menschen in der Arena sind erschüttert, weinen, als die Schwester eines
               ermordeten Soldaten erzählt, wie Präsident Biden zwar bei der Ankunft der Särge mit
               den sterblichen Überresten in Dover, Delaware, dabei war, aber sich keine Zeit nahm,
               um mit den Angehörigen zu sprechen. Donald Trump dagegen habe sich später mit den
               Familien getroffen, stundenlang mit ihnen geredet und Trost gespendet. Das war der
               Moment, in dem ich dachte, dass ja vielleicht doch ein Funke Anstand in ihm steckt,
               vielleicht sogar mehr und vielleicht ganz besonders jetzt, nachdem Donald Trump bei
               einem Anschlag beinah sein Leben verloren hätte.
            

            Doch dann kommt nach dem martialischen Auftritt von Kid Rock zum krönenden Abschluss
               des Parteitags der Mann auf die Bühne, dessen Namen sie kurz zuvor noch in einem Atemzug
               mit dem Wort »kämpft« skandiert haben. Natürlich ist auch das eine perfekte Inszenierung,
               eine Botschaft oder genauer eine Drohung. Denn der einst abgewählte Ex-Präsident will
               Vergeltung ankündigen, er kommt, um aufzuräumen, das Land und die Amerikaner vor dem
               Untergang zu bewahren, sie aus den Klauen des Bösen zu befreien. In riesiger Leuchtschrift
               prangt »Trump« auf den Bildschirmen. Sechs Fotografen und Kameraleute, ganz in schwarz
               gekleidet, dürfen vor ihm knien und ihn aus der Froschperspektive in aller Erhabenheit
               aufnehmen. Hinter ihm haben sie einen Ständer mit der Uniform von Corey Comperatore
               hereingefahren. Der 50-jährige ehemalige Feuerwehrmann, Vater von zwei Töchtern, war
               beim Attentat von einem der Projektile, die Trump treffen sollten, getötet worden.
               Trump küsst den Feuerwehrhelm, und in diesem Moment sind sicher viele im Saal von
               dem überzeugt, was sich die Delegierten schon seit Tagen gegenseitig zuraunen und
               was Donald Trump nun auch selbst sagt: dass Gott ihn nur deshalb überleben ließ, weil
               er Großes mit ihm vorhat. Trump als Erlöser und Heilsbringer Amerikas. »Wir sind eine
               Nation im Niedergang«, behauptet er, »mit einer Inflationskrise, die das Leben unerschwinglich
               macht, die Einkommen von Arbeitern und Familien mit niedrigem Einkommen verschlingt
               und unsere Leute erdrückt. Eine riesige Invasion an unserer Südgrenze bringt Elend,
               Verbrechen, Armut, Krankheit und Zerstörung in Gemeinden im ganzen Land – so etwas
               gab es noch nie.« Die Stimmung im Saal kocht über. Als gelernter Historiker fühle
               ich mich an die Aufmärsche und die Rhetorik der 30er-Jahre in Deutschland und Italien
               erinnert, als Menschen eingeredet wurde, ihr Land stehe am Abgrund, sie seien Opfer
               finsterer Mächte.
            

            Als politischer Beobachter bin ich in diesem Moment fest davon überzeugt, dass Donald
               Trump die Wahl gewinnen wird. Er beschreibt Politik nicht als Wettbewerb von Ideen,
               sondern als Kampf ums Überleben. Er will der Retter sein und braucht einen Feind –
               also klebt er dem politischen Gegner Etiketten an. In einem Wahlwerbespot geht er
               mit dunkler Miene auf die Kamera zu und verspricht: »In der letzten großen Schlacht
               werden wir die Kriegstreiber, Globalisten, Kommunisten, Marxisten und Faschisten vertreiben.«
               Er malt die Welt in düstersten Farben, und bis zu diesem Zeitpunkt macht sein Konkurrent
               im Präsidentschaftswahlkampf nichts anderes. Auch Joe Biden malt bei seinen Auftritten
               ein Schreckgespenst namens Trump an die Wand, bezeichnet ihn als Bedrohung für die
               amerikanische Demokratie. Beide Seiten führen einen Wahlkampf der Angst. Auch Biden
               geht es offenkundig weniger um den Wettbewerb von Ideen und politischen Konzepten.
               Der Amtsinhaber setzt wie Donald Trump auf Kampf – in diesem Fall um die Werte des
               Landes.
            

            Als Biden wenige Tage nach dem Ende des republikanischen Parteitags seine Kandidatur
               unter dem Druck führender Parteifreunde dann doch zurückzieht, begründet er das mit
               den Worten: »Nichts, wirklich nichts darf der Rettung der Demokratie im Weg stehen,
               auch nicht persönliche Ambition. (…) Wir müssen uns entscheiden, ob wir an Ehrlichkeit,
               Anstand, Respekt, Freiheit, Gerechtigkeit und Demokratie glauben. Können wir die,
               deren Meinung wir nicht teilen, statt als Feinde doch als Mitbürger sehen? Können
               wir das? Und zählt im öffentlichen Leben immer noch der Charakter (eines Menschen)?«
               Mit diesen Worten mag Biden zwar recht haben, aber dies zum wichtigsten Thema des
               Wahlkampfs zu machen gegen einen, der Abhilfe für all jene Probleme verspricht, die
               die Menschen in Unruhe versetzen und die Unzufriedenheit im Land befeuern, ist ein
               schwerer Fehler. Das meine ich mit dem »erhobenen Zeigefinger der moralischen Überlegenheit«,
               von dem ich weiter oben sprach und der die Demokraten am Ende den Sieg kosten würde,
               wenn nicht der Kandidat oder die neue Kandidatin der demokratischen Partei eine andere
               Botschaft zu bieten hätte – heller, zukunftsorientierter und vor allem näher an den
               Bedürfnissen der Wählerinnen und Wähler. Es war eine einmalige Chance für Kamala Harris.
               Aber würde sie sie ergreifen?
            

         
         
            Ein neuer Ton

            Die Menschen sind neugierig in Philadelphia. Sie strömen zum ersten gemeinsamen Auftritt
               von Kamala Harris und ihrem gerade ausgesuchten Vizepräsidentschaftskandidaten Tim
               Walz. Die Schlangen sind lang, die Reihen bunt an diesem Tag im Juli 2024. Bis dahin
               war es ein Wahlkampf mit alten Kandidaten und düsteren Tönen, jetzt werden mögliche
               Wähler angezogen vom Sound der Neuen, die jünger ist und anders. »Kamala ist Zukunft«,
               steht auf einem bunten Plakat. Die Stimmung ist fröhlich. »Sie bringt Freude und Enthusiasmus«,
               sagt eine Frau mit strahlendem Lächeln, »sie steht für positive Dinge, nicht negative.«
               Ein zehnjähriges Mädchen erzählt uns, ihre Familie stamme aus Indien, deshalb freue
               sie sich so: »Sie wäre eine indische und schwarze Präsidentin, das ist toll.« Eine
               schwarze Frau mit pinkfarbener Baseballkappe setzt all ihre Hoffnung auf Kamala Harris:
               »Schau dir einfach Trump an, dann weißt du, worum es geht. Sie versucht, die Demokratie
               zu retten. Trump nimmt sie uns weg.« Und während die Menschenschlange sich an unserem
               Team vorbeibewegt, sagt ein Mann im blauen Poloshirt: »Verratet es niemandem, aber
               ich bin Republikaner. Ich ertrage Donald Trump einfach nicht mehr, der Typ will die
               Demokratie abschaffen.« Unter ohrenbetäubendem Jubel treten wenig später Kamala Harris
               und Tim Walz zwischen zwei riesigen amerikanischen Flaggen auf das Podium im Stadion
               von Philadelphia. Sie haben sich bewusst Pennsylvania ausgesucht, denn der Bundesstaat
               ist einer der sieben Swing-States, in denen sich diese Wahl am Ende entscheiden wird.
               Um die Nase vorn zu haben, reicht es nicht, den Menschen nur Angst zu machen vor dem
               politischen Gegner Donald Trump, also beginnt Harris mit den Worten: »Unser Wahlkampf
               ist nicht nur ein Kampf gegen Donald Trump. Es ist ein Kampf für die Zukunft.« Zukunft –
               das klingt positiv. Noch besser klingt das zweite Schlagwort. »Wir kämpfen für eine
               Zukunft, in der wir unsere grundlegenden Freiheiten verteidigen«, so Harris, »die
               Freiheit zu wählen, die Freiheit, sicher zu sein vor Waffengewalt, die Freiheit, ganz
               offen und voller Stolz zu lieben, wen du willst, und die Freiheit einer Frau, über
               ihren eigenen Körper bestimmen zu können, ohne dass die Regierung sagt, was sie zu
               tun hat.«
            

            Dann kommt Tim Walz. Bewusst ausgewählt von Harris, weil er als Normalo gilt. Der
               Gouverneur von Minnesota wuchs auf einer Farm auf, war Lehrer, Footballtrainer, ist
               Jäger, Waffenbesitzer, einer, der mit Menschen kann, unverblümt redet. »Vielen Dank,
               Madame Vizepräsidentin, für Ihr Vertrauen«, sagt Walz, »aber vielleicht noch wichtiger:
               Danke, dass Sie die Freude zurückgebracht haben.« Das ist der neue Dreiklang im amerikanischen
               Wahlkampf – Freude, Freiheit, Zukunft. Walz fordert das Publikum auf, in den Schlachtruf
               einzustimmen: »Wir gehen nicht zurück! Wir gehen nicht zurück!«
            

            Alles fühlte sich in diesem Moment anders an als mit dem Kandidaten Joe Biden. »Es
               gibt eine gewisse Leichtigkeit im Wahlkampf, es wirkt hoffnungsvoll und zukunftsorientiert«,
               so erklärte es mir Donna Edwards, ehemalige Kongressabgeordnete der Demokratischen
               Partei, im Interview, »das Land hat sich danach gesehnt. Es gab immer nur Untergangsszenarien,
               immer den Blick auf das Gestern statt auf die Zukunft. So unwahrscheinlich die Kandidatur
               von Kamala Harris auch war, aber sie hat den Menschen das Lachen wieder ermöglicht.«
               Edwards glaubte zu diesem Zeitpunkt, dass Harris eine echte Chance haben würde, Donald
               Trump zu schlagen. Die Umfragen schienen der schwarzen Politikerin recht zu geben.
               Anfang Juli lag Donald Trump im Schnitt der landesweiten Erhebungen deutlich vor Joe
               Biden. Im August war Trump auf einmal hinter Harris, die ihren Vorsprung in den Folgewochen
               auf rund 2,5 Prozent im Schnitt aller Umfragen ausbauen konnte. Es kam also ganz darauf
               an, wer seine Wählerinnen und Wähler besser mobilisieren kann.
            

            Es war eine Art Begeisterungswelle entstanden, einerseits wohl aus Erleichterung über
               den Abtritt des greisen Joe Biden, andererseits aber auch aufgrund des Engagements
               junger Leute für die Kandidatin, die mit 59 Jahren fast 20 Jahre jünger war als Donald
               Trump. In den Social Media verbreiteten sich Videoclips, in denen eine lachende, tanzende,
               singende, fröhliche Kamala Harris zu sehen war. Sie vermittelte den Eindruck, dass
               sie Menschen mag und dass die auch sie mögen. Manches – wie Kochen mit Kamala – war
               bewusst inszeniert. Vieles aber war spontan. Kamala sei »brat« – eine »Göre«, schrieb
               die Sängerin Charli XCX auf Social Media. Göre galt in diesem Fall als Ehrentitel, wie uns Healy, Grant und
               Julian bei einem Gespräch erklärt haben. Sie waren bei der Harris-Kundgebung in Philadelphia
               dabei und gehören zur Generation Z, die 2024 gerade ins Wahlalter kam. »›Brat‹ sein
               ist nicht lächerlich«, meinte Healy Saltz, »in meinen Augen ist das eine Frau, die
               ihr Leben im Griff hat, die kein ›Nein‹ akzeptiert und die die Stärke und Widerstandsfähigkeit
               hat, um aufzusteigen.« Ihr Freund Julian Carty pflichtete ihr bei: »Es ist eine feministische,
               punkige Gegenbewegung, und wenn alte Leute versuchen, sich dem entgegenzustellen,
               wirken sie realitätsfremd. Das ist großartig.« Aber würden sich genügend Wähler für
               Harris begeistern lassen? »Selbst Leute, die sich überhaupt nicht für Wahlen oder
               Politik interessieren, kennen sie jetzt«, sagte Grant Pinsley, »keine Ahnung, ob sie
               sie auch wählen werden und ob es wirklich einen Unterschied bei der Wahl macht, aber
               ich kann über Kamala sprechen (…) egal wo sie stehen und wie sehr sie sich mit Politik
               beschäftigen.« Zumindest war es also eine Chance für Harris, ihren Bekanntheitsgrad
               zu erhöhen. Donald Trump hatte das nicht nötig.
            

            Unterstützung bekam Harris von den Musikstars der Generation Z, einschließlich Beyoncé
               und Taylor Swift. In Umfragen ließ die demokratische Kandidatin bei den 18- bis 29-Jährigen
               Donald Trump weit hinter sich, während dieser bei Amerikanern über 65 Jahre weit vorn
               lag. Er führte auch bei Weißen, lag aber bei Schwarzen und Latinos zu diesem Zeitpunkt
               weit hinter Harris. Männer favorisierten vor allem Trump, Frauen wollten lieber Harris.
               Cornell Belcher, Politikwissenschaftler der Denkfabrik Brillant Corners, war von Harris’
               guten Zahlen nicht überrascht. »Sie ist eine Schwarze, sie ist jünger, sie steht für
               Veränderung, sie sieht so aus wie das, was so viele, vor allem jüngere Amerikaner,
               sehen, wenn sie in den Spiegel blicken. Sie verkörpert die Diversität, die Jugendlichkeit
               und die Zukunftsorientierung Amerikas«, so Belcher im Interview für unsere Dokumentation
               »Kamala Harris – eine schwarze Frau im Weißen Haus?«. Aber Harris machte weder ihre
               indisch-afrikanischen Wurzeln noch die Tatsache, eine Frau zu sein, zum Wahlkampfthema.
               Auch ungesagt spiegelte sie das Amerika wider, wie es heute ist – bunter, weiblicher,
               vielfältiger. Beim Parteitag der Demokraten in Chicago im August 2024 wollte sie der
               Nation vermitteln, dass sie genauso stark und genauso patriotisch ist wie all die
               weißen, meist älteren Männer, die bisher Präsident waren. Sie richtete ihre Rede weniger
               an die Parteifreunde in der Arena, sondern vielmehr an die Millionen Menschen an den
               Fernsehbildschirmen. »Ich weiß, dass heute Menschen unterschiedlicher Gesinnung zuschauen«,
               so Harris. »Ihr sollt wissen, ich verspreche, eine Präsidentin für alle Amerikaner
               zu sein, ihr könnt mir immer vertrauen, dass ich das Land über die Partei und mich
               selbst stelle. Dass mir die amerikanischen Grundprinzipien heilig sind, von der Rechtsstaatlichkeit
               über freie und faire Wahlen bis zur friedlichen Übergabe der Macht.« Aber es war gefährlich,
               sich als Beschützerin des Systems anzudienen, während bei einer wachsenden Zahl von
               Amerikanern die Lust riesengroß war, ebendieses System loszuwerden. Sie wollten keinen
               Patriotismus und Hoffnungspathos, sie wollten revolutionäre Veränderungen. Im Rausch
               der Begeisterung übersahen die Demokraten diesen entscheiden Denkfehler in ihrer Wahlkampfstrategie.
               Trump tat sich zwar zunächst schwer mit dem Kandidatenwechsel bei der demokratischen
               Partei, fand aber bald schon heraus, mit welch einfachen Mitteln er den Aufstieg der
               Konkurrentin bremsen konnte.
            

         
         
            Eine einfache Botschaft

            Da liegen frische Bananen, Pfirsiche und Orangen gleich neben geräuchertem Schinken,
               Frühstücksmüsli und Milchcontainern. Auf einem anderen Tisch stehen Eier, Butter,
               Sonnenblumenöl. Die Inszenierung ist perfekt, auch wenn die Temperaturen, na, sagen
               wir mal, suboptimal sind für verderbliche Lebensmittel. 32 Grad Celsius herrschen
               vor dem Golfclub von Donald Trump in New Jersey. Der Kandidat tritt ans Mikrofon und
               verspricht spannende Informationen, er will über die Inflation sprechen. Sein Wahlkampfteam
               hat Pappschilder aufgestellt: Fleisch, Geflügel und Fisch +23 Prozent, Müsli und Backwaren
               +26 Prozent, Kindernahrung +24,1 Prozent. Eigentlich müsste Trump gar nichts sagen,
               aber natürlich schiebt er die Schuld an den hohen Preisen für Lebensmittel, für Treibstoff
               und für Wohnraum Kamala Harris in die Schuhe, obwohl sie ja eigentlich eher Nachwirkung
               der Pandemie sind, deren Folgen er noch als Präsident selbst verschärft hatte. Die
               demokratische Kandidatin kann noch so oft erklären, dass die Produktions- und Lieferkettenengpässe
               die Preissteigerungen ausgelöst haben und dass die Inflation mit 2,5 Prozent jetzt
               wieder fast auf normalem Niveau liegt, die Menschen merken, dass der Lebensmitteleinkauf
               für ihre Familien, der vor der Pandemie vielleicht 150 Dollar pro Woche gekostet hat,
               jetzt 200 oder mehr Dollar kostet und dass die Kaufpreise und Mieten für Häuser und
               Wohnungen unerschwinglich geworden sind. Kein Wunder, dass Donald Trump an diesem
               heißen Nachmittag mit sich hochzufrieden ist: »Ich denke, es läuft gut für uns. Wir
               treffen einen Nerv. Ein ungewöhnlicher Wahlkampf. Wir müssen einfach nur unsere Gegnerin
               als Kommunistin oder Sozialistin definieren, die unser Land zerstören wird.« Es ist
               ein entlarvender Satz, denn Trump gesteht ein, dass man Harris ohne jeden Beleg ja
               nur als Kommunistin bezeichnen muss, damit die Leute es glauben. So einfach ist das,
               meint auch Andrew Langer, Direktor bei der konservativen CPAC-Stiftung, den wir ebenfalls für unsere Dokumentation interviewt haben: »Donald Trump
               muss sich nur auf das Wesentliche konzentrieren, also rausgehen, die Leute motivieren,
               erklären, wie die Welt aussieht und dass sie sich auch nicht verändert, wenn Kamala
               Harris ins Amt käme. Das lässt sich recht einfach verkaufen. Und Kamala Harris denkt,
               sie kann gewinnen, indem sie harten Fragen ausweicht, keine Pressekonferenzen gibt
               und Konzepte schuldig bleibt.«
            

            Dabei hatte Kamala Harris sehr wohl Konzepte vorgestellt, darunter ein 72-seitiges
               Wirtschaftsprogramm, das ihre Vorhaben detailliert beschrieb. Sie versprach staatliche
               Fördermittel für den Hauskauf, Steuererleichterungen für Familien mit Kindern, Starthilfen
               für Firmengründer, sie wollte gegen die Preistreiberei der Handelskonzerne und Supermarktketten
               vorgehen. Nur wie das gehen sollte, ließ sie offen. Finanzieren wollte Harris das
               mit einer Steuererhöhung für alle, die mehr als 400 000 Dollar pro Jahr verdienen.
               »Gemeinsam werden wir das aufbauen, was ich die ›Wirtschaft der Chancen‹ nenne«, sagte
               Harris bei einem Wahlkampfauftritt, »eine Wirtschaft, in der jeder mitmachen kann
               und eine echte Chance auf Erfolg hat.« Sie wollte und konnte die amerikanische Öl-
               und Gasförderung, zu der Zeit auf Rekordniveau, nicht drastisch zurückfahren, weil
               sie eine brummende Wirtschaft politisch brauchte. Also versprach sie einen Spagat:
               weiter fossile Brennstoffe, aber gleichzeitig maximale Förderung für erneuerbare Energien.
               Harris verkaufte Klimapolitik als Konjunkturprogramm. Neue Fabriken für Elektroautos,
               Batterien, Windräder und Solarzellen bedeuten Jobs. Wie Donald Trump würde sie dem
               Ausbau der amerikanischen Industriebasis Vorrang vor allem anderen geben, aber Handelskriege
               würde sie nicht anzetteln, weil das die Preise massiv in die Höhe treiben würde. Kamala
               Harris bemühte sich redlich. Fast vier Jahre lang hatte sie mit Joe Biden eine Politik
               gemacht, die vor allem jenen im Land zugutekam, die sich abgehängt fühlten. Ihre neuen
               Vorschläge würden die Entwicklung massiv beschleunigen. Es klang alles so vernünftig,
               aber gleichzeitig auch nach Kontinuität, eben nicht nach Veränderung.
            

         
         
            Die verlorene Basis

            Bei unserer Reise durchs Land im September 2024 konnten wir feststellen, wie sehr
               das an der Wahrnehmung und den Wünschen vieler Menschen vorbeiging, zum Beispiel in
               Eagle Pass, einem kleinen Ort an der Grenze zwischen den USA und Mexiko. Hier am Rio Grande hatten sich in den letzten Jahren dramatische Szenen
               abgespielt, an denen sich die politische Debatte um die Zuwanderung entzündete. Im
               Jahr 2023 waren täglich Tausende von illegalen Zuwanderern – die meisten aus Venezuela
               und Haiti, aber auch aus Guatemala, Honduras, El Salvador, sogar aus Afghanistan und
               dem Iran – durch den Fluss gekommen. Insgesamt zählte die US-Grenzbehörde an der mexikanisch-amerikanischen Grenze fast zweieinhalb Millionen
               Aufgriffe im Jahr 2023. Viele Einwohner von Eagle Pass hatten den Eindruck von totalem
               Kontrollverlust, so wie Mina Cobo, die wir im Vorgarten ihres kleinen Häuschens antreffen.
               Früher hat sie immer für die Demokraten gestimmt, jetzt ist sie eine glühende Anhängerin
               von Donald Trump. »Wenn er wiederkommt, und das wird er, herrscht wieder Ordnung,
               und wir machen Amerika wieder großartig«, schwärmt Mina und setzt dann mit Empörung
               in ihrer Stimme hinzu: »Kamala Harris will kostenlose Abtreibungen ermöglichen, wow,
               wie grausam. Ich werde niemals eine Partei unterstützen, die so was macht, niemals.«
               Wir fragen, ob sie deshalb Republikanerin geworden ist. »Die Republikaner haben mehr
               Werte, und sie helfen Menschen, Geld zu verdienen, statt von Sozialhilfe zu leben«,
               meint sie, »Sozialhilfe ist eine Art Sklaverei. Die Menschen bekommen einfach Geld
               und wollen nicht mehr arbeiten, weil sie es dann verlieren. Sie werden gleichgültig
               und abhängig, und so bekommen die Demokraten ihre Stimmen.« Mina hat einen amerikanischen
               Pass, geboren aber wurde sie als Mexikanerin auf der anderen Seite des Rio Grande
               in Piedras Negras. Eigentlich müsste sie wissen, dass die Zuwandererzahlen im Jahr
               2024 auf niedrigere Zahlen gesunken sind als zu Donald Trumps Amtszeit, weil die Biden-Harris-Administration
               die Regeln drastisch verschärft hat. Alle Asylbewerber müssen ihre Anträge außerhalb
               der USA stellen. Wer dennoch illegal kommt, hat das Recht auf Asyl für die folgenden fünf
               Jahre verwirkt. Aber die meisten Menschen, denen wir auf unserem Roadtrip begegnen,
               glauben, dass immer noch Millionen von Menschen über die Grenze kommen.
            

            Viele unserer Gesprächspartner – auch das hat uns überrascht – profitieren von der
               Wirtschaftspolitik der US-Regierung, aber statt es Kamala Harris mit ihren Stimmen zu danken, setzen sie lieber
               auf Donald Trump, wie wir in Louisiana erfahren. Wir haben gerade die Brücke aus Texas
               überquert, da machen wir wieder eine Zufallsbekanntschaft. Ein Airboat saust mit röhrendem
               Rotor durch den Sumpf, bis die Besatzung durch unser Winken am Ufer endlich auf uns
               aufmerksam wird. Robert, Gauge und Rudy, so erfahren wir, erkunden das Gelände für
               eine neue Gaspipeline, die hier gebaut wird. Ich frage den Teamchef Robert Zanotti,
               wie es denn wirtschaftlich läuft. »Es läuft fantastisch, wir haben gut zu tun«, meint
               der Ingenieur. »Seit sie hier immer mehr Flüssiggas-Terminals bauen, um das Gas nach
               Europa zu verschiffen, ich würde sagen, seit drei Jahren, läuft es sehr gut in der
               Gasindustrie. Nach dem Motto ›Drill, Baby, drill‹.« Ich frage nach, ob es die Leute
               der Biden-Harris-Regierung danken, weil die doch für neue Exportrekorde bei Öl und
               Gas gesorgt habe. »Auf keinen Fall«, antwortet Robert, »Biden hat ja, als er ins Amt
               kam, in New Mexiko erst mal die Öl- und Gasbohrungen verboten. Viele Leute haben ihre
               Jobs verloren. Und damit hat er in den ersten sechs Monaten im Amt vielen Menschen
               geschadet.« Ganz offenbar hat Kamala hier wenig Chancen. »Ich wähle Trump«, sagt Gauge
               Labov, der Kapitän des Airboats. Warum, frage ich, was kann er besser machen? »Wenn
               Leute über die Grenze kommen und so«, so Gauge, »er kann das Land einfach sicherer
               machen. Er ist eben mehr ein Diktator gegenüber anderen Ländern.«
            

            Ein Diktator – das Wort blieb mir im Gedächtnis, aber auch die vermeintliche Undankbarkeit
               der Menschen gegenüber den Leistungen der Biden-Administration. Eigentlich absurd:
               Als es den Amerikanern in der Pandemie schlecht ging, wählten sie einen demokratischen
               Präsidenten, damit es besser wird, aber als es dank der bidenschen Wirtschaftspolitik
               dann wieder lief, stimmten sie für einen, dessen Vorhaben zum Absturz der amerikanischen
               Wirtschaft führen könnten. Warum? Weil mehr als drei Viertel der Wähler glaubten,
               dass die Wirtschaft nicht gut lief. Mehr als 70 Prozent von ihnen wählten Donald Trump.[17] Eingefleischte Trump-Anhänger sahen in Kamala Harris die wahre Bedrohung für die
               Demokratie, eben weil sie als Verteidigerin jenes Establishments daherkam, das – davon
               waren sie überzeugt – die Demokratie längst kaputt gemacht hatte. Trump sollte sie
               wiederherstellen. Er versprach die Revolution, sie ein »Weiter so« garniert mit ein
               paar Steuererleichterungen für Unternehmensgründer. Der Wunsch, jemanden zu haben,
               der »mehr wie ein Diktator« ist, sorgte für eine hohe Mobilisierung, vor allem bei
               den Republikanern, aber die gleiche Sehnsucht gab und gibt es offenbar auch in jenen
               Bevölkerungsgruppen, die in der Vergangenheit immer als verlässliche Wähler für die
               demokratische Partei galten. Bei den Schwarzen konnte Donald Trump seinen Stimmenanteil
               im Vergleich zur Wahl 2020 fast verdoppeln – auf 16 Prozent. Bei den Latinos wuchs
               der Anteil von 35 auf 43 Prozent. Dabei spielte Macho-Denken offenbar eine wichtige
               Rolle, denn es waren vor allem die Männer in diesen Gruppen, die lieber einen starken
               Mann im Weißen Haus haben wollten als eine Frau.
            

            Obwohl Harris noch im Oktober 2024 in Umfragen in mehreren Swing-States vorne gelegen
               hatte, fielen am Ende alle sieben – Nevada, Arizona, Georgia, North Carolina, Pennsylvania,
               Michigan und Wisconsin – an Donald Trump. Es ist das Ergebnis der großen Desillusionierung
               über die drastischen Veränderungen der letzten Jahrzehnte – die wirtschaftliche und
               kulturelle Transformation, befeuert durch eine vernetzte Informationsgesellschaft,
               in der Erregung und kühne, scharfe Urteile über jeden und alles – über die Globalisierung,
               Zuwanderung, Angst vor Überfremdung und Verlust traditioneller, gesellschaftlicher
               und familiärer Strukturen – den Diskurs vergiften.[18] Auf diesem fruchtbaren Boden richtete sich in vielen liberalen Demokratien weltweit
               die Stimmung gegen das Establishment. Auch in Amerika wollte eine – wenn auch knappe –
               Mehrheit der Wähler den starken Mann, der die liberalen Utopien jener Eliten niedertrampeln
               soll, von denen sie sich verraten fühlt. Trump hat ein Mandat für seine Politik gegen
               ein System, das aus Sicht vieler Amerikaner nicht mehr liefert und deshalb mindestens
               aufgemischt, wenn nicht gar komplett gesprengt werden muss. Aber das grüne Licht für
               die Revolution gab es nur deshalb, weil sich Millionen von demokratischen Wählern
               nicht durchringen konnten, sie zu verhindern. Vielleicht blieben sie nur aus Gleichgültigkeit
               und Desillusionierung zu Hause. Aber vielleicht war es auch ihre Antwort auf die Abgehobenheit
               der liberalen Eliten – gewissermaßen ihr Mittelfinger gegen den erhobenen Zeigefinger
               der moralischen Überlegenheit.
            

         
      
   
      
         2 
Der verharmloste Diktator
         

         Mitten auf dem Tisch steht eine Büste von Kaiser Augustus, römischer Herrscher, Großneffe
            des Diktators Julius Caesar. Augustus hatte als Alleinherrscher mit einem marginalisierten
            Senat dem römischen Reich vom Jahr 31 vor Christus bis zu seinem Tod im Jahr 14 nach
            Christus Reichtum und Sicherheit gebracht. Willkommen im Reich von Steve Bannon. Im
            Untergeschoss seines Hauses in Washington befindet sich das Studio für seine Talksendung,
            die er zweimal täglich über Social Media verbreitet. Hier wollen wir im Januar 2024
            von ihm Näheres über Trumps Pläne im Falle seiner Wiederwahl erfahren. Bannon lässt
            erst mal Dampf ab über Nikki Haley, die ehemalige Gouverneurin von South Carolina,
            die bei den Vorwahlen der Republikaner als Präsidentschaftskandidatin gegen Donald
            Trump angetreten war und sich nun nach seinen ersten Erfolgen weigerte, aus dem Rennen
            auszusteigen. Sie werde von der »superreichen Globalisierungselite« finanziert, empört
            sich Bannon. Sie wolle bei den weiteren Vorwahlen Delegiertenstimmen einsammeln, um
            »einen Platz am Tisch zu fordern als Vizepräsidentschaftskandidatin oder Verteidigungsministerin«.
            Bannon sieht darin einen Versuch, Trump auszubremsen: »Sie wollen diesen Bazillus,
            dieses Virus in unser System einschleusen. Noch haben wir die Chance, eine reine nationalpopulistische
            Bewegung zu sein, die keinem verpflichtet ist, wenn wir im November übernehmen.« Eine
            republikanische Parteifreundin mit Krankheitserregern zu vergleichen, zeigt exemplarisch
            die Denke von Steve Bannon, der den Präsidenten wieder als Vordenker, Strippenzieher
            und Provokateur unterstützt.
         

         Kurz vor unserem Besuch in Bannons Basement hatte Trumps Vorgänger Joe Biden vor Anhängern
            in South Carolina vor dem Untergang der amerikanischen Demokratie gewarnt: »Trump
            will die Verfassung abschaffen, er befürwortet politische Gewalt und weißes Überlegenheitsdenken.«
            Steve Bannon bestreitet in unserem Gespräch, dass Trump sich zum Diktator aufschwingen
            will, auch wenn manche in der rechten Szene von einem sogenannten »Roten Caesar« träumen –
            Rot ist die Farbe der republikanischen Partei. Nein, Trump wolle das nicht sein, aber
            natürlich werde er gleich nach Amtsantritt Zehntausende von Regierungsmitarbeitern
            durch loyale Gefolgsleute ersetzen: »Das machen wir nach dem überwältigenden Sieg.
            Das Volk will das. Wir zerstören den administrativen Staat – Stein um Stein.« Die
            Trumpisten sind überzeugt, dass ihr Anführer anders als beim letzten Mal freie Bahn
            haben sollte beim Regieren, so wie es die Gründungsväter Amerikas immer vorgesehen
            hätten. »Die wollten nicht, dass wir in aller Welt in Bündnissen stecken«, so Bannon,
            »sie wollten ganz sicher auch kein Imperium. Sie wollten nicht, dass irgendwelche
            Aristokraten das Sagen haben; und ganz besonders wollten sie keine Machtmonopole.«
            »Also kein roter Caesar oder Monarch?«, frage ich. »Das ist lächerlich«, sagt er.
            Trump sei kein Julius Caesar, auch kein Augustus, sondern ein Cincinnatus.
         

         Bannon meint jenen Lucius Quinctius Cincinnatus, der im 5. Jahrhundert vor Christus
            vom römischen Senat aus dem Ruhestand ins Diktatorenamt berufen wurde, um eine Rebellion
            niederzuschlagen. Deshalb komme nun auch Trump aus dem politischen Ruhestand zurück:
            »Er hat verstanden, dass er die Republik retten muss, weil die Wahl gestohlen wurde.
            Stellen Sie sicher, dass Ihre Zuschauer es verstehen – die Wahl 2020 wurde gestohlen,
            und wir können es beweisen.« Nein, die Wahl wurde nicht gestohlen – nachweislich und
            gerichtsfest. Und nein, Trump ist nicht Cincinnatus – der gab sein Amt nach kurzem
            Feldzug freiwillig wieder zurück, anders als der einmal abgewählte Ex-Präsident, der
            am 6. Januar 2021 einen Umsturz versuchte. Trump selbst kokettiert damit bei seinen
            Wahlkampfauftritten, er wolle Diktator sein, aber nur für den allerersten Tag im neuen
            Amt, und dafür, so Bannon, gebe es einen festen Plan: »Wenn er übernimmt, müssen zwei
            Dinge sofort passieren. Massive Haushaltskürzungen – das wird die Armen treffen, das
            verstehe ich –, und wir müssen die Grenze versiegeln und acht Millionen illegale Eindringlinge
            deportieren.« Dass Trump Zuwanderer »Invasoren« nennt, die »das Blut Amerikas vergiften«,
            dass er Andersdenkende und viele Medien als »Volksfeinde« bezeichnet – das sei nicht
            die Sprache von Tyrannen, sondern nur die Wahrheit, findet Bannon und lobt kurz darauf
            die Alternative für Deutschland (AfD) als Teil der »globalen populistischen Revolte«,
            ihre Anhänger als »fantastische Patrioten«. Die »deutschen Eliten«, sagt er, seien
            »irrationale, schwachsinnige Anhänger des Klimakults, die Deutschland deindustrialisieren«.
            Als ich nach der extremistischen, rassistischen, gewaltbereiten Strömung innerhalb
            der AfD frage, mimt er Unwissenheit: »Ich weiß nichts von Aufrufen zu Gewalt, ich
            habe keine Ahnung von Details.« Und dann zweifelt Bannon an, dass die Hunderttausenden
            von Menschen, die damals in Deutschland gegen die AfD protestierten, von guten Absichten
            getrieben wurden. Das sei zwar ein Zeichen für eine robuste Demokratie, »aber wer
            weiß, wie viel davon durch die Geheimdienste gesteuert war«. Glaubt er ernsthaft,
            dass die Regierung hinter den Demonstrationen steckt? »Das habe ich nicht gesagt«,
            so Bannon, »aber es könnte doch sein. Wenn ich etwas in dieser Größe sehe, das so
            gut organisiert ist, dann finde ich das sehr verdächtig.«
         

         
            Deutschland in der Pflicht

            Es ist ein wildes Gemisch aus solchen haltlosen Verschwörungstheorien, nachweislichen
               Lügen und düsteren Drohungen zu einer Vielzahl von Themen, die wir bei unserem dreistündigen
               Besuch bei Steve Bannon ansprechen. Beim Thema NATO redet er sich erst richtig in Rage gegen die faulen Deutschen, die sich auf Kosten
               der USA bereichert hätten: »Wir haben ein riesiges Haushaltsdefizit. Das amerikanische Volk
               hat keine Gesundheitsversorgung, es hat kein richtiges Rentensystem, amerikanische
               Arbeiter haben nicht sechs Wochen im Jahr frei wie ihr. Und wir bezahlen dafür, dass
               unsere Kinder, unsere Söhne und Töchter, als Soldaten bei euch sind. Wir bezahlen
               für euren Schutz.« Bannon glaubt, dass sich die deutsche Politik mit dem Verweis auf
               die Schuldenbremse im Grundgesetz um die Erhöhung der Verteidigungsausgaben drücken
               will. »Ihr habt doch nur deshalb eine Verfassung, weil wir sie für euch geschrieben
               haben, nachdem wir euch in Dresden und anderswo in die Steinzeit zurückgebombt hatten.
               Also bitte erzählt mir nicht, dass die Verfassung euch daran hindert zu zahlen. Das
               ist ein lächerliches Argument.«
            

            Wenn es nach Bannon geht, müssen die europäischen Verbündeten mindestens drei Prozent
               ihres Bruttosozialprodukts statt der bisher vereinbarten zwei Prozent für ihre Verteidigung
               ausgeben. »Derzeit ist die NATO gar kein Bündnis«, meint er, »Westeuropa ist ein Protektorat der Vereinigten Staaten
               von Amerika. Das muss aufhören. Wir wollen eine robuste Allianz mit Partnern, die
               eigene Streitkräfte beitragen, mit denen sie sich selbst verteidigen können.« Um sie
               dazu zu zwingen, solle Donald Trump ruhig weiter mit dem Austritt aus der NATO drohen und notfalls den Worten Taten folgen lassen: »In solchen Verhandlungen brauchen
               wir massiven Druck, einen Hebel.« Im Ukraine-Konflikt fordert Bannon einen schnellen
               Deal mit Wladimir Putin. Russland werde die Krim und den Osten der Ukraine ja ohnehin
               niemals aufgeben. »Wie will man das denn zurückholen?«, fragt Bannon. »Sind die europäischen
               Völker bereit, seid ihr bereit, das mal in Blut und Geld zu durchdenken? Dann eine
               militärische Verpflichtung einzugehen? Und gemeinsam mit den amerikanischen Verbündeten
               in einer Offensive die Krim und den Donbass zurückzuerobern? Lasst uns darüber doch
               mal abstimmen.« Also solle man Putin diese Gebiete ruhig überlassen. Und dann, so
               Bannon, könne man Russland als Verbündeten gewinnen, um sich gemeinsam gegen den eigentlichen
               Feind zu wenden – China. Wenn Bannon so redet, das muss man wissen, dann fasst er
               die Überzeugungen des Trumpismus und ihres Anführers in Worte. Der Mann mit der Büste
               des Kaisers Augustus im Basement mochte behaupten, dass Trump kein Diktator sein will,
               kein roter Caesar, aber dessen Drohungen im Wahlkampf waren eindeutig und seine Worte
               vom »Diktator nur für einen Tag« ein Täuschungsmanöver.
            

            Ich will in diesem Kapitel belegen, dass alle Wähler vor der Wahl wissen konnten,
               wie Donald Trump Amerika in den Autoritarismus führen wollte. Allein ein Blick auf
               Trumps lange Liste von Vorhaben für seine zweite Amtszeit bewies, dass er gelogen
               hatte. Er musste sich zum Diktator aufschwingen, jedenfalls wenn er all das umsetzen
               wollte, was er schon im Wahlkampf versprochen hatte:
            

            
               	die Entmachtung des Kongresses,

               	die Verfolgung politischer Gegner,

               	die Säuberung des Militärs und aller Behörden von linken Ideen und kritischen Mitarbeitern,

               	die Disziplinierung unabhängiger Institutionen,

               	das scharfe Vorgehen gegen missliebige Medien,

               	die Massendeportation von 8 bis 14 Millionen Zuwanderern,

               	den Einsatz des Militärs im Inland im Kampf gegen illegale Zuwanderung und Kriminalität,

               	die Abschaffung der Regulierung und drastische Steuersenkungen für Unternehmen,

               	den massiven Ausbau der Förderung fossiler Brennstoffe,

               	den weitgehenden Abbau des Klimaschutzes,

               	die drastische Kürzung von Sozialleistungen,

               	die Einschränkung von Abtreibungs- und Minderheitenrechten,

               	die Abschaffung des Bildungsministeriums,

               	die Verhängung von drakonischen Strafzöllen gegen weltpolitische Gegner und bisherige
                  Verbündete,
               

               	die Aufgabe der werteorientierten Außenpolitik,

               	die Abkehr von multilateralen Bündnissen und Vereinbarungen zugunsten bilateraler
                  Deals.
               

            

             

            All das konnte ein Donald Trump, auch wenn er vor Selbstbewusstsein nur so strotzt,
               unmöglich nur an einem Tag erledigen. Also fing er an seinem ersten Tag im Amt damit
               an, die Grenzen der präsidentiellen Macht auszudehnen und zu überschreiten, die Gewaltenteilung
               zu ignorieren und jeden, der Widerstand leistete, auszutricksen oder auszuschalten.
               Es geht um nichts weniger als die Zerstörung des kompletten Systems, weil Amerika
               aus seiner Sicht nur so wieder »great« werden kann. Schritt eins – die Gleichschaltung
               der Regierung durch den Rauswurf Zehntausender von Mitarbeitern zugunsten von willfährigen
               Loyalisten und die Besetzung der Ministerien und anderer Behörden durch rücksichtslose
               Vollstrecker.
            

         
         
            Säuberung der Regierung

            Am 21. Oktober 2020 unterschrieb Donald Trump die Exekutivorder Nr. 13957. Die Ausführung
               hätte den öffentlichen Dienst in den USA zu einem Werkzeug, ja sogar zu einer Waffe für einen autoritären Präsidenten gemacht.
               Die Verordnung wurde unter dem Namen »Schedule F« bekannt. Sie hätte dem Mann im Weißen
               Haus das Recht gegeben, jede Regierungs- und Behördenstelle in Ämter zu verwandeln,
               die politisch besetzt werden können. Der bis dahin vorhandene Schutz vor willkürlicher
               Entlassung wäre abgeschafft, jeder Mitarbeiter könnte gefeuert und durch willfährige
               Loyalisten ersetzt werden, unabhängig von jeder Qualifikation für ihre Aufgabe. Trump
               forderte damals von allen Behörden eine detaillierte Liste mit den Schlüsselfunktionen
               an; die Zusammenstellung der Unterlagen war in vollem Gange, als der Präsident im
               November 2020 abgewählt wurde. »Schedule F« wurde nicht mehr ausgeführt, und der neue
               Amtsinhaber Joe Biden widerrief den Exekutivbefehl wenige Tage nach seiner Vereidigung.
               Aber nun, nach seiner Wiederwahl, hat Donald Trump die Order wieder eingesetzt, mit
               fatalen Folgen für das amerikanische Regierungssystem. Die Neubesetzung von mehreren
               Hunderttausend Stellen würde alle abweichenden Meinungen in Sachfragen aus den Regierungsbehörden
               verbannen und die von der Verfassung vorgesehene Kontrollfunktion des Parlaments gegenüber
               der Regierung zerstören. Die handverlesenen Gefolgsleute in den Ministerien würden
               es niemals wagen, bei Ausschussbefragungen ehrliche Auskunft über kritische Vorgänge
               zu geben oder gar der Linie des Präsidenten zu widersprechen, da sie um ihre Jobs
               fürchten müssten. Es ist ein Werkzeug so ganz nach dem Geschmack von Donald Trump.
               In seiner Fernsehshow »The Apprentice« war es ihm immer ein besonderes Vergnügen gewesen,
               unfähige oder auch nur unliebsame Kandidaten nach Belieben zu feuern. Und während
               seiner ersten Amtszeit hatte er immer wieder behauptet, der sogenannte »tiefe Staat«,
               also eine Verschwörung aus andersdenkenden Regierungsmitarbeitern, hätte ihn an der
               Ausführung seiner Pläne gehindert. Nun, in seiner zweiten Amtszeit, verschaffte er
               sich freie Bahn.
            

            Das Vorgehen basiert auf einer Überzeugung, die der damalige Justizminister William
               Barr in einem Memorandum festgehalten hatte: »Nach der Verfassung ist es falsch, den
               Präsidenten nur als den höchstrangigen Beamten in der Hierarchie der Exekutive zu
               sehen. Er allein ist diese Exekutive. Und als solche ist er im alleinigen Besitz aller
               Exekutivmacht, die ihm die Verfassung zuspricht.«[19] Diese Einschätzung entspricht der Rechtstheorie von der sogenannten »unitary executive«,
               also der Einheitsexekutive, in der es keine neutrale oder kritische Haltung geben
               darf, sondern ausschließlich den bedingungslosen Gehorsam gegenüber der Linie des
               Präsidenten.[20] Die Theorie, einst von Rechtsberatern des Präsidenten Ronald Reagan in den 80er-Jahren
               des letzten Jahrhunderts ersonnen, sollte die Macht der Regierung beim Mann oder der
               Frau im Weißen Haus konzentrieren und vor jeder Einflussnahme des Kongresses schützen.
               Das Parlament dürfte nicht mehr, wie bisher möglich, der Führung einzelner Behörden
               Vorgaben machen, die in irgendeiner Weise der Haltung des Präsidenten widersprechen,
               oder mit gesetzlichen Maßnahmen die willkürliche Entlassung von missliebigen Regierungsbeamten
               durch den Präsidenten erschweren oder verhindern. Anhänger der Theorie der »unitary
               executive« berufen sich auf den Artikel 2 der amerikanischen Verfassung, in dem es
               heißt: »Die exekutive Macht soll dem Präsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika
               übertragen sein.« Hinzu kommt die sogenannte »Kümmerer-Klausel«: »Der Präsident soll
               dafür sorgen, dass die Gesetze wahrheitsgetreu ausgeführt werden.« Dadurch werde die
               Exekutive direkt und allein dem Präsidenten unterstellt. Kritiker halten die Theorie
               für einen schweren Verstoß gegen die Grundprinzipien der amerikanischen Verfassung,
               in deren Artikel 1 – also noch vor der Regelung der Exekutive – dem Parlament die
               maßgebliche Macht gegeben wird, »alle Gesetze zu machen, die notwendig und angemessen
               sind, um alle Macht zur Ausführung zu bringen, die die Verfassung dem Regierungssystem
               der Vereinigten Staaten oder irgendeiner Behörde oder einem Behördenmitarbeiter gibt«.
               Der Kongress habe das verfassungsmäßige Recht, »die Regeln für die Regierung und die
               Regeln für die Land- und Seestreitkräfte zu machen«. Demzufolge dürfte die Rechtstheorie
               von der Einheitsexekutive zu keiner Einschränkung der parlamentarischen Macht führen.
            

         
         
            Der allmächtige Präsident

            Donald Trump bestreitet das. Der Präsident habe durch die Verfassung die absolute
               Macht: »Ich habe den Artikel 2, nach dem ich als Präsident tun kann, was ich will«,[21] so Trump bei einer Veranstaltung im Juli 2019. Was genau er vorhat, beschrieb er
               damals bei einer Wahlkampfkundgebung in Michigan: »Wir werden den tiefen Staat abschaffen.
               Wir werden die Kriegstreiber aus unserer Regierung vertreiben, die Globalisten rausschmeißen,
               die Kommunisten, Marxisten und Faschisten und die kranke politische Klasse, die unser
               Land hasst.« Was nach angekündigter Säuberungsaktion klingt, ist genau so gemeint.
               Man sollte meinen, dass die umstrittene Rechtstheorie einhellig als Sprengsatz gegen
               die Gewaltenteilung verurteilt wird, weil sie eine fast absolute Macht in die Hände
               einer einzelnen Person legt. Doch Trump kann sich auf die Rückendeckung durch den
               Obersten Gerichtshof berufen, dessen konservative Mehrheit ihm bei einem Urteil im
               Jahr 2020 recht gab: »Die gesamte exekutive Macht gehört allein dem Präsidenten«,
               so schrieb der vorsitzende Richter John Roberts in der Begründung, »die Gründungsväter
               machten den Präsidenten zur am meisten demokratisch und politisch verantwortlichen
               Amtsperson im Regierungssystem.« Die Bundesrichter mit abweichender Meinung begründeten
               ihre Gegenstimmen mit dem Hinweis, dass die Gründungsväter den Kongress als demokratisch
               noch legitimierter angesehen hätten. Deshalb stünde das Parlament auch vor dem Präidenten
               in der Verfassung und habe folgerichtig weitreichendere Machtbefugnisse bekommen als
               er. Tatsächlich ist der Präsident aufgrund des Wahlmännersystems mit dem Winner-takes-all-Prinzip
               nur indirekt gewählt, während alle Abgeordneten direkt gewählt werden, sie sind also
               demokratisch legitimierter als ein Präsident.
            

            In einem Interview mit dem Time-Magazine[22] erklärte Donald Trump im Frühjahr 2024, welche Vorhaben er im Wege der Selbstermächtigung
               durchsetzen will, beginnend mit der Massendeportation von illegalen Einwanderern.
               Joe Biden, so log er, habe 15 bis 20 Millionen Menschen ins Land gelassen, darunter
               viele Kriminelle und Geisteskranke aus anderen Ländern. Sie alle werde er mithilfe
               der Polizei und – falls nötig – auch der US-Streitkräfte festnehmen, in Internierungslager bringen und dann abschieben lassen.
               Der Einsatz des Militärs im Inland ist auf der Grundlage eines Gesetzes von 1878 eigentlich
               verboten. Aber Trump will sich unter Berufung auf den sogenannten »Insurrection Act«
               darüber hinwegsetzen. Das Gesetz von 1807 erlaubt dem Präsidenten, die Streitkräfte
               in besonderen Ausnahmefällen im eigenen Land einzusetzen, um gewaltsame Unruhen und
               Aufstände niederzuschlagen. Dass die Zuwanderer in überwältigender Zahl keine Gewalttäter
               sind und keine Aufstände anzetteln und damit die Grundlage für den Militäreinsatz
               fehlt, kümmert Trump nicht. Im Time-Interview erfand er auf kritische Nachfrage eine eigenwillige Begründung: »Das sind
               ja keine Zivilisten, diese Leute sind illegal in unserem Land. Es ist eine Invasion
               unseres Landes, eine Invasion, wie sie kein anderes Land je erlebt hat.« Trump ging
               so weit, den beteiligten Soldaten und örtlichen Polizeibeamten Immunität gegen jede
               Strafverfolgung in Aussicht zu stellen, sollten sie wegen der Festnahme und Internierung
               von Zuwanderern verklagt werden.
            

            Der »Insurrection Act« könnte Trump auch als Rechtfertigung dienen, die Streitkräfte
               im Kampf gegen die Kriminalität in amerikanischen Großstädten einzusetzen. Genau damit
               hatte er im Wahlkampf mehrfach gedroht.[23] In der Vergangenheit war das uralte Gesetz rund 40-mal von amerikanischen Präsidenten
               angewendet worden. Bei den Unruhen nach der Ermordung von Martin Luther King jr. setzte
               Lyndon B. Johnson Soldaten in Baltimore, Chicago und Washington ein. Zuvor hatten
               auch schon John F. Kennedy und Dwight Eisenhower Militär in einige Bundesstaaten entsendet,
               die sich weigerten, neue Bürgerrechtsbestimmungen umzusetzen. Zuletzt hatte Präsident
               George H. W. Bush 1992 die US-Armee nach Los Angeles beordert, um die Aufstände nach einer brutalen Attacke weißer
               Polizisten gegen den schwarzen Autofahrer Rodney King unter Kontrolle zu bringen.
               Alle Fälle unterscheiden sich aber von den Plänen Donald Trumps. Das US-Militär stünde vor der schwierigen Entscheidung, ob es sich für Trumps Pläne hergibt,
               meint Joseph Nunn, Sicherheitsexperte des Brennen Centers for Justice: »Soldaten sind
               rechtlich dazu verpflichtet, einen rechtswidrigen Befehl zu verweigern. Aber das ist
               viel verlangt, denn das Militär ist auch verpflichtet, Befehle zu befolgen. Die Strafe
               für die Verweigerung eines Befehls, der am Ende als rechtmäßig bewertet wird, ist
               das Karriereende und vielleicht auch eine lange Gefängnisstrafe. Also steht für sie
               extrem viel auf dem Spiel.« Wenn Trump die Streitkräfte wirklich gegen Zuwanderer
               und gegen Kriminelle in amerikanischen Großstädten einsetzt, wäre es nach Ansicht
               von Experten ein Beleg, dass er sich als Präsident grundsätzlich über rechtsstaatliche
               Prinzipien hinwegsetzt.
            

         
         
            Die Kapitolstürmer

            Dafür gab es schon im Interview mit dem Time-Magazin weitere Anhaltspunkte. Trump kündigte an, jene zu begnadigen, die sich tatsächlich
               an einem Aufstand beteiligt hatten und gegen die ein Einsatz nach dem »Insurrection
               Act« wirklich gerechtfertigt gewesen wäre. Es geht um seine Anhänger, die am 6. Januar
               2021 das Kapitol in Washington stürmten. Einen Großteil der mehr als 1200 verurteilten
               Straftäter sah Trump als unschuldig an, als hätte es die Gewalt gegen die Sicherheitskräfte
               und die Zerstörungswut nicht gegeben. Er warf dem Justizministerium und dem FBI vor, aus politischen Gründen gegen – aus seiner Sicht – friedliche Demonstranten
               vorgegangen zu sein. Im gleichen Atemzug drohte er, ebendiese Ermittlungsbehörden
               auf seine politischen Gegner anzusetzen, angefangen mit Präsident Biden: »Es hängt
               davon ab, was der Oberste Gerichtshof entscheidet. Ein Präsident sollte Immunität
               genießen, das gilt auch für Biden. Aber wenn die Richter entscheiden, dass Präsidenten
               keine Immunität haben, dann würde Biden – ohne mein Zutun – für zwanzig Straftaten
               angeklagt.« Trump behauptete ohne jeden Beleg, dass Biden Bestechungsgelder annahm.
               Auch der chaotische Afghanistan-Abzug und das Unvermögen, den Ukrainekrieg zu verhindern,
               seien Verbrechen. Immerhin machte er im Interview das Vorgehen gegen Biden vom damals
               anhängigen Urteil des Obersten Gerichtshof zur möglichen Immunität eines amerikanischen
               Präsidenten abhängig. Die gute Nachricht ist, dass die spätere Entscheidung des Obersten
               Gerichtshofes eine Strafverfolgung gegen Biden so gut wie unmöglich macht. Die schlechte
               Nachricht ist, dass sie auch jede Strafverfolgung gegen Donald Trump so gut wie unmöglich
               macht. Mit anderen Worten: Trump hätte freie Bahn zu tun, was immer er tun will, ohne
               irgendeine rechtliche Konsequenz fürchten zu müssen.
            

            Am 1. Juli 2024 gab der Oberste Gerichtshof mit der konservativen Mehrheit von 6 zu
               3 Stimmen einem Präsidenten weitreichende Immunität, obwohl der vorsitzende Richter
               John Roberts in der Urteilsbegründung schrieb, dass auch ein Präsident nicht über
               dem Gesetz steht.[24] In der Entscheidung heißt es: »Wir kommen zu dem Schluss, dass unter unserer verfassungsmäßigen
               Ordnung der Gewaltenteilung die Natur der präsidentiellen Macht es erfordert, dass
               ein ehemaliger Präsident eine gewisse Immunität von Strafverfolgung für alle offiziellen
               Taten in seiner Amtszeit haben muss.« In Bezug auf die Kernaufgaben des Präsidenten,
               also alles Handeln, was in seinem verfassungsgemäßen Auftrag liegt, sei es eine »absolute
               Immunität«. Aber jeder ehemalige Präsident habe auch Anrecht auf eine »angenommene
               Immunität« für Handeln, das am Rande seiner amtlichen Aufgaben liege. Mit anderen
               Worten: Bei einem Ermittlungsverfahren, das sich auf die Amtszeit eines Präsidenten
               bezieht, müsste für eine Klageerhebung erst mal bewiesen werden, dass es sich nicht
               um Taten handelt, die zu den Kernaufgaben eines Präsidenten zählen. Die Latte läge
               extrem hoch, auch wenn das Urteil festhält, dass es »keine Immunität für nicht offizielles
               Handeln« gibt. Solch eine Immunität sei notwendig, so Roberts, um eine »energetische«
               und »unabhängige Exekutive« zu schützen, die bereit ist, »kühne« Maßnahmen zu ergreifen
               und »unpopuläre Entscheidungen« zu treffen, wenn es notwendig ist.
            

            Das Urteil ließ die unterlegenen drei Richter fassungslos zurück. In ihrer abweichenden
               Meinung schrieb Sonia Sotomayor: »Lassen Sie sich nicht täuschen. Die Mehrheit gibt
               Trump alles, was er will, und noch mehr. Ob man es nun als angenommene oder als absolute
               Immunität bezeichnet, nach dem Urteil der Mehrheit ist jede Anwendung seiner offiziellen
               Macht, egal zu welchem Zweck – selbst für den verwerflichsten –, immun gegen Strafverfolgung.«
               Tatsächlich wäre sogar privates, nicht offizielles Handeln in den Fällen geschützt,
               in denen es mit offiziellem Handeln in irgendeiner Verbindung steht. Ein Beispiel:
               Wenn ein Präsident vor Amtsantritt privat Bestechungsgelder annimmt, für die er dann
               offiziell hochrangige Posten vergibt, könnte er hinterher nicht belangt werden, weil
               die Gegenleistung als offizieller Akt der Immunität unterliegt. Das Urteil, so Richterin
               Sotomayor, spotte dem Prinzip, dass kein Mensch über dem Gesetz steht: »In jedem offiziellen
               Handeln ist der Präsident jetzt der König, der über dem Gesetz steht.« Weil sie so
               weitreichend ausfiel, könnte die Entscheidung Donald Trump künftig als Rechtfertigung
               dienen, bisher geltendes Recht zu brechen und seine Macht gegenüber dem amerikanischen
               Kongress nicht nur auszubauen, sondern die Rechte des Parlaments sogar zu untergraben –
               er müsste keine rechtlichen Konsequenzen fürchten.
            

            Ein Werkzeug dafür stammt aus dem Arsenal eines seiner Amtsvorgänger, der auch unter
               dem Spitznamen »Tricky Dicky« bekannt ist. Anfang der Siebzigerjahre weigerte sich
               Präsident Richard Nixon einfach, vom Parlament bewilligte Gelder für den subventionierten
               Bau von Wohnungen und für den Etat der amerikanischen Umweltschutzbehörde EPA abzurufen und einzusetzen. Er nutzte die blockierten Mittel als Hebel im Streit um
               andere Vorhaben seiner Regierung. 1974 wurde dieses sogenannte »impoundment«, zu deutsch
               Beschlagnahme, per Gesetz verboten, aber Donald Trump könnte sich unter Berufung auf
               die Theorie von der Einheitsexekutive und der absoluten Macht des Präsidenten nach
               Artikel 2 der Verfassung einfach über das Verbot hinwegsetzen und abwarten, ob der
               Kongress ihn verklagt. Genau das tat er dann auch. Wenige Tage nach Amtsantritt verfügte
               er per Dekret: »Alle Behörden sollen mit sofortiger Wirkung die Vergabe von Geldern
               stoppen, die im Inflation Reduction Act von 2022 und dem Infrastructure Investment
               Act genehmigt zugewiesen wurden.« Es war ein eindeutiger Bruch der amerikanischen
               Verfassung. Trumps Partei hat zwar eine Mehrheit im Senat und im Repräsentantenhaus,
               aber der Vorsprung seiner Partei ist, wie beschrieben, äußerst knapp. Wenige Abweichler
               könnten wichtige Vorhaben zu Fall bringen. Um sie zu disziplinieren, müsste der Präsident
               vielleicht nur mit dem Einfrieren von bewilligten Geldern drohen, er könnte die Mittel
               aber auch zweckentfremden, so wie er es in seiner ersten Amtszeit bereits getan hatte.
               Damals benutzte Trump Gelder aus dem Militärhaushalt der Vereinigten Staaten, um seine
               Mauer an der Grenze zu Mexiko bauen zu lassen.
            

            Ein weiteres Werkzeug zur Umgehung des Kongresses sind die sogenannten »Recess appointments«.
               Wenn Trump bei der Besetzung von Kabinettsposten oder anderer hochrangiger Positionen
               in seiner Regierung und in staatlichen Behörden keine Mehrheit im Senat für seine
               Nominierten bekommt, könnte er eine Klausel aus dem Artikel 2 der Verfassung anwenden.
               Diese sieht vor, dass der Präsident außerhalb von Sitzungsperioden des Senats vakante
               Positionen ohne dessen Zustimmung füllen darf. Zur Entstehungszeit der Verfassung
               im 18. Jahrhundert trat das Parlament nur alle paar Monate zusammen, sodass man mit
               der Bestimmung die Handlungsfähigkeit der Regierung garantieren wollte. Heute tagt
               der Senat mit deutlich kürzeren Unterbrechungen rund ums Jahr. Die Stellenbesetzungen
               müssen – so schreibt es die Verfassung vor – bis zum Ende der nächsten Sitzungsperiode
               durch die Kongresskammer bestätigt werden, also in der Regel bis zum Ablauf des folgenden
               Kalenderjahres. Da Trump die Genehmigungen nicht zwischendurch nachholen müsste, könnten
               seine Wunschkandidaten im Extremfall also bis zu fast zwei Jahren im Amt bleiben.
               Eine besonders besorgniserregende Passage des Artikel 2 wird dabei häufig übersehen:
               Der Präsident »darf, aus außerordentlichen Anlässen, beide Kammern (des Kongresses,
               Anm. d. Red.) oder eine der beiden einberufen und im Fall von Differenzen zwischen
               ihnen (…) beide bis zu dem Zeitpunkt vertagen, den er für richtig hält«. Donald Trump
               könnte den Kongress also unter Berufung auf die Verfassung suspendieren, sofern er
               ausreichende Gründe dafür benennt. Es wäre ein weiteres Werkzeug, um das Parlament
               einzuschüchtern und die Gewaltenteilung zu untergraben. Auch wenn Trump dann doch
               fast alle seine Kandidaten durch den Senat bekam, kann er bei künftig frei werdenden
               Posten zur Not auf das alte Werkzeug zurückgreifen. Schließlich braucht er weiter
               zur Umsetzung seiner Pläne eine Regierungsmannschaft, die entschlossen, bedingungslos
               gehorsam und auch skrupellos genug ist, rechtliche und moralische Grenzen zu überschreiten,
               um das amerikanische Regierungssystem zu revolutionieren. Unter seinen Kabinettsmitgliedern
               finden sich einige, auf die diese Beschreibung zutrifft.
            

         
      
   
      
         3 
Trumps Vollstrecker
         

         Trumps erste Personalentscheidung nach der Wahl hatte die meisten Beobachter doch
            hoffen lassen, denn Susan Wiles gilt als die Architektin eines historischen Wahlkampfes,
            der einen abgewählten und abgeschriebenen US-Präsidenten wieder ins höchste Staatsamt zurückführte. In der amerikanischen Geschichte
            gab es das nur einmal zuvor, als Grover Cleveland 1893 zum zweiten Mal ins Weiße Haus
            einzog. Genau dort, in der Zentrale der mächtigsten Nation der Erde, zieht Wiles nun
            als Trumps Stabschefin hinter den Kulissen die Strippen. In ihrer Reaktion auf ihre
            Nominierung im November 2024 fiel der Politikberaterin mit jahrzehntelanger Erfahrung
            im Dienst von Bürgermeistern, Abgeordneten und Gouverneuren eine schöne Formulierung
            ein, die ich bis dahin noch nicht gehört hatte. Sie wolle verhindern, dass ein »Clown-Car«
            Zugang zum amerikanischen Präsidenten habe. Man darf sich das gern wörtlich vorstellen,
            ein Auto, in dem dicht gedrängt lauter Clowns sitzen, einer bunter als der andere.
            Mit anderen Worten: Wiles wollte sicherstellen, dass Trump von vernünftigen und erfahrenen
            Beratern umgeben ist, nicht von skurrilen Charakteren mit fragwürdigen, wirren oder
            gar gefährlichen Ideen. Hätte Trump nur auf sie gehört. Ein Blick auf die Besetzung
            seines Kabinetts und wichtiger Regierungsbehörden zeigt, dass die Vernünftigen mit
            Zugang zum Präsidenten eher in der Minderzahl sind.
         

         Trumps Liste der willfährigen Vollstrecker erinnert an eine Rückkehr zum sogenannten
            »Patronage-System«, das in den ersten rund einhundert Jahren der Vereinigten Staaten
            von Amerika gängige Praxis war. Statt hohe Regierungsämter mit den besten und klügsten
            Köpfen zu besetzen, kamen damals meist Unterstützer, Freunde und Verwandte des jeweiligen
            Präsidenten zum Zuge, bis im Jahr 1883 ein Gesetz, der »Pendleton Act«, einen Staatsdienst
            etablierte, in dem Posten auf der Basis von Fähigkeiten und Leistungen vergeben werden
            sollten. Bei Trump scheint das kaum eine Rolle zu spielen. In verantwortungsvollen
            Ämtern tummeln sich eine Menge Clowns, jedenfalls wenn sie ihrem bisherigen Ruf gerecht
            werden. Vielleicht aber sind es ja genau sie, die am effektivsten das bisherige, verhasste
            System sprengen können. Schauen wir uns die Liste einmal genauer an.
         

         Der Mann, der die US-Streikräfte im Fall des Falles gegen Zuwanderer, Kriminelle und politische Gegner
            einsetzen müsste, heißt Pete Hegseth. Der 44-Jährige ist selbst ehemaliger US-Soldat, der nach seinem Universitätsabschluss an der Eliteuniversität Princeton als
            Infanterie-Offizier diente, unter anderem in Afghanistan, im Irak und dem US-Militärgefängnis Guantanamo Bay. Später führte er die Veteranenorganisation »Concerned
            Veterans for America«, die von den erzkonservativen Multimilliardären Charles und
            David Koch finanziert wird. Nach einem erfolglosen Wahlkampf für einen Senatsposten
            in Minnesota wurde er zunächst Kommentator und Moderator für den US-Fernsehsender FoxNews. Nichts an diesem Lebenslauf würde ihn ausreichend für einen
            der schwierigsten Jobs in der US-Regierung qualifizieren. Was Hegseth an Führungserfahrung und -stärke fehlt, verschärft
            er noch durch einen wilden Lebenswandel, starke Meinungen und steile Thesen. Eine
            junge Frau aus Kalifornien wirft ihm einen sexuellen Übergriff vor. Der Polizeibericht
            vom Oktober 2017 weist auf eine Vergewaltigung hin. Hegseth selbst bestreitet den
            Vorwurf bis heute, zahlte aber in einer außergerichtlichen Einigung eine größere Geldsumme
            an die Frau. Der Ex-Soldat hat offenbar seit vielen Jahren ein massives Alkoholproblem.
            Nach einem internen Bericht der Veteranenorganisation, die er leitete, betrank sich
            Hegseth bei Veranstaltungen, in denen er den Verband offiziell vertrat, immer wieder
            bis zum wortwörtlichen Umfallen. Mehrfach musste er hinausgetragen werden.[25] Auch bei seinem späteren Arbeitgeber FoxNews erschien er schon mal mit einer Alkoholfahne
            zum Dienst.[26]

         Gleichzeitig verbreitete Hegseth scharfe Urteile über alles und jeden. Er lehnte den
            Einsatz von Frauen in Kampfeinheiten der US-Streitkräfte ab: »Alles am gemeinsamen Dienst von Männern und Frauen kompliziert
            die Lage und das bedeutet im Gefecht, dass es mehr Opfer gibt«, so Hegseth bei einem
            Podcast-Aufritt, »ich sage geradeheraus, dass wir keine Frauen in Kampfeinheiten haben
            sollten – das hat uns nicht effektiver und tödlicher gemacht, sondern das Kämpfen
            verkompliziert.«[27] In seinem jüngsten Buch Der Krieg gegen die Krieger – Hinter dem Verrat an den Männern, die unsere Freiheit
               verteidigen beklagte Hegseth die Verweichlichung der Streitkräfte. Woke Generäle und die Führung
            der Ausbildungseinrichtungen hätten das Militär in gefährlicher Weise geschwächt und
            »verweiblicht« durch ihre Werbung für Vielfalt, Gleichheit und Inklusion. Kurz nach
            Amtsantritt feuerte Hegseth den Generalstabschef Charles Q. Brown und weitere hochrangige
            Offiziere, darunter zwei Frauen. Der neue Verteidigungsminister bezeichnete NATO-Partner als »impotente Nationen« und nannte linke Politiker »Amerikas inländische
            Feinde« und »Amerika-Zerstörer«. Die beunruhigendste Sicht auf Pete Hegseth kommt
            von einem ehemaligen Marinesoldaten, der im Irakkrieg gedient hat. In einem Gastbeitrag
            für die Washington Post vom 2. Januar 2025 erinnerte Phil Klay daran, wie sein Ex-Kamerad die Aufmerksamkeit
            und das Wohlwollen Donald Trumps auf sich zog.[28] Hegseth überzeugte den Präsidenten in seiner ersten Amtszeit, sich für verurteilte
            Kriegsverbrecher einzusetzen und zwei von ihnen als »große Krieger« zu einem seiner
            Spendendinner einzuladen. Einer von ihnen war Clint Lorance, der im Jahr 2012 eine
            kleine Kampfeinheit in Afghanistan kommandierte. »An einem Tag drohte er, einen Farmer
            und seinen drei oder vier Jahre alten Sohn zu töten«, schreibt Phil Klay, »am nächsten
            Tag befahl er seinen Leuten, haarscharf an unbewaffneten Dorfbewohnern, darunter Kinder,
            vorbeizuschießen. ›Es ist lustig, sie tanzen zu sehen‹, sagte er. Lorance’ Männer,
            kampferfahrene Veteranen, verweigerten sich irgendwann seinen Befehlen und lehnten
            seine Vorgabe ab, fälschlicherweise einen Angriff aus dem Dorf zu melden. Am nächsten
            Tag befahl er, auf unbewaffnete Afghanen zu feuern. Sie wurden getötet.« An diesem
            Abend, so Klay, hätten seine eigenen Soldaten Lorance angezeigt. 14 von ihnen sagten
            im Prozess gegen ihn aus, in dem er wegen Mordes verurteilt wurde. »Diese Aussagen«,
            meint Klay, »waren bedeutungslos für elitäre Medienvertreter wie Sean Hannity und
            Mr Hegseth, die sich für Mr Lorance einsetzten, obwohl für die Soldaten dieser Einheit
            die Begnadigung ihres früheren Anführers durch Trump ein letzter Verrat war.(…) Ein
            Militär, das weder ein moralisches Ziel noch eine Verpflichtung auf ein moralisches
            Verhalten hat, ist ein Militär, das ohne Ehre kämpft.«
         

         Was also sagt es über einen Präsidenten aus, wenn er einen Mann wie Hegseth zum Chef
            von 1,4 Millionen Soldaten und 860 000 Reservisten der US-Streitkräfte macht? Auf die Vorwürfe gegen seinen Kandidaten ließ Donald Trump folgendes
            Statement verbreiten: »Pete Hegseth ist ein außerordentlich qualifizierter, hochgebildeter
            und starker Patriot, der nicht nur seinem Land mit Mut gedient hat. Er hat auch sein
            Leben dem Engagement für unsere Soldaten und Veteranen gewidmet.« In einem Interview
            mit dem Fernsehsender NBC wurde Trump Ende 2024 gefragt, wie er denn jemanden an die Spitze des Verteidigungsministeriums
            setzen könne, der ein Alkoholproblem hat.[29] Seine Antwort: »Ich habe mit Leuten gesprochen, die ihn sehr gut kennen, und die
            sagen, er hat kein Alkoholproblem. Es gibt nur viele, die die Messer gegen ihn wetzen.
            Viele Leute wollen nicht, dass das Militär verbessert wird.«
         

         Im gleichen Interview hat meine Kollegin eine Reihe von Nominierungen hinterfragt.
            Auch die von Tulsi Gabbard als Director of National Intelligence (DNI), also als oberster Chefin aller amerikanischen Geheimdienste. Die ehemalige demokratische
            Abgeordnete hatte sich 2017 zweimal heimlich mit dem syrischen Diktator Bashar al-Assad
            getroffen, dessen Politik sie noch nach seinem Sturz 2024 verteidigte. Gabbard verbreitete
            in den vergangenen Jahren immer wieder die Narrative des russischen Präsidenten Wladimir
            Putin. Dessen brutalen Angriffskrieg in der Ukraine rechtfertigte sie als legitime
            Verteidigung russischer Interessen.
         

         Der angesehene amerikanische Historiker Timothy Snyder warnte vor der Berufung Gabbards
            mit drastischen Worten: »Es versteht sich von selbst, dass amerikanische Verbündete
            nicht mehr in der Lage wären, mit den Vereinigten Staaten zusammenzuarbeiten, und
            dass patriotische Geheimdienstmitarbeiter in Scharen kündigen würden. Informanten
            auf der ganzen Welt würden ihre Arbeit einstellen. Die US-Regierung wäre von der Welt abgeschnitten. Als Director of National Intelligence
            würde Gabbard enormen Schaden anrichten, ob unfreiwillig oder nicht. Sie ist nicht
            nur völlig unqualifiziert für diese Rolle – sie ist sogar kontraqualifiziert. Sie
            ist genau die Art von Person, die sich die Feinde der amerikanischen Republik in diesem
            Job wünschen würden.«[30] Im NBC-Interview verharmloste Trump Gabbards Nähe zu totalitären Regimen. Er habe sich ja
            auch mit Putin und Xi getroffen, mit Kim Jong-un sogar zweimal. »Aber sie waren Präsident,
            und das waren keine Geheimtreffen«, wandte meine Kollegin Kristin Welker ein. »Haben
            Sie wirklich Vertrauen in sie?« »Das habe ich«, so Trump, »sie ist eine sehr respektierte
            Person.« Der Senat bestätigte die Berufung von Gabbard zur obersten Geheimdienstchefin.
         

         
            Hüter der Vernunft?

            Immerhin gibt es im Bereich der nationalen Sicherheit ein paar wirklich respektierte
               Personen, die Pete Hegseth und Tulsi Gabbard in ihrem vielleicht gefährlichen Eifer
               bremsen könnten – wenn sie den Mut haben, sich in Streitfragen auch gegen den Präsidenten
               zu stellen, der sie berufen hat. Mike Waltz, der neue Nationale Sicherheitsberater,
               gilt als sicherheitspolitischer Experte, der als Kongressabgeordneter seit 2019 im
               Streitkräfteausschuss des Parlaments saß. Auch der neue Außenminister Marco Rubio
               war 13 Jahre lang als Senator ein scharfer Kritiker von Wladimir Putin und Bashar
               al-Assad. Durch seine Arbeit im Geheimdienstausschuss des Parlaments hatte er Zugang
               zu wichtigen Regierungsgeheimnissen und dürfte die Berufung Gabbards zur DNI kritisch sehen.
            

            Krachend gescheitert ist Donald Trump mit seinem Versuch, den Abgeordneten Matt Gaetz
               zum Justizminister zu machen. Gaetz ist eine der führenden Stimmen der MAGA-Bewegung und agierte im Parlament als verlängerter Arm Trumps. Diese Loyalität war
               offenbar der Grund für seine Nominierung als Kabinettsmitglied. Dabei hatte Gaetz
               keinerlei Führungserfahrung, und seine Anwaltszulassung in Florida war ihm aufgrund
               nicht bezahlter Rechnungen entzogen worden. Obendrein gab es mehrere Ermittlungsverfahren
               gegen ihn wegen sexuellen Missbrauchs. Diese waren zwar nach einer außergerichtlichen
               Einigung mit den mutmaßlichen Opfern eingestellt worden, aber der Ethikausschuss des
               Repräsentantenhauses prüfte die Vorwürfe erneut und stieß dabei auf einen Lebenswandel
               voller Sexpartys und Drogenmissbrauch in den Jahren 2017 bis 2020. Die Abgeordneten
               stellten in ihrem 37-seitigen Abschlussbericht fest, dass ihr Kollege zahlreiche Gesetze
               gebrochen und gegen die Richtlinien des Parlaments verstoßen hatte: »Der Ausschuss
               sieht substanzielle Beweise, dass der Abgeordnete Gaetz die Regeln des Repräsentantenhauses
               und andere Standards verletzt hat, insbesondere die Verbote von Prostitution, Vergewaltigung,
               Drogenmissbrauch (…).«[31] Detailliert beschreibt der Bericht, wie der damals 37-jährige Gaetz während einer
               Party zweimal Sex mit einer damals 17-jährigen Highschool-Schülerin hatte und ihr
               hinterher 400 Dollar in bar gab. Trumps Wunschkandidat für das Amt des Justizministers
               musste seine Bewerbung zurückziehen. In einer eigenen Talkshow beim rechtsgerichteten
               Fernsehsender OAN macht Gaetz seither Stimmung für die MAGA-Bewegung und ihren Präsidenten.
            

            Trump besetzte das Justizressort mit der erfahrenen Juristin Pam Bondi. Auch sie gilt
               als glühende Trump-Anhängerin. 2010 wurde die langjährige Staatsanwältin die erste
               weibliche Justizministerin des Bundesstaates Florida. Als ihre Behörde im Jahr 2016
               im Zusammenhang mit mehreren Betrugsklagen gegen die Trump-Universität, eine Art Wirtschaftsakademie
               für angehende Manager, ein eigenes Ermittlungsverfahren prüfte, spendete der damalige
               Präsidentschaftskandidat Donald Trump 25 000 Dollar für Bondis Wahlkampf für eine
               weitere Amtszeit. Das Verfahren blieb aus, Trump einigte sich mit den Klägern außergerichtlich
               gegen eine Zahlung von 25 Millionen Dollar.[32] Pam Bondi ist eine überzeugte Anhängerin der Lüge von der »gestohlenen Wahl« 2020
               und der Verschwörungstheorie vom »tiefen Staat«. Sie glaubt, dass die Biden-Administration
               mithilfe des Justizministeriums, des Sonderermittlers Jack Smith und der Staatsanwälte
               in New York und Georgia eine politisch motivierte Hexenjagd gegen Trump betrieb. Für
               die Anklagen und Gerichtsverfahren wegen Anstachelung zum Aufruhr und wegen Dokumentendiebstahls
               forderte Bondi öffentlich Vergeltung. In einem Interview mit dem Fernsehsender FoxNews
               sagte sie 2023: »Das Justizministerium und die Staatsanwälte werden angeklagt, jedenfalls
               die Bösen. Gegen die Ermittler wird ermittelt werden.«[33] Die entscheidende Frage wird sein, ob die neue Justizministerin trotz allem das Rückgrat
               hat, die Rechtsstaatlichkeit mit allen Mitteln zu verteidigen, oder ob sie sich zu
               einem Werkzeug für Trumps Rache an politischen Widersachern machen lässt. An der entsprechenden
               Absicht ihres Präsidenten gibt es wenig Zweifel, denn auch sein neuer FBI-Chef versteht sich als willfähriger Vollstrecker seines Herrn.
            

         
         
            Der Magier des Präsidenten

            Die Titelseite des Märchenbuchs ist knallbunt. In der Mitte ein zepterschwingender
               König im orangenen Gewand, hinter seiner linken Schulter, übergroß, das finstere Gesicht
               einer Königin. Die Ähnlichkeit des Königs zu Donald Trump ist unverkennbar, King Donald
               trägt dieselbe gelbe Tolle, und die böse Hillary Queenton, wer hätte das gedacht,
               sieht aus wie Hillary Clinton. Über allem prangt der Titel in schnörkeligen Buchstaben:
               »Die Verschwörung gegen den König«. Auch der Retter ist auf dem Titel zu sehen. Ein
               bärtiger Mann, ganz in Grün gekleidet, mit Magierhut und geschwungenem Zauberstab,
               auf dem eine Kristallkugel sitzt. Das also ist der neue FBI-Chef. Tatsächlich hat sich Kash Patel mit dem Märchenbuch selbst ein Denkmal gesetzt.
               Er hatte es geschrieben, damit schon Kinder von der Verschwörung der bösen Königin
               Hillary gegen den guten Donald erfahren, dem völlig ungerechtfertigt vorgeworfen wurde,
               sein Land an die Russionians verraten zu haben. Die Geschichte beginnt mit den Worten:
               »Es war einmal im Land der Freien, da lebte ein Zauberer, den man Kash, den vornehmen
               Entdecker nannte.« Es geht natürlich um die sogenannte Russland-Affäre, den Vorwurf,
               dass Donald Trump sich 2016 vom Putin-Regime helfen ließ, um die Präsidentschaftswahl
               zu gewinnen. Am Ende des Märchenbuchs erklärt Kash Patel noch, wie er im Auftrag des
               parlamentarischen Untersuchungsausschusses als Chefermittler Trumps Unschuld bewiesen
               habe. Ein Foto zeigt ihn neben seinem »König« im Oval Office.
            

            Auch in den Folgejahren war Patel, der einmal als Pflichtverteidiger und als Staatsanwalt
               im Justizministerium gearbeitet hatte, weiter treuer Diener seines Herrn. 2020 als
               Büroleiter des Verteidigungsministers, später im Vorstand von Trumps Social Media
               Plattform Truth Social und als glühender Verfechter der Lüge von der angeblich gestohlenen Wahl in den Medien.
               Beim Auftritt in Steve Bannons »War Room« sagte er im Dezember 2023 mit Blick auf
               eine mögliche Wiederwahl Trumps: »Wir werden losziehen und die Verschwörer finden,
               nicht nur in der Regierung, auch in den Medien. Wir werden gegen die Leute in den
               Medien vorgehen, die Lügen über amerikanische Bürger verbreitet und Joe Biden beim
               Wahlbetrug geholfen haben. Wir gehen gegen euch vor – egal ob strafrechtlich oder
               zivilrechtlich, das klären wir noch. Das ist eine Warnung an alle. Deshalb, Steve,
               hassen sie uns. Deshalb nennen sie uns Tyrannen oder Diktatoren. Weil wir die Verfassung
               nutzen werden, um sie anzuklagen für die Verbrechen, die sie uns nachgesagt haben,
               die wir aber nicht begangen haben.«
            

            In seinem jüngsten Buch Government Gangster, zu Deutsch »Regierungsgangster«, hatte Patel damals gerade eine Liste mit 60 Mitgliedern
               des sogenannten »tiefen Staats« verbreitet. Auf ihr stehen Joe Biden, Hillary Clinton
               und zahlreiche weitere Demokraten. Auch der bisherige FBI-Chef Christopher Wray ist genannt, die langjährige republikanische Abgeordnete und
               Trump-Gegnerin Liz Cheney und sogar der ehemalige Justizminister William Barr, der
               in der ersten Trump-Regierung gedient hat. Meine NBC-Kollegin Kristen Welker fragte Donald Trump, ob er wolle, dass Kash Patel die Liste
               abarbeitet. »Nein«, sagte der Präsident, schränkte dann aber ein: »Ich meine, er wird
               das tun, was er für richtig hält.« Frage: »Wäre es das Richtige?« »Wenn Sie denken,
               dass jemand unehrlich, kriminell oder ein korrupter Politiker ist, dann hat er wahrscheinlich
               eine Verpflichtung, es zu tun«, erwiderte Trump. Frage: »Werden Sie es ihm anordnen?«
               »Nein, ganz und gar nicht.« Frage: »Erwarten Sie von Kash Patel, dass er Ermittlungen
               gegen Ihre politischen Gegner führt?« »Nein, ich glaube nicht.« Frage: »Wollen Sie,
               dass es passiert?« Darauf Trump: »Wenn sie kriminell waren, etwas Schlechtes getan
               und das Gesetz gebrochen haben, dann wahrscheinlich. Sie haben mich verfolgt, obwohl
               ich nichts falsch gemacht habe.« Die Kollegin fasste noch einmal nach. Trump habe
               doch von Vergeltung an der »gesamten Biden-Verbrecher-Familie« gesprochen, ob er das
               wirklich vorhabe. »Ich will unser Land erfolgreich machen, ich schaue nicht in die
               Vergangenheit. Ich möchte unser Land erfolgreich machen. Der Erfolg wird die Vergeltung
               sein.«
            

            Da liegt also die Latte. Und um sie zu überspringen, setzt Donald Trump auch bei anderen
               Kabinettsposten auf Persönlichkeiten, die vor allem für umstrittene Ansichten in ebenjenen
               Fachbereichen bekannt sind, für die sie nun Verantwortung übernehmen sollen. Aber
               genau das ist ja der Plan, weil es um die Umsetzung ideologischer Ziele geht. Nur
               zwei Beispiele seien hier genannt. Der neue Energieminister Chris Wright erlangte
               große mediale Aufmerksamkeit, als er im Jahr 2019 vor laufenden Kameras Fracking-Flüssigkeit
               trank, um zu beweisen, dass das chemische Gemisch für die Freisetzung von Gaseinlagerungen
               im Gestein für Menschen ungefährlich ist. Der bisherige Chef der Firma Liberty Energy,
               ein großes Dienstleistungsunternehmen für die amerikanische Ölindustrie, ist ein entschiedener
               Verteidiger fossiler Brennstoffe, deren Förderung er massiv vorantreiben soll. Wright
               hält das Engagement der Demokraten im Kampf gegen Klimawandel für Kommunismus und
               bestreitet die Erderwärmung: »Es gibt keine Klimakrise, und wir stecken nicht in einer
               Übergangsphase zu neuen Energien«, so Wright in einem Video auf der Social-Media-Plattform
               LinkedIn. Insofern scheint er genau der richtige Mann zu sein, um Donald Trumps Devise
               »Drill, baby, drill« in die Tat umzusetzen.
            

            Nicht weniger umstritten ist der neue Gesundheitsminister der Vereinigten Staaten
               Robert F. Kennedy. Er behauptet, dass Autismus eine Nebenwirkung von Impfungen ist
               und der zunehmende Gebrauch von Antidepressiva für Schüler die wachsende Zahl von
               Schulschießereien erklärt. Kennedy bestreitet, dass das HIV-Virus AIDS verursacht, und vertritt die abstruse Verschwörungstheorie, dass das Coronavirus
               auf bestimmte Ethnien ausgerichtet sei. »Es gibt eine Argumentation, dass Covid-19
               ethnisch zielgerichtet ist«, so Kennedy im Sommer 2023 bei einem Auftritt in New York,
               »es ist darauf ausgerichtet, Kaukasier und Schwarze anzugreifen. Am meisten immun
               sind aschkenasische Juden und Chinesen.« Er wisse allerdings nicht, ob chinesische
               Wissenschaftler das Virus so manipuliert hätten, ergänzte er. Seine Äußerungen lösten
               heftige Kritik aus, weil Kennedy sich auf wissenschaftlich zweifelhafte Theorien berief.
               Trotzdem schwärmte Donald Trump in einem Interview Ende 2024: »Er wird eine Menge
               guter Dinge tun. Er wird nicht das System zerstören und auch nicht das Rad neu erfinden.
               Aber wenn wir uns die Zahlen anschauen, haben wir derzeit kein wirklich gesundes Land.«
               Kennedy könnte dennoch Impfstoffe verbieten und hat bereits die Abschaffung ganzer
               Hauptabteilungen in den ihm unterstellten Behörden angekündigt.
            

         
         
            Der Nebenpräsident

            Das ist so ganz im Sinne des Mannes, der im Auftrag des Präsidenten die gesamte Regierungsbürokratie
               auf den Kopf stellen soll – Elon Musk. Der reichste Mann der Welt hat eine Art Blankoscheck,
               in die Zuständigkeitsbereiche anderer Kabinettsmitglieder hineinzuregieren. Musk leitet
               eine neu gegründete Kommission zur Deregulierung und Senkung der Staatsausgaben, die
               Donald Trump im Wahlkampf als Department of Government Efficiency, also Ministerium
               für Regierungseffizienz, angepriesen hatte. Dass die Abkürzung DOGE an den Titel des auf Lebenszeit regierenden Staatsoberhauptes von Venedig vom 8.
               bis zum 18. Jahrhundert erinnert, ist natürlich reiner Zufall. Kein Zufall ist die
               weitreichende Macht, die Elon Musk jetzt hat. Sicher auch ein Dankeschön von Donald
               Trump, denn der Multimilliardär unterstützte den Wahlkampf von Trump und weiteren
               republikanischen Kandidaten mit fast 280 Millionen Dollar. Seine Regierungsbeteiligung
               könnte Musk wirtschaftlich großen Nutzen bringen, da seine Firmen – unter anderem
               der Fahrzeugbauer Tesla und das Weltraumunternehmen SpaceX – von einer breiten Deregulierung
               mittelbar und von Staatsaufträgen unmittelbar profitieren würden. Für Trump ist der
               Interessenkonflikt offenbar kein Problem. Ich werde auf die konkreten Maßnahmen von
               Musk in einem späteren Kapitel noch einmal eingehen, aber an dieser Stelle schon ein
               kleiner Vorgeschmack, basierend auf einem Gastbeitrag, den Musk mit seinem Mitstreiter
               Vivek Ramaswamy, ebenfalls ein reicher Geschäftsmann, für das Wall Street Journal vom 20. November 2024 schrieb.[34] Ramaswamy verließ das Projekt später im Streit mit Musk.
            

            Gleich zu Beginn postulieren sie gewissermaßen das Glaubensbekenntnis der Vordenker
               des Trumpismus: »Unsere Nation wurde auf der Idee gegründet, dass die Menschen, die
               wir gewählt haben, auch die Regierung führen. Aber so funktioniert Amerika heute nicht
               mehr. Die meisten Rechtsverordnungen sind keine vom Kongress verabschiedeten Gesetze,
               sondern Regeln und Regulierungen – Zehntausende pro Jahr – die von nicht gewählten
               Bürokraten erlassen werden. Die meisten Durchsetzungsbeschlüsse der Regierungsbehörden
               und Staatsausgaben werden nicht vom Präsidenten oder seinen politischen Beamten entschieden,
               sondern von Millionen nicht gewählter, nicht ernannter Staatsbediensteter im Regierungsapparat,
               die sich dank ihrer Schutzklauseln im öffentlichen Dienst selbst für unkündbar halten.
               Dies ist antidemokratisch und widerspricht der Vision unserer Gründungsväter.« Deshalb
               habe Donald Trump ihnen, zwei erfolgreichen Wirtschaftsmanagern und freiwilligen Außenseitern,
               den Auftrag erteilt, »den Bundesapparat drastisch zu verkleinern«. Drei Maßnahmen
               sollen Einsparungen in Billionenhöhe erbringen:
            

            
               	Der massive Abbau von Regeln und Regulierungen durch Exekutivbefehle des Präsidenten –
                  auch gegen den Widerstand des Kongresses,
               

               	die drastische Verkleinerung des Verwaltungsapparats durch Massenentlassungen auf
                  Anordnung des Präsidenten, ohne jedes Mitspracherecht des Parlaments,
               

               	der Stopp von verschwenderischen Ausgaben.

            

             

            Nach Ansicht von Musk und Ramaswamy würden allein 500 Milliarden Dollar jährlich für
               Programme ausgegeben, ohne dass der Kongress dies autorisiert habe, zum Beispiel 1,5 Milliarden
               für internationale Organisationen und 535 Millionen Dollar für den öffentlichen Rundfunk.
               Alles soll auf den Prüfstand, auch die jährlichen Militärausgaben von 800 Milliarden
               Dollar sollen auf Verschwendung untersucht werden. Der Präsident könne den Umbau aufgrund
               seiner Macht und der konservativen Mehrheit im Obersten Gerichtshof gegen jeden Widerstand
               durchsetzen. »Wir sind auf die Schlacht mit den tief verschanzten Interessengruppen
               in Washington vorbereitet«, schreiben die beiden, »und wir gehen davon aus, dass wir
               uns durchsetzen.« Ziel sei es, DOGE bis zum 4. Juli 2026 überflüssig zu machen, dem 250. Geburtstag der Vereinigten Staaten
               von Amerika.
            

            Deregulieren, Bürokratieabbau, Kampf gegen Verschwendung – das alles klingt zunächst
               einmal nach einem vernünftigen Ansatz, aber das Konzept von Trump und Musk beinhaltet
               ausdrücklich, bei der Umsetzung Grundprinzipien der amerikanischen Demokratie Recht
               und Gesetz zu brechen, wenn es zur Erreichung des Ziels erforderlich scheint. Die
               Revolution soll Behörden mit umfassen, die vom Kongress geschaffen und kontrolliert
               werden und traditionell eine eigenständige Rolle spielen, geschützt vor dem unmittelbaren
               Zugriff des Präsidenten. Aber Elon Musk fordert, die Börsenaufsicht SEC, die Handelskommission FTC, die für Wettbewerbs- und Verbraucherschutz zuständig ist, und die US-Notenbank, die ebenfalls der Aufsicht durch den Kongress unterliegt, direkt dem Weißen
               Haus zu unterstellen. Donald Trump könnte dann nach Belieben und frei von politikunabhängiger
               Expertise und Kritik Vorgaben für den Börsenhandel, den Warenhandel und für die amerikanische
               Währungs- und Zinspolitik diktieren.[35] Die Wünsche von trumpfreundlichen Konzernbossen wie Elon Musk würden quasi auf Zuruf
               in Erfüllung gehen. Kritische Unternehmer müssten sich auf Wettbewerbsnachteile und
               unbequeme Ermittlungsverfahren durch die Börsen- und Handelsaufsicht gefasst machen,
               falls Präsident Trump seine neue Macht missbrauchen will, um die Wirtschaft des Landes
               auch politisch auf Linie zu bringen.
            

            Trumps neuer Finanzminister Scott Bessent gilt allerdings als entschiedener Gegner
               von Musks Vorschlägen zur Übernahme der weitgehend autonomen Notenbank und der Börsenaufsicht
               SEC. Der erfahrene Hedgefonds-Manager weiß um die Gefahren, die eine ideologisch gesteuerte
               und fachlich fragwürdige Finanzmarkt-, Währungs- und Zinspolitik mit sich bringen
               würde. Dennoch unterschrieb Donald Trump am 18. Februar 2025 ein Dekret, nach dem
               sich die dem Kongress zugeordneten Institutionen zumindest in Rechtsfragen ebenfalls
               den Vorgaben des Präsidenten und der Justizministerin unterwerfen müssen.[36]

         
         
            Die Presse im Visier

            Eine weitere Aufsichtsbehörde, die eigentlich der Kontrolle des amerikanischen Kongresses
               unterliegt, könnte für Donald Trump zum Werkzeug der politischen Auseinandersetzung
               werden. Die Federal Communications Commission (FCC) ist die Regulierungsbehörde für die Kommunikationsinfrastruktur der Vereinigten
               Staaten. Sie verwaltet und vergibt Sendelizenzen und überwacht die Regeln für die
               Medienlandschaft in den USA. Die fünf Kommissare der FCC werden vom US-Präsidenten nominiert und müssen vom Senat bestätigt werden. Eine Partei darf nicht
               mehr als drei der Positionen besetzen. Donald Trump hatte im Wahlkampf immer wieder
               den großen US-Fernsehsendern mit dem Entzug ihrer Lizenzen gedroht, wenn er ihre journalistische
               Berichterstattung für einseitig und parteiisch hielt. Im Oktober 2024 verklagte er
               die CBS-Sendung 60 Minutes, weil sie ein Interview mit Kamala Harris verfälscht hätte. Ein Vorwurf, den die
               Kollegen entschieden zurückwiesen. Trump drohte auf seiner Social-Media-Plattform
               Truth Social: »60 Minutes sollte wegen Wahlbeeinflussung sofort vom Sender genommen werden. CBS sollte seine Lizenz verlieren. Das ist der größte Skandal in der Geschichte des Fernsehens.«[37] Einer der damaligen FCC-Kommissare sekundierte dem Präsidenten. Brendan Carr kündigte an, dass die Kommission
               sich den Fall noch einmal genauer ansehen werde. Kurz vor der Präsidentschaftswahl
               empörte sich Carr – ebenso wie Trump – darüber, dass der Fernsehsender NBC Kamala Harris einen Auftritt bei der beliebten Comedy-Show Saturday Night Live ermöglicht hatte. Im Interview mit FoxNews sagte er am 4. November 2024: »Wir müssen
               alle Maßnahmen auf dem Tisch haben. Eine davon wäre der mögliche Entzug der Lizenz,
               wenn wir dieses Verhalten als Überschreitung bewerten.«
            

            Kurz nach seiner Wahl zum Präsidenten machte Trump Brendan Carr zum Vorsitzenden der
               Federal Communications Commission. Der Entzug einer Fernsehlizenz ist zwar ein langwieriger
               Prozess, der Jahre dauern kann, aber allein die Ankündigung könnte ausreichen, um
               Medienkonzerne einzuschüchtern.[38]

            Aus dem Umfeld des Präsidenten wird kolportiert, dass er aus dem Weißen Haus heraus
               direkten Einfluss auf die Entscheidungen der FCC nehmen will. Er könnte frei werdende Positionen in der Kommission gegen den Willen
               des Senats mit weiteren Republikanern besetzen, auch wenn dies ein Verstoß gegen die
               Regeln wäre. Das würde ihm die Möglichkeit eröffnen, auch gegen Techkonzerne wie Google
               und den Facebook-Mutterkonzern META und ihre Bosse vorzugehen, die – anders als Elon Musk – bisher die Verbreitung von
               Desinformation, Lügen und Hetze auf ihren Plattformen eingeschränkt hatten. Schon
               kurz nach seiner Berufung hatte Carr auf Musks Social-Media-Plattform X angekündigt: »Wir müssen das Zensur-Kartell zerschlagen und die Meinungsfreiheit
               für jeden Amerikaner wiederherstellen.« Die Drohungen reichten offenbar aus, dass
               META-Chef Zuckerberg die Factchecking-Funktion von Facebook unter Berufung auf die Meinungsfreiheit
               abschalten ließ.
            

            Konservative Medienunternehmen wie Fox Television Stations, Nexstar Media Group, Tegna
               und Gray Media hoffen, dass sie durch eine weitergehende Deregulierung ihre Netzwerke
               weiter ausbauen können. Die eher liberal orientierten Firmen bereiten sich derweil
               auf Druck durch die neue Regierung vor, insbesondere auch auf Klagewellen gegen unliebsame
               Berichterstattung. Kurz nach seiner Wahl verklagte Trump auch die Zeitung Des Moines Register, weil er sich über deren letzte Meinungsumfrage vor der Wahl geärgert hatte. Sie
               hatte einen deutlichen Vorsprung von Kamala Harris im Bundesstaat Iowa angezeigt.
               Auch wenn die Klage wenig Aussichten auf Erfolg hat, erfüllt sie wohl ihren Zweck –
               Einschüchterung. »Es ist klar, dass Donald Trump einen Krieg gegen die Presse führt«,
               sagte Samantha Barbas, Rechtsprofessorin an der Universität von Iowa, der New York Times, »Trump und seine Anwälte werden jede mögliche Rechtsbehauptung aufstellen, die ihnen
               Erfolg versprechend scheint. Sie werfen ein weites Netz aus für ihre Rache. (…) Aber
               es geht nicht so sehr ums Gewinnen, es geht ums Drohen.«[39]

            Im Februar 2025 verwehrte die Sprecherin des Weißen Hauses Karoline Leavitt einem
               Reporter der Nachrichtenagentur Associated Press Zugang zu Presseterminen mit dem
               Präsidenten, weil AP sich weigerte, den Golf von Mexiko nur noch als Golf von Amerika zu bezeichnen. Trump
               hatte das per Dekret angeordnet. Erstmals warf die Regierung Medienvertreter von renommierten
               US-Medien aus den Büroräumen im Weißen Haus und im Pentagon und vergab die Arbeitsplätze
               an Reporter der rechtskonservativen Plattform Breitbart sowie rechte Podcaster und Influencer, die Stimmung für Donald Trump machen.
            

            Auch die Auslandspresse rückt ins Visier des Präsidenten. Donald Trump könnte unsere
               Arbeit in den USA massiv einschränken. Zum Ende seiner ersten Amtszeit hatte das Heimatschutzministerium
               eine Neuregelung der Vergabe von Journalistenvisa erarbeitet, nach der Auslandskorrespondenten
               nur für acht Monate eine entsprechende Aufenthalts- und Arbeitsgenehmigung bekommen
               sollten. Eine einmalige Verlängerung von weiteren acht Monaten wäre möglich. Danach
               müsste der Journalist das Land verlassen. Ein tiefes Einarbeiten in die amerikanische
               Politik und Gesellschaft wäre kaum noch möglich, die entsandten Reporter und Techniker
               könnten ihren Familien solche kurzen Zeiträume kaum zumuten. Es ist ein Vorgehen,
               wie wir es sonst nur aus Staaten wie Russland, China, dem Iran und der Türkei kennen,
               die mit diesem Instrument Journalisten schnell wieder loswerden wollen, falls ihnen
               die Berichterstattung nicht gefällt. Damals scheiterte die Einführung der neuen Regeln
               an der Abwahl von Donald Trump. Jetzt könnte er sie jederzeit wieder aus der Schublade
               holen, weil ihm eine unabhängige und kritische Berichterstattung ein Gräuel ist.
            

            Vielsagend ist auch Trumps neue Chefin für den amerikanischen Regierungssender Voice
               of America, der für die Berichterstattung aus amerikanischer Perspektive in Ländern
               rund um den Globus zuständig ist. Die 59-jährige Kari Lake ist eine ehemalige Journalistin,
               die vor einigen Jahren in die Politik gewechselt war. 2022 scheiterte sie jedoch bei
               der Gouverneurswahl in Arizona und im November 2024 bei ihrer Bewerbung um einen Sitz
               im Senat in Washington. Lakes seltsames Demokratieverständnis verschaffte ihr aber
               offenbar die Gunst ihres Idols. Lake gilt als eine Art »weiblicher Trump«. Die Mutter
               von zwei Kindern inszenierte sich in ihren Werbespots zur Gouverneurswahl 2022 als
               Verteidigerin der amerikanischen Grenze gegen illegale Zuwanderung, die auch sie gern
               als »Invasion« bezeichnet. Wir trafen Lake damals in einem Bistro in Scottsdale, einem
               Vorort von Phoenix. Als Nachrichtenmoderatorin und Journalistin war sie einmal der
               Wahrheit verpflichtet. Aber sie wechselte die Seiten, weil die Medien ihr verlogen
               erschienen. Dafür und für ihre sehr persönlichen Attacken auf politische Gegner wurde
               sie an diesem Abend gefeiert. »Ich fühle mit Biden«, rief sie von der Bühne, »ich
               hatte eine Großmutter mit Demenz. Er ist auch so ein Fall.« Lake warb für ein totales
               Abtreibungsverbot und verbreitete Trumps Lüge von der »gestohlenen Wahl«. Sie bestreitet,
               dass die Vereinigten Staaten eine Demokratie sind. Nach ihrem Auftritt fragte ich
               sie, warum sie den Begriff Demokratie für die USA ablehne. »Amerika ist eine konstitutionelle Republik, und die werden wir behalten«,
               so Lake. »Ich bin begeistert, dass sich so viele Patrioten, die die Verfassung verstehen,
               um Ämter bewerben. Wir werden unsere Verfassung wieder ehren und jedermanns Rechte
               wiederherstellen.« Ich wollte sichergehen, dass ich sie richtig verstand. Wenn sie
               den Verlust von Freiheiten beklagte, war daran also aus ihrer Sicht die Demokratie
               schuld? »Wenn die liberale Presse fragt, ob die Demokratie in Gefahr ist, dann meint
               sie damit, dass wir keine ehrlichen Wahlen wollen. Aber wir wollen ehrliche Wahlen.
               Auf dem Spiel steht, dass wir unser Land verlieren, wenn wir eine weit offene Grenze
               haben und keine ehrlichen Wahlen.« »War die Präsidentschaftswahl 2020 nicht ehrlich«,
               wollte ich wissen. Lakes Antwort: »Ohne ehrliche Wahlen steht unser Land auf dem Spiel,
               ich erwarte nicht, dass Sie das verstehen. Sie sind ja nicht aus Amerika. Recherchieren
               Sie das mal ein bisschen.« Eine Verächterin der Demokratie spielte sich als Verteidigerin
               demokratischer Prinzipien auf. Ausgerechnet sie sollte Trump nun dem Rest der Welt
               als Vorbild verkaufen, aber musste es dann nicht mehr, weil der Präsident Voice of
               America dann einfach stilllegte.
            

            Trump selbst benutzt das Wort Demokratie natürlich, weil er behauptet, dass er diese
               wiederherstellen muss, nachdem die Demokraten sie ausgehöhlt und in Wirklichkeit in
               eine Diktatur des moralischen Überlegenheitsdenkens verwandelt hätten. Im Interview
               mit dem Time Magazine wurde der neue Präsident gefragt, warum eine Demokratie besser sei als eine Diktatur.
               Seine Antwort: »Na ja, wegen des Worts Freiheit. Du hast Freiheit, und du hast alle
               Vorteile, aber keinerlei Nachteile. In einer echten Demokratie hast du Freiheit. Ich
               glaube, dass wir immer weniger eine Demokratie sind, wenn ich mir anschaue, wie das
               Justizministerium und das FBI als Waffen eingesetzt werden. (…) Aber wenn ich wieder ins Amt komme, dann wäre es
               eine sehr anständige Demokratie, nicht so wie jetzt.« Der Kollege von Time Magazine hakte nach, ob Trump es ernst meine mit einer früheren Äußerung, dass er vielleicht
               einige Teile der Verfassung abschaffen müsse. Daraufhin warf der damalige Präsidentschaftskandidat
               den Demokraten vor, sie hätten mit Wahlbetrug und vielen anderen Dingen die Verfassung
               gebrochen. Er dagegen würde solche Verfassungsbrüche ein für alle Mal beenden: »Sie
               haben die Verfassung gebrochen. Sie haben sich weit von unserer Verfassung entfernt.
               Ich rede von den Faschisten und den Leuten in unserer Regierung, weil ich sie als
               Feinde von innen ansehe. Und der Feind von innen ist in vielen Fällen viel gefährlicher
               für unser Land als die Feinde von außen, wie China, Russland und verschiedene andere
               Länder.« Nur ein echter, anständiger Präsident könne mit solchen Feinden richtig umgehen:
               »Wenn ein Präsident gut und solide ist, eine anständige Person, dann wird man keine
               großen Probleme mit China, Russland oder anderen haben, nur mit den kranken Typen
               in unserem Land.« Gegen die ging er nach Amtsantritt mit seiner Exekutivmacht vor,
               tat also genau das, was er völlig zu Unrecht den Demokraten vorgeworfen hatte.
            

            Aber was für ein Amerika preist Donald Trump da eigentlich an? Nimmt man alle Vorhaben
               zusammen, schafft er mit willfährigen Loyalisten in einer gleichgeschalteten Regierung,
               die von allen Kritikern gesäubert ist und die sich weder vom Parlament noch von Gerichten
               aufhalten lässt, eine neue Ordnung, die auf maximale wirtschaftliche Stärke und den
               entschlossenen Kampf gegen alle Feinde von innen und von außen ausgerichtet ist. Was
               für ein Staat ist das?
            

         
         
            Rückfall in düstere Zeiten?

            »Die jüngsten historisch vergleichbaren Fälle waren die hart rechtsgerichteten Staaten
               der 1930er-Jahre«, so beschreibt es nicht etwa ein Historiker, sondern der amerikanische
               Multimilliardär und Investor Ray Dalio. Der Gründer des Bridgewater-Hedgefonds hat
               sich in den vergangenen Jahren als scharfer Kritiker eines rücksichtslosen und nationalistischen
               Kapitalismus positioniert. Auf der Social-Media-Plattform LinkedIn veröffentlichte
               Dalio am 20. November 2024 unter dem Titel »What’s Coming: The Changing Domestic and
               World Orders Under the Trump Administration« seine Vorhersage für die bevorstehenden
               vier Jahre, die – so versprach er – so akkurat wie möglich sein sollte, ohne ein Urteil
               (»weder gut noch schlecht«) zu fällen. Es gehe der neuen Regierung zum einen um »eine
               gigantische Renovierung des Regierungssystems und der inneren Ordnung, um sie effizienter
               zu machen. Das beinhaltet einen internen politischen Krieg, um die Vision in Wirklichkeit
               zu verwandeln«. Zum anderen wolle Trump »eine ›America First‹-Außenpolitik und die
               Vorbereitung auf einen externen Krieg mit China, das als größte Bedrohung für Amerika
               wahrgenommen wird«. Es sei eine Politik, wie man sie zuletzt in den 30er-Jahren des
               letzten Jahrhunderts erlebt habe.
            

            Um Missverständnissen vorzubeugen, schränkt Dalio aber gleich ein: »Ich sage nicht,
               dass Trump und die Mitarbeiter seiner Regierung Faschisten sind oder sich in vielerlei
               Hinsicht so verhalten, wie es faschistische Anführer taten. Ich sage nur: Um die zu
               verstehen, die nun mit einer nationalistischen, protektionistischen, von oben verordneten
               und von der Regierung gesteuerten Wirtschafts- und Sozialpolitik die Kontrolle übernehmen,
               wenig Toleranz für interne Opposition haben und sich in internationale Großmachtkonflikte
               verwickeln, ist es wichtig, sie mit den Staaten zu vergleichen, die in den 30er-Jahren
               solch eine Politik betrieben.«
            

            Dalio rechnete mit einer Industriepolitik, die wie damals ausschließlich auf die Steigerung
               von Produktivität und Effizienz ausgerichtet ist, ohne Rücksicht auf individuelle
               Interessen von Menschen oder Themen wie den Umweltschutz, den Klimawandel, den Kampf
               gegen die Armut, den Einsatz für mehr Vielfalt, Gleichheit, Inklusion, Bildung und
               Schuldenbekämpfung. Trump und Musk, so Dalio, würden diese neue Ordnung gestalten,
               sofern ihre Partnerschaft halte. Die Börse, manche Techkonzerne und die meisten Firmen
               würden von einer Deregulierung profitieren. Gleiches gelte für Kreditgeber, Banken,
               Anlageberater, da mehr Kapital einfacher verfügbar wäre, auch durch niedrigere Zinsen.
               Es gäbe freie Bahn für Künstliche Intelligenz und höhere Zölle zum Schutz der eigenen
               Wirtschaft. Die Weltpolitik würde von Handelskriegen und militärischen Konflikten
               geprägt, vor allem mit China, Russland, dem Iran und Nordkorea. Es werde eine neue
               internationale Ordnung geben, in der die USA andere Staaten als Verbündete oder Feinde kategorisieren und dementsprechend behandeln
               werden: »Alle Länder werden massiven Druck und auch Anreize bekommen, ihre innere
               Ordnung mit Trump und seinem Führungsanspruch in Einklang zu bringen. Wenn sie sich
               nicht auf unsere Seite stellen, werden sie die negativen Konsequenzen spüren.«
            

            Dalio glaubt, dass Donald Trump schnell handeln muss, um seine schwierigen Vorhaben
               wirklich umzusetzen; die ersten 100 Tage und die ersten zwei Jahre seien entscheidend.
               Niemand wisse, »wie erfolgreich die neue Administration sein wird, wenn die Kraft
               ihrer Bestrebungen auf ein reichlich unbewegliches System stößt, das sich wie ein
               Bollwerk verschanzt hat«. Das ist der springende Punkt: Unter diesem Zeitdruck ist
               die Versuchung umso größer, zu Werkzeugen und Methoden zu greifen, die wir aus der
               düstersten Zeit unserer Geschichte kennen. Dann ist die scharf rechte Politik genau
               das, was sie in den Dreißigerjahren des letzten Jahrhunderts war: Faschismus.
            

         
      
   
      
         4 
Das Goldene Zeitalter
         

         Iowa empfängt uns ein klein wenig frostig. -10 Grad Celsius. Erster Stop Leon, 1800
            Einwohner, die – verständlicherweise – lieber drinnen bleiben. Dass hier zweimal Obama
            gewann und danach zweimal Donald Trump, klingt seltsam. Aber Leon liegt in einem der
            ärmsten Landkreise von Iowa, nur ein Viertel der Einwohner haben einen Hochschulabschluss,
            die letzte Fabrik hat längst dichtgemacht, seitdem hoffen sie hier auf bessere Zeiten.
            Im Bears Den, der »Bärenhöhle«, will nur einer mit uns reden, John Wilson, Veteran
            der US-Marine, Trump-Anhänger: »Macht die Grenze dicht, das ist das Wichtigste für mich.
            Sonst zerbricht das Land, wenn es nicht schon zerbrochen ist. Und wir brauchen einen
            Präsidenten, der nicht Abermilliarden von Dollar dahin schickt, wo sie es nicht brauchen.«
         

         John meint die Ukrainehilfe. Das Geld werde hier viel mehr gebraucht. Er erzählt mir
            von anderen Veteranen, die ihre Arztrechnungen nicht mehr bezahlen können, ihre Wohnungen
            aufgeben mussten, weil die Miete immer weiter stieg, und die jetzt auf der Straße
            leben. An unsere Begegnung im Januar 2024, kurz vor den Vorwahlen in Iowa, erinnere
            ich mich gut, weil in dem Interview etwas geschah, was ich bis dahin in den USA noch nicht erlebt hatte.
         

         Als ich John frage, wie besorgt er um Amerika ist, sagt er: »Ich habe eine Riesenangst.«
            Dann kann er nicht weiterreden, er ringt mit sich, die Tränen schießen ihm in die
            Augen, Sekunden vergehen, dann fährt er doch noch mit brüchiger Stimme fort: »Es ist
            einfach nicht mehr das Land, in dem ich aufgewachsen bin.« Vor dem Interview hatte
            er uns gesagt, Joe Biden sei nicht Herr seiner Sinne, die Vereinigten Staaten bräuchten
            einen starken Anführer, der geradeheraus redet und auch mal die Regeln bricht, weil
            er Amerika liebt. Jetzt hat er so einen. Jedenfalls behauptet Donald Trump das immer
            wieder, und ich frage mich, was passiert, wenn die Hoffnungen von John Wilson und
            Millionen anderer Trump-Wähler enttäuscht werden.
         

         An Weihnachten 2024 beschrieb die Washington Post die Stimmung in der Kleinstadt New Castle in Pennsylvania, in der die Menschen auch
            nach der Wahl von Donald Trump hin- und hergerissen sind, zwischen Hoffen und Bangen.[40] Da ist zum Beispiel Lori Mosura, alleinerziehende Mutter eines 17-Jährigen. Ihre
            Wohnung ist so klein, dass die 55-Jährige im Esszimmer schlafen muss. Die 1200 Dollar
            an Lebensmittelmarken und Frührente reichen hinten und vorn nicht. Allein die Miete
            frisst ein Drittel des Geldes auf. Manchmal muss Lori entscheiden, ob sie eher Milch
            oder Toilettenpapier kauft. Früher hat sie immer demokratische Kandidaten gewählt,
            aber diesmal setzt sie all ihre Hoffnungen auf Trump: »Er hat ein besseres Gespür
            für die Bedürfnisse aller, nicht nur der Reichen«, sagt Lori, »ich glaube, er weiß,
            dass die armen Leute ihm zum Sieg verholfen haben, also wird Trump mehr tun, um uns
            zu helfen.«
         

         Tatsächlich haben fünfzig Prozent der Wähler aus Familien mit einem Einkommen unter
            50 000 Dollar im Jahr Donald Trump zum Präsidenten gewählt. 2020 hatte Joe Biden in
            dieser Wählergruppe einen Vorsprung von 11 Prozent, sogar Hillary Clinton lag 2016
            bei den Ärmeren in Amerika 12 Prozentpunkte vor Trump. Erstmals seit 70 Jahren hat
            auch in New Castle ein republikanischer Präsidentschaftskandidat die Mehrheit der
            Stimmen bekommen. Jeder Vierte der insgesamt 21 000 Einwohner hier lebt unterhalb
            der Armutsgrenze. Der Niedergang der Stahlindustrie hat in dem Ort tiefe Spuren hinterlassen.
            Jetzt hören sie, dass Elon Musk bis Mitte 2026 rund 2 Billionen Dollar aus dem Bundeshaushalt
            rauskürzen will, und sind besorgt: »Jeder hier ist alarmiert«, meint Tom Scott, der
            einen Sozialdienstleister in New Castle leitet. »Du musst dir Sorgen machen, weil
            du nicht weißt, welche Programme gestrichen werden.« »Meine Angst ist, dass sie Obamacare
            abschaffen«, sagt der 86-jährige Tom Jones. Er und seine 75-jährige Frau Lottie sind
            auf die Krankenversicherung angewiesen, die einst Präsident Obama eingeführt hatte.
            »Die Leute, die für Trump gestimmt haben, haben den Blick aufs Ganze verloren.«
         

         Trump selbst beteuert in Interviews immer wieder, dass er die Krankenversicherung
            nur umbauen, die Sozialversicherung gar nicht antasten will. Über seine Sprecherin
            ließ er im Dezember 2024 verbreiten: »Amerikaner jeglicher Herkunft haben Präsident
            Trump gewählt wegen seiner Pläne, die Kosten zu senken, die finanzielle Belastung
            durch die illegalen Zuwanderer für unser Gesundheitssystem zu beenden und sicherzustellen,
            dass unser Land weiter für die amerikanischen Bürger sorgen kann, die auf Medicaid,
            Medicare und Social Security angewiesen sind.« Damit ist der Rahmen gesetzt. Und Steve
            Tillis glaubt dem Mann, den er gewählt hat. An seinem Auto hat der 59-Jährige, der
            von 1600 Dollar Frührente und Lebensmittelmarken im Wert von 300 Dollar lebt, eine
            Trump-Flagge. »Sie werden nicht die Regierungsprogramme streichen, sondern nur die
            Zahl der Leute, die man braucht, um sie zu betreiben«, sagt Tillis der Washington Post. »Sie kürzen das Personal, und das könnte sogar zu Erhöhungen bei den Leistungen
            führen, die wir bekommen.«
         

         
            Ein vollmundiges Versprechen

            Aber wird das Goldene Zeitalter, das Trump für alle Amerikaner versprochen hat, wirklich
               auch für die Armen im Land gelten, die ihm zum Sieg verholfen haben? »Amerikas Niedergang
               ist vorüber«, hatte der Präsident in seiner Rede zum Amtsantritt verkündet: »Wir werden
               zielgerichtet und schnell handeln, um Hoffnung, Wohlstand, Sicherheit und Frieden
               zurückzubringen für Bürger jeder Rasse, Religion, Hautfarbe und Überzeugung. Für die
               amerikanischen Bürger ist der 20. Januar 2025 der Tag der Befreiung.« Er verhieß die
               Befreiung von allen Sorgen und gleichzeitig die Entfesselung aller Kräfte, die Amerika
               einst stark gemacht hätten. Und um den Motor wieder voll in Schwung zu bringen, brauche
               es eigentlich nur einen Schmierstoff: »Wir haben etwas, was keine andere Industrienation
               je haben wird, die größte Menge an Öl und Gas, die es in irgendeinem Land gibt. Und
               wir werden es nutzen, wir werden es nutzen. Wir werden die Preise runterdrücken, die
               strategischen Reserven bis zum Rand füllen und amerikanische Energie in alle Welt
               exportieren. Wir werden wieder eine reiche Nation sein, und das flüssige Gold unter
               unseren Füßen wird dafür sorgen.«
            

            Wie sehr Donald Trump Öl und Gas als Allheilmittel ansieht, wird durch seine Dekrete
               der ersten Tage im Amt deutlich. Mit ihnen beendete er gleichzeitig die bisherige
               amerikanische Beteiligung am Kampf gegen den Klimawandel. In einem der zahlreichen
               Exekutivbefehle rief er den nationalen Energienotstand aus und begründete das mit
               den Worten: »Die Entdeckung von Energie und kritischen Rohstoffen und die Kapazitäten
               der Vereinigten Staaten bei Lizenzvergabe, Erschließung, Produktion, Transport, Verarbeitung
               und Energieerzeugung sind völlig unzureichend, um den Bedarf unserer Nation zu decken.
               Wir brauchen eine verlässliche, vielfältige und bezahlbare Energiemenge, um die industrielle
               Produktion, Transport, Landwirtschaft und Rüstungsindustrie zu betreiben und die Grundlagen
               für ein modernes Leben und die Verteidigungsfähigkeit zu erhalten. (…) Die Unzulänglichkeit
               von Produktion, Transport, Verarbeitung und Erzeugung von Energie in den Vereinigten
               Staaten stellt eine ungewöhnliche und außerordentliche Bedrohung für die Wirtschaft,
               die nationale Sicherheit und die Außenpolitik unserer Nation dar. In Anbetracht dieser
               Erkenntnisse rufe ich hiermit einen nationalen Notstand aus.« Im Text wirft Trump
               der Vorgängerregierung eine schädliche und kurzsichtige Politik vor, die durch die
               hohen Energiepreise eine verheerende Wirkung auf Amerikaner mit niedrigem Einkommen
               gehabt habe. Die Biden-Administration habe die USA im Wettbewerb mit feindlich gesinnten Staaten geschwächt und die wirtschaftliche
               und militärische Sicherheit des Landes gefährdet. »Es ist deshalb zwingend erforderlich,
               dass die Bundesregierung das körperliche und wirtschaftliche Wohlergehen des amerikanischen
               Volkes an die erste Stelle setzt.«
            

         
         
            Kein Kampf dem Klimawandel

            Nun sollte man meinen, dass zur physischen Unversehrtheit der Bevölkerung auch der
               Schutz vor den Folgen des Klimawandels gehört. Doch Donald Trump hob per Dekret zahlreiche
               Maßnahmen auf, mit denen sein Vorgänger die Umwelt und damit auch die Menschen in
               den USA schützen wollte. Trump versprach, »alle notwendigen Ressourcen« für den massiven
               Ausbau der Öl- und Gasförderung bereitzustellen. Die Energiekonzerne sollen zusätzliche
               Bohr- und Fracking-Lizenzen auf bundeseigenem Land bekommen. In einer Reihe von Bundesstaaten
               werden Teile von Naturschutzgebieten für den Abbau von seltenen Rohstoffen und die
               Förderung von Öl und Gas freigegeben, so zum Beispiel im »Arctic National Wildlife
               Refuge« in Alaska. Das Ausrufen eines »Notstands« erlaubt es dem Präsidenten, zahlreiche
               gesetzliche Auflagen weitgehend außer Acht zu lassen, so zum Beispiel den Schutz gefährdeter
               Tier- und Pflanzenarten, den Schutz der Wasserversorgung und die sonst verpflichtenden
               Umweltprüfungen bei Genehmigungsverfahren. Vorläufig soll es keine weiteren Lizenzen
               für die Errichtung von Windkraftanlagen vor den Küsten der Vereinigten Staaten mehr
               geben. Trump nennt als einen der Gründe interessanterweise auch die mögliche Gefährdung
               von Vögeln und Meerestieren durch die Windräder. Bei seinen Öl- und Gasprojekten scheinen
               ihm die schädlichen Folgen für andere Lebewesen völlig egal zu sein. Bei Windparks
               auf dem Festland wird der Genehmigungsprozess für den Neubau und die Erweiterung bis
               zum Abschluss einer intensiven Prüfung ebenfalls auf Eis gelegt. Die Anordnung dürfte
               Trump in den Konflikt mit Teilen seiner eigenen Partei bringen, weil er damit besonders
               die republikanisch regierten Bundesstaaten Texas, Iowa, Oklahoma und Kansas trifft.
               Sie sind die größten Produzenten von Windenergie in den USA.
            

            In einem weiteren Dekret verfügt Donald Trump die Aufhebung einer angeblichen »Elektroauto-Pflicht«.
               Er erweckt den Anschein, die amerikanischen Verbraucher sollten zum Kauf von Elektroautos
               gezwungen werden. Dabei hatte die Biden-Administration lediglich die Grenzwerte für
               den Schadstoffausstoß von Autos für die kommenden Jahre schrittweise heruntergesetzt,
               um den Anteil der neuen Elektroautos in den USA bis zum Jahr 2032 von derzeit 20 Prozent aller Neukäufe auf dann über 50 Prozent
               zu heben. Biden hatte außerdem Steuerfreibeträge in Höhe von 7500 Dollar für den Kauf
               von Elektroautos vorgesehen und 7,5 Milliarden Dollar für den Ausbau der Ladesäulen-Infrastruktur
               zur Verfügung gestellt. Angesichts der niedrigen Stromkosten in den USA würde sich der Umstieg vom Verbrenner- zum Elektroauto für jeden Verbraucher lohnen.
            

            In einem anderen Exekutivbefehl entband Trump alle Regierungsbehörden von der Pflicht,
               jene Städte und Gemeinden finanziell und rechtlich zu unterstützen, die unter schweren
               Umweltbelastungen, hoher Luft- und Wasserverschmutzung durch die Ballung von industriellen
               Anlagen leiden. All diese Maßnahmen stehen im eklatanten Widerspruch zu Trumps erklärter
               Absicht, zum Vorteil der amerikanischen Bevölkerung die Energiesicherheit Amerikas
               durch den Abbau von Bürokratie und Regularien zu »entfesseln«, wie er es nennt. Dann
               müsste ihm daran liegen, den Ausbau der erneuerbaren Energien genauso entschlossen
               voranzutreiben wie den der Öl- und Gasförderung, zumal er durch seine Zwangsmaßnahmen
               Hunderttausende von Arbeitsplätzen gefährdet. Unzählige Ingenieure, Techniker, Mechaniker
               und Fabrikarbeiter in den Produktions-, Zuliefer- und Wartungsbetrieben der Wind-
               und Solarbranche müssten um ihre meist gut bezahlten Jobs fürchten. Schon jetzt generieren
               die Windparks in den USA mehr Energie als die Kohlekraftwerke, 14 Prozent der Stromproduktion des Landes werden
               bereits in Wind- und Solaranlagen generiert. Mit seinem Feldzug gegen die angebliche
               »Elektroauto-Pflicht« könnte Donald Trump die globale Wettbewerbsfähigkeit der Vereinigten
               Staaten massiv schwächen. Im Jahr 2030 könnte nach Angaben der International Energy
               Agency jedes vierte neue Auto weltweit einen Elektroantrieb haben. Ein Großteil davon
               wird dann wahrscheinlich in China hergestellt, das jetzt bereits qualitativ hochwertige
               Fahrzeuge zu vergleichsweise niedrigen Preisen in viele Länder der Erde verkauft.
               Zwar ist die amerikanische Autoindustrie in erster Linie auf die Nachfrage im Inland
               ausgerichtet, sie würde aber durch ein Nachlassen bei der Entwicklung von Elektroautos
               auf dem Weltmarkt wohl keine Rolle mehr spielen, zum Nachteil der Arbeiter an ihren
               Produktionsstätten.
            

            Auch deshalb muss der Präsident mit zahlreichen Klagen gegen seine Exekutivbefehle
               zur Energiesicherheit rechnen. Insbesondere wird es dabei um die Frage gehen, ob es
               in den USA überhaupt den von ihm behaupteten »Notstand« gibt, der die Missachtung von Umweltauflagen
               und von Gesetzen zum Schutz der Gesundheit von Menschen rechtfertigt. Schließlich
               erreichte die Ölförderung mit mehr als 13 Millionen Barrel pro Tag in der Biden-Administration
               bereits einen neuen Rekord. Die Energiepreise sind nach den Höchstständen während
               und nach der Coronapandemie wieder deutlich gefallen. Sollte es zu den Klagen kommen,
               müsste am Ende der Oberste Gerichtshof darüber entscheiden, welche Kriterien als Grundlage
               für einen Notstand angeführt werden können.
            

            Auch bei seiner Klimapolitik testet Donald Trump also die rechtlichen Grenzen seiner
               Macht als Präsident mit der Absicht, sie dauerhaft auszudehnen. Vor diesem Hintergrund
               ist es umso wichtiger, in das Kleingedruckte seiner Exekutivbefehle zu schauen. Bei
               der Notstandsverordnung findet sich ganz am Ende des 6. Abschnitts der Auftrag an
               den Chef der Umweltschutzbehörde EPA, innerhalb von 30 Tagen die »Rechtmäßigkeit und weitergehende Anwendbarkeit« der
               sogenannten »Gefährdungsklausel« (»endangerment clause«) aus dem »Clean-Air-Act«,
               also dem Gesetz zum Schutz der Luftqualität, zu überprüfen und eine neue Empfehlung
               zu geben. Die genannte Klausel, die der Behörde das Recht gibt, strikte Grenzwerte
               und Auflagen für den Ausstoß von Treibhausgasen wie CO2 und Methan zu verhängen, wurde vom Obersten Gerichtshof der Vereinigten Staaten
               in einem Urteil vom Jahr 2009 ausdrücklich bestätigt. Dadurch steht die US-Regierung in der Pflicht, Maßnahmen gegen solche Emissionen und die Gefahren für
               das Klima zu ergreifen. Wenn die Umweltbehörde die Treibhausgase nach einer Neubewertung
               für ungefährlich erklärt, könnte der Präsident die »Gefährdungsklausel« einfach ignorieren
               und darauf setzen, dass sich der Supreme Court bei möglichen Klagen seiner Linie anschließt.
               Die Grundlage der amerikanischen Klimaschutzpolitik wäre dann obsolet. Ende Februar
               2025 empfahl der neue EPA-Chef Lee Zeldin, die »Gefährdungsklausel« zu streichen.
            

            Natürlich erklärte Trump an seinem ersten Amtstag auch einmal mehr den Ausstieg aus
               dem Pariser Klimaabkommen. Formell dauert das Verfahren zwar ein ganzes Jahr, aber
               die Vereinigten Staaten halten sich schon jetzt nicht mehr an die vereinbarten Ziele.
               Nach dem Verlassen des Abkommens befinden sich die USA dann in einer Gesellschaft mit dem Iran, Libyen und dem Jemen, die dem Pariser Vertrag
               nie beigetreten waren. Trumps Ankündigungen fallen in eine Zeit dramatischer Warnungen
               vor dem Klimawandel. Das Jahr 2024 mit seinen zahlreichen Wirbelstürmen, Fluten und
               Waldbränden war nach Angaben der US-Klimaforschungsbehörde NOAA das wärmste Jahr seit Beginn der Wetteraufzeichnung 1850, die globale Durchschnittstemperatur
               lag 1,29 Grad Celsius über dem Durchschnitt des vorhergehenden Jahrhunderts, bis 2100
               rechnen die Experten mit einem Anstieg der globalen Erwärmung um weitere 2,7 Grad
               Celsius. Nach Einschätzung von Forschungsinstituten in den USA könnte Trumps Energiepolitik in den nächsten vier Jahren den Ausstoß von klimafeindlichen
               Schadstoffen um vier Milliarden Tonnen erhöhen, die doppelte Menge der Emissionen,
               die in den vergangenen fünf Jahren weltweit durch den Einsatz von sauberen Technologien
               verhindert wurden.[41] Die langfristigen Folgen für künftige Generationen von Amerikanern könnten fatal
               sein, aber Donald Trump hat ja nicht ihnen ein goldenes Zeitalter versprochen, sondern
               seinen jetzigen Wählern.
            

         
         
            Comeback der Kernenergie

            Tatsächlich hängt die Wettbewerbsfähigkeit der Vereinigten Staaten wesentlich von
               der Verfügbarkeit günstiger Energie ab. Öl- und Gasförderung reichen längst nicht
               aus, um den künftigen Bedarf zu decken. Selbst ein massiver Ausbau von Wind-, Sonnen-
               und Wasserenergie wäre zu wenig, und obendrein hat Donald Trump offensichtlich eine
               tiefe Abneigung gegen Windräder. Also steht Amerika vor der Wiedergeburt der Nuklearenergie.[42] Der riesige Google-Konzern hat mit dem kleinen Start-up Kairos Power einen Vertrag
               über den Kauf eines Miniatomreaktors vereinbart. Amazon investiert Millionen in die
               Entwicklung eines Miniatomreaktors durch das Start-up X-Energy. Und Microsoft will gemeinsam mit der Firma Constellation Energy den Atomreaktor
               Three Mile Island bei Harrisburg, Pennsylvania, wieder in Betrieb nehmen. Zur Erinnerung:
               Im März 1979 kam es infolge eines Unfalls im Reaktorblock 2 zu einer partiellen Kernschmelze.
               Radioaktive Gase entwichen in die Atmosphäre, rund 200 000 Menschen mussten sich in
               Sicherheit bringen. Der größte nukleare Zwischenfall in der US-Geschichte steht bis heute als Synonym für die Gefahren der Atomkraft und wendete
               die öffentliche Meinung in den USA damals gegen die Nutzung von Kernenergie. Der Reaktorunfall von Tschernobyl 1986
               vertiefte die Skepsis, doch heute bahnt sich die Kehrtwende an. Constellation Energy
               wird 1,6 Milliarden Dollar ausgeben, um das alte Atomkraftwerk in Pennsylvania bis
               zum Jahr 2028 wieder flottzumachen. Mit einer Kapazität von 835 Megawatt könnte man
               dann 700 000 Häuser mit Strom versorgen. Google und Amazon rechnen mit einem Kaufpreis
               von jeweils 1 Milliarde Dollar für ihre Minireaktoren.
            

            Eigentlich gibt es über die Notwendigkeit von niedrigen Energiepreisen keinen Dissens
               zwischen Republikanern und Demokraten in den USA. Selbst der linke Flügel der demokratischen Partei hat sich unter Führung von Senator
               Bernie Sanders – einem langjährigen Atomkraft-Kritiker – im Zuge der Präsidentschaftswahl
               2020 hinter die Pläne für den Ausbau der Nuklearenergie gestellt, weil sie als bessere
               Alternative zur Erreichung der Klimaziele gilt. In der Amtszeit von Präsident Biden
               wurden Milliardeninvestitionen der Privatwirtschaft in die Entwicklung sicherer Atomtechnologien
               mit staatlichen Mitteln aus dem Inflation Reduction Act unterstützt.[43] Im Juli 2024 machte Biden mit seiner Unterschrift unter dem parteiübergreifend beschlossenen
               Atomenergie-Förderungsgesetz den Weg für den Bau neuer Kernkraftwerke frei. Derzeit
               liefern die 94 Atommeiler in den USA rund 20 Prozent des Energiebedarfs, der allerdings ständig weiter steigt. Aus diesem
               Grund engagiert sich auch der Microsoft-Gründer Bill Gates gemeinsam mit anderen Investoren
               bei zwei Start-up-Unternehmen. Die Firma Helion Energy plant bis zum Jahr 2028 den
               Bau der weltweit ersten Kernfusionsanlage, und das Unternehmen TerraPower treibt die
               Entwicklung von Minireaktoren voran, deren Bestandteile so standardisiert sein sollen,
               dass sie schneller und in höherer Zahl produziert werden können. Die leistungsfähigen
               Kraftwerke sollen viel sicherer sein als die riesigen Modelle früherer Jahrzehnte
               und könnten unmittelbar dort entstehen, wo der Strom gebraucht wird – allen voran
               für die Datenzentren der Tech-Konzerne. Dabei geht es um riesige fabrikartige Hallen
               mit Tausenden von Computern, die auf modernster Chiptechnologie beruhen und vor allem
               für die Entwicklung von Künstlicher Intelligenz notwendig sind. Aufgrund der hohen
               Wärmeentwicklung der Geräte brauchen die Datenzentren große Kühleinheiten, die wiederum
               viel Energie verbrauchen. Viele Techunternehmen hatten sich in den vergangenen Jahren
               aus Klimaschutzgründen verpflichtet, spätestens ab dem Jahr 2030 ausschließlich Energie
               zu nutzen, die nicht aus fossilen Brennstoffen gewonnen wird. Allein deshalb ergibt
               das Comeback der Atomindustrie viel Sinn. Auch wenn sich durch Donald Trumps Pläne
               für den massiven Ausbau der Öl- und Gasförderung nach dem Motto »Drill, Baby, drill«
               die Notwendigkeit ein Stück weit relativiert, halten viele Konzerne die Verfügbarkeit
               von Minireaktoren in räumlicher Nähe zu den Datenzentren für eine gute Investition.
            

         
         
            Strom für Künstliche Intelligenz

            Viele Unternehmen haben in Trump einen Verbündeten, der die Entwicklung von Zukunftstechnologien
               um jeden Preis befeuern wird. Schon am Tag nach seiner Amtseinführung empfing der
               Präsident die Chefs von OpenAI, Softbank und Oracle, die gemeinsam mit einem Investor aus Dubai und mehreren Chipherstellern
               in den kommenden Jahren mindestens 500 Milliarden Dollar in den Bau von zwanzig neuen
               Datenzentren für die Entwicklung Künstlicher Intelligenz stecken wollen. Der Investitionsplan
               unter dem Namen »Stargate«, also »Sternentor«, war seit Monaten in Arbeit, aber die
               Techmanager wollten offenbar Donald Trump seine erste große Ankündigung von wirtschaftspolitischen
               Initiativen bescheren. Es ging nicht um die Förderung des Projekts mit Staatsgeldern,
               sondern schlicht um das Versprechen, den Unternehmen komplett freie Hand zu lassen.
               Zwar hatte auch Präsident Biden den Techkonzernen zuvor die volle Unterstützung der
               US-Regierung für den Ausbau von KI zugesagt und sogar staatliche Grundstücke für die notwendigen Datenzentren angeboten,
               aber er hatte ihnen mit einem Exekutivbefehl von 2023 auch strenge Auflagen gemacht.
               Sie sollten bei allen Baumaßnahmen strikte Regeln zum Schutz der Umwelt erfüllen,
               alle KI-Innovationen auf mögliche negative Folgen für Menschen prüfen und sich der Aufsicht
               durch amerikanische Regierungsbehörden stellen.
            

            Donald Trump erklärte das Dekret seines Vorgängers für ungültig und begründete das
               mit den Worten: »Künstliche Intelligenz scheint eine heiße Sache zu sein. Viele kluge
               Leute halten sehr viel davon.«[44] Der Verzicht auf klare Regeln und eine staatliche Aufsicht für die Entwicklung und
               den Einsatz von Künstlicher Intelligenz stellt aus Sicht von Technologieexperten ein
               großes Risiko dar. Die Konzerne könnten Anwendungen auf den Markt bringen, die in
               erster Linie auf schnelle und maximale Gewinne ausgerichtet sind, ohne zuvor auf mögliche
               Nebenwirkungen oder gar existenzielle Gefahren geprüft worden zu sein. Die Förderung
               von Öl, Gas, Atomkraft und Künstlicher Intelligenz ohne Rücksicht auf langfristige
               Folgen, nur gerechtfertigt durch den kurzfristigen Erfolg einer brummenden Wirtschaft.
               Damit die Rechnung aufgeht, hat sich Donald Trump einen Experten aus der Finanzwelt
               geholt. Der neue Finanzminister Scott Bessent ist ohne Zweifel eine der Schlüsselfiguren
               der neuen US-Regierung. Er könnte zum großen Gegenspieler von Trump-Flüsterer Elon Musk werden.
            

            Manche mögen Bessents Kabinettsposten als großes Dankeschön für die zwei Millionen
               Dollar Wahlkampfspende an Donald Trump verstehen, aber er ist für die neue Aufgabe
               bestens qualifiziert. Der Investor und Gründer der Key Square Group war einer der
               erfolgreichsten Fondsmanager beim Multimilliardär George Soros. Er ist nach dem bisherigen
               demokratischen Verkehrsminister Pete Buttigieg das zweite offen homosexuelle Kabinettsmitglied
               einer US-Regierung. Vor allem aber ist er ein Realist, und damit unterscheidet er sich wohltuend
               von Donald Trump, der den Menschen vollmundig ein Goldenes Zeitalter und das Blaue
               vom Himmel verspricht. Bessent glaubt, dass Amerika vor allem China Einhalt gebieten
               muss. Zu lange habe man mit einer Politik der offenen Märkte dem »despotischen Regime«
               in Peking in die Hände gespielt. Bessent gilt als Befürworter von Strafzöllen, um
               die amerikanische Wirtschaft zu schützen. Er plädiert aber auch für Augenmaß. Die
               Ankündigungen Trumps von 20-prozentigen Zöllen auf alle Waren aus aller Welt hat er
               mal als »Maximalforderung, die wahrscheinlich in den Gesprächen mit den Handelspartnern
               verwässert wird«, beschrieben.
            

         
         
            Bessents 3-3-3-Strategie

            Bessent hat ein konkretes Konzept für die Wirtschafts- und Finanzpolitik der nächsten
               vier Jahre, an dem man den Erfolg der Trump-Administration dann wird messen können.
               Er nennt es den »3-3-3-Plan«: Die Wachstumsrate der amerikanischen Wirtschaft soll
               auf stabile 3 Prozent steigen, das Haushaltsdefizit auf 3 Prozent des Bruttoinlandsprodukts
               sinken, während die amerikanische Ölförderung um 3 Millionen Barrel Öl pro Tag (oder
               gleichwertige Energien) ausgebaut werden soll. Alle drei Ziele sind ambitioniert und
               gleichzeitig in sich widersprüchlich. Bessent will das Haushaltsdefizit in den USA, das bei Trumps Amtsantritt mit 1,8 Billionen Dollar bei 6,8 Prozent des gesamten
               Haushalts lag, bis zum Jahr 2028 auf 3 Prozent senken. Um das zu erreichen, müssten
               zusätzlich zu einer deutlichen Reduzierung der Ausgaben noch die Milliarden an anderer
               Stelle eingespart werden, die Donald Trump für die Verlängerung seiner Steuersenkung
               von 2017 für die Unternehmen ausgeben will. Scott Bessent plädiert deshalb dafür,
               Gelder einfach einzubehalten, die nach dem Inflation Reduction Act von Joe Biden als
               Investitionen in die Infrastruktur und den Ausbau der erneuerbaren Energien fließen
               sollten. Genau das tat Trump dann auch, aber genau damit könnte er Bessents Ziel gefährden,
               die Wachstumsrate auf 3 Prozent zu bringen, denn einige Wirtschaftszweige haben mit
               den Aufträgen aus den staatlichen Mitteln fest gerechnet. Statt massiven Widerstand
               gegen das Dekret zu leisten, kamen republikanische Abgeordnete und Senatoren als Bittsteller
               zu den Ministerien und ins Weiße Haus, um Ausnahmegenehmigungen für jene Gelder zu
               erflehen, die für ihre Wahlkreise vorgesehen waren.[45] Trump blieb hart. Im Jahr 2024 lag das Wirtschaftswachstum bei 2,8 Prozent, für das
               Jahr 2025 hatte der Internationale Währungsfonds ein Absinken auf 2,2 Prozent erwartet.
               Kurz vor der Amtseinführung Trumps korrigierte der IWF seine Prognose nach oben auf 2,7 Prozent, weil die Pläne des Präsidenten – insbesondere
               die Steuersenkungen – die US-Wirtschaft kurzfristig befeuern könnten. Mittelfristig aber, so der Währungsfonds,
               drohe durch die Politik ein »Boom Bump«, also ein Absturz des möglichen Wirtschaftsbooms
               in die Pleite. Bessents Streichvorschläge könnten diese Entwicklung beschleunigen.
            

            Gleiches gilt für die von Präsident Trump angekündigte Verhängung von Strafzöllen,
               falls die betroffenen Länder zur Vergeltung ihrerseits Zölle auf amerikanische Produkte
               deutlich anheben und US-Firmen deshalb weniger Waren exportieren können. Angesichts des wachsenden Energiebedarfs
               innerhalb der USA und außerhalb empfiehlt Bessent, die Ölförderung – derzeit 13,2 Millionen Barrel
               pro Tag – um 3 Millionen Barrel zu steigern – in der Hoffnung auf günstige Energiepreise
               für die US-Wirtschaft, höhere Einnahmen aus Exporten und neue Arbeitsplätze. Das Problem dabei:
               Ein schneller Ausbau der Förderkapazitäten könnte die Preise so deutlich drücken,
               dass die Öl- und Gas-Unternehmen nicht unbedingt höhere Profite einfahren, insbesondere
               wenn die Nachfrage auf dem Weltmarkt hinter dem Angebot zurückbleibt. Schon in diesem
               Jahr wird es nach Schätzungen der Internationalen Energie-Agentur einen Produktionsüberhang
               von einer Million Barrel pro Tag geben, für die sich keine Abnehmer finden. Viele
               der Ölproduzenten hatten in Donald Trumps erster Amtszeit eifrig in den Ausbau ihrer
               Kapazitäten investiert, machten aber dann aufgrund der niedrigen Ölpreise Verluste.
               »Es ist ein echtes Dilemma. Einige Energiefirmen sind nicht gerade begeistert, weil
               die Preise verfallen, wenn man zu viel fördert«, so zitiert die New York Times den Wirtschaftsexperten Stephen Moore von der konservativen Heritage Foundation.
               Der von Finanzminister Bessent erhoffte Effekt für das Wirtschaftswachstum könnte
               also verpuffen. Wenn obendrein dann noch Millionen von Arbeitskräften im Zuge der
               Massendeportation aus dem Land geworfen werden, müsste er sein schönes 3-3-3-Konzept
               wohl vergessen.
            

            Rein rechnerisch könnten Donald Trumps Vorhaben für die Vereinigten Staaten nämlich
               zu einem wirtschaftlichen Desaster werden, das insbesondere genau die Menschen am
               meisten treffen würde, die ihn ins Amt gewählt haben. Da ich kein Ökonom bin, will
               ich hier einmal die Berechnungen von führenden Wirtschaftsexperten der USA darstellen. Wenn Trump die Steuererleichterungen aus seiner ersten Amtszeit fortschreiben
               will, die Ende 2025 auslaufen, erhöht allein das schon Amerikas Schuldenlast, die
               jetzt bereits bei rund 36 Billionen Dollar liegt, um weitere rund fünf Billionen Dollar
               über die nächsten zehn Jahre, sofern er nicht gleichzeitig die Regierungseinnahmen
               drastisch erhöhen kann. So hat es das »Committee for a Responsible Federal Budget«
               (CRFB) errechnet, eine überparteiliche Denkfabrik, vergleichbar dem Bund der Steuerzahler
               in Deutschland.[46] Hinzu kämen weitere 3,6 Billionen Dollar für die Steuerbefreiung der Überstundenentgelte,
               der Renten und der Trinkgelder und 200 Milliarden für die Absenkung der Unternehmenssteuer
               auf 15 Prozent. Außerdem müsste Trump mit Kosten von 350 Milliarden Dollar für die
               Internierung und Abschiebung der illegalen Zuwanderer rechnen sowie mit zusätzlichen,
               von ihm zugesagten Militärausgaben in Höhe 400 Milliarden Dollar. Das CRFB hat in seiner Analyse Trumps Vorschläge zur Gegenfinanzierung miteinbezogen und kommt
               unter Berücksichtigung aller möglichen Sparvorhaben zu dem Schluss, dass sich die
               Gesamtverschuldung der Vereinigten Staaten über 10 Jahre um netto 7,5 Billionen Dollar
               auf mehr als 43 Billionen Dollar erhöhen würde.[47]

            Mit anderen Worten: Donald Trumps Pläne stehen im Widerspruch zu seinem erklärten
               Ziel, Amerika wieder großartig zu machen. Der Präsident will seine Steuergeschenke,
               die Kosten der Massendeportation und andere Ausgaben ja vor allem mit den Strafzöllen
               gegenfinanzieren. Diese Absicht ist ein bewusster Missbrauch eines Werkzeugs, das
               ein Präsident nach den Regeln des US-Handelsrechts und internationaler Abkommen nur in Ausnahmefällen benutzen darf. Eigentlich
               dient es dazu, amerikanische Unternehmen zu schützen, die durch billige Konkurrenzprodukte
               aus dem Ausland in ihrer Existenz gefährdet werden. Dies ist besonders dann der Fall,
               wenn Wettbewerber im Ausland ihre Waren aufgrund staatlicher Subventionen zu Dumpingpreisen,
               die sogar unter den echten Herstellungskosten liegen, auf den Weltmarkt werfen können.
               Ein weiterer Grund für den Einsatz von Strafzöllen ist der Schutz der nationalen Sicherheit
               eines Landes. In diesem Fall sollen inländische Firmen, die strategisch wichtige Güter
               herstellen, vor der Billigkonkurrenz geschützt werden, damit die USA auch in Krisensituationen eine eigene Produktionskapazität für solche Waren haben.
            

            Aber um all das geht es Donald Trump nicht wirklich, er sieht die Zölle als Hebel
               für die wirtschaftliche Nötigung anderer Länder zur Durchsetzung politischer Ziele,
               als Bestrafung für missliebiges Verhalten sowie natürlich – und das wohl vor allem –
               als Einnahmequelle. Der Präsident plante ursprünglich Zölle in Höhe von 10 bis 20 Prozent
               auf Waren aus aller Welt und 60 bis 100 Prozent auf Importe aus China. Es ist eine
               grandiose Milchmädchenrechnung. Nach der erwähnten Analyse des CRFB würden sich die Einnahmen aus den Strafzöllen auf maximal 2,7 Billionen Dollar belaufen,
               ein viel zu kleiner Betrag, um die zusätzlichen Schulden in Höhe von 7,5 Billionen
               Dollar in zehn Jahren zu decken. Tatsächlich könnten die Strafzölle alles noch schlimmer
               machen, denn selbst einige von Trumps Wirtschaftsberatern glauben, dass diese Maßnahmen
               zu drastischen Preissteigerungen führen würden: »Zölle sind nichts anderes als eine
               Steuer, kein Zweifel«, sagte der schon erwähnte Stephen Moore von der konservativen
               Heritage-Stiftung bei einer öffentlichen Veranstaltung im Frühjahr 2024: »Ich stimme
               nicht immer und in allem mit Donald Trump überein. Er weiß, dass ich seine Finanzpolitik
               nicht unterstütze. Und Strafzölle sind eine Verbrauchssteuer.« Jason Fichtner, Chefökonom
               des überparteilichen Bipartisan Policy Centers, warnte sogar vor einem möglichen Staatsbankrott
               angesichts der trumpschen Steuer- und Handelspolitik: »Es würde für Einzelpersonen,
               Haushalte, Verbraucher, Investoren und Banken bedeuten, dass sie einen Verfall des
               Dollars erleben. Gleichzeitig würden die Zinsen und die Inflation steigen. Das bedeutet
               nicht den Untergang (…), aber die Dinge würden teurer, und wir werden es schwer haben,
               die Dinge zu finanzieren, die wir jetzt haben wollen – Straßen, Brücken, Bildung.«
            

         
         
            Ein wirtschaftliches Desaster

            In einer großen Studie haben drei Ökonomen das Gesamtszenario der Trump-Präsidentschaft
               für die amerikanische und die globale Wirtschaft durchgespielt und dabei Modelle benutzt,
               wie sie auch Zentralbanken, Regierungsbehörden und internationale Einrichtungen wie
               Weltbank und Währungsfonds anwenden. Drei wesentliche Faktoren sind in die Simulation
               eingeflossen: die Deportation von rund 8,3 Millionen der insgesamt 14 Millionen illegalen
               Zuwanderer im Land, die Strafzölle auf Waren aus China und der übrigen Welt sowie
               die Unterstellung der bisher unabhängigen US-Notenbank unter die direkte Kontrolle des Präsidenten. Die Federal Reserve steuert
               ja die Zins- und Währungspolitik, um das Wachstum der amerikanischen Wirtschaft zu
               stimulieren und das Handelsdefizit zu verkleinern. Das Ergebnis wäre wohl ein Albtraum –
               die zu erwartende Kapitalflucht würde der amerikanischen Wirtschaft die nötigen finanziellen
               Ressourcen zum Kauf ausländischer Waren entziehen. Das amerikanische Bruttoinlandsprodukt
               würde über vier Jahre um acht Billionen Dollar sinken, also um mehr als ein Viertel
               des gesamten BIP der USA im Jahr 2024. Die Preise lägen am Ende von Trumps zweiter Amtszeit rund 25 Prozent
               höher als zu Beginn seiner Präsidentschaft. Die Beschäftigungsrate wäre deutlich niedriger,
               der Dollarkurs würde verfallen.
            

            Allein schon die Massendeportation von rund fünf Prozent der amerikanischen Arbeiterschaft
               würde die Inflation dramatisch in die Höhe treiben. Je schwieriger es ist, Arbeitskräfte
               zu finden, desto mehr steigen die Gehälter. Die Verbraucherausgaben würden abstürzen,
               da dem Markt Millionen von Konsumenten abhandenkämen. Viele Unternehmen, die kaum
               Arbeitskräfte finden, würden weniger investieren, weil sie sich eine Expansion schlicht
               nicht leisten könnten. Insgesamt würde der amerikanischen Wirtschaft dadurch über
               die nächsten vier Jahre ein Schaden von 6,4 Billionen Dollar entstehen. Die Strafzölle
               würden den Negativtrend deutlich verschärfen. Denn durch die Kostensteigerung für
               alle unverzichtbaren Importe und durch die Verknappung von verfügbaren Waren würden
               sie zu einem weiteren Anstieg der Preise führen. Sollten andere Länder ebenfalls Strafzölle
               verhängen, würde das die amerikanischen Exporte nochmals erschweren und damit das
               Wachstum in den USA weiter verlangsamen. Kommt dann auch noch die Übernahme der Notenbank durch das Weiße
               Haus dazu, damit Trump mit niedrigeren Zinsen die Wirtschaft ankurbeln kann, mag das
               kurzfristig funktionieren, es könnte aber die galoppierende Inflation kaum aufhalten.
               Eine ideologisch gesteuerte und damit nicht marktgerechte Zins- und Währungspolitik
               würde wohl auch Investoren dazu veranlassen, ihr Geld lieber anderswo anzulegen.
            

            Und wer wird wohl am meisten unter hohen Inflationsraten leiden? Richtig: die Menschen,
               die sich höhere Preise am wenigsten leisten können. Nach Schätzungen führender Ökonomen
               würden die Lebenshaltungskosten im Schnitt um 3 bis 5 Prozent steigen, dabei erhöhen
               sich vor allem die Ausgaben für Waren, nicht so sehr die für Dienstleistungen. Wer
               davon am meisten betroffen ist, richtet sich nach der Höhe des Einkommens: Menschen
               mit einem niedrigen Einkommen geben deutlich mehr Geld für Lebensmittel aus Supermärkten
               aus als jene, die sich mit ihren hohen Einkommen häufige Restaurantbesuche leisten
               können. Die Preise dort hängen mehr von den Personalausgaben für die Angestellten
               ab als von den Aufwendungen für die Nahrungsmittel. Das Institut für Steuer- und Wirtschaftspolitik
               hat auf der Basis von 20-prozentigen Strafzöllen errechnet, dass sich das reale Einkommen
               für Geringverdiener im unteren Fünftel der Einkommensskala um 5,7 Prozent reduzieren
               würde, für Familien mit mittleren Einkommen wären es 4,6 Prozent weniger, für Höchstverdiener,
               also das oberste Prozent der Einkommensskala, würde der Wert nur um 1,4 Prozent sinken.
               Berechnet man die jährliche Belastung für einen durchschnittlichen Haushalt mit einem
               Jahreseinkommen von 80 000 Dollar, würde eine Steigerung der Lebenshaltungskosten
               um vier Prozent eine zusätzliche Belastung von mindestens 3200 Dollar pro Jahr bedeuten.
               Die Wirtschaftsexperten haben natürlich Worst-Case-Szenarien durchgespielt, die so
               vielleicht gar nicht eintreffen, weil Donald Trump seinen großspurigen Ankündigungen
               doch keine entsprechend großen Taten folgen lässt. Aber schon Mitte März senkte die
               US-Notenbank ihre Wachstumsprognose für das laufende Jahr auf 1,7 Prozent. Die politische
               Unsicherheit schickte die Börsenkurse auf Achterbahnfahrt. Donald Trump und sein Finanzminister
               Scott Bessent mussten einräumen, dass eine Rezession nicht mehr auszuschließen ist.
            

         
         
            Illusionen werden zerplatzen

            Was bedeutet das alles für Donald Trumps Versprechen vom Goldenen Zeitalter für alle
               Amerikaner? Ganz offensichtlich verfolgt Trump eine typische republikanische Wirtschaftsagenda,
               die große Steuersenkungen für Unternehmen vor allem mit tiefen Einschnitten in Regierungsprogramme
               einschließlich der sozialen Leistungen finanzieren will. Das Ergebnis könnte einmal
               mehr die Umverteilung der Einkommen zugunsten der Reichen, zulasten der Armen sein.
               Eine Präsidentin Kamala Harris hätte ihre Vorhaben vor allem mit Steuererhöhungen
               für die Besserverdienenden finanziert, genauer gesagt für alle, die mehr als 400 000 Dollar
               pro Jahr verdienen. Auch bei ihr hätte das nicht zur Gegenfinanzierung der Wahlkampfversprechen
               ausgereicht, aber sie hätte mit ihren Plänen die Staatsverschuldung »nur« um rund
               3,5 Billionen Dollar vergrößert, bei Trump werden es wohl 7,5 Billionen Dollar sein.
            

            Trotzdem wurde der neue Präsident drei Tage nach seinem Amtsantritt und nach mehr
               als 100 unterzeichneten Dekreten bei seiner virtuellen Zuschaltung zum Weltwirtschaftsforum
               in Davos mit großem Beifall gefeiert. »Die Welt hat in den vergangenen 72 Stunden
               nichts weniger als die Revolution des gesunden Menschenverstandes erlebt«, so erzählte
               Donald Trump den versammelten Wirtschaftsführern aus aller Welt voller Stolz. »Unser
               Land wird bald stärker, reicher und einiger sein als jemals zuvor. Und der ganze Planet
               wird friedvoller und wohlhabender sein wegen unseres Momentums, wegen dem, was wir
               tun und noch tun werden.« Trump versprach der Menschheit zwar einen Anteil am Reichtum,
               ließ aber keinen Zweifel daran, wer in Zukunft am meisten profitieren soll: »Unter
               der Trump-Administration wird es keinen besseren Ort auf der Erde geben, um Arbeitsplätze
               zu schaffen, Fabriken zu bauen und Unternehmen zu gründen, als hier in den guten alten
               USA.«
            

            Das Publikum aus Konzernbossen, Bankmanagern und Investoren war sichtlich begeistert,
               als Trump von seinen Steuersenkungen und von der Deregulierung der Wirtschaft und
               der Finanzmärkte schwärmte und versprach, den »diskriminierenden Nonsens von Vielfalt,
               Gleichberechtigung und Inklusion« abzuschaffen, unter dem die Regierung und Privatwirtschaft
               leide. Amerika werde endlich wieder ein »leistungsbasiertes Land« sein. Der neue,
               starke Mann im Weißen Haus flankierte seine Rede mit den üblichen Forderungen nach
               besseren Deals für Amerika und höheren Beiträgen zur NATO. Eine Forderung aber stach heraus: »Wenn die Ölpreise sinken, werde ich fordern,
               dass die Zinsen sofort gesenkt werden. Dann sollen gleichzeitig auch die Zinsraten
               in der ganzen Welt fallen und unserem Vorbild folgen.« Es war eine unverhohlene Drohung
               gegenüber der amerikanischen Notenbank, die eigentlich politikunabhängige Entscheidungen
               zur Zins- und Währungspolitik fällen soll. Viele im Saal von Davos hatten offensichtlich
               Sympathien für einen, der gerne die Regeln bricht. Dabei wissen sie doch genau, dass
               Trumps angekündigte Strafzölle und viele weitere Vorhaben seiner Wirtschaftspolitik
               die Inflation in den USA befeuern würden. Um dem entgegenzuwirken, wären Zinserhöhungen das einzig richtige
               Werkzeug, Zinssenkungen dagegen würden die Inflation noch weiter befeuern – zulasten
               der Menschen, die Donald Trump ins Amt verholfen haben.
            

            In New Castle, Pennsylvania, haben sie an Weihnachten 2024 gehofft und gebangt. Auch
               Kathy Davis, die monatlich 1300 Dollar Rente und 75 Dollar in Lebensmittelkarten hat,
               muss fast ein Drittel des Geldes für ihre kleine Wohnung ausgeben. Der Washington Post sagte Davis, Trump sei »viel zu klug«, als dass er den Armen schaden würde. »Du kannst
               ja nicht die Hälfte der Bevölkerung ausradieren. Wir sind alt und müde und wollen
               nur, dass sich jemand um uns kümmert. Trump hat zu viel gesunden Menschenverstand,
               als dass er irgendetwas täte, was uns wehtut.« Ob sie sich da nicht irrt? Ich denke
               oft an John Wilson zurück, der an jenem kalten Januarmorgen in Iowa in Tränen ausbrach,
               weil das Land nicht mehr das Land ist, in dem er aufgewachsen war. Ich wage die Prognose,
               dass es nicht besser wird, sondern so schlimm, dass John sein Amerika, dem er einst
               in der Marine gedient hat, gar nicht mehr wiedererkennt. Denn neben dem starken Anführer
               Donald Trump ist mit Elon Musk auch ein Superreicher eifrig am Werk, der nicht die
               armen Leute retten will, sondern mal eben die ganze Welt – und der daran bestens verdient.
            

         
      
   
      
         5 
Inquisitoren und Oligarchen
         

         Donald Trump behauptet ja, dass die nicht gewählten Staatsbediensteten im Behördenapparat
            in seiner ersten Amtszeit seinen Plan »Make America Great Again« (MAGA) mit allen Mitteln boykottiert haben. Insofern entbehrt es nicht einer gewissen Ironie,
            dass Trump nun Elon Musk und anderen selbst ernannten Regierungsexperten, die zwar
            von Management Ahnung haben, aber eben auch nicht gewählt sind, weitreichende Macht
            für den Umbau oder gar die partielle Zerstörung der Bundesbehörden gibt. Der US-Präsident behauptet, dass er mithilfe des neuen »Department of Government Efficiency«
            (DOGE) – und mit den Strafzöllen – all seine Vorhaben gegenfinanzieren kann. Elon Musk
            will mit seinen Vorschlägen für die Verkleinerung des Regierungsapparats, den Abbau
            von Bürokratie und Regulierung und den Stopp verschwenderischer Staatsausgaben bis
            Mitte 2026 ja eine Gesamtersparnis von zwei Billionen Dollar erzielen. Reines Wunschdenken,
            so sehen es selbst Experten aus dem konservativen Lager, wie Brian Riedl vom Manhattan
            Institute: »Der Gedanke, dass jemand zwei Billionen Dollar aus verschwenderischen
            und überflüssigen Programmen rausschneiden kann, ist absolut absurd. Es gibt eine
            lange Geschichte von Fantastereien, dass ein kluger Geschäftsmann mal so eben Billionen
            Dollar an verschwendeten Geldern findet, aber so läuft das nicht.« Es ist eine reine
            Rechenfrage: Im Jahr 2024 beliefen sich die gesamten Staatsausgaben auf 6,75 Billionen
            Dollar. Um sein Ziel bis zum 250. Geburtstag der USA im Sommer 2026 zu erreichen, müsste Musk also ein Drittel dieser Ausgaben streichen.
            Er könnte das Ziel nur erreichen, wenn er einige der dicksten Posten ins Visier nimmt,
            allen voran den Militärhaushalt oder den Gesundheitsbereich mit jeweils rund 900 Milliarden
            Dollar oder die Mittel für die Sozialversicherung, die allein schon eine Billion Dollar
            ausmachen. Auch die Abschaffung des Bildungsministeriums, so behaupten Musk und Trump,
            könnte noch einmal 200 Milliarden erbringen, und man könne ja auch einen Teil der
            von Joe Biden durch den Kongress gebrachten 600 Milliarden Dollar an Investitionen
            in den Kampf gegen den Klimawandel wieder streichen.
         

         Aber selbst wenn es in all diesen Bereichen und auch bei der Krankenversicherung deutliche
            Kürzungen gäbe, müssten wohl das Rentenalter erhöht, die Auszahlungen gekürzt und
            die Zahl der Berechtigten gesenkt werden, um die anvisierte Einsparsumme über die
            vierjährige Amtsperiode von Donald Trump zu erzielen. Wenn der Präsident das versucht,
            müsste er mit einer krachenden Niederlage seiner Partei bei den Kongresswahlen im
            Jahr 2026 rechnen, weil die Wähler sich getäuscht fühlen würden. Die Abstrusität der
            Vorstellungen von Elon Musk ist beachtlich. Über seine Social-Media-Plattform X ließ
            er seine Anhänger darüber abstimmen, was mit der amerikanischen Steuerbehörde IRS passieren sollte. Die große Mehrheit der Teilnehmer votierte für die Abschaffung.
            Die IRS sorgt durch ihre Arbeit für Steuereinnahmen in Höhe von 4,7 Billionen Dollar pro
            Jahr, das sind zwei Drittel der Staatsausgaben. Man mag Gefallen an dem Gedanken finden,
            keine Steuern mehr zahlen zu müssen, man mag es für einen selten dämlichen Scherz
            halten, aber allein die Stimmung in der Bevölkerung für solche Ideen anzuheizen, zeigt
            die populistische Verantwortungslosigkeit Musks.
         

         Wer sind die Leute in seinem DOGE-Team? Viele wurden erst in den Wochen vor der Amtseinführung des Präsidenten rekrutiert,
            handverlesen von den Milliardären Elon Musk, Marc Andreessen und Peter Thiel.
         

         Was dabei herausgekommen ist, nenne ich einfach mal die freiwillige Inquisition. Es
            sind vor allem Manager aus den Spitzenetagen und dem Mittelbau erfolgreicher US-Konzerne, die sich jeweils für sechs Monate und ohne jede Bezahlung verpflichtet
            haben, mal so richtig aufzuräumen.[48] Zur Jobbeschreibung gehört eine 80-Stundenwoche, eine Bereitschaft zum Querdenken
            und der Mut, brutale Sparmaßnahmen und Massenentlassungen zu empfehlen. Die Mitarbeiter
            des »Department of Government Efficiency« DOGE dürfen als sogenannte »besondere Regierungsmitarbeiter« (special government employees)
            für maximal 130 Tage in der Regierung eingesetzt werden. Die Chefetage um Elon Musk
            ist gleich neben dem Weißen Haus im Old Executive Office Building untergebracht, also
            dem Gebäude, in dem auch US-Vizepräsident J. D. Vance sein Büro hat. Die weiteren Mitarbeiter sind in den zahlreichen
            Ministerien und anderen Bundesbehörden verteilt und dienen damit gewissermaßen als
            Aufseher für die jeweiligen Behördenchefs, die im Konfliktfall sicher weniger Einfluss
            auf den Präsidenten haben als Elon Musk. Gemeinsam sind die freiwilligen Inquisitoren
            eine verschworene Gemeinschaft, die sich über den verschlüsselten Kommunikationsdienst
            Signal austauscht. In ihren geheimen Chats haben sie in den Wochen vor der Amtsübernahme
            Trumps erste Konzepte miteinander abgestimmt, eines davon basiert auf drastischen
            Einsparvorschlägen der rechtskonservativen Denkfabrik und Lobbyorganisation »Wisconsin
            Institute for Law and Liberty«. Die Washington Post zitierte im Januar 2025 aus dem 19-seitigen Arbeitspapier, das all jene Regierungsausgaben
            ins Visier nimmt, mit denen »Vielfalt, Gleichbehandlung und Inklusion«, in den USA abgekürzt DEI (»diversity, equity, inclusion«), in Wirtschaft, Bildung und anderen Teilen der Gesellschaft
            gefördert werden. Die DEI-Politik basiert auf den Bürgerrechtsgesetzen der Sechzigerjahre des letzten Jahrhunderts
            und soll sicherstellen, dass historisch benachteiligte Bevölkerungsgruppen und Menschen,
            die wegen ihres ethnischen Hintergrunds, ihrer sexuellen Orientierung oder wegen körperlicher
            oder geistiger Behinderungen Diskriminierung erfahren, gerecht und gleichwertig behandelt
            werden.
         

         Als Beispiele für die geplanten Kürzungen nannte die Zeitung die Streichung von Geldern
            für schwarze Farmer und für kleine Firmen in unterentwickelten Wohngebieten. Auch
            ein Exekutivbefehl von Präsident Biden, nach dem 15 Prozent von staatlichen Aufträgen
            an Unternehmen gehen müssen, deren Eigentümer ethnischen Minderheiten angehören, soll
            abgeschafft werden. Allein das macht mit 113 Milliarden Dollar den dicksten Brocken
            bei den geplanten Einsparungen aus. Weitere Milliarden sollen bei den Fördergeldern
            für kleine Unternehmen und den Zuschüssen für Hauskäufer aus benachteiligten Gesellschaftsgruppen
            gestrichen werden. Das Gesamtvolumen des Einsparpotenzials in den Haushalten von 13
            Regierungsbehörden beläuft sich auf 125 Milliarden Dollar. »Die Anweisung kam von
            ganz oben, dass all dieser DEI-Kram verschwinden muss«, so zitiert die Washington Post einen Insider. »Sobald die Kabinettsmitglieder und der Präsident im Amt sind, wird
            es passieren – schnell und voller Wut.« Die Wortwahl zeigt die Attitüde, mit der die
            Manager aus der Techbranche in Washington aufräumen wollen.
         

         Einer der federführenden Helfer von Elon Musk ist Steve Davis, der nach dem Kauf von
            Twitter in Musks Auftrag 80 Prozent der Mitarbeiter rauswarf. Wenn die Maßnahmen in
            vollem Ausmaß durchgezogen werden, wären auch wichtige Bildungseinrichtungen, Universitäten
            und Colleges betroffen, die ihre Angebote gezielt auf Latinos, Schwarze und amerikanische
            Ureinwohner ausgerichtet haben.
         

         
            Schlag gegen Bürgerrechte

            Am Tag nach seiner Amtseinführung gab Donald Trump den Befehl zur Umsetzung. Sein
               Dekret trägt die Überschrift »Beendigung illegaler Diskriminierung und Wiederherstellung
               von leistungsbasierten Chancen«. Der Präsident beruft sich darauf, die Bürgerrechtsgesetze
               der Sechzigerjahre des letzten Jahrhunderts zu beschützen. Sie seien in der Vergangenheit
               missbraucht worden, um bestimmte gesellschaftliche Gruppen zu bevorzugen, obwohl sie
               doch eigentlich gleiche Chancen für alle und Freiheit von jeder Diskriminierung garantieren
               sollten. Ich zitiere hier ausführlicher aus dem Exekutivbefehl, um die Geisteshaltung
               zu verdeutlichen: »60 Jahre nach der Verabschiedung des Civil Rights Act von 1964
               haben entscheidende und einflussreiche Institutionen der amerikanischen Gesellschaft –
               darunter die Bundesregierung, Großkonzerne, Finanzinstitute, die medizinische Industrie,
               große kommerzielle Fluggesellschaften, Strafverfolgungsbehörden und Einrichtungen
               der höheren Bildung – gefährliche, erniedrigende und unmoralische rassen- und geschlechtsspezifische
               Präferenzen unter dem Deckmantel der sogenannten »Vielfalt, Gleichberechtigung und
               Inklusion« (DEI) oder »Vielfalt, Gleichberechtigung, Inklusion und Zugänglichkeit« (DEIA) übernommen und nutzen diese aktiv, um gegen die Bürgerrechtsgesetze dieser Nation
               zu verstoßen. (…) Illegale DEI- und DEIA-Richtlinien verstoßen nicht nur gegen den Wortlaut und den Geist unserer langjährigen
               föderalen Bürgerrechtsgesetze, sie untergraben auch unsere nationale Einheit, da sie
               die traditionellen amerikanischen Werte von harter Arbeit, Exzellenz und individueller
               Leistung zugunsten eines rechtswidrigen, zerstörerischen und schädlichen identitätsbasierten
               Beutesystems leugnen, diskreditieren und untergraben. Fleißige Amerikaner, die eine
               Chance auf den amerikanischen Traum verdienen, sollten aufgrund ihrer Rasse oder ihres
               Geschlechts nicht stigmatisiert, erniedrigt oder von Chancen ausgeschlossen werden.«
               Der perfideste Teil der Order erweckt den Eindruck, die Bevölkerung sei in höchster
               Gefahr, weil in lebenswichtigen Funktionen nicht die besten, sondern häufig angeblich
               auch unfähige Menschen arbeiten, die im Bewerbungsverfahren aufgrund ihrer Zugehörigkeit
               zu Minderheiten vorgezogen wurden: »Diese illegalen DEI- und DEIA-Richtlinien bedrohen auch die Sicherheit amerikanischer Männer, Frauen und Kinder
               im ganzen Land, indem sie die Bedeutung individueller Verdienste, Fähigkeiten, harter
               Arbeit und Entschlossenheit bei der Auswahl von Menschen für Arbeitsplätze und Dienstleistungen
               in Schlüsselsektoren der amerikanischen Gesellschaft, einschließlich aller Regierungsebenen
               sowie der medizinischen, Luftfahrt- und Strafverfolgungsbehörden, herabsetzen. Und
               doch hat das amerikanische Volk in einem tragischen Fall nach dem anderen aus nächster
               Nähe erlebt, welche verheerenden Folgen eine illegale und bösartige Diskriminierung
               hat, bei der die Herkunft der Menschen Vorrang vor ihren Fähigkeiten hat.«
            

            Natürlich fehlt im Text jeder Beleg für die abenteuerlichen Behauptungen. Mir ist
               auch nicht bekannt, dass aufgrund unfähiger Fachkräfte Flugzeuge abgestürzt, Züge
               entgleist und Patienten gestorben wären. Dennoch nutzte Donald Trump den Absturz eine
               Passagierjets und eines Hubschraubers über dem Potomac in Washington am 29. Januar
               2025, um seine Behauptung zu wiederholen, wohlgemerkt ohne jeden Beleg. Bei dem Vorfall
               war eine Maschine von American Airlines im Landeanflug mit einem Militärhubschrauber
               kollidiert, 67 Menschen starben. Trump insinuierte, dass die Fluglotsen im Tower des
               Reagan National Airport aufgrund fehlender Qualifikation für das Unglück verantwortlich
               waren. »Die Mitarbeiter müssen natürliche Talente sein, Genies«, so Trump in einer
               Pressekonferenz. »Wir können diesen Job nicht von gewöhnlichen Menschen machen lassen.
               Die können das nicht.« Die spätere Untersuchung ergab, dass Personalmangel zum Vorfall
               beigetragen hatte, weil an jenem Abend zwei Fluglotsen die Arbeit von vier machen
               mussten. Keiner der Beteiligten entstammte einer besonders geförderten Minderheit.
               Mit Trumps neuen Sparvorgaben für die Bundesbehörden, darunter auch die Flugaufsicht,
               wird es noch schwerer sein, qualifizierte Fachkräfte zu finden.
            

         
         
            Die große Säuberung

            Die Abschaffung von DEI per Dekret sorgte auch in anderen Behörden für personelle Engpässe. Der Präsident
               feuerte alle Staatsbediensteten, die in den unterschiedlichen Regierungsbehörden für
               die Umsetzung von Vielfalt, Gleichberechtigung und Inklusion zuständig waren. Darüber
               hinaus ließ er Zehntausenden von Regierungsmitarbeitern per E-Mail ernste Konsequenzen
               androhen, wenn sie den Dekreten nicht Folge leisten. Am Abend des 23. Januar 2025
               setzte Trump noch einen drauf: Er ordnete die Zwangsversetzung von leitenden Beamten
               der Abteilungen für Bürgerrechte und Umweltrecht im Justizministerium an. »Bitte sehen
               Sie diese E-Mail als Anweisung, dass Sie mit Wirkung von heute im Büro des Stellvertretenden
               Justizministers der Arbeitsgruppe für Zufluchtsstädte (sanctuary cities) zugeordnet
               sind.« Die hoch spezialisierten Experten, die für den Schutz der Bürgerrechte oder
               für den Schutz der Amerikaner vor schädlichen Umwelteinflüssen zuständig waren, sollten
               nun dabei helfen, illegale Zuwanderer in ihre Heimatländer abzuschieben – auch unter
               Verletzung gültigen Rechts.[49]

            Die Maßnahme ist Teil einer breit angelegten Säuberungsaktion, mit der Trump möglichen
               Widerstand innerhalb des Regierungsapparats brechen will, wie er es in einem Dekret
               angekündigt hatte. Es geht um den »Senior Executive Service«, das sind bis zu 8000
               leitende Beamte, die in Führungsfunktionen unmittelbar unterhalb der Ministeriumsspitze
               eingesetzt sind. Sie können nach geltendem Recht nicht so einfach entlassen werden,
               aber mit Zwangsversetzungen will der Präsident sie offenbar zur Kündigung drängen.
               Im Justizministerium soll wohl insbesondere der Bereich geschwächt werden, der eigentlich
               die Einhaltung jener Bürgerrechte überwacht, die einst hart in den Sechzigerjahren
               des letzten Jahrhunderts erfochten und mit dem Blut von Bürgerrechtsaktivisten bezahlt
               wurden. Das Vorgehen gegen DEI ist ein Tiefpunkt der amerikanischen Geschichte und eine Bedrohung für die Demokratie,
               weil es im Widerspruch steht zu geltendem Gesetz und zu den einschlägigen Urteilen
               des Obersten Gerichtshofs zur Gleichberechtigung. Von den Wirtschaftsbossen im Land
               wird Donald Trump derweil dafür gefeiert, dass er ihnen alle lästigen Fesseln abnimmt
               und ihre größten Wünsche erfüllt.
            

            Drei Wochen nach dem Amtsantritt des neuen Präsidenten bezeichneten amerikanische
               Medien das Vorgehen von Elon Musk und seinen Helfern als »Blitzkrieg«. Die Washington Post zitierte einen Mitarbeiter des Bildungsministeriums mit den Worten: »Es ist ein unglaubliches
               Packen und Ergreifen, wie im Blitzkrieg. Wir fühlen uns wie die Franzosen an der Maginot-Linie
               nahe der deutschen Grenze, und sie marschieren durch Belgien um uns herum. Sie sind
               so schnell.«[50] Tatsächlich nahm DOGE mit atemberaubender Geschwindigkeit eine Behörde nach der anderen ins Visier: zuerst
               die Personalverwaltung der kompletten Regierung, dann das Liegenschaftsamt, die Entwicklungshilfeagentur
               USAID, die Katastrophenschutzbehörde FEMA, das Bildungsministerium usw. Immer lief es nach dem gleichen Muster: Trump ernannte
               Loyalisten für die Führungspositionen, DOGE erhielt Zugang zu allen internen, teils geheimen Daten ohne Rücksicht auf den Datenschutz
               für die Mitarbeiter, Musk übernahm die Kontrolle aller Geldflüsse und Zahlungen, dann
               begann die Säuberung durch Schließung ganzer Abteilungen und Rauswurf des Personals.
               Führende Behördenmitarbeiter leisteten Widerstand und wurden gefeuert, ebenso wie
               die sogenannten Generalinspektoren, die eine unabhängige Kontrollinstanz in den einzelnen
               Ministerien waren. Der Zugriff auf die Computersysteme mithilfe von Administratorrechten
               ermöglichte DOGE, alle Datensätze ohne jede behördliche Aufsicht einzusehen und nach Belieben zu verändern.
               Es wäre so, als könnte ein reicher Industrieller in Deutschland – oder ein von ihm
               beauftragter Praktikant – von zu Hause aus die persönlichen Steuerdaten jedes Bürgers
               einsehen und manipulieren. Tatsächlich befindet sich im DOGE-Team eine Reihe recht unerfahrener Männer im Alter zwischen 19 und 26 Jahren, die
               auf diese Weise den Zugriff auf alle Zahlungssysteme des Finanzministeriums sowie
               auf die sensiblen Daten von amerikanischen Bürgern und Unternehmen bekamen, von Steuerunterlagen
               bis zu privaten Details aus der Renten- und Krankenversicherung. Musks Hilfskräfte
               führten auch Mitarbeitergespräche, in denen die Regierungsangestellten innerhalb von
               15 Minuten rechtfertigen mussten, warum es ihren jeweiligen Arbeitsplatz überhaupt
               gibt und weiter geben sollte.
            

            Die Hälfte der Bürogebäude sollte innerhalb weniger Monate geschlossen und verkauft
               werden. Durch die Verkleinerung und Verringerung der Standorte, das geht aus einer
               E-Mail des neuen Chefs des Liegenschaftsamtes GSA hervor, sollten die Arbeitsbedingungen massiv verschlechtert werden, längere Fahrten
               zur Arbeit und enge, heruntergekommene Büros sollten möglichst viele Regierungsangestellte
               zur Kündigung bewegen.
            

            Ebenso wie die Massenentlassungen ist auch die Automatisierung der Arbeitsprozesse
               ein erklärtes Ziel von DOGE. Möglichst viele Aufgaben sollen von Robotern und Maschinen mit Künstlicher Intelligenz
               erledigt werden, um den Behördenapparat insgesamt um 60 Prozent zu verkleinern. Eine
               der Schlüsselstellen ist das Büro für Finanzdienstleistungen im US-Finanzministerium, das alle Auszahlungen von Staatsgeldern im Auftrag anderer Regierungsbehörden
               veranlasst. Schecks und Überweisungen im Volumen von fünf Billionen Dollar pro Jahr
               gehen an Regierungspersonal, US-Soldaten, Subunternehmen, Empfänger von staatlichen Zuschüssen, Renten und Versorgungsgeldern.
               Tom Krause, ein enger Mitarbeiter von Elon Musk, wurde vom Präsidenten zum Leiter
               des Büros ernannt. Auf diese Weise hat Musk auch Zugang zu allen Verträgen der US-Regierung mit Firmen, die im direkten Wettbewerb mit Musks eigenen Unternehmen wie
               SpaceX und Tesla stehen. Er könnte auch Einfluss auf die Auftragsvergabe zugunsten seiner
               Konzerne nehmen, weil es keine Kontrollen mehr gibt.
            

            Gleichzeitig sind ganz normale amerikanische Durchschnittsverdiener die Leidtragenden,
               zum Beispiel aufgrund der Streichung von Fördermitteln.[51]

            Laura Beth Resnick betreibt gemeinsam mit ihrem Mann seit dreizehn Jahren die kleine
               Butterbee-Blumenfarm in Maryland. Bisher waren sie auf Subventionen und günstige Kredite
               aus dem Landwirtschaftsministerium angewiesen. Resnick hatte gerade eine Solaranlage
               für 73 000 Dollar gekauft, als Trump die fest zugesagten Fördermittel strich. Nun
               sitzt sie auf fast 40 000 Dollar Schulden und weiß nicht, wie es weitergehen soll.
               Insgesamt hatte das Landwirtschaftsministerium im Jahre 2024 amerikanischen Farmern
               Zusagen in Höhe von rund 3,1 Milliarden Dollar für einen klimafreundlicheren Ackerbau
               gemacht. Skylar Holden, ein Rancher in Missouri, investierte 240 000 Dollar, von denen
               die US-Regierung eigentlich 80 000 Dollar übernehmen sollte. Jetzt muss er sehen, wie er
               die Rechnungen bezahlt. Rund 1000 Sojafarmern in zwölf Bundesstaaten geht es nach
               Angaben ihres Bundesverbandes ähnlich. Die US-Regierung schuldete ihnen elf Millionen Dollar an Fördermitteln, die jetzt Trumps
               Sparwut zum Opfer fielen.
            

         
         
            Bruch der Verfassung

            All das ist verfassungswidrig. Im amerikanischen Rechtssystem hat der Kongress die
               Haushaltshoheit. Die Streichung von bewilligten Ausgaben, die Abschaffung von Abteilungen
               oder ganzen Behörden muss vom Parlament beschlossen oder abgesegnet werden. Für einen
               Bürokratieabbau und die Verschlankung des Staatsapparats gibt es in den USA ein geordnetes Verfahren, bei dem nach einer Überprüfung von Aufgaben Abteilungen
               und Personal reduziert werden können. Auf diese Weise hat der damalige Vizepräsident
               Al Gore im Bemühen um eine effizientere Verwaltung rund 420 000 Stellen eingespart,
               allerdings über einen Zeitraum von acht Jahren. Trump und Musk machen es auf einen
               Schlag und brechen dabei amerikanisches Recht. Selbst der konservative Wirtschaftsexperte
               Stephen Moore sieht das kritisch: »Es ist eine Abrissbirne, kein Skalpell. Nicht,
               dass ich mich darüber beklage, ich habe immer eine Abrissbirne gefordert«, so Moore,
               »aber wie viel Macht gibt die Verfassung dem Präsidenten, die Regierung ganz allein
               komplett umzubauen? Wir sind auf dem Weg in eine imperiale Präsidentschaft. Ob das
               gut ist oder nicht, müssen wir noch sehen.« Am 10. Februar 2025 wendeten sich fünf
               ehemalige Finanzminister der Vereinigten Staaten mit einer düsteren Warnung an die
               Öffentlichkeit. »Unsere Demokratie ist unter Beschuss«, lautete der Titel des gemeinsamen
               Aufrufs von Robert Rubin, Lawrence Summers, Timothy Geithner, Jacob Lew und Janet
               Yellen: »Eine Schlüsselkomponente des Rechtsstaats ist die Verpflichtung der Exekutive,
               das Haushaltsrecht des Kongresses zu respektieren. Die gesetzgebende Gewalt hat die
               alleinige Autorität, Gesetze zu verabschieden, die festlegen, wo und wofür Bundesgelder
               ausgegeben werden sollten.« Weder das Finanzministerium noch die Regierung dürfe deshalb
               Gelder zurückhalten oder anderweitig ausgeben. Das hätten die obersten Bundesrichter
               mehrfach betont. »Viele Menschen sind abhängig von der verlässlichen Verteilung von
               Bundesgeldern durch das Finanzministerium«, so schrieben die Ex-Finanzminister. »Die
               monatlichen Rentenzahlungen, die Gelder für die Veteranen, die Zahlungen an die Krankenkassen.
               Die Staatsbediensteten, die Soldaten, die Firmen, die den Staat mit Waren und Dienstleistungen
               versorgen, werden rechtzeitig und vollständig bezahlt. Und auch die Schuldner bekommen
               ihre Zinszahlungen.« Das wirtschaftliche Überleben vieler Menschen hänge davon ab,
               dass die Regierung sich an die Prinzipien des Landes halte. »Jeder Anhaltspunkt für
               ein selektives Aussetzen von Zahlungen, die der Kongress autorisiert hat, wäre ein
               Vertrauensbruch und letztendlich eine Bankrotterklärung des Staates.«
            

            Vor diesem Hintergrund kann man die Vorgänge zu Recht als Coup bezeichnen. Der reichste
               Mann der Welt hat mit seinem Team die absolute Kontrolle über staatliche Aufgaben
               übernommen. Anders als die Minister im Kabinett ist Musk auch nicht durch den amerikanischen
               Senat bestätigt worden. Für die Geschehnisse der ersten Monate in Donald Trumps zweiter
               Amtszeit gibt es einen konkreten Fachbegriff – die Staatsvereinnahmung.[52] Es ist eine Art politischer Korruption, bei der private Interessen, in diesem Fall
               die von Elon Musk und anderen Techbossen, die Entscheidungsprozesse eines Staates
               maßgeblich zu ihrem eigenen Vorteil beeinflussen. Wesentliche Kennzeichen sind die
               direkte Beteiligung an der Abschaffung alter und der Schaffung neuer Regeln und Strukturen,
               der Einfluss auf Verwaltungsentscheidungen zu Haushalt, Personal, Auftragsvergabe
               und Regulierung sowie die Zerstörung aller Mechanismen zur unabhängigen Kontrolle
               durch Aufsichtsgremien, Gerichte und Medien.
            

         
         
            Die heimlichen Profiteure

            Einen abstoßenden Seitenaspekt, der bisher kaum wahrgenommen wird, will ich hier ausdrücklich
               erwähnen, weil er in Trumps zweiter Amtszeit wohl eine wichtige Rolle spielen wird.
               Die Verhängung von Strafzöllen kann dabei helfen, politische Macht zu erhalten oder
               sogar noch dazuzugewinnen. Und das geht so:[53] Wenn Strafzölle auf Waren aus anderen Ländern verhängt werden, kann ein amerikanisches
               Unternehmen, das auf die Lieferung von Teilen und Rohstoffen aus China oder Europa
               angewiesen ist, eine Befreiung von diesen Zöllen für die benötigten Waren beantragen.
               Man sollte denken, dass die US-Behörden solche Ausnahmegenehmigungen nur erteilen, wenn wichtige nationale, wirtschaftliche
               oder politische Interessen dies rechtfertigen, denn es wäre ja eine Bevorteilung eines
               Unternehmens gegenüber anderen, die weiter die Last der Strafzölle tragen müssen.
               Solch ein übergeordnetes Interesse könnte ja die Sicherung von Arbeitsplätzen sein,
               wenn die Firma aufgrund der Belastung nicht mehr wettbewerbsfähig wäre, vielleicht
               sogar pleiteginge. Aber was, wenn ein entscheidendes Kriterium die politische Unterstützung
               für den Präsidenten ist oder die Höhe der Spenden an ihn und seine Partei oder die
               Häufigkeit, mit der man Firmenveranstaltungen in Trumps Hotels und Golfresorts abhält?
               Klingt korrupt? Ist es auch, und leider auch traurige Realität, so belegt es eine
               Studie, die im vergangenen Jahr in einer Fachzeitschrift für Finanzanalyse veröffentlich
               wurde. Wirtschafts- und Finanzwissenschaftler hatten untersucht, ob politische Parteien
               in irgendeiner Weise Vorteile aus der Vergabe von Ausnahmegenehmigungen für die verhängten
               Strafzölle zogen oder durch eine entsprechende Ablehnung Nachteile hatten. Das Ergebnis:
               Firmen, die im Wahlkampf 2016 die Republikaner finanziell unterstützt hatten, hatten
               eine deutlich höhere Chance, dass ihre Anträge auf den Erlass der Zölle genehmigt
               wurden, als die Unternehmen, die an Demokraten gespendet hatten:[54] »Frühere Spenden an Wahlkämpfe von Politikern, die der Partei angehören, die die
               Exekutive (…) kontrolliert, erhöhen die Wahrscheinlichkeit einer Genehmigung, während
               frühere Spenden an Oppositionspolitiker die Wahrscheinlichkeit einer Genehmigung verringern.
               Unsere Erkenntnisse zu Wahlkampfspenden deuten stark darauf hin, dass Politiker Steuerbefreiungen
               effektiv nutzen, um Unterstützer zu belohnen, und Steuerbefreiungen vorenthalten,
               um Unterstützer ihrer Opposition zu bestrafen. Dies deutet auf einen perversen Anreiz
               hin – eine Partei, die die Exekutive der US-Regierung kontrolliert, kann Hindernisse für Unternehmen schaffen, in der Regel in
               Form von Zöllen, und dann Vorteile erzielen, indem sie solche Hindernisse für ihre
               Spender strategisch beseitigt, während sie gleichzeitig verhindert, dass Unterstützer
               der Opposition Zollbefreiungen erhalten.«[55]

            Die Wissenschaftler haben sogar genau nachgerechnet. Im Durchschnitt hatten die Unternehmen,
               die eine Ausnahmegenehmigung bekamen, einen Vorteil in Höhe von rund 51 Millionen
               Dollar. Strafzölle eignen sich also hervorragend, um nebenher politische Vorteile
               herauszuschlagen. Das wäre mit Steuern nicht möglich, da sie gesetzlich festgelegt
               werden: Man kann nicht jemandem mal eben so die Steuer erlassen. Aber der amerikanische
               Präsident kann bei Strafzöllen relativ einfach Ausnahmegenehmigungen absegnen und
               daraus politischen oder gar persönlichen Vorteil ziehen. Die Wirtschaftsexperten halten
               in ihrer Studie ausdrücklich fest, dass jeder Beobachter ja mitverfolgen kann, welchen
               Firmen die Strafzölle erlassen werden und welchen nicht: »Die Vergabe von ›Gefälligkeiten‹
               an Unternehmen, die mit der Regierung verbunden sind, und die ›Bestrafung‹ von Unternehmen,
               die mit der Opposition verbunden sind, bleiben nicht verborgen – die Gegenleistung
               liegt offen vor, sodass Marktteilnehmer sie beobachten und in die Unternehmensbewertungen
               einkalkulieren können. Dies kann auch Anreize für Unternehmen schaffen, die die derzeitige
               Regierung nicht unterstützen, ihre politischen Spenden in Zukunft neu zu überdenken.«
               Mit anderen Worten, wer eifrig an die Regierungspartei und ihre Kandidaten spendet,
               profitiert, sofern sie weiter an der Macht bleibt und auf Handelskriege setzt. Das
               ist sicher einer der Gründe, weshalb so viele Konzerne für die Amtseinführung von
               Donald Trump gespendet haben.
            

            Bei einer Pressekonferenz am 7. Januar 2025 in Mar-a-Lago, Trumps Anwesen in Florida,
               waren diese Verflechtungen offen sichtbar, auch wenn sie von den amerikanischen Medien
               weitgehend übersehen wurden. Nur die New York Times schaute etwas genauer hin.[56] Gleich zu Beginn des Termins stellte Donald Trump den Immobilienmakler Hussain Sajwani
               vor, der mit seiner Firma DAMAC Properties 20 Milliarden Dollar in den Bau von Datenzentren in den USA investieren will. Trump kündigte an, er werde die amerikanische Regierungsmacht nutzen,
               um die Vorhaben zu fördern, unter anderem durch eine beschleunigte Umweltprüfung.
               Sajwani könnte auch von Steuererleichterungen und der möglichen Bereitstellung staatlicher
               Grundstücke profitieren, obwohl sein Unternehmen gleichzeitig weiter enge Geschäftsbeziehungen
               zu Trumps Konzern unterhält. DAMAC war einst an der Entwicklung des ersten Trump-Golfclubs im Nahen Osten beteiligt
               und will nun mit Trumps Sohn Eric – der mit im Saal war – weitere Trump-Hotels und
               -Geschäftshäuser in der Region etablieren. Zufällig wurde an jenem Tag auch bekannt,
               dass die von saudischen Investoren finanzierte Golf-Liga LIV Golf ein weiteres großes Turnier in Donald Trumps Club in Florida ausrichten wird,
               sodass der Präsident, der Amerikas Interessen auch gegenüber Saudi-Arabien vertreten
               soll, unmittelbar von seinen Geschäftsbeziehungen in der Region profitiert und mit
               Einnahmen über einige Hunderttausend Dollar rechnen kann.
            

            Um viel größere Summen geht es bei den gemeinsamen Bauprojekten des Trump-Konzerns
               in Dschidda und Dubai mit dem Immobilienunternehmen Dar al Arkan Real Estate Development
               Company, das eng mit der saudischen Regierung verbunden ist und jetzt ebenfalls große
               Investitionen in den USA plant. Auch Donald Trumps Schwiegersohn Jared Kushner pflegt enge Geschäftsbeziehungen
               im Nahen Osten. Zu den wichtigsten Geldgebern seiner Firma Affinity Partners zählen
               Investmentfonds aus Saudi-Arabien, Katar und Abu Dhabi, mit Einlagen über mehrere
               Milliarden Dollar. Einen Teil der Gelder – 129 Millionen Dollar – hat Kushner auch
               in die israelische Firma Phoenix Holdings investiert. Ein Friedensschluss zwischen
               Israel und Saudi Arabien, den Donald Trump ja vorantreiben will, würde Kushner und
               der Familie des Präsidenten erhebliche Vorteile verschaffen. Die New York Times zitiert in ihrem Artikel den Direktor des Campaign Legal Centers, das sich mit ethischen
               Fragen in Politik und Wirtschaft beschäftigt: »In der ersten Amtszeit von Donald Trump«,
               so Adav Noti, »hatte die Regierung noch Sorge, wie die Vermischung von Trumps Geschäften
               und Regierungsaufgaben nach außen wirken könnte. Bei der neuen Administration gibt
               es diese Sorge offenbar nicht. Es entsteht der Eindruck, dass alle Fesseln abgestreift
               wurden.«
            

            Einen weiteren Auftritt in Mar-a-Lago hatte der neue Nahostbeauftragte der US-Regierung Steve Witkoff, der schon vor dem Regierungswechsel an den Verhandlungen
               um den Waffenstillstand und Geiseldeal in Israel beteiligt war. Witkoff ist gemeinsam
               mit Trump und seinen zwei Söhnen Donald jr. und Eric an Geschäften der Firma World
               Liberty Financial beteiligt, die im Handel mit Kryptowährungen aktiv ist. Zu seinem
               Amtsantritt ließ der neue Präsident die Meme-Coins $TRUMP und $MELANIA herausbringen, um mit deren Verkauf Geld zu verdienen. Obwohl oder gerade weil er
               vom Kryptohandel persönlich profitiert, fördert Trump die Branche, als gäbe es dabei
               gar keinen Interessenkonflikt. Paul Atkins, der neue Leiter der amerikanischen Börsenaufsicht
               SEC, die auch für die Überwachung der Kryptobranche zuständig ist und mögliche Regelverstöße
               ahnden müsste, war bisher Chef einer Beratungsfirma mit zahlreichen Kunden aus ebenjenem
               Zweig der Finanzwirtschaft. Ähnlich ist es bei David Sacks, dem milliardenschweren
               Chef einer Investitionsfirma, den Trump zu seinem »Zar« für Kryptowährungen und Künstliche
               Intelligenz ernannt hat.
            

            Mit einem seiner ersten Dekrete setzte der neue Präsident einen Arbeitskreis ein,
               der die Regeln für die Kryptobranche neu definieren und die Einrichtung einer nationalen
               Bitcoin-Reserve vorbereiten soll. Im Exekutivbefehl heißt es: »Die Branche der digitalen
               Geldanlagen spielt eine entscheidende Rolle für Innovation und die wirtschaftliche
               Entwicklung der Vereinigten Staaten und für die internationale Führungsrolle unserer
               Nation. Deshalb ist es die Politik meiner Administration, das verantwortungsvolle
               Wachstum und die Nutzung digitaler Anlagen zu unterstützen.« In der Order ist sogar
               die Rede von der Schaffung einer staatlichen Kryptowährung durch die amerikanische
               Notenbank – man darf raten, wer davon am meisten profitieren würde.
            

         
         
            Regierung der Superreichen

            In der neuen US-Regierung tummeln sich so viele Superreiche wie nie zuvor: So zum Beispiel die Milliardäre
               Howard Lutnick (Wirtschaft) und Linda McMahon (Bildung), die Multimillionäre Doug
               Burgum (Inneres) und Scott Bessent (Finanzen). Auch der neue Chef der Weltraumagentur
               NASA Jared Isaacman und der stellvertretende Verteidigungsminister Stephen Feinberg sind
               Milliardäre. Das Vermögen von Vizepräsident J. D. Vance wird auf 10 Millionen Dollar
               geschätzt, das von seinem Chef Donald Trump auf 5,5 Milliarden, und das ist nur ein
               Bruchteil der knapp 430 Milliarden Dollar, die Elon Musk zugeschrieben werden. Ohne
               Musk und Trump verfügen die Kabinettsmitglieder über ein Privatvermögen von 6,2 Milliarden
               Dollar. In der Biden-Administration waren es 118 Millionen Dollar.
            

            Die deutlichste Kritik an der Zusammensetzung der neuen US-Regierung kam von der langjährigen Senatorin Elizabeth Warren, die dem linken Flügel
               der demokratischen Partei angehört: »Es wird ein Geschenk nach dem anderen an die
               Reichen und gut Vernetzten geben. Er hat seine höllisch reichen Buddies nominiert,
               damit sie jeden Aspekt unserer Wirtschaft bestimmen und unsere Regierung auf Kosten
               normaler Amerikaner korrumpieren.«[57] Tatsächlich birgt die Häufung von Superreichen, unter ihnen ehemalige Fondsmanager,
               in der Trump-Administration weitere Gefahren. Sie könnten die Aufsicht über die privaten
               Investmentfonds in den USA weiter lockern. Bisher dürfen die Altersersparnisse der Amerikaner über ihre Rentenversicherung
               nicht mithilfe großer Privatfonds in risikoreiche Geldanlagen gesteckt werden. Was
               aber, wenn die Regierung diese Vorschrift außer Kraft setzt? Seit Langem wünschen
               sich die Fondsgesellschaften, dass mindestens ein Teil der Rentenrücklagen, die sich
               insgesamt auf acht Billionen Dollar belaufen, für solche Geschäfte mit riskanten Geldanlagen
               freigegeben werden. Sollten die Investitionen fehlschlagen, wären Millionen von Amerikanern
               die Leidtragenden.
            

            In den ersten Wochen nach dem Amtsantritt von Donald Trump war der Widerstand gegen
               das Vorgehen überraschend verhalten. Die demokratische Partei, viele Bürgerinitiativen
               und Organisationen standen offenbar unter dem Schock der Wahl und der Flut von Exekutivbefehlen.
               Groß war zunächst die Enttäuschung über die Demokraten im Kongress, die sich aus Sicht
               vieler Wähler nicht offensiv genug gegen Trumps Rechtsbrüche positionierten. »Wir
               brauchen starke Stimmen moralischer Empörung. Das würde ich gern sehen, aber sehe
               es nicht«, so zitierte die New York Times die Chefin der Demokratischen Partei in Washtenaw County, Michigan, Theresa Reid.
               »Jeder Amtsinhaber, jede Führungskraft unserer Partei, man muss auch nicht gewählt
               sein, jeder kann das. Es ist risikoreich, aber mein Gott, leistet doch keinen vorauseilenden
               Gehorsam, gebt nicht gleich auf.« Seit Mitte Februar 2025 formierte sich dann doch
               der Widerstand an der Basis. Landesweit wuchs die Zahl der öffentlichen Proteste.
               Die Bürgerrechtsorganisation »Indivisible« konnte den vorhandenen 1000 Ortsverbänden
               500 zusätzliche hinzufügen. »Wir erleben einen Energieschub wie zuletzt im Jahr 2017.
               Und das wird jetzt auch im öffentlichen Raum sichtbar«, so Ezra Levin, der stellvertretende
               Direktor von »Indivisible«.[58] Bei einigen Town-Hall-Veranstaltungen von republikanischen Kongressabgeordneten in
               Oklahoma, Georgia und Missouri entlud sich auch der Ärger der eigenen Wähler, die
               von den Kürzungen der Bundesgelder betroffen waren und vor allem das brachiale Vorgehen
               des nicht gewählten Trump-Helfers Elon Musk kritisierten. Die Zustimmungsrate für
               Donald Trump lag Ende Februar 2025 trotzdem noch bei 44 Prozent.
            

            Die einzige Gruppe, die sich offenbar intensiv auf die Gegenwehr vorbereitet hatte,
               waren die Gouverneure der 23 demokratisch regierten Bundesstaaten. Ihre jeweiligen
               Justizminister hatten bereits im Jahr 2024 Klagen gegen die erwarteten Maßnahmen vorbereitet.
               Als Grundlage dafür diente ihnen das 1000-seitige Konzept »Project 2025 – Mandat zu
               führen« von der konservativen Heritage-Stiftung, das dann tatsächlich als Blaupause
               für eine neuerliche Amtszeit von Donald Trump diente. Die Justizminister hatten untereinander
               abgestimmt, wer sich um welche Themenfelder kümmern sollte. In einer eigenen Datenbank
               wurden die Vorlagen für konkrete Klageverfahren abgespeichert, um schneller auf eine
               Maßnahme reagieren zu können. Als der Präsident am Abend des 27. Januar 2025 per Dekret
               das Einfrieren von Billionen von Dollar befahl, die der Kongress genehmigt hatte,
               arbeiteten die Justizminister von sechs Bundesstaaten die ganze Nacht über, um am
               Morgen eine 44-seitige Klageschrift einzureichen. Seitdem haben die Bundesstaaten
               zahlreiche weitere Klagen angestrengt – in der Mehrheit der Fälle stoppten Richter
               die jeweilige Maßnahme des Weißen Hauses zumindest vorübergehend. Auch Gewerkschaften,
               Unternehmen und entlassene Staatsbedienstete klagten, unter anderem gegen das aus
               ihrer Sicht rechtswidrige Vorgehen von Elon Musks DOGE-Kommission. Auch wenn sie dabei Teilerfolge errangen, war die Arbeitsfähigkeit eines
               Teils der Bundesbehörden durch die atemberaubende Geschwindigkeit der Demontage jedoch
               längst zerstört.
            

            Die demokratischen Gouverneure selbst waren bei ihren öffentlichen Äußerungen allerdings
               eher zurückhaltend. »Sie sind wohl besorgt, dass ihre Staaten plattgemacht werden,
               und versuchen deshalb, die richtige Balance zu finden, Trump zu verurteilen, ohne
               sein Wohlwollen zu verlieren«, so der ehemalige demokratische Kongressabgeordnete
               Tom Malinowski. »Es ist unvermeidlich, dass sie ihn brüskieren werden, und es ist
               unvermeidlich, dass er versuchen wird, sie plattzumachen.«[59] Der Einzige, der sich davon nicht abschrecken ließ, war der Gouverneur von Illinois,
               J. B. Pritzker, der am 19. Februar 2025 einen glühenden Appell an das amerikanische
               Volk und die Bürger seines Bundesstaates richtete: »Ich habe nur eine Frage: Was kommt
               als Nächstes? Nachdem wir alle Immigranten und Schwulen, Lesben und Transgender-Personen,
               Behinderten, Frauen und Minderheiten diskriminiert, abgeschoben oder verunglimpft
               haben; nachdem wir unsere Nachbarn geächtet und unsere Freunde verraten haben. Danach,
               wenn die Probleme, mit denen wir angefangen haben, immer noch da sind und uns ins
               Gesicht starren, was kommt dann als Nächstes?«, so Pritzker in seiner Rede vor dem
               Parlament von Illinois. »Alle Gräueltaten der Menschheitsgeschichte lauern in der
               Antwort auf diese Frage. Und wenn wir die Geschichte nicht wiederholen wollen, dann
               sollten wir um Gottes willen in diesem Moment besser stark genug sein, aus ihr zu
               lernen.« Er habe seinen Amtseid auf die Bibel von Abraham Lincoln geschworen. »Mein
               Eid gilt der Verfassung unseres Staates und unseres Landes. Wir haben keine Könige
               in Amerika, und ich habe nicht vor, vor einem das Knie zu beugen.« Jedem der Abgeordneten
               und der Fernsehzuschauer war sofort klar, von wem Pritzker redete. »Wenn Sie denken,
               dass ich überreagiere und zu früh Alarm schlage, denken Sie über Folgendes nach: Die
               Nazis brauchten einen Monat, drei Wochen, zwei Tage und acht Stunden, um eine konstitutionelle
               Republik zu demontieren. Ich will damit nur sagen: Wenn der Großbrand ausbricht, dann
               sollte jeder gute Mensch bereit sein, mit einem Eimer Wasser in der Kette zu stehen,
               wenn man verhindern will, dass das Feuer außer Kontrolle gerät. Tyrannei erfordert
               eure Angst, euer Schweigen und eure Nachgiebigkeit. Demokratie erfordert euren Mut.«
            

         
         
            Warnung vor den Oligarchen

            Nicht ganz so scharf, aber nicht weniger deutlich hatte sich auch der scheidende Präsident
               Joe Biden am 15. Januar 2025 in seiner Abschiedsrede geäußert. Zunächst erinnerte
               er an den aktuellen Zustand der amerikanischen Wirtschaft kurz vor der Amtsübergabe
               an Donald Trump. Er listete Fakten auf, die Trumps Wahlkampfgerede vom Niedergang
               der amerikanischen Wirtschaft Lügen straften. Alle Angaben lassen sich einfach nachprüfen.
               Die Vereinigten Staaten hatten zu diesem Zeitpunkt ein Wirtschaftswachstum von 3 Prozent,
               die Inflationsrate lag bei 2,7 Prozent, die Arbeitslosenrate bei 4,1 Prozent. Die
               Durchschnittslöhne waren in den vier Jahren seiner Amtszeit stärker gewachsen als
               die Inflation. Bei unseren Reisen durchs Land hatten wir den Bau von Fabriken für
               Elektroautos, Batterien und Mikrochips gesehen. Junge Menschen bekamen an den Community-Colleges
               eine bessere Ausbildung für Zukunftstechnologien und hinterher entsprechend besser
               bezahlte Jobs. Der Ausbau der Öl- und Gasförderung, von Wind- und Solarenergie sorgte
               für neue Jobs und vielerorts auch höhere Steuereinnahmen, durch die bessere Schulen
               mit modernsten Sporteinrichtungen gebaut werden konnten.
            

            Amerikas Ansehen in der Welt war durch das Engagement in alten und die Gründung von
               neuen Bündnissen in Europa, Afrika, Asien und Südamerika wieder gewachsen, auch wenn
               die Konflikte in der Ukraine und im Nahen Osten im amerikanischen Wahlkampf zu einer
               Belastung für die Demokraten wurden. In seiner Rede an die Nation sagte Biden: »Ich
               habe keine Zweifel, dass Amerika in einer guten Ausgangsposition ist, um weiter erfolgreich
               zu sein.« Aber dann fuhr der Präsident mit düsteren Worten fort, die niemand in dieser
               Deutlichkeit von ihm erwartet hätte: »Deshalb will ich in meiner Abschiedsbotschaft
               das Land vor dem warnen, was mir große Sorgen bereitet. Es gibt eine gefährliche Konzentration
               von Macht in den Händen von sehr wenigen ultrareichen Leuten – mit gefährlichen Konsequenzen,
               wenn diese Macht nicht begrenzt wird. Heute formiert sich in Amerika eine Oligarchie
               aus extremem Reichtum, Macht und Einfluss, die im wahrsten Sinne des Wortes unsere
               Demokratie gefährdet, unsere grundlegenden Rechte und Freiheiten und die faire Chance
               für jeden Einzelnen voranzukommen.« So wie Präsident Eisenhower einst vor der überwältigenden
               Machtkonzentration des militärisch-industriellen Komplexes warnte, sieht Biden im
               wachsenden Einfluss der Techkonzerne eine Bedrohung für die Vereinigten Staaten. »Ich
               bin besorgt über den möglichen Aufstieg eines technisch-industriellen Komplexes, der
               echte Gefahren für unser Land birgt. Die Amerikaner werden begraben unter einer Lawine
               von Desinformation und Falschheiten, die den Missbrauch von Macht ermöglicht. Die
               freie Presse bröckelt, es gibt immer weniger Journalisten. Social Media verzichten
               auf die Prüfung von Fakten. Die Wahrheit wird mit Lügen erstickt, die im Dienst von
               Macht und Profit verbreitet werden.«
            

            Das aber ist genau der Grund, weshalb Donald Trumps Milchmädchenrechnung am Ende doch
               aufgehen könnte. Denn Trump muss letztlich die objektiven Messkriterien für seinen
               wirtschaftlichen Erfolg gar nicht erfüllen: Es reicht schon der Anschein von Erfolg, weil ihm dieser von seinen Anhängern geglaubt werden wird. Er hat den
               gesamten Werkzeugkasten der Desinformation mit staatlichem Anstrich zur Verfügung.
               Wenn eine unabhängige Einrichtung, ein Forschungsinstitut, eine Denkfabrik, internationale
               Gremien oder Institutionen seinen Misserfolg mit konkreten Daten und Fakten belegen,
               kann er ihnen dreiste, politisch motivierte Lügen unterstellen und seine Behörden
               anweisen, das Gegenteil mit eigenen, »alternativen Fakten« zu untermauern. Seine Social-Media-Plattform
               Truth Social und Elon Musks X könnten seine Argumentationslinie zur allein gültigen Wahrheit erklären, die auch
               von anderen Netzwerken in den Händen von Techmilliardären ohne jedes Factchecking
               weiterverbreitet werden. Und wenn die Menschen im Land unter seiner Politik leiden,
               hätte er genügend Sündenböcke zur Auswahl, um ihnen die Schuld für sein Versagen in
               die Schuhe zu schieben, allen voran jenen, die er ja schon im Wahlkampf zu »Feinden
               des Volkes« und zum »Feind von innen« erklärt hatte: Die Demokraten wären die Schuldigen,
               die demokratischen Gouverneure, Parlamentarier und Bürgermeister in den Bundesstaaten,
               angeblich parteiische Richter, widerspenstige Staatsbedienstete, Bürger- und Menschenrechtsgruppen,
               linke Universitäten, Forschungsinstitute, Denkfabriken und Medien – kurz, die liberalen
               Eliten und der tiefe Staat, die ihn daran hindern, seine Vorhaben vollständig umzusetzen.
               Es würden ihm dann schon Teilerfolge reichen, damit seine Anhänger von seiner Tatkraft
               überzeugt sind – ein paar Hunderttausend abgeschobene Zuwanderer, ein paar Hunderttausend
               zusätzliche Arbeitsplätze, eine kurzzeitige Entlastung bei den Preisen – wenn es dies
               alles gäbe. Die dramatischen Folgen seiner Politik für den Kampf gegen den Klimawandel
               würden die meisten seiner Wähler wohl erst langfristig, also deutlich nach seiner
               Amtszeit erkennen.
            

         
      
   
      
         6 
Amerika den Amerikanern
         

         »Wir sind alt und krank, deshalb bitten wir hier um etwas zu essen«, sagt Linda. Die
            70-jährige Frau mit den türkisfarbenen Badeschlappen und der dünnen Jacke sitzt an
            diesem kühlen Januarmorgen neben ihrem Mann Jairo auf der Fensterbank des »Guatemalan
            Maya Centers« in Lake Worth an der Westküste Floridas. Auch der 81-Jährige wirkt müde,
            niedergeschlagen. Die beiden erzählen uns ihre Geschichte. 2016 seien sie als Touristen
            in die USA eingereist und dann einfach geblieben. In ihrer Heimat Kolumbien gebe es keine Arbeit,
            deshalb seien auch fünf ihrer Kinder gekommen, illegal. Schmuggler, die sogenannten
            Coyotes, hätten sie von Mexiko aus über die Grenze gebracht. »Dafür haben wir viel
            Geld gezahlt«, sagt Linda, »wir haben Schulden bei den Coyotes und bei den Anwälten.«
            Ihre Kinder hätten jetzt zwar eine Arbeitsgenehmigung, so Jairo, aber sie selbst seien
            ohne Papiere im Land. Sie alle fürchten, dass Donald Trump sie nun hinauswerfen lässt.
            »Wir haben Angst«, meint Linda, »für mich persönlich ist Trump das Schlimmste, was
            diesem Land geschehen konnte, einfach das Schlimmste. Wir wissen nicht, was wir machen
            sollen.« Jairo nickt.
         

         Das »Guatemalan Maya Center« ist der Ort, an dem illegale Zuwanderer und andere in
            Not Hilfe finden. Wir filmen an diesem Morgen die Lebensmittelausgabe. An der gelb-weiß
            gestrichenen Wand des alten Gebäudes haben sich schon Stunden vor der Öffnung Menschen
            angestellt – Frauen und Männer, alt und jung, Familien mit kleinen Kindern, von denen
            vermutlich einige US-Bürger sind, weil sie nach der illegalen Einreise in den USA geboren wurden. Die Schlange wird immer länger, während ein Wagen mit Anhänger und
            ein Lkw die Lebensmittel liefern: Gemüse, Brot, Fleisch, Käse, Milch, Obst und vieles
            mehr. Die freiwilligen Helfer mühen sich, die Paletten abzuladen und die unterschiedlichen
            Nahrungsmittel in Kartons für die Bedürftigen umzupacken. Ein Mann gibt Nummern an
            die Wartenden aus, damit niemand sich vordrängen kann vor alten Menschen wie Linda
            und Jairo. Eine der Helferinnen ist Rosalinda Velásquez, die 1997 als 16-Jährige nach
            Amerika kam. Es war ein langer, mühsamer Weg von Guatemala durch Mexiko und die Wüste
            im Süden der USA. »Ich war minderjährig und habe dann zuerst in den Feldern gearbeitet, Tomaten, Chili
            und anderes Gemüse geerntet für 2,50 Dollar die Stunde«, erzählt Rosalinda. Jetzt
            hat sie vier Kinder, alle US-Bürger, aber das schützt sie nicht vor der Abschiebung, denn Donald Trump hat schon
            klargemacht: Wer illegal hier ist, muss raus. Familienmitglieder mit Papieren könnten
            ja mitgehen, wenn sie wollten. Rosalinda glaubt trotzdem nicht, dass Trump seine Drohungen
            wirklich in die Tat umsetzt: »Ich sehe ihn als einen, der viel redet, aber dann nichts
            macht. Er hat das nur gesagt, um Macht zu erlangen, aber jetzt, wo er an der Macht
            ist, wird er seine Versprechen nicht erfüllen.« So sei es ja auch in Trumps erster
            Amtszeit gewesen. Aber diesmal könnte Rosalinda sich irren. Denn die Trump-Administration
            will die größte Massenabschiebung der jüngeren Geschichte durchziehen, penibel geplant
            und, wenn es sein muss, auch mit militärischer Gewalt.
         

         
            Ein gewaltiges Vorhaben

            Werfen wir erst einen Blick auf das mögliche Ausmaß der Operation:[60] Nach jüngsten Schätzungen gibt es in den USA rund 14 Millionen Zuwanderer ohne gültige Aufenthaltsgenehmigung. Die meisten von
               ihnen leben in den Bundesstaaten Kalifornien (2,2 Millionen), Texas (1,8 Millionen)
               und Florida (knapp 1 Million). Die Spitzenreiter bei den Herkunftsländern sind Mexiko
               (4,8 Millionen), Guatemala (750 000), El Salvador (710 000), Honduras (560 000) und
               Philippinen (350 000). Seit 2022 kamen viele Zuwanderer auch aus Kuba, Haiti, Nicaragua
               und Venezuela – insgesamt rund 2 Millionen Menschen, von denen ein Großteil auf Anordnung
               der Biden-Administration aus humanitären Gründen (z. B. Umweltkatastrophen oder bewaffnete
               Konflikte) einen vorübergehenden Aufenthaltsstatus von 6 bis 18 Monaten bekam, den
               Präsident Biden per Exekutivbefehl in der zweiten Januarwoche, also kurz bevor er
               das Weiße Haus verließ, noch einmal verlängert hat. Schon in seiner ersten Amtszeit
               hatte Donald Trump versucht, solche temporären Genehmigungen komplett zu beenden,
               scheiterte aber an zahlreichen Gerichtsurteilen.
            

            Die große Mehrheit der illegalen Zuwanderer ist im arbeitsfähigen Alter von 18 bis
               54 Jahren, rund 9 Millionen Menschen. Geschätzt eine Million von ihnen arbeitet in
               der Landwirtschaft, viele auch in der Fleischindustrie, in der Bauwirtschaft und im
               Hotel- und Gaststättengewerbe. Mehr als 10 Millionen nicht dokumentierte Zuwanderer
               leben in Beziehungen mit amerikanischen Staatsbürgern oder Menschen mit einem permanenten
               Aufenthaltsstatus zusammen. Außerdem gibt es rund 5 Millionen Kinder mit amerikanischer
               Staatsbürgerschaft, deren Eltern weiterhin illegal im Land sind. Fast 54 Prozent der
               Migranten sind bereits seit mehr als 10 Jahren in den USA, 28 Prozent sogar seit mehr als 20 Jahren. Aber während der Biden-Administration
               waren die illegalen Grenzübertritte dramatisch in die Höhe geschnellt. Mit 2,3 Millionen
               Aufgriffen im Jahr 2023 erreichte die Zuwanderung einen neuen Rekordwert. In Spitzenmonaten
               kamen bis zu 330 000 illegale Einwanderer dazu, vor allem aus Venezuela, Guatemala,
               Honduras und Nicaragua.
            

            Selbst demokratische Bürgermeister in den Grenzorten, wie Rolando Salinas aus Eagle
               Pass, riefen den Notstand aus: »Wir müssen etwas unternehmen, es unter Kontrolle bringen.
               Das ist nicht normal. Es ist nicht normal, dass Menschen einfach so über die Grenze
               kommen, ohne Konsequenzen.« Auch demokratische Gouverneure in einigen Bundesstaaten
               schlugen Alarm, verlangten eine Antwort auf die »nationale humanitäre Krise«, wie
               sie Gouverneur J. B. Pritzker aus Illinois nannte. Viele Städte waren vom Ansturm
               überwältigt. Ein Gefühl, das offenbar eine Mehrheit der Amerikaner teilt. Nach Umfragen
               schon kurz vor Beginn des Wahljahres 2024 forderte knapp die Hälfte der Bevölkerung,
               die Südgrenze der USA besser zu sichern. Die Zuwanderungspolitik war für Wähler das zweitwichtigste Thema
               nach der Wirtschaft, 54 Prozent glaubten, dass Donald Trump es besser machen würde
               als Biden. Nur 24 Prozent trauten dem damaligen Amtsinhaber zu, die Probleme in den
               Griff zu bekommen. Die Republikaner forderten, dass künftig alle, die über die Grenze
               kommen, zunächst in Gewahrsam genommen werden. Sie wollten schnellere Verfahren und
               schnellere Abschiebungen. Asylbewerber sollten gefälligst nachweisen, dass in ihren
               Herkunftsländern die Gefahr von Gewalt gegen sie größer war als die Chance, dort in
               Frieden zu leben. Das wäre eine massive Einschränkung des Grundrechts auf Asyl. Donald
               Trump tönte im Wahlkampf: »Dies ist Bidens Invasion. Ich nenne ihn den kriminellen
               Joe, den schlimmsten Präsidenten, den das Land jemals hatte, den unfähigsten Präsidenten.«
               Jetzt will der neue Präsident beweisen, dass er es besser kann.
            

         
         
            Trump macht ernst

            Am Tag seiner Amtseinführung rief Donald Trump den Notstand aus. Vor rund 20 000 jubelnden
               Anhängern griff er in Washingtons größter Sportarena zu seinem geliebten schwarzen
               Filzstift mit dem goldenen Schriftzug seines Namens und unterschrieb zahlreiche Exekutivbefehle,
               einen davon mit dem Titel: »Den Bundesstaaten Schutz gegen Invasion garantieren«.
               Die amerikanische Regierung habe die Pflicht, die Bundesstaaten und das ganze Land
               vor »illegalen Fremden« zu schützen. Weiter heißt es: »Auf der Grundlage der Macht,
               die mir die Verfassung und die Gesetze der Vereinigten Staaten gegeben haben, stelle
               ich fest, dass die derzeitige Lage an der südlichen Grenze eine Invasion darstellt.«
               Deshalb erklärte der Präsident den Zuwanderungsnotstand und ordnete ein hartes Vorgehen
               aller Regierungsbehörden an, weil die Zuwanderer gefährlich seien. »Viele dieser Fremden,
               die unrechtmäßig in den Vereinigten Staaten sind, stellen eine bedeutende Bedrohung
               für die nationale Sicherheit und die Sicherheit der Öffentlichkeit dar«, so der Text,
               »sie begehen abscheuliche und ruchlose Verbrechen gegen unschuldige Amerikaner. Andere
               sind in feindliche Aktivitäten verwickelt, wie Spionage, Wirtschaftsspionage und die
               Vorbereitung von terroristischen Taten. Viel haben die Großzügigkeit des amerikanischen
               Volkes missbraucht, und ihre Anwesenheit in den USA hat die Steuerzahler Milliarden Dollar gekostet.« An dieser Stelle sei erwähnt, dass
               nur ein winziger Teil der »Fremden« wirklich eine Gefahr für die Nationale Sicherheit
               darstellt.
            

            Mit insgesamt sieben Dekreten schloss Donald Trump an diesem Tag die amerikanische
               Südgrenze, befahl den massiven Ausbau der Grenzbefestigungen, autorisierte die Entsendung
               von US-Soldaten zur Unterstützung der Grenzpolizei, suspendierte das Asylrecht und ordnete
               die Festnahme und Abschiebung von Millionen Zuwanderern ohne gültigen Aufenthaltsstatus
               an.[61] Minuten nach der Unterzeichnung ließ Trump auch die App abschalten, die bis dahin
               der einzige legale Weg gewesen war, um in einem ordentlichen Verfahren Asyl zu beantragen.
               Die Grenzbehörden bekamen außerdem den Befehl, jeden aufgegriffenen Zuwanderer, der
               amerikanischen Boden erreichte, sofort wieder abzuschieben. Bürgerrechtsorganisationen
               in den USA kündigten Klagen an, weil ein Teil der Anordnungen aus dem Weißen Haus gegen das
               Asylrecht und gegen das Recht auf eine richterliche Anhörung und ein geordnetes Verfahren
               verstoße. 22 Bundesstaaten sowie die Städte San Francisco und Washington verklagten
               die US-Regierung, weil der Präsident in einem der Dekrete das sogenannte »birthright«, also
               das Geburtsrecht, für ungültig erklärt hatte.[62] In den USA gilt seit mehr als 150 Jahren, dass jeder Mensch, der auf amerikanischem Boden geboren
               wird, automatisch ein US-Staatsbürger ist. Im 14. Verfassungszusatz von 1868 heißt es: »Alle Personen, die
               in den Vereinigten Staaten geboren oder eingebürgert wurden und ihrer Rechtsprechung
               unterliegen, sind Bürger der Vereinigten Staaten und des Staates, in dem sie leben.«
               Die USA gehören zu den rund 30 Nationen dieser Welt – wie unter anderem auch Mexiko und Kanada –,
               die ein territoriales Staatsbürgerrecht haben.
            

            Donald Trump bestreitet in seinem Exekutivbefehl, dass der Verfassungszusatz auch
               für die Kinder von illegalen Zuwanderern gilt, und gibt die Anweisung: »Kein Ministerium
               und keine Behörde der US-Regierung darf Personen Dokumente zur Anerkennung der Staatsbürgerschaft ausstellen
               oder Dokumente von bundesstaatlichen, örtlichen oder anderen Regierungen oder Autoritäten
               akzeptieren, wenn
            

            
               	sich die Mutter der Person unrechtmäßig in den Vereinigten Staaten aufhielt und der
                  Vater kein US-Staatsbürger oder rechtmäßig dauerhafter Einwohner zum Zeitpunkt der Geburt der Person
                  war oder
               

               	sich die Mutter der Person zwar rechtmäßig, aber zeitlich befristet in den Vereinigten
                  Staaten aufhielt und der Vater kein US-Staatsbürger oder rechtmäßig dauerhafter Einwohner zum Zeitpunkt der Geburt der Person
                  war.
               

            

             

            Die Justizminister von 22 demokratisch regierten Bundesstaaten warfen Donald Trump
               den Bruch der amerikanischen Verfassung vor: »Der Präsident kann nicht mit einem Federstrich
               den 14. Verfassungszusatz streichen. Punkt«, so der Justizminister von New Jersey
               Matt Platkin. Die Antwort aus dem Weißen Haus folgte prompt und fiel scharf aus. Die
               Klagen seien »nicht mehr als Ausdruck des linken Widerstands«, so Trumps stellvertretender
               Pressesprecher Harris Fields. »Die radikalen Linken können sich entscheiden: Entweder
               schwimmen sie gegen die Flut und weisen den überwältigenden Willen des Volkes zurück,
               oder sie können sich anschließen und mit Präsident Trump zusammenarbeiten.« Tatsächlich
               will Trump offenbar, dass der Fall am Ende vor dem Obersten Gerichtshof landet. Im
               Jahr 1898 hatte der Supreme Court in einem Urteil entschieden, dass Kinder von Eltern,
               die einen Aufenthaltsstatus haben, wirklich US-Bürger sind. In der Folgezeit galt dies dann aber für jedes Baby, das in den Vereinigten
               Staaten geboren wurde. Ein neuerliches Urteil könnte Klarheit schaffen und mindestens
               die Kinder ausschließen, deren Mutter sich illegal und ohne Ausweispapiere in den
               USA aufhält.
            

         
         
            Der Masterplan

            Ich will hier einmal das Szenario schildern, das die Vereinigten Staaten nun erleben,
               wenn Donald Trump alle Maßnahmen umsetzt, die er in seinen Exekutivbefehlen zur Zuwanderung
               angeordnet hat und über die er mit den republikanischen Gouverneuren einiger Bundesstaaten
               schon zuvor feste Vereinbarungen getroffen hatte.[63] Illegale Zuwanderer müssen an ihrem Arbeitsplatz, bei der Fahrt im öffentlichen Nahverkehr,
               bei Verkehrskontrollen und in ihren Unterkünften oder Wohnungen jederzeit damit rechnen,
               dass sie von Beamten der Bundesbehörden oder gar der örtlichen Polizei festgenommen
               und mit Militärtransporten in Internierungslager gebracht werden. In Zelten würden
               dann nicht nur die Erwachsenen, sondern auch komplette Familien in Haft gehalten,
               bewacht von Einheiten der Nationalgarde oder der US-Armee. Sollten einzelne Familienmitglieder, insbesondere Kinder, einen Aufenthaltsstatus
               oder – weil sie in den USA geboren wurden – gar die amerikanische Staatsbürgerschaft haben, muss die Familie
               entscheiden, ob sie zusammen deportiert wird oder ob ein Teil in den USA zurückbleibt. Mit anderen Worten: Eltern müssten ihre minderjährigen Kinder zurücklassen.
               Donald Trump glaubt, die perfekte Methode gefunden zu haben, um eine Wiederholung
               der hässlichen Bilder aus seiner ersten Amtszeit zu vermeiden. Damals hatte er mit
               einer Nulltoleranzpolitik Menschen in Lagern, die an Käfighaltung erinnerten, internieren
               lassen. 5000 Kinder wurden von ihren Familien getrennt, zunächst in eigenen Lagern
               untergebracht und dann im Land verteilt, ohne dass man genau nachgehalten hätte, zu
               welchen Eltern sie eigentlich gehörten. Der internationale Aufschrei über das menschenverachtende
               Vorgehen war gewaltig. Diesmal, so Trump im Interview mit dem US-Fernsehsender NBC, soll alles viel netter ablaufen: »Wir werden die ganze Familie nach Hause schicken,
               sehr menschenfreundlich, zurück in das Land, aus dem sie kamen. Auf diese Weise wird
               die Familie nicht getrennt.« »Also keine Trennung«, fragte die Kollegin. »Das hängt
               von der Familie ab«, so Trump »Die Familie könnte entscheiden, ›Dad geht, aber wir
               bleiben hier‹. In diesem Fall haben sie die Option. (…) Wir brauchen eine Abschreckung.
               Sehen Sie, wenn jemand illegal hierherkommt, muss er raus. Es ist sehr einfach. Wer
               illegal kommt, muss raus. Wenn einer illegal kam, seine Familie aber legal hier ist,
               dann hat sie die Wahl. Nur die Person, die illegal kam, geht. Oder sie gehen alle
               zusammen.«
            

            Tom Homan, der in der ersten Amtszeit Trumps die Trennung der Kinder von ihren Eltern
               umgesetzt hat, steuert nun als sogenannter Grenz-Zar aus dem Weißen Haus die Massendeportation.
               Er arbeitet dabei eng mit der neuen Heimatschutzministerin Kristi Noem zusammen. In
               einem Interview mit der Washington Post kündigte Homan, selbst ehemaliger Beamter der US-Grenzpolizei, den Bau von Internierungslagern für Familien an. Ein großer Teil der
               illegalen Zuwanderer soll bei breit angelegten Razzien in der Landwirtschaft und in
               Unternehmen gefunden werden. Man habe dafür noch keinen detaillierten Plan, meinte
               Homan, aber »wir wissen, dass die Arbeitgeber sich darüber aufregen werden«. Er bestritt,
               dass die Fahndung nach Illegalen vor allem durch Soldaten erfolgen soll, die im wahrsten
               Sinne des Wortes von Tür zu Tür gehen und ganze Wohnviertel durchkämmen. Er will die
               Aufgabe lieber an Privatunternehmen vergeben, doch wie deren Vorgehen reguliert und
               kontrolliert werden soll, ließ er offen.
            

            Insgesamt ist es eine Politik, die nicht nur an den Umgang mit Schwerverbrechern erinnert,
               sondern auch an das Konzept der Sippenhaft, wie es nicht nur im Mittelalter, sondern
               auch in den düstersten Zeiten der deutschen Geschichte angewendet wurde. Man muss
               einmal daran erinnern, dass das Verbrechen dieser Menschen vor allem darin besteht,
               aus Angst vor Krieg, Hunger und Tod viele Tausende von Kilometern gelaufen und gefahren
               zu sein, um ihren Kindern durch ihren illegalen Grenzübertritt eine bessere Zukunft
               zu ermöglichen. Die überwältigende Mehrheit der Menschen, die nun deportiert werden
               sollen, war niemals kriminell, stellt keinerlei Bedrohung für die amerikanische Bevölkerung
               dar und trägt mit ihrem unermüdlichen Fleiß, ihrer Bescheidenheit, ihrem Respekt vor
               anderen Menschen und ihrer Gläubigkeit dazu bei, Amerika ein Stück besser zu machen.
            

            So erleben wir es auch bei unserem Dreh im »Guatemalan Maya Center« in Florida. Die
               große Mehrheit der Menschen, die hier für Lebensmittel anstehen, arbeitet und trägt
               so zur Wirtschaft des Landes bei. Aber als illegale Zuwanderer bekommen viele von
               ihnen bestenfalls Niedrigstlöhne – zu wenig, um ihre Familien zu ernähren. Deshalb
               kommen sie ein- bis zweimal die Woche hierher. So erklärt es uns Guillermo Carrasco,
               der die Lebensmittelbank gemeinsam mit einem Priester vor dreißig Jahren gegründet
               hat. »Vor zehn Jahren haben sie mich zum Chef hier gemacht, unglücklicherweise«, sagt
               der 72-Jährige mit einem Augenzwinkern. Es werde immer schwieriger, Spenden zu bekommen,
               weil die Stimmung sich gegen Zuwanderung gewendet habe. Guillermo kam in den Siebzigerjahren
               des letzten Jahrhunderts auf Einladung des amerikanischen Peace Corps, einer US-Behörde, die Freiwillige für die Arbeit in Entwicklungsländern ausbildet, aus Kolumbien
               in die USA. Er studierte erst in Florida und machte dann an der renommierten Notre Dame University
               in Indiana einen Abschluss in Soziale Gerechtigkeit. Er zeigt uns kleine, laminierte
               Karten, die er an die illegalen Zuwanderer verteilt. »Viele hier sind besorgt, aber
               wir klären sie über ihre Rechte auf«, meint Guillermo, »das Recht, die Aussage zu
               verweigern, das Recht, nichts zu unterschreiben, und das Recht auf einen Anwalt.«
               Die Texte sind auf Englisch und Spanisch abgefasst. Wer von den Behörden angehalten
               wird, soll die Karten vorzeigen. Aber Guillermo macht allen klar, dass sie eines um
               jeden Preis vermeiden müssen: Sie dürfen sich auf keinen Fall irgendetwas zuschulden
               kommen lassen, keinen Ladendiebstahl, kein Verkehrsdelikt, weil das genutzt werden
               könnte, um ihre Abschiebung zu rechtfertigen. »Mein bester Rat ist: Bleibt sauber,
               verübt keine Straftat. Ich glaube, sie werden zuerst gegen alle vorgehen, gegen die
               irgendein Verfahren läuft«, meint Guillermo. »Ich mache mir nicht so sehr Sorgen um
               Leute, die hart arbeiten, weil sie uns brauchen. Wenn man die deportiert, die in den
               Feldern arbeiten, wer übernimmt dann diese Arbeit? Will man wirklich die abschieben,
               die in den Hotels sauber machen oder in den Restaurants arbeiten? Wer macht dann diese
               Arbeit? Deshalb mache ich mir da wenig Sorgen.«
            

         
         
            Schwierigkeiten bei der Umsetzung

            Aber hat Guillermo recht? Tatsächlich ist die Massenabschiebung von bis zu 14 Millionen
               Menschen längst nicht so einfach, wie Donald Trump es im Wahlkampf versprochen hat.[64] Denn viele der illegalen Zuwanderer haben einen rechtlichen Schutz, der sie vor der schnellen
               Abschiebung bewahren könnte. Zum Beispiel rund 1,4 Millionen Menschen, deren Abschiebungsbefehle
               derzeit in ordentlichen Verfahren von amerikanischen Gerichten geprüft werden. Bis
               zu einer Entscheidung dürfen sie nicht deportiert werden. Eine große Gruppe von Zuwanderern
               darf derzeit auf richterliche Anordnung wegen akuter medizinischer Probleme oder möglicher
               Verfolgung und Lebensgefahr in ihren Heimatländern nicht zurückgeschickt werden. Mit
               seinem Exekutivbefehl von Anfang Januar 2025 hatte Präsident Biden aus humanitären
               Gründen die Aufenthaltsgenehmigung für knapp eine Million Menschen bis September 2026
               verlängert. Unter den so Geschützten sind 600 000 Menschen aus Venezuela, 230 000
               aus El Salvador und über 100 000 aus der Ukraine. Dieser besondere Schutzstatus lässt
               sich von Donald Trump nicht so einfach wieder rückgängig machen, auch wenn er es per
               Dekret im Februar 2025 versuchte.[65]

            Die geplanten willkürlichen Festnahmen bei Razzien am Arbeitsplatz oder bei Straßenkontrollen
               führen ebenfalls nicht automatisch zur blitzschnellen Abschiebung, weil jeder der
               Betroffenen natürlich auch das Recht auf eine richterliche Anhörung hat. Ein weiteres
               Problem für Trump sind jene Herkunftsländer, die ihre ausgewanderten oder geflohenen
               Bürger nicht mehr zurücknehmen wollen und jede Zusammenarbeit mit den US-Einwanderungsbehörden ablehnen. Zu diesen Staaten gehören Venezuela, Nicaragua und
               China. Wie der Präsident eine notwendige Kooperation bei autoritären Regimen erreichen
               oder erzwingen will, ist völlig offen. Länder wie Guatemala, El Salvador und Honduras
               haben bisher weder das Personal noch die Infrastruktur, um Deportierte in großer Zahl
               aufzunehmen. Honduras drohte den USA bereits damit, die dort stationierten Truppen aus dem Land zu werfen, falls Donald
               Trump sein Vorhaben in die Tat umsetzt. In ihrer Neujahrsbotschaft 2025 fand Präsidentin
               Xiomara Castro harte Worte: »Angesichts dieser feindseligen Androhung einer Massendeportation
               unserer Brüder müssen wir die Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten überdenken,
               besonders im Militärbereich, in dem sie seit Jahrzehnten Stützpunkte auf unserem Territorium
               unterhalten, ohne auch nur einen Cent zu zahlen. Für diese Stützpunkte würde dann
               die Existenzberechtigung entfallen.« Die Militärbasis Soto Cana beherbergt 1000 US-Soldaten und dient mit ihren großen Landebahnen als wichtiger Ausgangspunkt für die
               Drogenbekämpfung.[66]

            Auch logistisch ist das Vorhaben äußerst schwierig, denn selbst beschleunigte Abschiebeverfahren
               brauchen in den USA mindestens mehrere Wochen. Die Unterbringung von Menschen, die um jeden Preis in
               den USA bleiben wollen, in Zeltstädten nahe der Grenze, erfordert nicht nur den Bau neuer
               Lager, weit über die Kapazitäten der ersten Amtszeit von Trump mit damals 55 000 Betten
               hinaus, sondern auch die Rekrutierung und das Training von zusätzlichem Personal,
               dessen Sicherheit gewährleistet werden muss. Zum Vergleich: Unter Präsident Trump
               wurden im Jahr 2019 trotz aller Anstrengungen insgesamt knapp 350 000 Menschen deportiert,
               rund 80 000 weniger als im Rekordjahr 2013, als Barack Obama noch Präsident war. Um
               auf deutlich höhere Zahlen zu kommen, müssten Infrastruktur und Personal massiv ausgebaut
               werden. Die ausführende Behörde ICE hat derzeit rund 5500 Beamte. Hunderte von längst genehmigten zusätzlichen Stellen
               sind vakant. Die Ausbildung für neue Mitarbeiter dauert 18 bis 24 Monate. Ein weiteres
               Problem dürfte die Verfügbarkeit von Transportkapazitäten sein. Derzeit nutzt ICE ein Dutzend Charterflugzeuge mit Platz für jeweils 135 Passagiere, zusätzliche Jets
               werden sich kaum auftreiben lassen. Donald Trump müsste wohl riesige Transportflugzeuge
               der US-Streitkräfte einsetzen lassen. Diese aber dürfen Zivilisten erst transportieren,
               wenn sie ein Genehmigungsverfahren der amerikanischen Aufsichtsbehörden durchlaufen
               haben. Und die Militärflugzeuge würden dem Pentagon für den Transportverkehr zwischen
               den amerikanischen Stützpunkten rund um den Erdball fehlen. Ende Februar 2025 war
               die Frustration im Weißen Haus bereits riesig. Trotz aller Anstrengungen gab es in
               den ersten fünf Wochen von Trumps Amtszeit gerade mal 23 000 Verhaftungen und 18 000
               Abschiebungen.[67]

         
         
            Trumps willige Helfer

            Angesichts dieser Herausforderungen setzt Donald Trump vor allem auf die Unterstützung
               von republikanisch regierten Bundesstaaten sowie die regionalen und lokalen Sicherheitsbehörden.
               Texas bot sich als Testlabor und Vorreiter für die Massendeportation von illegalen
               Zuwanderern an.[68] Schon in den vergangenen vier Jahren hatte der republikanische Gouverneur Greg Abbott
               in enger Abstimmung mit dem von seiner Partei dominierten Parlament in Austin alle
               Register einer drakonischen Zuwanderungspolitik gezogen, obwohl er, rechtlich gesehen,
               keinerlei Zuständigkeit für die Überwachung der Grenze und den Kampf gegen illegale
               Migration hatte. Mit 11 Milliarden Dollar hatte er sowohl den Einsatz von Texas Rangers
               in der Grenzregion und die Errichtung zusätzlicher Barrieren finanziert als auch den
               Transport von rund 120 000 Migranten in demokratisch regierte Großstädte wie Washington,
               Philadelphia, New York und Chicago. Um rechtliche Hürden für seine Pläne zu umgehen,
               hatte Abbott die Zuwanderung als Invasion bezeichnet, dann einfach den Notstand ausgerufen
               und damit bundesstaatliche Gesetze und Verordnungen ausgehebelt. Er errichtete einen
               eigenen Justizapparat, ließ die Migranten wegen Verletzung von Staatsgesetzen anklagen,
               in Gefängnissen internieren und nach der Verurteilung durch seine eigenen Sicherheitsbehörden
               abschieben. Im Parlament strich seine Partei den Bürgerrechtsorganisationen die steuerlichen
               Vorteile und erließ Verordnungen, nach denen die örtliche Polizei in der Grenzregion
               trotz fehlender Zuständigkeit direkt gegen illegale Einwanderer vorgehen durfte. Abbott
               zwang alle staatlichen Krankenhäuser, jeden Patienten nach seiner Aufenthaltserlaubnis
               zu fragen und zweifelhafte Fälle an die Behörden zu melden. In einem nächsten Schritt
               soll die Polizei auch bei den Kindern von illegalen Zuwanderern Fingerabdrücke in
               einem System abspeichern, um ihnen damit Zugang zu staatlichen Leistungen zu verweigern,
               zum Beispiel die Anmeldung an öffentlichen Schulen. Jetzt will Abbott erst richtig
               loslegen. »Die Führung von Texas will ein Modell für die Bundesregierung schaffen,
               das außergewöhnlich hart und außergewöhnlich grausam gegenüber Zuwanderern ist«, so
               beschrieb es der Bürgerrechtsanwalt Daniel Hatoum in der Washington Post, »Texas ist mehr als bereit dafür, dass die eigenen Institutionen von der Trump-Administration
               für die Durchsetzung der Einwanderungspolitik übernommen werden.«
            

            Tatsächlich berieten schon wenige Tage nach der Präsidentschaftswahl offizielle Regierungsvertreter
               von Texas mit Trumps Grenzbeauftragen Homan und seinen Mitarbeitern über entsprechende
               Pläne. Abbott signalisierte dabei die Bereitschaft, fast 3 Milliarden Dollar an zusätzlichen
               Finanzmitteln aus dem Haushalt des Bundesstaates für den Kampf gegen illegale Zuwanderung
               beizusteuern: »Wir werden mehr tun und schneller handeln als jemals zuvor, um die
               Kontrolle über unsere Grenze zurückzugewinnen, die Ordnung in unseren Städten wiederherzustellen
               und Kriminelle zu identifizieren, zu finden und zu deportieren.« Der Bundesstaat will
               der Trump-Administration auch knapp sechs Quadratkilometer Land für den Bau von riesigen
               Abschiebezentren zur Verfügung stellen. Homan pries daraufhin Texas als »Modell, das
               wir im ganzen Land anwenden können«. Sein Eifer könnte Abbott und seinen Republikanern
               allerdings auch auf die Füße fallen. Ein Gutteil der geschätzt rund 1,8 Millionen
               illegalen Zuwanderer in Texas trägt erheblich zum wirtschaftlichen Erfolg des Bundesstaates
               bei. Die Deportation so vieler Beschäftigter könnte die Landwirtschaft, das Bauwesen
               und den Dienstleistungssektor massiv treffen.
            

            Republikanisch geführte Bundesstaaten wie Texas und Florida unterstützen Trumps Zuwanderungspolitik
               dennoch. Dort aber, wo die Demokraten die Gouverneursämter und die Mehrheit im Parlament
               innehaben, könnte es zum Showdown mit der Trump-Administration kommen. In elf Bundesstaaten
               der USA gibt es sogenannte »sanctuary laws«, also Gesetze, die den Zuwanderern Schutz vor
               dem Zugriff amerikanischer Bundesbehörden garantieren. Rund 44 Prozent der Migranten
               leben in diesen ausschließlich von der Demokratischen Partei regierten Staaten, in
               denen die örtlichen Sicherheitsbehörden in der Regel nicht die Einwanderungsbehörde
               informieren, wenn sie bei Kontrollen auf Menschen ohne gültigen Aufenthaltsstatus
               treffen. Sie werden erst recht nicht bei Massenverhaftungen und Massentransporten
               in die Internierungslager behilflich sein. Dadurch drohen massive Konflikte, allerdings
               nicht nur in demokratisch dominierten Bundesstaaten. Das hängt mit weitreichenden
               Rechten für die Selbstverwaltung auf lokaler Ebene zusammen. Auch in republikanischen
               Staaten wie Ohio oder Wyoming gibt es einzelne Städte, die sich zum Zufluchtsort,
               als »sanctuary cities«, für illegale Zuwanderer erklärt haben, weil die Demokraten
               in den urbanen Gegenden oft in der Mehrheit sind. In den Landkreisen rund um diese
               Ballungszentren – sowohl in republikanisch als auch in demokratisch geführten Bundesstaaten –
               gibt es dagegen lokale Sicherheitsbehörden, die Trumps Zuwanderungspolitik mit aller
               Macht durchsetzen wollen. Dort haben örtliche Sheriffs das Sagen, die von der eher
               konservativen Bevölkerung im ländlichen Raum direkt gewählt sind, so wie Brian Kovak
               in Laramie County, Wyoming, der mit seinen Deputies gegen illegale Zuwanderer vorgehen
               will, anders als der Sheriff im benachbarten Albany County: »Es gibt ein Bundesgesetz,
               das hier gebrochen wird, weil man es nicht durchsetzt«, so Sheriff Kovak, »und deshalb
               stehen wir bereit, um Präsident Trump bei der Durchsetzung zu helfen.«[69] Gleiches plant Sheriff Richard Jones in Butler County, Ohio. Seine Botschaft an illegale
               Zuwanderer ist unmissverständlich: »Schleich dich nicht in dieses Land. Schmuggel
               keine Drogen in dieses Land. In diesem Landkreis kriegst du es mit mir zu tun«, so
               Jones in einem Interview mit dem US-Fernsehsender NBC.[70] Butler County grenzt unmittelbar an die Stadt Cincinnati, die sich 2017 zur Zufluchtsstadt
               erklärt hatte und derzeit von einem demokratischen Bürgermeister mit indischen Wurzeln
               regiert wird. Ein Stadtbewohner, der ohne gültige Aufenthaltsgenehmigung in eine Straßenkontrolle
               in Butler County gerät, müsste mit seiner Festnahme und Überstellung an die Zuwanderungsbehörde
               rechnen. Sheriff Jones will die Vorgaben aus dem Weißen Haus unerbittlich umsetzen:
               »Ich glaube, dass amerikanische Bürger an erster Stelle stehen. Menschen, die ihr
               Blut und ihren Schweiß in dieses Land gesteckt haben, die für dieses Land gekämpft
               haben, kommen zuerst. Nicht die aus anderen Ländern. Wir kommen zuerst.«
            

            Tatsächlich haben Sheriffs in den USA weitreichende Kompetenzen. Auch wenn sie formell nicht für die Durchsetzung der Zuwanderungsbestimmungen
               zuständig sind, dürfen sie Verdächtige in Haft nehmen, den Nachweis ihres Aufenthaltsstatus
               einfordern und sie an die Bundesbehörden überstellen, falls sie sich in der Vergangenheit
               irgendwo eines Vergehens schuldig gemacht haben. Auch in demokratisch regierten »sanctuary
               states« wie Kalifornien könnte es deshalb zu massiven Auseinandersetzungen zwischen
               den Sicherheitsbehörden des Bundesstaates, der Städte und der Landkreise kommen.[71]

            Wie weit die Trump-Administration selbst dabei gehen könnte, hat mir der Vordenker
               der MAGA-Bewegung Steve Bannon im Interview im Januar 2025 erklärt: »Wenn ein Amtsträger,
               egal auf welcher Ebene, sich gegen die Deportationen stemmt, dann bricht er Bundesgesetz
               und wird verhaftet«, so Bannon. Das gelte auch für die Bürgermeister von Zufluchtsstädten
               wie Los Angeles, Chicago und Denver. »Die Konfrontation zwischen diesen Bürgermeistern,
               dem Grenz-Zar Tom Homan und Präsident Trump wird spannend. Und wenn Gouverneur Gavin
               Newsom Kalifornien als ›sanctuary state‹ ansieht, dann wird Präsident Trump das nicht
               dulden. Die Deportationsbefehle müssen ausgeführt werden.« Die Wähler hätten Donald
               Trump schließlich damit beauftragt. Mit einem seiner Exekutivbefehle vom 20. Januar
               2025 gab der Präsident tatsächlich grünes Licht für das Vorgehen gegen Amtsträger
               in Zufluchtsstaaten und -städten. Im Absatz 17 heißt es: »Die Justizministerin und
               die Heimatschutzministerin werden im größtmöglichen gesetzlich möglichen Umfang alle
               rechtmäßigen Maßnahmen bewerten und ergreifen, um sicherzustellen, dass sogenannte
               »Zufluchts«-Gerichtsbarkeiten keinen Zugang zu Bundesmitteln erhalten, wenn sie versuchen,
               in die rechtmäßige Ausübung von Strafverfolgungsmaßnahmen des Bundes einzugreifen.
               Darüber hinaus prüfen und ergreifen die Justizministerin und die Heimatschutzministerin
               alle anderen rechtmäßigen Maßnahmen strafrechtlicher oder zivilrechtlicher Natur,
               die sie angesichts der Praktiken, mit denen die Durchsetzung des Bundesrechts beeinträchtigt
               wird, für gerechtfertigt halten.« Ob der Präsident zur Durchsetzung seiner Ziele vielleicht
               gar das Militär gegen widerspenstige Bundesstaaten und Städte einsetzen würde, bleibt
               dabei offen. Aber selbst wenn alle Behörden auf nationaler und bundesstaatlicher Ebene
               wirklich an einem Strang ziehen und eng zusammenarbeiten würden, und selbst wenn man
               die Kapazitäten für die Internierung und Abschiebungen massiv ausbauen würde, wäre
               in vier neuerlichen Trump-Jahren das Ziel von 11 bis 14 Millionen Deportationen wohl
               niemals zu schaffen. Auch wenn viele Anhänger des Präsidenten das weiter glauben.
            

         
         
            Besuch bei Farmer Roth

            »Für Donald Trump ist alles möglich«, meint Rick Roth bei unserem Gespräch im Januar
               2025 auf seiner Farm in Florida. Roth war von 2016 bis 2023 republikanischer Abgeordneter
               im Kongress seines Bundesstaats. Früher hat er auf seinem Land auch illegale Zuwanderer
               beschäftigt. Aber die hätten alle eine Arbeitserlaubnis gehabt, sagt Roth und fügt
               dann hinzu: »Ob das echte Dokumente waren oder gefälschte, das musste ich ja nicht
               prüfen.« Wir stehen mitten in einem Salatfeld, in dem gerade ein Dutzend Arbeiter
               mit der Ernte beschäftigt ist. Sie seien ganz schön teuer, klagt Roth, weil sie mit
               einem speziellen Visaprogramm gekommen seien, das den Arbeitgeber zu höheren Stundenlöhnen
               und freier Unterkunft verpflichtet. Zehn Monate dürften sie in den USA bleiben. Aber das sei trotz allem besser als diese »Invasion«, so bezeichnet er die
               ungeordnete Zuwanderung über die Südgrenze der USA. »Da sind 300 000 Verbrecher gekommen, Leute, die Fentanyl und andere Drogen reinschmuggeln«,
               so der 72-jährige Farmer, »und die Grenzbeamten sind so sehr mit dem Papierkram beschäftigt,
               dass sie keine Zeit haben, die Grenze zu bewachen.« Roth glaubt, dass der Weiterbau
               der Mauer und die Massendeportation zur Abschreckung notwendig sind. Erst wenn die
               Lage im Griff sei, könne man sich um ein neues Zuwanderungssystem mit geordneten Verfahren
               kümmern: »Es wird zwar schwierig, aber es wird gemacht, und zwar in einzelnen Phasen.
               Zuerst werden die Leute deportiert, die schon im Gefängnis sind. Und dann die, die
               zwar wieder entlassen sind, aber keine Aufenthaltspapiere haben. Man wird sie finden
               und deportieren. Sie wissen jetzt schon, wo sie die erste Million finden werden, angefangen
               mit den Kriminellen.«
            

            Roth hält die wirtschaftlichen Folgen für überschaubar. Wenn es nach ihm geht, sollte
               das Visaprogramm, über das er seine Erntehelfer holt, einfach ausgebaut werden – auch
               für andere Wirtschaftszweige. Also befristete Aufenthaltsgenehmigungen auch für die
               Arbeiter in der Fleischindustrie, im Baugewerbe, in Hotels und Gaststätten. »Wir brauchen
               eine Zuwanderungsreform mit neuen Rahmenbedingungen, unter denen wir Arbeitern legal
               erlauben, ins Land zu kommen, wenn sie vorher überprüft und anhand ihrer Fähigkeiten
               ausgewählt werden.« Allerdings wünscht sich Roth, dass es dann niedrigere Löhne und
               weniger Auflagen gibt. Es sei derzeit nur deshalb so teuer, weil die Demokraten darauf
               bestehen, dass man Zuwanderer nicht schlechter bezahlt als amerikanische Arbeitskräfte.
               Der Farmer will sich jetzt um ein Senatorenamt in Florida bewerben, um politisch für
               diese Reform zu kämpfen. Dass die Zahl der illegalen Zuwanderer schon im Jahr 2024
               drastisch gefallen ist, bestreitet Roth in unserem Gespräch.
            

         
         
            Bidens harte Linie

            Was Donald Trump im Wahlkampf tatsächlich gerne verschwieg, ist die Wirksamkeit der
               Maßnahmen seines Amtsvorgängers Joe Biden. Zum Jahresende 2024 war die Zahl der Aufgriffe
               von illegalen Zuwanderern an der amerikanisch-mexikanischen Grenze auf einen niedrigeren
               Stand als in den letzten Monaten der Amtszeit von Trump gefallen.[72] Nach Angaben der Grenzbehörden gab es im November nur knapp 47 000 illegale Übertritte,
               der niedrigste Monatswert seit Juli 2020. Gleichzeitig weitete das Heimatschutzministerium
               die Zahl der Abschiebungen massiv aus, auf mehr als 700 000 im Haushaltsjahr 2023/24.
               Solch einen hohen Wert gab es zuletzt im Jahr 2010.
            

            Die sinkende Zahl der Grenzübertritte ist vor allem die Folge der drastischen Verschärfung
               der Einwanderungspolitik der Biden-Administration. Seit dem Sommer 2023 müssen alle,
               die in den USA Zuflucht und ein neues Leben finden wollen, ihren Antrag über eine App stellen. Über
               diese bekommen sie dann einen Vorstellungstermin an einem der Grenzübergänge. Wer
               sich nicht an die Regel hält und bei der illegalen Einreise erwischt wird, hat sein
               Recht, einen Asylantrag zu stellen, für fünf Jahre verwirkt. Außerdem befahl Biden
               im Sommer 2024, die Grenze für Asylsuchende zu schließen und keine Neuanträge zuzulassen,
               wenn zu viele Zuwanderer an die offiziellen Grenzübergangsstellen kommen. Zunächst
               setzte der Präsident das Tageslimit auf 2500 Menschen und reduzierte es im September
               noch einmal auf 1500 Menschen. Erst wenn für mindestens eine Woche weniger als 1500
               Asylsuchende kommen, werden die Beschränkungen wieder aufgehoben.
            

            Darüber hinaus übte die US-Regierung massiven Druck auf die Länder entlang der Zuwanderungsrouten aus, die Migranten
               aufzuhalten. Kein Land folgte der Aufforderung so effektiv wie Mexiko, dessen Vorgehen
               den Namen »El Carousel« – das Karussell – trägt und im kleinen Ort Villahermosa an
               der Südgrenze Mexikos zu Guatemala besonders eindrucksvoll zu sehen ist. Täglich halten
               hier Busse, aus denen verwirrte Zuwanderer und Flüchtlinge klettern. Sie sind kurz
               vor der Grenze zu den USA von der mexikanischen Armee bei Verkehrskontrollen und Razzien in Eisenbahnzügen
               aufgegriffen und dann über 1200 Kilometer nach Süden gebracht worden. Viele machen
               sich von dort wieder auf den Weg nach Norden, um dann doch ein weiteres Mal im Netz
               der mexikanischen Sicherheitsbehörden zu landen.[73] Allein im Jahr 2024 wurden durch dieses »Karussell« monatlich mehr als 10 000 Menschen
               vom illegalen Grenzübertritt in die USA abgehalten, unter ihnen die 33-jährige Venezolanerin María Rosa Barrios, die mit
               ihrem Mann und ihren zwei Kindern bereits dreimal in den mexikanischen Regierungsbussen
               nach Villahermosa zurückgebracht wurde. Für viele Zuwanderer ist es im wahrsten Sinn
               des Wortes ein Teufelskreis. Für die Regierung von Mexiko ist es die kostengünstigste
               Lösung, weil sie sich teure Abschiebeflüge nicht leisten kann und will. Zusätzlich
               beschnitten die mexikanischen Behörden massiv die Vergabe von humanitären Visa und
               setzten bei den Eisenbahnunternehmen scharfe Kontrollen in ihren Zügen durch. Mexiko
               hofft, dass die frustrierten Zuwanderer in ihre Heimatländer zurückkehren oder dass
               zumindest neue Migranten abgeschreckt werden, wenn sie von der Praxis erfahren.
            

            Während die Biden-Administration höheren Druck auf die Herkunftsländer ausübte, bot
               sie ihnen gleichzeitig auch Unterstützung an. Als Vizepräsidentin reiste Kamala Harris
               in die Region und verhandelte mit den Regierungen über Unterstützung im Kampf gegen
               die Fluchtursachen. Im Ergebnis investierten große US-Konzerne und Herkunftsländer wie Guatemala, Honduras, El Salvador und Mexiko fünf
               Milliarden Dollar für neue Fabriken, schufen Zehntausende von Arbeitsplätzen. Der
               Anteil der illegalen Zuwanderer aus diesen Ländern ist seitdem deutlich gesunken.
               Insgesamt zeigen die Maßnahmen, dass auch in der demokratischen Partei ein Umdenkprozess
               eingesetzt hat. Im Kongress in Washington haben Demokraten und Republikaner kurz nach
               der Amtseinführung des neuen Präsidenten gemeinsam ein Gesetz beschlossen, nach dem
               Zuwanderer ohne gültige Aufenthaltsgenehmigung schnell abgeschoben werden können,
               wenn sie wegen Diebstahls, Einbruchs, Brandstiftung oder ähnlicher Delikte festgenommen
               oder verhaftet wurden.[74] Das Gesetz ist nach der 22-jährigen Laken Riley aus Georgia benannt. Die angehende
               Krankenschwester war 2023 von einem illegalen Zuwanderer aus Venezuela ermordet worden,
               den die Polizei schon einmal wegen eines Ladendiebstahls festgenommen und dann wieder
               freigelassen hatte. Künftig könnten die Behörden jemanden, der bei kleineren Straftaten
               erwischt wurde, sofort in die Abschiebehaft der Bundesbehörden überstellen, sodass
               er keinen Schaden anrichtet, während die schnelle Deportation rechtlich geprüft wird.
               Kritiker befürchten, dass auf der Grundlage des neuen Gesetzes schon illegale Zuwanderer
               abgeschoben werden, deren Schuld bei kleinen Vergehen wie Ladendiebstahl nicht einmal
               gerichtsfest bewiesen ist. Allein der Vorwurf reiche bereits aus für die Deportation.
               Dennoch unterstützen selbst Demokraten wie Senator Ruben Gallego aus Arizona die neue
               Regelung: »Ich stimme nicht nur mit Ja, sondern bringe das Gesetz sogar selbst mit
               ein«, so Gallego kurz vor den Beratungen im US-Senat. »Wir müssen den Strafverfolgungsbehörden die notwendigen Werkzeuge an die
               Hand geben, um Tragödien wie die von Laken Riley zu verhindern.«
            

            Gallego und viele andere Demokraten stimmten für das Gesetz, weil sie die überwältigende
               Mehrheit der Amerikaner hinter sich wissen. Nach einer repräsentativen Umfrage des
               Ipsos-Instituts und der New York Times, die kurz vor Donald Trumps Amtsantritt veröffentlicht wurde, befürworten 87 Prozent
               der Befragten die Abschiebung von illegalen Zuwanderern, die Straftaten begangen haben.[75] 63 Prozent sind auch für die Abschiebung aller Zuwanderer, die in den vergangenen
               vier Jahren illegal in die USA kamen. 55 Prozent würden sogar alle illegalen Zuwanderer aus dem Land deportieren,
               also rund 14 Millionen Menschen, ungeachtet der wirtschaftlichen Folgen. Knapp vier
               Wochen nach Trumps Amtseid, also nach den ersten Razzien, wendete sich die Meinung
               zumindest etwas. 57 Prozent der Amerikaner stellten sich gegen die Abschiebung all
               jener, die keine Straftat begangen hatten.
            

         
         
            Keine Lösung in Sicht

            Beim Blick auf all die Erlasse des neuen Präsidenten, das Vorgehen seiner Behörden
               und die Bereitschaft im Land, wichtige Bürger- und Menschenrechte über den Haufen
               zu werfen, habe ich nicht den Eindruck, dass es wirklich darum geht, eine vernünftige
               und wirksame Zuwanderungspolitik zu entwerfen, die mit demokratischen Grundprinzipien
               und den Werten unserer Gesellschaft vereinbar ist. Das ist mir auf unserer Reise durch
               die Vereinigten Staaten im Herbst des Wahljahres 2024 sehr klar geworden. Viele unserer
               zufälligen Gesprächspartner aus dem Trump-Lager waren fest davon überzeugt, dass weiterhin
               Zigtausende illegal über die Grenze kamen, bestritten entschieden, dass die Zahlen
               deutlich gesunken waren. Vielerorts beklagten sie sich über die »Invasion«, ohne dass
               sie selbst sagen könnten, welche Nachteile daraus entstehen würden. Und viele glaubten
               auch der Behauptung von J. D. Vance und Donald Trump, dass Zuwanderer aus Haiti in
               Springfield Ohio die Hunde und Katzen ihrer Nachbarn klauten, um sie zu braten und
               aufzuessen. Bei einem Interview mit dem US-Nachrichtensender CNN am 15. September 2024 blieb Vance trotz gegenteiliger Faktenlage bei seiner Lüge,
               gestand aber dennoch ein: »Wenn ich Geschichten erfinden muss, damit die US-Medien endlich aufmerksam werden auf das Leiden des amerikanischen Volkes, dann mache
               ich das.«
            

            Der Auftritt passte genau zu dem, was mir am nächsten Tag Alfonso Nevarez in seinem
               Büro in Eagle Pass, Texas, sagte: »Sie schlagen Vorteile daraus, Keile in die Gesellschaft
               zu treiben. Da geht es um Geld und Macht. Ich wünschte, es ginge um Liebe, Mitgefühl,
               Verständnis, aber wir scheinen mehr von Angst, Hass und Ignoranz motiviert.« Nevarez
               ist Anwalt in dem kleinen Ort an der Grenze zu Mexiko, der in den Jahren zuvor zum
               Schauplatz der hässlichsten Szenen im Streit um Zuwanderung geworden war. In seiner
               Zeit als demokratischer Kongressabgeordneter im Parlament von Texas hatte er erlebt,
               wie republikanische Kollegen, mit denen er gut zusammengearbeitet hatte, auf einmal
               nicht mehr an der gemeinsamen Suche nach Problemlösungen interessiert waren, weil
               Donald Trump schon in seiner ersten Amtszeit Demokraten zu Staatsfeinden erklärt hatte.
               Nevarez, der sein Mandat aufgrund von Drogenmissbrauch abgeben musste, ist für eine
               klare und harte Politik, die für eine geordnete Zuwanderung sorgt. Aber diese Politik
               dürfe nicht gnadenlos sein. Nevarez erzählt mir, dass er selbst auf seiner Farm einen
               Stacheldrahtzaun um sein Land errichtet hatte, weil immer wieder große Gruppen von
               illegalen Zuwanderern durchgezogen waren. An einem frühen Sonntagmorgen sei er mit
               seiner Tochter zum Angeln gegangen. »Wir kamen an diesem Mädchen vorbei, 17 Jahre
               alt, wie wir später herausfanden. Sie trug ein etwa zweijähriges Kind, und sie war
               schwanger«, erinnert er sich. »Sie war komplett fertig, geistig, körperlich, jedes
               Gramm ihrer Energie, mit der sie bis hierhin gekommen war, war vom Stacheldraht zerschnitten
               worden. Ich fragte sie, wie sie das Kind über den Zaun bekommen hätte. ›Ich habe es
               rübergeworfen, in den Sand‹, sagte sie, ›um dann durch den Stacheldraht zu klettern.‹
               Da hat es mich getroffen. Wie verzweifelt muss so jemand sein. Und wie dumm zu glauben,
               dass ein Stacheldraht jemanden aufhält, der 3000 Meilen gelaufen ist.« Er spricht
               mit bewegter Stimme. Das Mädchen, so Nevarez, sei aus einem kleinen Küstenort in Honduras
               bis nach Amerika gekommen, auf dem Weg war sie ausgeraubt, geschlagen und vergewaltigt
               worden.
            

            Nevarez will nicht verstehen und vor allem nicht akzeptieren, dass Menschen ihr Herz
               so verschließen, dass sie Massenabschiebungen gut finden. Obendrein sei es auch noch
               dumm, weil der Rauswurf von Millionen fleißiger Menschen den Vereinigten Staaten schwer
               schade. Wenn Ideologie wichtiger sei als Menschlichkeit und Vernunft, dann sei die
               Zivilisation in den USA am Ende: »Nichts überlebt, jede Zivilisation endet – aus unterschiedlichsten Gründen«,
               sagt Nevarez. »Rom war so lange perfekt, bis es eben nicht mehr perfekt war. Es ist
               nichts Außergewöhnliches an Amerikanern, und es ist nicht ausgemacht, dass diese Zivilisation,
               diese Demokratie irgendwie besser ist als alle anderen und deswegen überdauert. Das
               Einzige, was überdauert, ist der Fluss da draußen.« Er zeigt aus dem Fenster seines
               Büros zum Rio Grande.
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America First statt Allianzen
         

         Ein eiskalter Wind bläst an diesem Morgen im Oktober 2023. Wir stehen mit laufendem
            Motor an der Einfahrt zur CLEAR Space Force Station in der Mitte von nirgendwo im US-Bundesstaat Alaska, und noch wissen wir nicht, ob sie uns wirklich auf das Gelände
            lassen. Für die zwei Amerikaner in unserem vierköpfigen Team gibt es zumindest eine
            mündliche Zusage, nicht aber für die zwei Deutschen, also meinen Kamerakollegen und
            mich. Nach etwa zwanzig Minuten Wartezeit hält ein Allradfahrzeug neben uns. Wir sollen
            folgen, bekommen kurz danach die Tagesausweise, verbunden mit dem Hinweis, dass wir
            nur das filmen dürfen, was uns ausdrücklich erlaubt wird. Denn vieles in CLEAR unterliegt strengster Geheimhaltung.
         

         Mitten im Schnee steht eine riesige quaderförmige Anlage mit einer schräg abfallenden
            Seite – das Frühwarnsystem späht in Richtung China und Russland. In einem Gebäudekomplex
            gleich daneben schieben amerikanische Soldaten Wache – 24 Stunden im Schichtdienst.
            Hier an der Westflanke der NATO halten Lieutenant Elizabeth Kowal und ihre Kameraden den europäischen Verbündeten
            gewissermaßen den Rücken frei. Ihr Auftrag ist die Überwachung des nordwestlichsten
            Aufklärungsradius einschließlich aller Objekte im Weltall. Im Trainingszentrum simulieren
            sie den Ernstfall. Plötzlich Alarm – jeder weiß genau, was zu tun ist. Erste Meldung
            an die Vorgesetzten. Elizabeth sorgt dafür, dass die Signale nach Cheyenne Mountain
            gelangen, der unterirdischen Kommandozentrale in den Rocky Mountains von Colorado.
            Die Daten zeigen ein Objekt gefährlich nah am amerikanischen Staatsgebiet. Ein Abgleich
            mit anderen Aufklärungsdaten ergibt: keine unmittelbare Gefahr. Entwarnung. Es ist
            ein harter Job, immer wieder Training, die Schichten in der Einsatzzentrale sind oft
            ereignislos. Die Soldaten dürfen die kleine Basis wochenlang nicht verlassen. Elizabeth
            sieht es als Chance, die Space Force ist für sie Sprungbrett ins All, sie will Astronautin
            werden im neuen Mondprogramm der NASA: »Die Mondbasis wäre ziemlich cool«, sagt sie.
         

         Auf dem Gelände stehen noch die Baracken aus den Sechzigerjahren des letzten Jahrhunderts.
            Im Kalten Krieg galten Atomkonflikte als jederzeit möglich, aber die Welt wirkte irgendwie
            übersichtlicher, zweigeteilt. Heute ist sie multipolar, mit vielen Machtzentren, fühlt
            sich viel gefährlicher an als damals. Ein Glück, dass die alte Technik mittlerweile
            durch neueste Technologien ersetzt ist, meint Major Robert Nelson, der stellvertretende
            Kommandeur von CLEAR. So könne jeder NATO-Partner seine eigenen Aufklärungsergebnisse blitzschnell mit allen anderen teilen:
            »Ich könnte ja den Zugang zu den Daten komplett auf die USA beschränken. Aber dann bekomme ich von niemandem Hilfe. So großartig die Vereinigten
            Staaten auch sind, Teamarbeit ist immer noch am besten. Und das ist ja auch mit das
            Beste an der NATO, dass es eben Teamwork ist. Ich bin nicht davon abhängig, was wir selbst an Daten
            sammeln. Ich kann auch benutzen, was ihr oder jemand anderes herausfindet. Und wenn
            wir zusammenlegen, bekommen wir ein viel klareres Bild, was gerade geschieht.«
         

         Damit die Abschreckung weiter funktioniert, müssen Russland und China überzeugt sein,
            dass die Soldaten hier rund um die Uhr Wache halten, in Sekundenschnelle jede Bedrohung
            erfassen und die Anführer dann entschlossen reagieren. Die Atommacht Amerika mit ihren
            3700 Nuklearsprengköpfen ist dabei der Schutzschild für alle anderen. Mitten im Nirgendwo
            in Alaska ist uns klar geworden, wie wichtig das ist für uns in Europa. Umgekehrt
            aber sind auch die europäischen NATO-Partner wichtig für die USA, nicht nur wegen ihrer geografischen Lage und ihrer – wenn auch längst nicht ausreichenden –
            militärischen Kraft, sondern auch wegen der Informationen, Ideen und Innovationen,
            die sie in das Bündnis einbringen können. Davon sind die amerikanischen Soldaten fest
            überzeugt. Ihr Präsident aber ist dabei, die transatlantische Partnerschaft zu demontieren.
            Bei unserem Besuch in CLEAR hatten wir auch einen kurzen Abstecher zum höchsten Berg Nordamerikas gemacht. Mit
            6190 Metern überragt der Denali die gesamte Region, weshalb ihm die Ureinwohner vom
            Volk der Koyukon einst seinen Namen gaben. Denali bedeutet in der athabaskischen Sprache
            »der Große«. Offenbar klang das für Donald Trump nicht groß genug. »Wir werden dem
            Mount McKinley den Namen eines großen Präsidenten, William McKinley, zurückgeben,
            da sollte er sein und da gehört er hin«, sagte Trump in seiner Antrittsrede am 20. Januar
            2025. Tatsächlich hatte der Denali lange Zeit Mount McKinley geheißen, bis Präsident
            Barack Obama ihm 2015 aus Respekt vor den Ureinwohnern seinen ursprünglichen Namen
            zurückgegeben hatte.
         

         In einem Exekutivbefehl, in dem Trump kurzerhand auch den Golf von Mexiko in Golf
            von Amerika umtaufte, nahm er nun den einheimischen Stämmen den Berg, der ihnen heilig
            ist, gewissermaßen wieder weg. Mit solch wunderlichem und kleingeistigem Aktionismus
            wollte der neue Präsident getreu seinem Schlachtruf »America First« offenbar selbst
            in solchen Fragen klarmachen, wer jetzt das Sagen hat. In seinem Dekret mit dem Titel
            »Die Namen wiederherstellen, die Amerikas Großartigkeit ehren« gab Trump seinem neuen
            Innenminister Doug Burgum den Auftrag, weitere Änderungen vorzubereiten. Im Text begründete
            er seine Entscheidung zur Umbenennung des Denali so: »Präsident William McKinley,
            der 25. Präsident der Vereinigten Staaten, führte unsere Nation heldenhaft zum Sieg
            im Spanisch-Amerikanischen Krieg. Unter seiner Führung erfreuten sich die Vereinigten
            Staaten schnellen Wachstums und Wohlstands, einschließlich der territorialen Expansion
            der Nation. Präsident McKinley war ein Verfechter von Strafzöllen, um die US-Industrie zu schützen, die heimische Produktion zu befeuern und die Industrialisierung
            der Vereinigten Staaten und ihre globale Reichweite auf neue Höhen zu führen. Tragischerweise
            wurde er in einem Angriff auf die Werte und den Erfolg unserer Nation ermordet, und
            er sollte geehrt werden für seinen standhaften Einsatz für amerikanische Großartigkeit.«
            Die Bewunderung, die Donald Trump für McKinley hegt, ist also kein Zufall. McKinleys
            Präsidentschaft von 1897 bis 1901 ist offenbar der Referenzpunkt für die »Greatness«,
            die Donald Trump mit seinem »Make America Great Again« wiederherstellen will. Die
            Größe ist dabei offenbar wörtlich gemeint. William McKinley machte den Imperialismus
            zu einem der beiden Markenzeichen seiner Außenpolitik.
         

         Am 21. April 1898 erklärten die Vereinigten Staaten dem Königreich Spanien den Krieg.
            Auslöser war die Explosion eines amerikanischen Kriegsschiffes im Hafen von Havanna.
            Obwohl es sich mit hoher Wahrscheinlichkeit um einen Unfall handelte, begann McKinley
            einen Krieg mit Spanien, der 2000 US-Soldaten das Leben kostete. Kuba wurde zum Protektorat der USA. 1899 befahl der Präsident die Annexion der unter spanischer Herrschaft stehenden
            Philippinen. Auf amerikanischer Seite fielen 4200 Soldaten, auf philippinischer 20 000.
            Der Krieg forderte mehr als 200 000 zivile Opfer. Die Philippinen gelangten unter
            die Kontrolle der USA, die sich auch noch Guam und Puerto Rico einverleibten. 1898 annektierten die Vereinigten
            Staaten das Inselreich Hawaii.[76]

         Das zweite Markenzeichen der Politik von Willam McKinley waren die Strafzölle, die
            er schon in seiner Zeit als Abgeordneter im Repräsentantenhaus federführend mit einem
            nach ihm benannten Gesetz vorangebracht hatte. Mit dem McKinley Tariffs Act von 1890, der
            ihm den Spitznamen »Napoleon des Protektionismus« einbrachte, wurden die Zölle auf
            alle Importe von 38 auf 49,5 Prozent erhöht. Diese Politik trug in den Folgejahren
            erheblich zu einer Krise der amerikanischen Wirtschaft bei, die Arbeitslosenrate kletterte
            auf 18,9 Prozent. Als McKinley Präsident wurde, war seine Vorliebe für Strafzölle
            schon deutlich abgeflaut. Nach seiner Wiederwahl sagte er in seiner letzten Rede,
            bevor er im September 1901 von einem Anarchisten ermordet wurde: »Ein System, das
            einen gegenseitigen Austausch von Waren ermöglicht, ist erwiesenermaßen essenziell
            für ein fortgesetztes und gesundes Wachstum unserer Exportraten. Wir sollten uns nicht
            in der Sicherheit wiegen, dass wir für immer alles verkaufen können und wenig oder
            nichts selbst kaufen. Wenn so etwas möglich wäre, wäre es nicht zum Besten für uns
            und jeden, mit dem wir handeln. (…) Wirtschaftskriege sind unprofitabel. Eine Politik
            des guten Willens und freundschaftlicher Handelsbeziehungen verhindert Vergeltung.
            Verträge auf Gegenseitigkeit sind im Einklang mit dem Geist unserer Zeit, Vergeltungsmaßnahmen
            sind es nicht.«[77] Dass die amerikanische Wirtschaft unter Präsident McKinley wieder deutlich anzog,
            hatte wenig mit Strafzöllen zu tun, sondern mit dem steigenden Konsum einer wachsenden
            Bevölkerung in den USA. Es waren die Millionen von Zuwanderern, die durch ihre harte und schlecht bezahlte
            Arbeit in den Fabriken diese Nachfrage befriedigten und den Wirtschaftsmotor mit in
            Schwung brachten.
         

         
            Handelskriege 2.0

            So genau scheint sich Donald Trump also mit seinem Helden nicht beschäftigt zu haben,
               denn er setzt offensichtlich weiter auf Massenabschiebungen, Strafzölle und – wie
               ich noch zeigen werde – imperiale Ambitionen. Schon wenige Tage nach Amtsantritt demonstrierte
               Donald Trump seine Entschlossenheit, Strafzölle als Waffe im Umgang mit anderen Staaten
               der Welt einzusetzen. Als der kolumbianische Präsident Gustavo Petro am 25. Januar
               2025 zwei amerikanischen Militärflugzeugen mit Abschiebungshäftlingen die Landung
               in seinem Land verweigerte, drohte sein Amtskollege in Washington mit 25-prozentigen
               Strafzöllen, die binnen einer Woche sogar auf 50 Prozent erhöht würden, sollte sich
               Kolumbien dem Willen Trumps nicht beugen. Das Einknicken Petros feierte das Weiße
               Haus als Sieg für die harte Zuwanderungspolitik des Präsidenten: »Die kolumbianische
               Regierung hat allen Bedingungen von Präsident Trump zugestimmt. Die Ereignisse von
               heute machen der Welt klar, dass Amerika wieder respektiert wird.«
            

            In Wahrheit wird das Amerika unter Donald Trump gefürchtet. Der Showdown sendete das
               Signal, dass nur vollständige Unterwerfung Amerikas Wohlwollen garantiert, weil Donald
               Trump die wirtschaftliche und militärische Macht seines Landes als Werkzeuge für Nötigung
               und Erpressung rücksichtslos einsetzt. Dabei macht er offensichtlich keinen Unterschied
               zwischen Ländern, die den USA eher distanziert gegenüberstehen, und langjährigen Partnern in wirtschaftlichen und
               militärischen Bündnissen. Nach Kolumbien nahm Trump die Nachbarstaaten Kanada und
               Mexiko ins Visier und verhängte zunächst mit Wirkung vom 4. Februar 2025 Strafzölle
               in Höhe von 25 Prozent auf alle Waren aus den beiden Ländern, Importeure mussten also
               auf alle Einfuhren ein Viertel des Preises drauflegen.[78] Nur für das Öl aus Kanada forderte der amerikanische Präsident einen kleineren Aufschlag
               von 10 Prozent.
            

            Mit den deftigen Handelsbarrieren wollte Trump die Nachbarstaaten zwingen, ihre Grenzen
               so lückenlos zu kontrollieren, dass weder Zuwanderer noch Drogen in die USA gelangen können. In seinem Exekutivbefehl begründete der Präsident sein Vorgehen
               mit scharfen, ja feindseligen Worten: »Ein Nation ohne Grenzen ist gar keine Nation.
               Ich werde nicht tatenlos zusehen, wie unsere Souveränität erodiert, unsere Gesetze
               mit Füßen getreten, unsere Bürger gefährdet und unsere Grenzen missachtet werden.«
               Kanadas Versagen, den Drogenschmuggel zu unterbinden, sei eine »ungewöhnliche und
               außerordentliche Bedrohung« für die Vereinigten Staaten, und die mexikanische Regierung
               stecke in einer »unerträglichen Allianz« mit den Drogenkartellen in ihrem Land. Die
               mexikanische Präsidentin Claudia Sheinbaum kündigte Gegenzölle an und konterte ebenfalls
               mit scharfer Rhetorik: »Wir weisen den Vorwurf des Weißen Hauses kategorisch zurück,
               dass Mexikos Regierung mit kriminellen Organisationen verbündet ist. Wenn es eine
               Allianz gibt, dann ist es die zwischen den kriminellen Gruppen und den Waffenherstellern
               in den Vereinigten Staaten, die ihnen hochmoderne Waffen verkaufen.« Kanadas Premierminister
               Justin Trudeau verhängte seinerseits Strafzölle in Höhe von 25 Prozent auf alle Waren
               aus den USA. »Wir haben kein Interesse an einer Eskalation«, so Trudeau, »aber wir werden standhaft
               für Kanada, für die Kanadier und für kanadische Arbeitsplätze eintreten.« In seiner
               Fernsehbotschaft an die Nation wandte sich Trudeau auch an das amerikanische Volk,
               das unter Donald Trumps Handelskriegen leiden werde: »Ich habe schon immer gesagt,
               dass Zölle gegen Kanada Ihre Arbeitsplätze gefährden, weil amerikanische Autofabriken
               und andere Produktionsstätten möglicherweise dichtmachen müssten.« Dann wurde der
               kanadische Premierminister emotional, als er an die lang währende Freundschaft zwischen
               den beiden nordamerikanischen Ländern erinnerte: »Von den Stränden der Normandie zu
               den Bergen der koreanischen Halbinsel, von den Feldern in Flandern bis zu den Straßen
               in Kandahar haben wir gekämpft und sind gestorben Seite an Seite mit euch in euren
               dunkelsten Stunden.«
            

            Auch gegen China verhängte Donald Trump Strafzölle, allerdings zunächst nur in Höhe
               von 10 Prozent, weil die 25-prozentigen Einfuhrzölle aus seiner ersten Amtszeit noch
               in Kraft sind. Die Regierung in Peking kündigte an, sich bei der Welthandelsorganisation
               WTO zu beschweren, um »unsere Rechte und Interessen entschlossen zu schützen«. Das mögliche
               Ausmaß dieses neuen Handelskrieges wird erst deutlich, wenn man sich die Zahlen genauer
               anschaut. Die Vereinigten Staaten kauften im Jahr 2024 Waren im Gesamtwert von 1,3
               Billionen Dollar aus den drei betroffenen Staaten. Mexiko ist mit einem Anteil von
               15,6 Prozent an allen US-Importen der größte Handelspartner der USA, gefolgt von China mit 13,5 Prozent und Kanada mit 12,6 Prozent. Erst mit weitem
               Abstand folgt Deutschland mit gerade mal 4,9 Prozent. Die Zölle betreffen alle Waren,
               darunter Öl, Autos, Computer, Telefone, Lastwagen, Kabel, Batterien, Bildschirme,
               Spielzeuge, Kühlschränke, Textilien, landwirtschaftliche Erzeugnisse und andere Lebensmittel.
               Die Kritik innerhalb der USA ließ nicht lange auf sich warten. »Die Zölle treffen nicht nur Kanada, sie bedrohen
               die Stabilität der Industrie auf beiden Seiten der Grenze«, so der Präsident der Stahlarbeitergewerkschaft
               David McCall. Auch der Präsident des Verbands der Bekleidungs- und Schuhhersteller
               Steve Lamar warnte, dass der Handelskrieg »massive Kosten in unsere ohnehin schon
               inflationsmüde Wirtschaft injiziert. Uns einem schädlichen Schlagabtausch auszusetzen,
               wird wichtige Exportmärkte treffen, auf die unsere Farmer und unsere Industrie angewiesen
               sind.« Nach Berechnungen von Wirtschaftsexperten der renommierten Yale University
               könnte der durchschnittliche Haushalt in den USA durch steigende Preise rund 1200 Dollar an Kaufkraft verlieren. Eine Ausdehnung der
               Strafzölle auf Europa und den Rest der Welt ist dabei noch nicht berücksichtigt.
            

            Donald Trump hatte bei der Unterzeichnung seiner Dekrete öffentlich zugegeben, dass
               sein Vorhaben zu höheren Preisen führen könnte, allerdings nur für kurze Zeit: »Zölle
               verursachen keine Inflation, sie verursachen Erfolg, großen Erfolg«, sagte er zunächst,
               fügte dann aber hinzu, »es könnte eine kurzfristige und kurze Disruption geben, und
               die Leute werden dafür Verständnis haben.(…) Aber die Zölle werden uns sehr reich
               und sehr stark machen.« Trump weiß, dass vor allem Mexiko und Kanada in dieser Auseinandersetzung
               mehr zu verlieren haben als die USA, die deutlich weniger als ihre Nachbarländer von Exporten abhängig sind. Dennoch
               lenkte er einen Tag vor Inkrafttreten der Strafzölle vorübergehend ein, nachdem die
               mexikanische Präsidentin Sheinbaum und der kanadische Premierminister Trudeau versprochen
               hatten, den Kampf gegen den Drogenschmuggel mit dem Einsatz von Soldaten und anderen
               Sicherheitskräften massiv auszudehnen. Die Zölle wurden aufgeschoben. Offenbar ging
               es dem US-Präsidenten in diesem Fall nur darum, sich mit einem schnellen Einlenken der Nachbarstaaten
               zu schmücken und dann mit maximalem Druck, man könnte es auch Nötigung oder Erpressung
               nennen, bei der Verlängerung des amerikanisch-mexikanisch-kanadischen Handelsabkommens
               aus seiner ersten Amtszeit einen besseren Deal für sein Land herauszuholen. Das sogenannte
               USMCA-Agreement läuft im Sommer 2026 aus. »Strong-arm-tactic« nennt man in Amerika die
               Methode, sein Gegenüber so einzuschüchtern, dass es zum Nachgeben bereit ist. Donald
               Trump hat es in seinem Buch The Art of the Deal einmal so beschrieben: »Mein Stil beim Verhandeln eines Deals ist einfach und geradeheraus.
               Ich ziele sehr hoch, und dann drücke und drücke und drücke ich, um das zu bekommen,
               was ich haben will.« Anfang März setzte Trump die Strafzölle dann doch noch in Kraft
               und kündigte an, weiter nachzulegen.
            

            Auch wenn in den ersten Monaten unter Donald Trump der Eindruck von Stärke und Durchsetzungsfähigkeit
               entstand, ist der Präsident auf dem besten Weg, seinem Land schwersten wirtschaftlichen
               und politischen Schaden zuzufügen.[79] Je mehr die Vereinigten Staaten ihre Handelspartner rund um den Erdball nötigen und
               erpressen, desto mehr werden die betroffenen Länder einen Bogen um die USA machen, sofern sie andere Staaten und Wirtschaftsbündnisse finden, mit denen ein
               weitgehend freier Warenaustausch ohne ideologischen Ballast und Missgunst zum gegenseitigen
               Nutzen möglich ist. Rund um den Jahreswechsel 2024/25 schloss die Europäische Union
               den Mercosur-Pakt mit Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay sowie weitere Handelsvereinbarungen
               mit Mexiko und der Schweiz. Weitere Gespräche mit Malaysia sind im Gange. Das BRICS-Bündnis von Brasilien, Russland, Indien, China und Südafrika erweitert sich auf mehr
               als ein Dutzend Staaten, darunter Indonesien, Thailand und Uganda. Der Zusammenschluss
               südostasiatischer Länder ASEAN sucht eine engere Zusammenarbeit mit sechs Staaten im Nahen Osten. Großbritannien
               ist dem transpazifischen Handelsblock mit Australien, Neuseeland, Vietnam, Singapur,
               Malaysia, Japan, Brunei, Kanada, Mexiko, Peru und Chile beigetreten. Brasilien und
               Mexiko wollen ihre Handelsbeziehungen ausbauen. All diese und weitere Entwicklungen
               haben einen gemeinsamen Faktor: Die Vereinigten Staaten von Amerika sind außen vor.
               Vor diesem Hintergrund erscheint es nicht übermäßig klug, dass sich die Vereinigten
               Staaten unter ihrem Präsidenten Donald Trump selbst gegenüber alten Verbündeten so
               aufführen wie der in den USA sprichwörtliche 800-Pfund-Gorilla, der sich hinsetzt, wo er will, und nimmt, was
               er will.
            

         
         
            Maximalforderungen als Masche

            Bei einer Pressekonferenz in Mar-a-Lago am 7. Januar 2025 machte Donald Trump seinem
               Helden William McKinley alle Ehre und versetzte Amerikas Bündnispartner in Europa
               in Schockstarre. Mein Kollege David Sanger von der New York Times fragte Trump, ob er es ernst meine mit seinen Drohungen, Grönland und den Panamakanal
               zu amerikanischem Staatsgebiet zu machen, und ob er ausschließen könne, militärischen
               oder wirtschaftlichen Zwang anzuwenden, um diese Ziele zu erreichen. »Nein, ich kann
               Ihnen das nicht versichern«, antwortete der designierte Präsident. »Sie reden von
               Grönland und Panama, bei beiden kann ich das nicht versichern. Wir brauchen sie für
               wirtschaftliche Sicherheit.« Der Reporter hakte nach, er schließe militärischen Zwang
               also nicht aus? »Nein. Vielleicht muss man was machen«, meinte Trump und ergänzte
               dann: »Der Panamakanal ist wichtig für unser Land. Er wird von China betrieben. China.
               Wir hatten Panama den Kanal gegeben, nicht China. Sie haben dieses Geschenk missbraucht.
               Wir hätten ihn nie abgeben dürfen.« Natürlich betreibt China nicht den Kanal, sondern
               nutzt ihn für seine Schiffe und bezahlt dabei genauso viel Wegezoll wie die amerikanischen
               Reedereien. Allerdings waren zwei der fünf Häfen an den Kanalmündungen bisher in chinesischer
               Hand. Anfang März 2025 erklärte die Firma CK Hutchison aus Hongkong, dass sie 80 Prozent der Anteile für 14,2 Milliarden Dollar
               an den amerikanischen Finanzinvestor Blackrock verkaufen werde. Bei seiner Amtsantrittsrede
               im Kapitol wird Trump später behaupten, Amerika habe Präsident William McKinley die
               Passage durch Panama zu verdanken, dabei hatten die Bauarbeiten mehrere Jahre vor
               dessen Präsidentschaft begonnen, die Einweihung erfolgte 1914.
            

            In Mar-a-Lago erläuterte Trump auf Nachfragen auch die Gründe für sein Interesse an
               Grönland: »Wir brauchen Grönland für Zwecke der Nationalen Sicherheit. (…) Es gibt
               da ungefähr 45 000 Menschen. Und man weiß gar nicht, ob Dänemark ein legales Anrecht
               hat, aber wenn ja, dann sollten sie es abgeben, weil wir finanzielle Sicherheit brauchen.
               Es ist für die freie Welt, es geht darum, die freie Welt zu schützen. Sogar ohne Fernglas
               sieht man doch all die chinesischen Schiffe da und die russischen Schiffe. Wenn Dänemark
               das Thema abschließen will – auch wenn niemand weiß, ob sie überhaupt ein ehrliches
               Anrecht oder Interesse haben –, dann werden die Menschen wohl entweder für Unabhängigkeit
               oder für den Beitritt zu den Vereinigten Staaten stimmen.« Und dann drohte der mächtigste
               Mann der Welt dem kleinen NATO-Verbündeten noch mit riesigen Strafzöllen, falls sich die dänische Regierung verweigern
               sollte. Donald Trump sprach auch von seinem Traum, Kanada zum 51. Bundesstaat der
               USA zu machen. Ob er auch da militärischen Zwang für möglich halte, wurde er gefragt.
               »Nein, nur wirtschaftlichen«, so Trump. »Wenn Kanada und die Vereinigten Staaten die
               künstlich gezogene Grenze endlich abschaffen würden, dann muss man sich das ja nur
               ansehen, um zu erkennen, dass es für die nationale Sicherheit viel besser wäre.«
            

            Man muss die Absurdität dieser Äußerungen einfach mal in einen Satz packen, um ihre
               volle Bedeutung zu erfassen: Da droht der Präsident des größten NATO-Landes, das nach der Katastrophe des zweiten Weltkriegs die regelbasierte Ordnung
               federführend erschaffen hat, den Verbündeten Dänemark und Kanada mit wirtschaftlichen
               oder militärischen Zwangsmaßnahmen, mit denen die Vereinigten Staaten nicht nur den
               NATO-Vertrag brechen und die anderen Alliierten zum militärischen Beistand für ihre erpressten
               oder gar angegriffenen Bündnispartner zwingen, sondern auch den Artikel 4 der Charta
               der Vereinten Nationen für überflüssig erklären würden, sodass sich andere gleichfalls
               zu Aktionen ermächtigt fühlen könnten, wie Wladimir Putin in der Ukraine und Xi Jinping
               in Taiwan. In der UN-Charta heißt es: »Alle Mitglieder unterlassen in ihren internationalen Beziehungen
               jede gegen die territoriale Unversehrtheit oder die politische Unabhängigkeit eines
               Staates gerichtete oder sonst mit den Zielen der Vereinten Nationen unvereinbare Androhung
               oder Anwendung von Gewalt.« Der Systemsprenger Trump nimmt jene globale Ordnung ins
               Visier, die Amerika in den vergangenen 80 Jahren Frieden, Freiheit und Wohlstand gebracht
               hat. Kein Land dieser Erde hat mehr von dieser Ordnung profitiert als die Vereinigten
               Staaten, weil sie mit ihrer politischen, wirtschaftlichen und militärischen Macht
               die Welt auch nach ihren Interessen gestalten konnten. Trump legt den Sprengsatz nicht
               nur an die Institutionen dieser Ordnung, sondern zerstört ihre Grundlage: die gemeinsamen
               Werte, auf deren Basis souveräne Staaten nationale Egoismen zum Wohl eines großen
               Ganzen – und dadurch auch zu ihrem eigenen Vorteil – hintanstellen. America First
               ist das Gegenteil davon und gleichzeitig Verrat an den Prinzipien, die Amerika im
               20. Jahrhundert zur wichtigsten Führungsmacht der Erde machten.
            

         
         
            Ein entschlossener Präsident

            Es lohnt sich ein Blick zurück in die Geschichte, wie es war, als die NATO gegründet wurde. In der Truman Library in Independence, Missouri, dem Geburtsort
               von Harry S. Truman, traf ich mich im Januar 2024 mit Samuel Rushay. Er hütet die
               Originaldokumente aus der Amtszeit des Präsidenten von 1945 bis 1953. Sam zeigte uns
               den ersten Entwurf des NATO-Vertrags mit dem Artikel 5, der sogenannten Beistandsklausel, nach der ein Angriff
               auf ein Mitglied gleichzeitig auch ein Angriff auf alle anderen ist. Die Alliierten
               helfen dann ihrem Verbündeten mit, Zitat, »Maßnahmen, einschließlich der Anwendung
               von Waffengewalt, die sie für erforderlich erachten, um die Sicherheit des nordatlantischen
               Gebiets wiederherzustellen und zu erhalten«. Das Eingreifen kann also militärisch
               sein, muss es aber nicht. »Artikel 5 sollte eben nicht zu einer automatischen Kriegserklärung
               führen«, erklärte Sam. »Stattdessen gibt er jedem NATO-Staat das Recht, so zu antworten, wie er das – Zitat – für erforderlich hält.« Ein
               Mitgliedsstaat könnte sich also entscheiden, statt Soldaten und Waffen einzusetzen,
               das angegriffene Land irgendwie anderweitig zu unterstützen, zum Beispiel mit finanziellen
               Hilfen oder Sanktionen gegen den Angreifer.
            

            Im Museum der Truman-Bibliothek wird dem Besucher erklärt, was die NATO-Gründung befeuerte. Es war die Einsicht, dass nach der Katastrophe des Zweiten Weltkriegs
               auch der Frieden hart erkämpft werden musste. Amerika hatte seine Macht gerade schrecklich
               und eindrucksvoll mit seinen Atomangriffen auf Hiroshima und Nagasaki demonstriert.
               Um die Welt vom Nazi-Terror zu befreien, hatten sich die USA und andere mit der Sowjetunion verbündet. Doch dann wurde das Stalin-Regime selbst
               zur Bedrohung und musste eingedämmt werden – das ist der Kern der Truman-Doktrin,
               die der Präsident in seiner Rede vor dem Kongress am 12. März 1947 verkündete: »Die
               freien Völker der Welt hoffen auf unsere Hilfe, ihre Freiheit zu bewahren. Wenn wir
               dabei versagen, könnten wir den Frieden der Welt gefährden. Und wir würden sicher
               auch das Wohlergehen unserer Nation gefährden.« Truman war überzeugt, dass die Vereinigten
               Staaten sicherer und wirtschaftlich stärker sein würden, wenn sie sich mit anderen
               gleichgesinnten Staaten zusammentaten. Der Präsident und sein Team wussten, wie schwierig
               es sein würde, der amerikanischen Bevölkerung zu vermitteln, dass dafür Millionen
               von Dollar an Steuergeldern in ein neues Bündnis und in wirtschaftliche Hilfen für
               andere Staaten fließen mussten. Außenminister Dean Acheson und weitere Kabinettsmitglieder,
               so belegen es Dokumente, die Sam Rushay mir zeigte, reisten durchs Land und gaben
               zahlreiche Interviews, um für ihren Plan zu werben. Zu diesem zählten das Einstehen
               für Deutschland durch die Luftbrücke gegen die Berlin-Blockade, die Hilfen für den
               Wiederaufbau durch den Marshallplan und die Garantie der Freiheit diesseits des eisernen
               Vorhangs durch die Gründung einer militärischen Allianz – der NATO. Wir Deutsche haben der Entschlossenheit von Harry S. Truman unsere Freiheit und
               unseren Wohlstand zu verdanken. Seine Bereitschaft, Berlin trotz finsterster Drohungen
               aus Moskau zu verteidigen, sendete an Stalin das Signal: »Bis hierher und nicht weiter.« Allein
               schon aus dieser historischen Erfahrung für Deutschland hätte ich mir ebensolchen
               Mut von der Bundesregierung gewünscht, als es galt, die Freiheit der Ukraine mit allen
               Mitteln gegen den brutalen Aggressor Wladimir Putin zu verteidigen. »Truman verstand,
               dass man sich in dieser neuen Welt nicht isolieren konnte«, so Sam. »Man musste sich
               engagieren, um Krieg zu verhindern, den Frieden zu bewahren. Und man musste dafür
               auch beträchtliche Opfer bringen.«
            

            Opfer bringen – auch für andere. Nach Umfragen wollten 2024 zwar immer noch drei Viertel
               aller Amerikaner der Ukraine im Kampf gegen Russland helfen, aber fast 40 Prozent
               hielten den Beitrag der USA für zu groß. 67 Prozent der Menschen waren auch für den Verbleib ihres Landes in
               der NATO. Nur 12 Prozent der Amerikaner wollten einen Austritt aus dem Bündnis. Aber eines
               war seit Langem klar: Die Europäer, für die einst die NATO erschaffen wurde, müssen mehr tun, um sie zu erhalten.
            

         
         
            Zur Kasse bitte

            Bei seinem Auftritt in Mar-a-Lago im Januar 2025 legte Donald Trump die Latte noch
               ein Stück höher als zuvor. Er forderte von jedem Mitgliedsland, einen viel größeren
               Anteil seines Bruttoinlandsprodukts für sein Militär auszugeben: »Ich finde, dass
               die NATO fünf Prozent braucht. Es funktioniert nicht bei zwei Prozent für jedes Land. Wenn
               du ein Land mit einem regulären Militär hast, dann braucht man vier Prozent. Sie befinden
               sich in einer gefährlichen Gegend. Da sollten sie bei fünf Prozent liegen, nicht bei
               zwei. Und sie können es sich alle leisten.« Und dann erzählte Trump einmal mehr die
               Geschichte von dem Premierminister eines Landes, der ihn gefragt habe, ob die USA sein Land gegen Russland verteidigen würden, wenn es nicht zwei Prozent des Bruttoinlandsprodukts
               für seine Streitkräfte ausgebe. »Da sagte ich, wenn ihr nicht bezahlt, wenn ihr also
               delinquent seid, dann werden wir euch nicht beschützen. Ich würde den Russen sogar
               sagen, dass sie zur Hölle tun können, was sie wollen.« Nun also auf einmal fünf Prozent.
               Es ist der klassische Verhandlungsstil eines Mannes, der sich selbst für den besten
               Dealmaker des Planeten hält. Der Geschäftsmann Trump stellt Maximalforderungen, um
               Spielraum für einen guten Deal zu schaffen. Der Golfspieler Trump holt aus, um den
               Ball mit aller Kraft abzuschlagen. Wie er dann am Ende einlocht, also sein Ziel erreicht,
               wird man sehen.
            

            Die NATO-Verbündeten waren längst gewarnt, auch wenn Donald Trump im Wahlkampf nichts von
               den fünf Prozent erwähnt, sondern nur immer die mageren zwei Prozent beklagt hatte.
               Im Masterplan für seine zweite Amtszeit, dem 1000-seitigen »Mandat zu führen«, das
               unter dem Namen »Project 2025« Furore machte, stehen klare Ansagen an die NATO-Partner: »Die US-Verbündeten müssen weit größere Verantwortung für ihre konventionelle Verteidigung
               übernehmen. Und sie müssen ihre Rolle nicht nur im Umgang mit China spielen, sondern
               auch beim Vorgehen gegen die Bedrohungen aus Russland, dem Iran und Nordkorea.« Die
               Autoren verlangen eine »transformierte NATO, in der die Verbündeten der USA selbst die große Mehrheit der konventionellen Streitkräfte zur Abschreckung Russlands
               stellen und sich nur beim Nuklearschutzschirm und ein paar anderen Fähigkeiten auf
               die Vereinigten Staaten verlassen. Die Aufstellung der US-Streitkräfte in Europa wird reduziert«. Wie genau das aussehen soll, ob beispielsweise
               alle 60 000 US-Soldaten aus Deutschland abgezogen werden sollen, wie Trump es am Ende seiner ersten
               Amtszeit schon einmal befohlen hatte, bleibt offen. Und zum Streit um die Prozente
               heißt es im Text nur, die Partner müssten mehr als die bisher vereinbarten zwei Prozent
               für Verteidigung ausgeben.
            

            Ein zweites Papier wird da konkreter. Geschrieben wurde es vom neuen Ukrainebeauftragten
               der US-Regierung Keith Kellogg. Der 81-jährige Ex-General macht unter der Überschrift »Ein
               ›America First‹-Ansatz für die Nationale Sicherheit der Vereinigten Staaten« eine
               Rechnung auf, die in der zugrunde liegenden Analyse absolut korrekt ist. In der Europäischen
               Union, so schreibt Kellogg, leben 449 Millionen Menschen, in Russland seien es 143 Millionen.
               Das Bruttoinlandsprodukt der EU liege mit 18,4 Billionen Dollar mehr als neunmal so hoch wie das BIP Russlands (2 Billionen). Während Putins Streitkräfte auf etwa 1,3 Millionen Soldaten
               geschätzt würden, seien es in allen Mitgliedsstaaten der EU insgesamt nur 1,9 Millionen, organisiert in »Bonsai-Armeen«. Damit meint Kellogg
               Streitkräfte, denen es an Personal und Ausrüstung und damit an der notwendigen Kampfkraft
               mangelt. Als Beispiel führt er die Bundesrepublik Deutschland an. Sie habe in Zeiten
               des Kalten Krieges einmal 500 000 Soldaten gehabt und 7000 Panzer. Heute verfüge sie
               nur noch über 180 000 Soldaten. Von den 300 Leopard-2-Panzern seien nur 130 wirklich
               einsatzbereit. Zwei Drittel der vorhandenen Artillerie stünden nicht für Kampfeinsätze
               zur Verfügung. Das sind keine streng geheimen Zahlen, in Washington kennt man sie
               genau. Auf der Basis dieser Erkenntnisse stellt Kellogg in seinem Papier, das er für
               das rechtskonservative America First Policy Institut verfasst hat, einen Dreijahresplan
               für die europäischen NATO-Verbündeten auf. Sie müssten ihre Streitkräfte um 50 Brigaden, insgesamt also rund
               250 000 Soldaten aufstocken. Sie sollten die Rüstungsindustrie massiv ausbauen und
               die Beschaffungsvorgänge für alle Mitgliedsstaaten über eine gemeinsame Basis abwickeln.
               Außerdem müssten sie dringend in zusätzliche Transportkapazitäten investieren. Gelingt
               das, könnten die Vereinigten Staaten ihre Truppenstärke von rund 100 000 Soldaten
               in Europa drastisch zurückfahren. Wenn man alles zusammenrechne, so Kellogg, müssten
               die Partner 3,5 Prozent ihres jeweiligen Bruttoinlandsprodukts in ihren Verteidigungshaushalt
               stecken. Der Ex-General verweist darauf, dass Polen im Jahr 2025 dieses Ziel bereits
               erreicht. Natürlich enthält das Papier auch eine klare Drohung. Wer den Artikel 3
               des NATO-Vertrags nicht erfülle, dürfe im Konfliktfall nicht mit einem Beistand nach Artikel 5
               rechnen. Im Artikel 3 verpflichten sich die NATO-Staaten, ihre eigenen Streitkräfte stets auf dem modernsten Stand zu halten und die
               Verteidigungsfähigkeit sicherzustellen. Im Text heißt es: »Um die Ziele dieses Vertrags
               besser zu verwirklichen, werden die Parteien einzeln und gemeinsam durch ständige
               und wirksame Selbsthilfe und gegenseitige Unterstützung die eigene und die gemeinsame
               Widerstandskraft gegen bewaffnete Angriffe erhalten und fortentwickeln.«
            

            Donald Trump wird dieses Junktim zwischen Artikel 3 und Artikel 5 herstellen, weiter
               5 Prozent von den NATO-Partnern fordern und sich möglicherweise am Ende mit 3 oder 3,5 Prozent zufriedengeben.
               Niemand weiß, ob er einen Austritt aus der transatlantischen Allianz durchziehen würde.
               Beim Pariser Klimaschutzabkommen und bei der Mitgliedschaft in der Weltgesundheitsorganisation
               WHO erledigte Trump die Austritte mit einem Federstrich. Aber eigentlich würde ein Exekutivbefehl
               in Sachen NATO nicht ausreichen, weil der Kongress dem Präsidenten 2023 mit parteiübergreifender
               Zustimmung per Gesetz verboten hat, ohne Zustimmung des Parlaments aus dem Bündnis
               auszutreten. Trump könnte sich – wie in anderen Fällen – einfach über den Willen des
               Parlaments hinwegsetzen und abwarten, wie der Oberste Gerichtshof bei möglichen Klagen
               entscheidet.
            

            Unabhängig davon ist der Druck des amerikanischen Präsidenten auf die europäischen
               NATO-Partner absolut gerechtfertigt, da sie sich viel zu lange und auf Kosten Amerikas
               auf den Schutz der Vereinigten Staaten verlassen haben. Abhilfe durch ein massives
               Aufstocken der eigenen Verteidigungshaushalte und Ausbau der militärischen Fähigkeiten
               ist dringender geboten denn je angesichts der Bedrohung durch den russischen Präsidenten
               Wladimir Putin, der seinen menschenverachtenden und völkerrechtswidrigen Angriffskrieg
               gegen die Ukraine auch nach Amtsantritt Donald Trumps mit aller Kraft fortsetzte.
               Aber statt mit der geballten Macht des transatlantischen Bündnisses gegen den Aggressor
               vorzugehen, fiel Donald Trump seinen Partnern in den Rücken und stellte sich im Kampf
               gegen die regelbasierte, wertegeleitete Ordnung auf die Seite Putins. Dabei hatten
               viele zuvor die Politik und Öffentlichkeit in den USA vor den Gefahren eines russischen Sieges oder eines Diktatfriedens gewarnt.
            

         
         
            Warum die Ukraine wichtig ist

            Es ist friedlich an diesem kalten Morgen im Februar 2024 in Odessa, Missouri. Wer
               den Menschen in Amerika erklären will, warum man für Frieden im anderen Odessa, dem
               in der Ukraine, kämpfen muss, der kann auch hier damit beginnen. Gleich gegenüber
               vom Broken Dollar Saloon beim Frühstück mit Heather Conley. Heather ist Präsidentin
               des German Marshall Funds, einer Stiftung, die in Erinnerung an den Marshallplan die
               transatlantischen Beziehungen fördert. Gemütliches Kennenlernen mit Mitgliedern des
               Stadtrats von Odessa, dem Bürgermeister, dem Polizeichef, bei Rührei, Speck und schwerer
               Soße. Hier im ländlichen Raum kommt die Botschaft von Donald Trump gut an, dass der
               Krieg in der Ukraine Sache der Europäer ist. Genau das will die Delegation aus dem
               fernen Washington heute widerlegen und hat sich dafür etwas Besonderes ausgedacht.
               Einen virtuellen Austausch zwischen dem freien, friedlichen Odessa und dem Odessa,
               in dem Menschen ununterbrochen um Frieden, Freiheit, ja um ihr Leben kämpfen. Ein
               ukrainisch-amerikanischer Brückenschlag mit dem Gouverneur von Odessa Oleh Kiper.
               Heather erklärt, warum Amerika der Ukraine unbedingt helfen muss: »Was tut man in
               einem Ort, in dem einer leidet, krank oder verletzt ist? Man kommt zusammen und hilft.
               Die Hilfe für die Ukraine ist das wichtigste Projekt unserer Generation. Denn es dient
               der Sicherheit und dem Wohlstand Amerikas, es ist in unserem Interesse, eine kluge
               Politik.« Dann erzählt Gouverneur Kiper von der Brutalität Russlands, den täglichen
               Opfern, und er bedankt sich für die Unterstützung. Ohne die USA, sagt er, können wir nicht überleben. Die Menschen hier werden das Gehörte weitertragen.
            

            Odessa ist Teil einer Tour durch mehrere Bundesstaaten, die der Marshall Fund im Februar
               2024 organisiert hat. Heather Conley will Menschen von der Ukrainehilfe überzeugen,
               nicht mit nostalgischen Worten, sondern mit persönlicher Ansprache, wie sie mir bei
               unserer Fahrt zum nächsten Termin erklärt: »Wenn ich einen Farmer frage, was ihm am
               wichtigsten ist, dann sagt er: mein Glaube, meine Familie, mein Land. Das Gleiche
               gilt ja auch für einen ukrainischen Farmer, der seine Familie, seinen Ort, sein Land
               schützen will vor Angriffen, vor den Landminen, vor der Zerstörung ihrer Zivilisation.«
               Nächster Halt unserer Tour ist die Firma Heart to Heart, die Hilfslieferungen in die
               Ukraine organisiert. Freiwillige packen Hygienebeutel, freuen sich, als Heather ihnen
               erzählt, wie sehr sich der Gouverneur von Odessa an diesem Morgen für das Engagement
               der Vereinigten Staaten bedankt hat. Heather Conley war einst als Staatssekretärin
               im US-Außenministerium für Europa zuständig, hat die Osterweiterung der NATO miterlebt. Damals seien die Länder beigetreten, weil sie Angst vor Putin hatten.
               Dass der russische Präsident dem Bündnis die Schuld am Ukrainekrieg gebe, sei Geschichtsfälschung,
               meint Heather. Ich will wissen, ob die Angst vor einem Austritt der USA aus der NATO gerechtfertigt ist: »Na ja, wenn man für seine Sicherheit so abhängig ist von einem
               einzigen Akteur und wenn der dann den Wert des Ganzen grundlegend anzweifelt, dann
               ist Angst gerechtfertigt. Deshalb müssen die Europäer ihre eigene Verteidigungsbereitschaft
               weiter verstärken, ihre wirtschaftliche Widerstandsfähigkeit sicherstellen. Hausaufgaben,
               die man hätte machen müssen, egal, wer ins Weiße Haus kommt.«
            

            Nächster Stopp auf der Werbetour für NATO und die Ukraine, Kansas City, die Hauptstadt von Missouri. Oksana Markarova ist da,
               die ukrainische Botschafterin in den USA. Bei der Versammlung der örtlichen Handelskammer erklärt sie den Unternehmern, dass
               beim Wiederaufbau der Ukraine jetzt schon gute Geschäfte winken. Mit dabei der Milliardär
               Howard Buffett, der mit seiner Stiftung die Ukraine unterstützt. Je mehr Amerikas
               Wirtschaft die Chancen erkennt, desto mehr wächst der Druck auf ihre Vertreter im
               Kongress, der Ukraine in ihrem Kampf weiter beizustehen. Geschickt befeuert die Botschafterin
               diese Erkenntnis: »Selbst wenn Ihre Kongressabgeordneten für die Ukrainehilfe stimmen,
               nehmen Sie es nicht als selbstverständlich«, sagt Markarova. »Danken Sie ihnen, damit
               sie verstehen, dass ihre Wähler das unterstützen und gut finden. Ich darf mich ja
               als Diplomatin nicht in Ihre politischen Diskussionen einmischen, aber es ist ja in
               unser aller Interesse.«
            

            Während die Botschafterin noch für Erinnerungsfotos bereitsteht, hat nicht weit entfernt
               der wirkungsvollste Termin des Tages begonnen. Hunderte von Farmern lauschen bei ihrer
               Jahresversammlung einem der Ihren. Der Milliardär Howard Buffett hat auf seiner Farm
               in Nebraska mit selbst gebauten Sprengsätzen an einem besseren Schutz von Landmaschinen
               gegen Minen getüftelt. Jetzt liefert er solche Maschinen an ukrainische Bauern. Buffett
               war ein Dutzend Mal im Kriegsgebiet, er redet den Farmern hier ins Gewissen: »Es ist
               schlecht für die US-Landwirtschaft, wenn Putin gewinnt. Er wird dann allen Dünger und andere Erzeugnisse
               so billig wie möglich exportieren, und ihr werdet sehr wütend sein, weil die Preise
               dann richtig abstürzen.« Ein Mann aus dem Publikum fragt, ob die Ukraine nicht längst
               verloren ist. Kann sie tatsächlich noch gewinnen? Wir müssen dafür sorgen, meint Buffett,
               und fügt hinzu: »Und falls ihr aus der NATO aussteigen wollt, glaubt ihr wirklich, dass wir in den nächsten 10 bis 20 Jahren
               keinen Feind haben werden, der uns angreift? Glaubt ihr, dass der Iran, Nordkorea,
               China nett zu uns sind und Russland nicht weitermarschiert? Wenn wir aus der NATO austreten, haben wir keine Freunde, keine Verbündeten, keinen, der an unserer Seite
               steht.« So manchen hier machen diese Worte nachdenklich, manche wollen handeln, wie
               Pam Johnson, die Präsidentin des Verbands der Maisfarmer: »Howard Buffett bringt die
               Ereignisse in unsere Wirklichkeit, besser als alles, was wir in der Zeitung lesen
               und im Fernsehen sehen. Wir verstehen, wie das nicht nur die Menschen in der Ukraine
               betrifft, sondern uns alle in der Welt, auch mich als Farmerin in Iowa.« Pam will
               bei ihrem republikanischen Kongressabgeordneten Druck machen, wird dabei aber wohl
               auf taube Ohren stoßen, weil Donald Trump zu weitgehenden Zugeständnissen an den russischen
               Machthaber bereit wäre, um am Ende ein anderes Ziel zu erreichen. Die Ukraine ist
               dabei nicht mehr als Verhandlungsmasse.
            

         
         
            Ein historischer Deal

            Schon in den ersten Tagen nach Trumps Amtsantritt verdichteten sich die Anzeichen,
               dass der amerikanische Präsident und sein russischer Amtskollege ohne die Beteiligung
               der ukrainischen Regierung über mehr reden wollen als nur über einen Stopp der russischen
               Aggression.[80] Beim Weltwirtschaftstreffen in Davos sagte Trump, der virtuell zugeschaltet war,
               am 21. Januar 2025: »Wir wollen sehen, ob wir denuklearisieren können. Ich glaube, das ist sehr wohl möglich.
               Ich kann Ihnen sagen, dass Präsident Putin das gern wollte. Er und ich wollten es
               tun. Wir hatten auch ein gutes Gespräch mit China. Sie hätten sich beteiligt, und
               es wäre eine unglaubliche Sache für den Planeten geworden. Ich hoffe, wir können es
               noch einmal starten.« Auch wenn Trump offen ließ, wann die erwähnten Gespräche stattgefunden
               hatten, bezog er sich wohl auf Konversationen im Jahr 2020 kurz vor Ende seiner ersten
               Amtszeit. Wenn er nun von einem neuen Versuch für eine Denuklearisierung spricht,
               meint er natürlich nicht die komplette Abschaffung aller Atomwaffen, sondern Gespräche
               über eine Begrenzung, vielleicht sogar eine weitere Abrüstung. Die Biden-Administration
               hatte 2021 genau darüber mit Russland verhandelt und dabei sowohl die Erneuerung des
               sogenannten New-START-Abkommens und die Nichtweiterverbreitung von Atomwaffen als auch das Thema Künstliche
               Intelligenz in Waffensystemen angesprochen.
            

            START steht für Strategic Arms Reduction Treaty. Am 8. April 2010 hatten US-Präsident Barack Obama und sein russischer Amtskollege Dmitri Medwedew die jüngste
               Variante des Abrüstungsvertrags in Prag unterzeichnet. Das New-START-Abkommen sah eine weitere Reduzierung der strategischen Nuklearwaffen von 2200 auf
               jeweils 1550 Sprengköpfe vor. Die Zahl der Trägersysteme sollte von 1600 auf 800 halbiert
               werden. Im Februar 2021 verlängerten die USA und Russland den Vertrag dann um weitere fünf Jahre. Sollte die Vereinbarung im Februar
               2026 auslaufen, wäre ein neuer Rüstungswettlauf für beide Seiten die Folge.
            

            Vor diesem Hintergrund sieht Donald Trump offenbar die Chance, einen möglichen Friedensdeal
               in der Ukraine mit einem historischen neuen Abrüstungsvertrag zu verbinden, an dem
               erstmals auch China und die europäischen Atommächte Frankreich und Großbritannien
               beteiligt sein könnten. Die Dringlichkeit könnte größer nicht sein. Putin droht immer
               mal wieder mit dem Einsatz taktischer Nuklearwaffen in der Ukraine, Russland testet
               seit über einem Jahr die Stationierung von Atomsprengköpfen in der Erdumlaufbahn,
               um im Kriegsfall die Kommunikationssysteme der Welt lahmzulegen. China will die Zahl
               seiner Sprengköpfe von derzeit 500 bis zum Jahr 2030 verdoppeln. Indien und Pakistan
               verfügen über jeweils rund 170 nukleare Sprengköpfe und produzieren weitere. Nordkorea
               hat weitreichende Trägersysteme entwickelt, um amerikanisches Territorium zu treffen.
               Der Iran arbeitet mit Hochdruck an Atombomben, und Israel besitzt sie schon längst.
               Südkorea spielt mit dem Gedanken, sich nuklear zu bewaffnen. In diesem Fall würde
               Japan sicher nachziehen. Der ukrainische Präsident Selenskyj hätte gern Atomwaffen
               zur Abschreckung, falls sein Land nicht der NATO beitreten darf. Donald Trump treibt die Sorge vor einem Atomkrieg wirklich um. Schon
               1986 hatte sich der erfolgreiche New Yorker Geschäftsmann angeboten, Verhandlungen
               mit der sowjetischen Regierung über die Abschaffung aller Nuklearwaffen zu vermitteln.
               Unter der Überschrift »Das Arsenal des Präsidenten«[81] veröffentlichten die Kolumnisten der New York Times nach Trumps Wahl gemeinsam einen Essay, in dem sie ihn zum Handeln auffordern und
               eine Reihe von Verhandlungsoptionen auflisten. Auch wenn Trump in seiner ersten Amtszeit
               aus dem Atomabkommen mit dem Iran ausgestiegen sei, könne er jetzt auf den Iran zugehen,
               dessen neuer Präsident Gesprächsinteresse signalisiert hatte. Trump könnte China an
               den Tisch holen, indem er den grundsätzlichen Verzicht auf einen nuklearen Erstschlag
               erklärt. Er könnte den Scharfmachern in seiner eigenen Partei den erklärten Wunsch
               abschlagen, mit Billionen von Dollar die Entwicklung von neuen Nuklearwaffen massiv
               voranzutreiben und wieder mit Atomtests zu beginnen. Folgt er aber ihren Vorschlägen,
               gäbe es wohl auch für Russland und China kein Halten mehr. Wenn Donald Trump es mit
               seinem Motto »Frieden durch Stärke« ernst meint, könnte er den Druck auf andere Länder
               drastisch erhöhen. Gelingt ihm dann ein neues multilaterales Atomabkommen, wäre es
               in der Tat eine gewaltige Leistung für den Mann, der seit Jahren davon träumt, den
               Friedensnobelpreis zu bekommen – sofern er sich nicht über den Tisch ziehen lässt.
            

            Wladimir Putin witterte offenbar eine Chance. Obwohl ihm Trump gerade zusätzliche
               harte Sanktionen angedroht und ihm die Zerstörung Russlands vorgeworfen hatte, verzichtete
               er auf einen verbalen Gegenangriff. Stattdessen inszenierte Putin am 20. Januar 2025
               ein Treffen seines nationalen Sicherheitsrates, um Trump vor laufenden Kameras zu
               schmeicheln. Der Präsident habe nach dem Attentat auf ihn »Mut bewiesen« und dann
               einen »überzeugenden Sieg« errungen. Wenige Tage später sagte Putin einem Reporter:
               »Es ist wahrscheinlich besser, dass wir uns treffen und angesichts der Realitäten
               heutzutage in Ruhe über alle Dinge reden, die für uns beide, für die Vereinigten Staaten
               und für Russland von Interesse sind.« Dann streichelte er einmal mehr das Ego des
               amerikanischen Präsidenten mit den Worten, Trump sei ja »klug« und »pragmatisch«,
               man werde »gemeinsam nach Lösungen suchen für die Schlüsselthemen von heute, einschließlich
               der strategischen Stabilität und der Wirtschaft«. Der Begriff »strategische Stabilität«
               steht seit Jahren als Synonym für die Bemühungen um einen nuklearen Abrüstungsvertrag,
               der über die beiden Atommächte Russland und USA hinausreicht. Aber die Chefunterhändlerin von Präsident Biden, die damalige stellvertretende
               Außenministerin Wendy Sherman, warnte im Januar davor, dem russischen Despoten zu
               weit entgegenzukommen: »Putin wird das haben wollen, was er immer haben wollte – so
               viel Territorium wie möglich, keine NATO-Mitgliedschaft für die Ukraine, keine westlichen Nuklearwaffen in Europa, die auf
               Russland zielen könnten.« Deshalb sei eine Einigung über ein brandneues und umfangreiches
               Abkommen eher unwahrscheinlich. Aber Trump könnte schon in der Hoffnung auf einen
               Atomdeal Putin weitreichende Zugeständnisse machen. Nach der Münchner Sicherheitskonferenz
               hatte Trump seinen Außenminister Rubio und seinen Sicherheitsberater Waltz nach Riad
               geschickt, um mit dem russischen Außenminister Lawrow die Wiederaufnahme diplomatischer
               Beziehungen zu vereinbaren und einen Gipfel der beiden Staatschefs vorzubereiten.
               Trump flankierte seine Selbstgewissheit bei einem Presseauftritt mit einem ungeheuerlichen
               Vorwurf: »Ich habe die Macht, diesen Krieg zu beenden, und es läuft sehr gut. Heute
               höre ich nun, oh, wir waren nicht eingeladen. Tja, ihr hattet doch drei Jahre Zeit,
               ihr hättet es vor drei Jahren beenden können. Ihr hättet es niemals beginnen dürfen.
               Ihr hättet einen Deal machen müssen.« Die Ukraine habe den Krieg begonnen – Geschichtsfälschung
               als Mittel der Politik. Der vermeintliche Anführer der freien Welt spielt auf dem
               gleichen Niveau wie der Kriegsverbrecher Putin. In unserem – eigentlich gemeinsamen –
               Wertesystem wird ein Täter bestraft und das Opfer entschädigt. Donald Trump erklärte
               das Opfer zum Täter und wollte den eigentlichen Täter, den Aggressor Wladimir Putin,
               mit knapp zwanzig Prozent des ukrainischen Staatsgebiets belohnen – im Austausch für
               gute Geschäfte mit Russland.
            

            An dieser Stelle will ich all jenen, die in Deutschland Putins Behauptung verbreiten,
               die NATO sei durch ihre Osterweiterung am Krieg schuld, sagen, dass sie Geschichtsfälschung
               betreiben. Die osteuropäischen Staaten hatten um eine Aufnahme in das Bündnis gebeten,
               weil sie Angst vor dem russischen Diktator hatten. Eine Mitgliedschaft der Ukraine
               in der Allianz hatten die Staats- und Regierungschefs der NATO beim gemeinsamen Gipfel mit Russland in Rom im Mai 2002 abgelehnt. Aber bei der anschließenden
               Pressekonferenz wurde Putin gefragt, ob er denn ein Problem mit einer Aufnahme der
               Ukraine in die NATO hätte. Seine Antwort: »Die Ukraine ist ein unabhängiger, souveräner Staat, der über
               seinen Weg zu Frieden und Sicherheit selbst entscheidet. Ich sehe hier nichts Problematisches,
               was einen Schatten auf die Beziehungen zwischen Russland und der Ukraine werfen könnte.«
               Wer anderes behauptet, lügt also. Offenbar glaubt Donald Trump das falsche Narrativ
               Putins.
            

            Auf seiner Social-Media-Plattform legte der US-Präsident dann auch noch nach: »Der mittelmäßig erfolgreiche Komödiant Wolodymir
               Selenskyj hat die USA bequatscht, 350 Milliarden Dollar in einen Krieg zu stecken, den man nicht gewinnen
               konnte. (…) Er weigert sich, Wahlen abzuhalten, steht in den ukrainischen Meinungsumfragen
               ganz unten und war nur gut darin, Biden wie eine Fiedel zu spielen. Ein Diktator ohne
               Wahlen.« Mit Lügen bastelte Trump an einer Rechtfertigung, die Ukraine im Stich zu
               lassen. Die Ukrainehilfe der USA bis Februar 2025 betrug 175 Milliarden Dollar, 70 Milliarden davon gingen an die
               US-Rüstungsindustrie, ein erheblicher Teil sind nur Kredite, die die Ukraine zurückzahlen
               muss. Selenskyj ist kein Diktator, die Wahlen sind aufgrund des Krieges schlicht nicht
               durchführbar. Seine Zustimmungsrate lag Mitte Februar 2025 bei 57 Prozent. Und Präsident
               Biden ließ sich nicht in irgendetwas hineinquatschen. Er war überzeugt, dass die USA in der Ukraine einen Sieg des Autoritarismus verhindern mussten.
            

            Schwächer ist ein amerikanischer Präsident selten aufgetreten. Dabei war Putin eigentlich
               in der schwachen Position. Im Frühjahr 2022, kurz nach Beginn des Angriffskriegs,
               kontrollierte Russland rund 19,6 Prozent des ukrainischen Staatsgebiets. Zum dritten
               Jahrestag 2025 waren es nur noch 19,2 Prozent, nachdem Putin 800 000 Soldaten verloren
               hatte. Die Hälfte der ursprünglich 7300 russischen Panzer waren zerstört. Die Inflationsrate
               war zweistellig, die Kreditzinsen lagen über 20 Prozent. Wenn Trump mit den europäischen
               Verbündeten den militärischen und wirtschaftlichen Druck massiv erhöht hätte, wäre
               eine Chance auf einen echten Frieden mit Erhalt des ukrainischen Territoriums möglich
               gewesen. Stattdessen schlug er sich auf die Seite Putins. Er trat nicht für Freiheit
               und Demokratie ein, sondern für Autoritarismus und gute Geschäfte. Bei den Vereinten
               Nationen verbündete sich die US-Regierung am 24. Februar 2025 mit Russland, China und Nordkorea, damit Russlands
               Aggression nicht mehr verurteilt wird. Es ist ein Rückfall in eine uralte Weltordnung,
               die auf dem Recht des Stärkeren beruht und in der Geschichte viel Unheil angerichtet
               hat. Demnach ist eine völkerrechtswidrige Landnahme in Ordnung, wenn sie nationalistische
               Interessen befriedigt. Passend zu einem Präsidenten, der davon redet, Panama, Grönland,
               Kanada und den Gazastreifen zu übernehmen. Es ist das Ende der transatlantischen Wertegemeinschaft
               zugunsten einer Zweckgemeinschaft, die mit Werten nur die wirtschaftlichen Vorteile
               meint.
            

            Der beste Beleg dafür ist der Besuch des US-Finanzministers Scott Bessent in Kiew wenige Tage vor der Münchner Sicherheitskonferenz.
               Wolodymir Selenskyj erzählte in kleiner Runde in München von diesem surrealen und
               dreisten Auftritt. Bessent wollte den ukrainischen Präsidenten zum Abschluss eines
               Vertrages nötigen, mit dem die Ukraine ihre Eigenständigkeit und Zukunftsfähigkeit
               aufgegeben und sich in komplette Abhängigkeit von den Vereinigten Staaten gebracht
               hätte. Gegenstand der Vereinbarung war der »wirtschaftliche Wert der Ressourcen« der
               Ukraine, darunter »Mineralien, Öl- und Gasvorkommen, Häfen und andere Infrastruktur«.
               Die Ukraine verfügt über das größte Lithiumvorkommen Europas und andere wertvolle
               Ressourcen. Selenskyj sollte 50 Prozent aller Einnahmen aus der Rohstoffgewinnung
               und 50 Prozent des Wertes aller künftigen Förder- und Lieferlizenzen, die an Dritte
               vergeben werden, an die Vereinigten Staaten überschreiben. Washington bekäme ein uneingeschränktes
               Vorkaufsrecht. Die Gelder sollten in einen Fonds kommen, über den die USA »das exklusive Recht haben, die Methoden, die Auswahlkriterien und Bedingungen« für
               alle künftigen Lizenzen und Auftragsvergaben zu bestimmen. Mit anderen Worten: Die
               US-Regierung hätte die vollständige Kontrolle über einen Großteil ukrainischen Ressourcen
               erlangt.[82] Präsident Selenskyj hatte selbst vorgeschlagen, die USA an der Förderung der Rohstoffe seines Landes zu beteiligen, um damit eine dauerhafte
               Sicherheitsgarantie zu bekommen. Wenn US-Firmen auf ukrainischem Boden seltene Erden abbauen, so das Kalkül, dann würde eine
               US-Regierung die eigenen Wirtschaftsinteressen auch militärisch verteidigen. Aber der
               Auftritt Bessents und der vorgelegte Knebelvertrag haben Selenskyj tief erschüttert,
               wie man seiner Erzählung in München anmerkte. Hier die Wiedergabe aus dem Wall Street Journal vom 20. Februar 2025: »Bessent schob das Papier über den Tisch und verlangte, dass
               Selenskyj es unterschreibt (…) Selenskyj warf einen kurzen Blick darauf und sagte,
               er würde es mit seinem Team besprechen. Bessent schob das Papier dann näher an Selenskyj
               heran. ›Sie müssen das wirklich unterschreiben‹, sagte der Finanzminister. Selenskyj
               sagte, man habe ihm gesagt, ›die Leute in Washington‹ würden sehr verärgert sein,
               wenn er es nicht täte. Der ukrainische Präsident sagte, er habe das Dokument genommen,
               sich aber nicht zur Unterschrift verpflichtet.«[83]

            Der Finanzminister der Vereinigten Staaten von Amerika war aufgetreten wie ein schmieriger
               Schutzgelderpresser in einem Mafiafilm. Nur dass Trump Milliarden von Dollar kassieren
               wollte, ohne irgendwelche Sicherheitsgarantien für die Ukraine abzugeben. Nach Einschätzung
               von Experten würde solch eine Vereinbarung die Ukraine einen deutlich höheren Anteil
               an ihrem Bruttoinlandsprodukt kosten als bei den Reparationsleistungen, die die Siegermächte
               des Ersten Weltkriegs am 28. Juni 1919 im Versailler Vertrag gegen das Deutsche Reich
               festschrieben. Wohlgemerkt gegen den Aggressor. Diesmal käme der Aggressor Russland
               ungeschoren davon, während das Opfer Ukraine in sittenwidrigem Ausmaß zur Kasse gebeten
               werden soll.
            

            All das muss man wissen, um richtig einzuordnen, was am 28. Februar 2025 in Washington
               geschah. Bei der Ankunft Wolodymir Selenskyjs stand ich an der Vorfahrt des Weißen
               Hauses und sah zu, wie Donald Trump ihn mit triefender Ironie begrüßte, als der Ukrainer
               aus dem Auto stieg: »You’re all dressed up today«, auf Deutsch: »Sie haben sich aber
               heute fein gemacht.« Selenskyj hatte wie immer keinen Anzug angezogen, sondern den
               schwarzen Pullover der ukrainischen Armee. Donald Trump demonstrierte seine Überlegenheit.
               Sein Amtskollege würde gleich den Rohstoffdeal unterzeichnen, zwar in abgeschwächter
               Form, aber ohne jede Sicherheitsgarantie. Trump würde bekommen, was er wollte. Aber
               dann kam alles anders. Viele Menschen in Deutschland und rund um die Welt kennen bis
               heute nur die Szenen aus dem Oval Office, die den Eklat zwischen Gastgeber und Gast
               am besten widerspiegeln. Aber das Gespräch lief in Wirklichkeit erst nach 24 Minuten
               aus dem Ruder. Ich will einmal chronologisch, aber knapp beschreiben, was vorher geschah.
            

            Normalerweise sind die Kamerateams und Reporter nur für wenige Minuten dabei, wenn
               der US-Präsident und sein Besucher in den Sesseln vor dem Kamin sitzen. Ein paar Bilder,
               ein paar freundliche Worte, dann muss die Presse den Raum verlassen. Diesmal aber
               will Donald Trump den Termin länger genießen, um sich als Friedensstifter und guter
               Geschäftsmann zu inszenieren. Er nutzt die Begrüßung, um den »kleinen Verhandlungszwist«
               zu erwähnen, der sich »aber großartig gelöst« habe »für beide Länder und die ganze
               Welt«. Dass er Selenskyj zum Aggressor erklärt und als »Komödiant« und »Diktator«
               bezeichnet hatte, ist für ihn also nicht mehr als eine Kabbelei. Einmal mehr wiederholt
               Trump, dass es den Krieg nie gegeben hätte, wenn er Präsident gewesen wäre. Die ukrainischen
               Soldaten hätten »tapfer gekämpft«, aber jetzt »ist es genug«, man wolle es beenden.
               Wolodymir Selenskyj antwortet: »Vielen Dank, Herr Präsident, danke schön für die Einladung,
               und ich hoffe, dass dieses Dokument der erste Schritt zu echten Sicherheitsgarantien
               für die Ukraine ist, für unser Volk, unsere Kinder. Ich zähle darauf, und natürlich
               zählen wir darauf, dass Amerika seine Unterstützung nicht beendet. Darüber würde ich
               in unserem Gespräch gern noch detaillierter reden. (…) Ich weiß, was Europa zu tun
               bereit ist. Und ich möchte mit Ihnen besprechen, was die Vereinigten Staaten zu tun
               bereit sind. Ich zähle wirklich auf Ihre starke Position, um Putin aufzuhalten. Sie
               haben gesagt, es reicht mit dem Krieg. Ich denke, es ist sehr wichtig, diese Worte
               Putin gleich zu Beginn zu sagen, denn er ist ein Killer und Terrorist. Aber ich hoffe,
               dass wir ihn gemeinsam stoppen können. Für uns ist es sehr wichtig, unser Land, unsere
               Werte, unsere Freiheit und Demokratie zu retten. Und natürlich keine Kompromisse mit
               dem Killer bezüglich unserer Territorien. Aber darüber sprechen wir später.« Selenskyj
               bietet dem US-Präsidenten ein Tauschgeschäft an: Ukrainische Drohnentechnologie für die Erlaubnis,
               amerikanische Flugabwehrsysteme nachzubauen. Er spricht noch von den Kindern und den
               Priestern, die Russland entführt habe, von der Hoffnung auf eine Rückkehr der Menschen
               und von der Grausamkeit der russischen Soldaten.
            

            All das will Trump sicher nicht hören. Er hat Dankbarkeit, Ehrerbietung und Schmeicheleien
               erwartet wie vom französischen Präsidenten Macron und dem britischen Premierminister
               Starmer in den Tagen zuvor. Statt auf Selenskyjs Bitten zu antworten, lässt der US-Präsident Fragen stellen. Nachdem Trump dann über den Nutzen des Rohstoffdeals für
               die Vereinigten Staaten geredet hat, wiederholt er die Lüge, dass »Europa, wie Sie
               wissen, viel weniger Geld gegeben hat.« Selenskyj wagt zu erwähnen, dass die Europäer
               »wirklich viel gegeben haben«. »Nein, sie haben viel weniger gegeben«, wirft Trump
               ein. Ein trumpfreundlicher Journalist fragt ihn daraufhin, mit welchen großen historischen
               Persönlichkeiten er sich gern vergleichen würde. »Ich würde sagen George Washington,
               Abraham Lincoln. Ich würde sogar sagen, dass ich Washington und Lincoln weit überlegen
               bin«, so Trump, der allerdings hinzufügt: »Jetzt wisst ihr, dass ich nur spaße, weil
               die Fake-News-Medien dann ausflippen.« Dann rühmt sich der Präsident seiner entschlossenen
               Taten in den ersten vier Wochen im Amt. Ach ja, und mit ihm als Präsident wäre der
               Ukrainekrieg nie ausgebrochen. Als ein Journalist Selenskyj fragt, ob er Präsident
               Trump auf seiner Seite sieht, bezeichnet Trump das als »dumme Frage«, der ukrainische
               Präsident sagt: »Die Vereinigten Staaten waren von Anfang an auf unserer Seite, und
               ich denke, dass Präsident Trump auf unserer Seite ist. Ich bin sicher, dass der US-Präsident die Unterstützung nicht einstellen wird. Das ist für uns von entscheidender
               Bedeutung.«
            

            Aber in den Folgeminuten macht Trump klar, dass er sich als neutraler Vermittler sieht,
               nicht als Fürsprecher des Opfers gegenüber einem Aggressor. Er wolle einmal als Friedensstifter
               in Erinnerung bleiben, und es sei gut, dass er die Präsidentschaftswahl so überwältigend
               gewonnen habe. Nun könne er einen dritten Weltkrieg verhindern. Ein weiterer trumpfreundlicher
               Podcaster, der in seinen Sendungen vor allem Verschwörungstheorien verbreitet, fragt,
               warum Selenskyj sich weigere, im wichtigsten Amtsgebäude des Landes einen Anzug zu
               tragen. Viele Amerikaner hätten ein Problem mit ihm. Der ukrainische Präsident antwortet
               schlagfertig: »Ich werde ein Kostüm tragen, wenn der Krieg zu Ende ist. Vielleicht
               so eins wie Ihres. Vielleicht etwas besser noch. Aber wir werden sehen. Vielleicht
               etwas Billigeres als Sie.« Als Anführer eines Landes, das im Krieg ist, muss Selenskyj
               sich gewundert haben. Schließlich trug der britische Premierminister Winston Churchill
               bei seinem Besuch im Weißen Haus während des Zweiten Weltkriegs auch einen Kampfanzug.
               Trump sagt dann, dass die Ukraine hoffentlich nicht mehr viele Waffen aus den USA braucht und dass Sicherheitsgarantien nicht wichtig sind: »Sicherheit ist so einfach,
               gerade mal 2 Prozent des Problems. Ich mache mir keine Sorgen um die Sicherheit. Nur
               darum, dass wir den Deal hinkriegen.« Daraufhin preist ein dritter trumpfreundlicher
               Fragesteller Trumps Mut, diplomatische Beziehungen zu Russland zu suchen: »Was hat
               Ihnen die moralische Courage und Entschlossenheit gegeben, so voranzutreten und zu
               führen?« »Eine sehr gute Frage«, lobt Trump, ihn motiviere »der Pfad zum Frieden«.
               Dann fügt er, an Selenskyj gewendet, hinzu: »Ich mag ihre Kleidung.« Bis dahin ist
               die Stimmung eigentlich recht locker, auch wenn Trumps Einlassungen und einige Fragen
               schwer erträglich sind, weil sie die todernste Lage der Ukraine banalisieren. Es wäre
               dennoch ein gutes Ende für den Pressetermin gewesen.
            

            Aber als der ukrainische Präsident noch einmal klarmacht, was für sein Land auf dem
               Spiel steht, mit konkreten Beispielen belegt, dass man Putin nicht trauen kann, und
               appelliert, ihn nicht zu belohnen, beginnt die Eskalation. Trump argumentiert zunehmend
               mit Narrativen des russischen Präsidenten, zeigt damit deutlich, dass er sich nicht
               als Partner der Ukraine sieht und auch kein neutraler Vermittler ist. Er steht auf
               Putins Seite. Der amerikanische Vizepräsident J. D. Vance befeuert den Streit, er
               wirft dem Gast Undankbarkeit und Respektlosigkeit vor. Ein Wort gibt das andere und
               bleibt hängen, unumkehrbar: »Sie spielen mit dem Leben von Millionen von Menschen«,
               ruft Trump. »Sie spielen mit dem Dritten Weltkrieg. Und was Sie tun, ist respektlos
               gegenüber diesem Land. (…) Ich habe Sie befähigt, ein starker Kerl zu sein, und Sie
               wären kein starker Kerl ohne die Vereinigten Staaten. Ihre Leute sind sehr tapfer,
               aber entweder machen Sie einen Deal, oder wir sind draußen. Und wenn wir draußen sind,
               kämpfen Sie es aus, das wird nicht schön. Sie kämpfen es aus, und Sie haben schlechte
               Karten. Aber wenn wir den Deal schließen, sind Sie in einer viel besseren Position.
               Sie verhalten sich überhaupt nicht dankbar, und das ist nicht nett, ehrlich, das ist
               nicht nett. Ich glaube, wir haben jetzt genug gesehen. Was meint Ihr, das ist doch
               hervorragendes Fernsehen.«
            

            An diesem Tag musste der Welt endgültig klar sein, dass das Amerika von Donald Trump
               und J. D. Vance nunmehr systemischer Gegner der regelbasierten, wertegeleiteten Weltordnung
               ist. Er fror vorübergehend die Militärhilfen für die Ukraine ein, stoppte die Lieferung
               von nachrichtendienstlichen Aufklärungsdaten und ließ seine Helfer den Rücktritt Selenskyjs
               fordern, wenn dieser nicht mehr Dankbarkeit zeige. Der Präsident der Vereinigten Staaten
               setzt auf Nötigung und Erpressung. Er verlangt von allen mindestens Wohlverhalten,
               von vielen sogar Unterwerfung – selbst von den Opfern eines brutalen und menschenverachtenden
               Angriffskriegs.
            

         
      
   
      
         8 
Ausstieg aus der Verantwortung
         

         Am Freitag nach der Amtseinführung von Donald Trump wunderten sich Angestellte der
            amerikanischen Behörde für Entwicklungshilfe USAID über die leeren Wände in ihrem Gebäude. Dort hatten große Fotos gehangen, auf denen
            Mitarbeitende bei der Verteilung von Lebensmitteln und bei der medizinischen Versorgung
            von Menschen in fernen Ländern zu sehen waren. Kurz darauf fanden die Staatsbediensteten
            Post vom neuen US-Außenminister Marco Rubio. »Ich habe heute Morgen mein Kündigungsschreiben bekommen«,
            erzählte eine Mitarbeiterin der Washington Post, »einige Leute waren im unbezahlten Elternurlaub oder hatten hier gerade einen neuen
            Job bekommen.« Man habe ihnen gesagt, sie sollten gar nicht erst wiederkommen. Die
            Entwicklungsbehörde USAID ordnete einen sofortigen Stopp für die von ihr finanzierten Projekte von Hilfsorganisationen
            an. Die diplomatischen Vertretungen der USA wurden angewiesen, die Umsetzung sicherzustellen. Projekte in aller Welt standen
            still, Tausende von Mitarbeitenden in Regierungs- und Nichtregierungsorganisationen
            erhielten – meist per E-Mail – ihre fristlose Kündigung, 500 waren es allein bei USAID. In Sambia gelangten blutungsstillende Mittel für schwangere Frauen und salzhaltige
            Lösungen gegen Durchfallerkrankungen bei Babys nicht mehr in ländliche Gegenden, weil
            die Lkw-Transporte aus US-Mitteln bezahlt worden waren. In Uganda wurde das Programm zur Eindämmung von Malaria –
            darin die Verteilung von Moskitonetzen und das Versprühen von Insektiziden – suspendiert.
            Die Produktion von Moskitonetzen in Asien wurde gestoppt. Patienten in klinischen
            Tests im Kampf gegen Infektionskrankheiten in Südasien, Afrika und Lateinamerika konnten
            nicht mehr behandelt werden. Teure Sauerstoffgeräte für Kliniken in den ärmsten Ländern
            der Erde wurden nicht mehr ausgeliefert. Die US-Firma Blumont, die sich um die Versorgung von mehr als 50 000 Menschen in syrischen
            Flüchtlingslagern kümmert, wurde aufgefordert, ihre Arbeit sofort einzustellen. In
            Vietnam wurden die Maßnahmen gegen die Spätfolgen der amerikanischen Bombenabwürfe
            auf die Wälder und die Trinkwasserversorgung eingestellt. Die Organisation PeaceTrees
            Vietnam, deren Arbeit zu 85 Prozent von den USA finanziert wird, suspendierte 300 Mitarbeiter. Das Internationale Forschungszentrum
            für Durchfallerkrankungen in Bangladesch entließ 1000 Angestellte. Die Anti-Malaria-Initiative,
            die einst von Präsident George W. Bush ins Leben gerufen wurde und weltweit Malariatests
            und vorbeugende Medikamente insbesondere für Kinder verteilt, musste ihre Arbeit einstellen.
            Auch das Internationale Rote Kreuz, das weltweit Not leidende Menschen versorgt, in
            Krisengebieten bei der Entschärfung von Landminen hilft und ein Viertel seines Jahresbudgets
            von der US-Regierung bekommt, war betroffen, ebenso wie das größte Projekt von USAID: Die »Global Health Supply Chain« ist für die medizinische Versorgung in den 55 ärmsten
            Ländern der Erde eigentlich unverzichtbar. Die Gesundheitssysteme zahlreicher Staaten
            standen vor dem Zusammenbruch.
         

         Der Exekutivbefehl des Präsidenten vom 20. Januar 2025, der die Hilfsorganisationen
            ins Chaos stürzte, trug den recht harmlosen Titel »Neubewertung und Neuausrichtung
            der US-Auslandhilfe«. Er begann mit harschen Worten: »Die Auslandshilfen-Branche und -Bürokratie
            der Vereinigten Staaten stehen nicht im Einklang mit den amerikanischen Interessen
            und widersprechen in vielen Fällen amerikanischen Werten. Sie dienen dazu, den Weltfrieden
            zu destabilisieren, indem sie in fremden Ländern für Ideen werben, die im direkten
            Gegensatz zu harmonischen und stabilen Beziehungen im Inland und mit und zwischen
            den Ländern stehen.« Das ist starker Tobak, wenn man sich einmal genauer ansieht,
            was mit dem Geld alles gefördert wird. Die Vereinigten Staaten sind mit rund 70 Milliarden
            Dollar pro Jahr der größte Geldgeber für humanitäre Maßnahmen rund um den Erdball.
            Die US-Regierung verteilt die Mittel über eigene Behörden, reicht sie an die Regierungen
            von betroffenen Ländern weiter oder beauftragt Nichtregierungsorganisationen mit der
            Ausführung. Ein Teil der Gelder geht an internationale Einrichtungen und Hilfsorganisationen.
            Im Jahr 2024 stellten die USA 40 Prozent des humanitären Budgets der Vereinten Nationen. Hier ein kleiner Auszug
            aus der langen Liste der geförderten Projekte:
         

         
            	Förderung des Gesundheitswesens in Entwicklungs- und Schwellenländern,

            	Lieferung von Medikamenten gegen HIV/AIDS, Malaria und Tuberkulose,
            

            	Lebensmittellieferungen in Konfliktzonen,

            	technische Unterstützung für die Versorgung von jungen Müttern und ihren Kindern,

            	Bekämpfung von Infektionskrankheiten wie Vogelgrippe, Polio und Marburg-Virus,

            	Entschärfung von Landminen in Konfliktgebieten,

            	Sicherheitspersonal in Internierungslagern für IS-Terroristen in Syrien,
            

            	Kampf gegen Drogen in Ländern wie Kolumbien, Honduras und Nicaragua,

            	Dokumentierung von Kriegsverbrechen in der Ukraine.

         

          

         Mit einem Federstrich fror Donald Trump diese Maßnahmen für zunächst 90 Tage ein,
            und zwar mit den Worten: »Es ist die Politik der Vereinigten Staaten, dass keine weiteren
            US-Auslandshilfen in einer Art und Weise verteilt werden, die nicht völlig mit der Außenpolitik
            des Präsidenten der Vereinigten Staaten übereinstimmt.« Weder der Exekutivbefehl noch
            eine nachfolgende Anordnung des Außenministeriums enthielt jedoch Anhaltspunkte, ob
            es irgendwelche Ausnahmen für lebenswichtige Projekte geben würde.
         

         
            Lügen zur Rechtfertigung

            Die neue Pressesprecherin des Weißen Hauses, Karoline Leavitt, verteidigte die Maßnahmen,
               die nach Einschätzung von Experten ein weiterer Fall von Impoundment (Beschlagnahme)
               und damit ein klarer Gesetzesbruch der Trump-Administration sind, da der Kongress
               die Mittel bewilligt hatte. Leavitt behauptete, das Einfrieren der Gelder sei rechtmäßig.
               Und Elon Musks »Ministerium für Regierungseffizienz« habe zum Beispiel herausgefunden,
               dass man »in Gaza 50 Millionen Dollar an Steuergeldern für Kondome ausgegeben habe.
               Das ist eine ungeheuerliche Verschwendung von Steuerzahlergeldern«. Zum Beleg verwies
               das Weiße Haus auf einen Bericht von FoxNews[84] und der Jerusalem Post, dass die Hamas Kondome als Luftballons eingesetzt habe, um kleine Sprengsätze auf
               israelisches Staatsgebiet zu transportieren. Der Onlineartikel zieht eine Verbindung
               zur Arbeit der internationalen Hilfsorganisation »Planned Parenthood«, die in Gaza
               Beratungsbüros für Familienplanung betreibe. Tatsächlich wurden dort sicher auch Kondome
               verteilt, denn die Geburtenkontrolle gerade in ärmeren Regionen gehört seit Jahrzehnten
               zu einer anerkannten Maßnahme im Kampf gegen Überbevölkerung und Hunger. Die Sprecherin
               des Außenministeriums Tammy Bruce nannte weitere Beispiele für »ungeheuerliche« Verschwendung.
               Die USA finanzierten mit mehr als 100 Millionen Dollar das medizinische Personal des International
               Medical Corps im Gazastreifen und gebe mehr als 600 000 Dollar für die technische
               Ausstattung von Familienplanungsprogrammen in Lateinamerika aus. »Das amerikanische
               Volk hat das Ende einer Politik verlangt, die unserer Nation schon viel zu lange geschadet
               hat. Es erwartet eine Rückkehr zu Initiativen und Prioritäten, die dem gesunden Menschenverstand
               entsprechen. (…) Präsident Trump hat klar gesagt, dass die Vereinigten Staaten nicht
               weiter blind Gelder raushauen ohne eine Gegenleistung für das amerikanische Volk.«
               In der Vergangenheit war der Wert der US-Auslandshilfen in der amerikanischen Politik weitgehend unumstritten, weil die Gelder
               zur Stabilisierung von Krisenregionen beitrugen und die Bereitschaft der jeweiligen
               Regierungen zur Zusammenarbeit mit den Vereinigten Staaten beförderten. Ein Beispiel
               für den Nutzen solcher Projekte ist die Mines Advisory Group (MAG), die im Jahr 2023 rund 64 Millionen Dollar aus dem Etat des US-Außenministeriums bekam. MAG kümmert sich weltweit um die Vernichtung von Waffen und Sprengstoffen. In Lateinamerika
               hilft die Organisation bei der Entwaffnung der Bevölkerung und zerstört die eingesammelten
               Gewehre und Pistolen. Je weniger Waffen verfügbar sind, desto weniger werden Menschen
               in diesen Ländern bedroht. Die Gewalt gegen die Zivilbevölkerung ist eine der wichtigsten
               Ursachen für die Flüchtlingsströme in Richtung USA.
            

            Die kurzsichtigen und ideologisch motivierten Maßnahmen zeigen, dass Donald Trump
               künftige Hilfen offenbar als Verhandlungsmasse für seine Außenpolitik nutzen will.
               Wenn es ihm in erster Linie darum ginge, Programme einzustellen, die nicht mit seinen
               rechtskonservativen Überzeugungen übereinstimmen, hätte er eine Überprüfung ohne einen
               sofortigen Stopp der Arbeit anordnen können. Stattdessen sendete die Nation, die für
               ihr Engagement in aller Welt trotz vorhandener Kritik auch bewundert wird, ein fatales
               Signal: Nur wer etwas zu bieten hat, kann noch auf die Hilfe Amerikas rechnen. Der
               Schaden war längst angerichtet, als der amerikanische Außenminister am 28. Januar
               2025 zumindest teilweise zurückruderte. In einem Memorandum an die Hilfsorganisationen
               schrieb Marco Rubio: »Die Ausführenden von existierenden lebensrettenden humanitären
               Hilfsprogrammen sollen diese fortführen oder wiederaufnehmen, wenn sie sie gestoppt
               haben. Die Wiederaufnahme ist zeitlich begrenzt, und sofern keine separaten Genehmigungen
               vorliegen (…), werden keine neuen Verträge abgeschlossen werden.«[85] Im Text wird ausführlicher aufgelistet, welche Art von lebenserhaltenden Projekten
               gemeint ist. Es gehe um »wichtige lebensrettende Medikamente, medizinische Dienstleistungen,
               Nahrungsmittel, Notunterkünfte und die dazu notwendigen Unterstützungsleistungen«.
               Ausdrücklich blieben aber die Gelder für jene Projekte eingefroren, bei denen es um
               »Abtreibung, Familienplanungskonferenzen, Geschlechterprogramme, Transgender-Operationen
               und andere nicht lebensrettende Hilfen« gehe. Auch nach Erhalt des Memos rätselten
               Hilfsorganisationen, ob zum Beispiel die Mittel für die HIV/AIDS-Prävention in Afrika wieder zur Verfügung stünden. Ihnen war nur gesagt worden, sie
               müssten für jedes einzelne Projekt eine schriftliche Ausnahmegenehmigung des Außenministeriums
               einholen.
            

         
         
            Schaden für die Freiheit

            Auch in Osteuropa löste die Anordnung aus Washington Schockwellen aus. Seit Ende des
               Kalten Krieges unterstützt USAID demokratische Reformbestrebungen, Bürgerrechtsgruppen, unabhängige Medienplattformen,
               Infrastruktur- und Energieprojekte in Staaten wie Serbien, Albanien, Kosovo, Bosnien-Herzegowina
               und Moldau mit Milliardensummen. Die Gelder dienen der Demokratiebildung, der Korruptionsbekämpfung
               und der Überwachung von Wahlen und sind eine lohnende Investition, um den Einfluss
               von Russland und China in der Region zurückzudrängen. »In Moldau haben wir ohne jede
               Übertreibung unsere Demokratie der finanziellen Unterstützung durch Amerika zu verdanken«,
               so zitierte die Nachrichtenagentur Associated Press den Leiter der moldawischen Denkfabrik
               Watchdog Valeriu Paşa.[86] Die USA hätten davon aber auch große Vorteile: »Wenn wir demokratischer und fortschrittlicher
               werden, verhindert das, dass wir uns in eine russische oder chinesische Kolonie verwandeln.«
               Tatsächlich haben es unabhängige Medien in Osteuropa jetzt schon schwer gegen russisch
               finanzierte Propagandaplattformen. In Moldau wird sich bei der anstehenden Wahl im
               Herbst 2025 entscheiden, ob eine antiwestliche Regierung an die Macht kommt. Ein solches
               Wahlergebnis könnte Osteuropa und die Schwarzmeerregion weiter destabilisieren. Auch
               das wäre eine Folge der drastischen Sparvorgaben der »freiwilligen Inquisition« um
               Elon Musk, die wenige Tage nach den drastischen Einschränkungen für die Auslandshilfen
               sogar die komplette Abschaffung von USAID empfahl.
            

            Musk selbst trägt zur Destabilisierung von Demokratien bei, die noch nicht dem Vorbild
               des ungarischen Premierministers Orbán folgen. Die selbst erklärten Systemsprenger
               in Washington bewundern Orbáns »illiberale Demokratie«, in der er sich den Regierungsapparat
               und das Parlament gefügig gemacht und unabhängige, kritische Medien mithilfe großer
               Medienkonglomerate im Besitz reicher Geschäftsfreunde und Gesinnungsgenossen weitgehend
               marginalisiert hat. Der einstmals gute öffentliche Rundfunk ist mittlerweile ein reiner
               Regierungssender. Auch Musk besitzt über seine Social-Media-Plattform X eine große Medienmacht, mit der er sich auch in die Politik europäischer Staaten
               einmischt – allen voran in Deutschland. Musk beschimpfte Bundeskanzler Scholz und
               seinen Vize Habeck auf X als »Narren«, traf sich vor Millionen von Zuhörern zum Plausch unter Gleichgesinnten
               mit der AfD-Chefin Alice Weidel und rief die Deutschen auf, bei der Bundestagswahl
               2025 die Alternative für Deutschland zu wählen. Seine Unterstützung hat dazu beigetragen,
               dass die AfD zweitstärkste Fraktion im Bundestag wurde. Und das sei nur der Anfang,
               meinte Steve Bannon hinterher im Blick auf die nächste Bundestagswahl – spätestens
               2029. In einem Gespräch im Januar 2025 über Elon Musk hatte Bannon mir schon gesagt:
               »Mit seinen Schecks und der eigenen Kommunikationsplattform kann keine einzige Mitte-links-
               oder Mitte-rechts-Regierung in Europa überleben, wenn er sich hinter eine politische
               Bewegung stellt, wie hier bei uns. Er hat die beiden taktischen Atomwaffen der Politik:
               Geld ohne Ende und eine sehr effektive Social-Media-Plattform.« Bannon hat recht.
               Elon Musk wird die amerikanische Außenpolitik nicht nur mithilfe seiner Macht als
               Aufseher über die Staatsausgaben mitgestalten, er wird auch seinen Reichtum und seine
               Kommunikationsplattform als Waffen einsetzen, um die öffentliche Meinung in anderen
               Ländern zu beeinflussen, weil er sich berufen fühlt, die Menschheit zu retten. Dabei
               könnte die maximale Verbreitung von Desinformation und Lügen erheblich dazu beitragen,
               die Menschheit zu vernichten.
            

         
         
            Destabilisierung im Nahen Osten?

            Auch im Nahen Osten droht Donald Trumps Vorgehen eine krisengeschüttelte Region in
               noch tiefere Konflikte zu stürzen. Kurz nach seiner Vereidigung hob der Präsident
               die von Joe Biden verhängten Einreiseverbote gegenüber gewalttätigen jüdischen Siedlern
               auf, die im Westjordanland für zahlreiche Übergriffe auf Palästinenser verantwortlich
               waren. Er gab auch die zuvor gestoppten Lieferungen von 2000-Pfund-Bomben an Israel
               frei. Obendrein schlug er am 25. Januar 2025 vor, mehr als eine Million Palästinenser
               aus dem Gazastreifen in benachbarte Länder umzusiedeln. In einem Telefonat drängte
               er den jordanischen König Abdullah II. zur Aufnahme von palästinensischen Flüchtlingen, obwohl Jordanien schon mehreren
               Millionen Palästinensern Zuflucht gegeben hatte. »Ich sagte zu ihm, er solle noch
               mehr aufnehmen«, sagte Trump vor Reportern. Der ganze Gazastreifen sei ja ein Trümmerhaufen.
               »Wir reden hier über 1,5 Millionen Menschen, und dann säubern wir das Ganze einfach.«
               Er benutzte den Begriff »clean out« und setzte damit die Palästinenser mit Trümmern
               und Dreck gleich. »Alles ist kaputt, und Menschen sterben«, fuhr er fort, »deshalb
               will ich mit den arabischen Staaten reden und Häuser andernorts errichten, wo sie
               dann vielleicht zur Abwechslung mal in Frieden leben können.« Extrem rechte Politiker
               in Israel – darunter auch Kabinettsmitglieder der Regierung Netanyahu – feierten Trump
               für seinen Vorschlag. Einer von ihnen hatte auch schon einmal empfohlen, eine Atombombe
               auf Gaza zu werfen, um das Palästinenserproblem endgültig zu lösen. Die arabischen
               Regierungen wiesen Trumps Vorschlag empört zurück. Die Palästinenser sollten »auf
               palästinensischem Land« leben, hieß es aus Amman. Kairo nannte es eine »Zwangsumsiedlung«
               von Palästinensern »aus ihrem eigenen Land«. Solche Aktionen »bedrohen die Stabilität,
               riskieren die Ausdehnung des Konflikts in der Region und untergraben die Chancen auf
               Frieden und Koexistenz«, so das ägyptische Außenministerium.
            

            Tatsächlich erschwert Donald Trumps unüberlegter Vorstoß die Umsetzung seines eigentlichen
               Friedensplans für den Nahen Osten. Auch hier geht es ihm um ein historisches Unterfangen:
               die Aussöhnung zwischen Israel und seinen arabischen Nachbarn in der Region, allen
               voran mit Saudi-Arabien. Schon in seiner ersten Amtszeit hatte Trump die Unterzeichnung
               der sogenannten »Abraham Accords« erreicht, also die Normalisierung der Beziehung
               zwischen Israel und den Vereinigten Arabischen Emiraten, Bahrain, Marokko und Sudan.
               Sein damaliger Friedensplan mit dem Titel »Frieden und Wohlstand – eine Vision, um
               das Leben des palästinensischen und des israelischen Volkes zu verbessern« hatte Israel
               die weitere Ausdehnung seines Territoriums in palästinensische Gebiete erlaubt und
               den Palästinensern strikte Auflagen für eine weitergehende Autonomie gemacht.
            

            Immerhin beinhaltete das Konzept weiterhin die Möglichkeit der sogenannten Zweistaatenlösung,
               also die Etablierung eines international anerkannten Palästinenserstaats neben Israel.
               Nach dem brutalen und menschenverachtenden Überfall der palästinensischen Terrororganisation
               Hamas auf Israel am 7. Oktober 2023 und nach dem darauffolgenden Gazakrieg scheint
               eine Zweistaatenlösung in weite Ferne gerückt, zumal die israelische Regierung sogar
               eine dauerhafte Annexion des Gazastreifens und des Westjordanlands und eine mögliche
               Vertreibung von Millionen von Palästinensern nicht ausschließt. Dabei gibt es einen
               Plan, dem Donald Trump mit brachialem Vorgehen und der Androhung von wirtschaftlichem
               und militärischem Zwang zum Durchbruch verhelfen könnte. Der erste Teil entstammt
               einem Konzept des »Institute for National Security Studies« INSS in Israel, das vom ehemaligen Chef des israelischen Militärgeheimdienstes General
               a. D. Tamir Haymann geleitet wird. Haymann hatte nach dem Terrorangriff der Hamas
               als Berater des Verteidigungsministeriums den Plan zur Offensive im Gazastreifen und
               zu flankierenden politischen Maßnahmen mit entwickelt. Letztere wurden aufgrund des
               Widerstands rechtskonservativer Kabinettsmitglieder in der Regierung Netanyahu nicht
               umgesetzt. Nach der Einigung auf einen Waffenstillstand im Januar 2025 veröffentlichte
               das INSS konkrete Vorschläge als Alternative zu einer Fortführung des Krieges oder einer dauerhaften
               Annexion des Gazastreifens:[87] »Die ausgewogenste Lösung für Israel scheint die Etablierung einer örtlichen, technokratischen
               Verwaltung, die von den moderaten arabischen Staaten unterstützt wird, bei gleichzeitigem
               Erhalt der Handlungsfreiheit für das israelische Militär. Diese technokratische Administration
               würde sich auf die Stabilisierung der humanitären Lage, den wirtschaftlichen Neustart,
               die Schaffung einer Alternative zur Hamas-Herrschaft und die Vorarbeit für den langfristigen
               Wiederaufbau des Gazastreifens konzentrieren.« Nach einem gemeinsamen Vorschlag der
               Regierungen von Ägypten, Jordanien und den Vereinigten Arabischen Emiraten sollte
               diese neue Verwaltung aus Verwaltungsexperten und Vertretern anderer Berufsgruppen
               aus der Bevölkerung in Gaza zusammengesetzt sein, die keine Kontakte zur Hamas hatten,
               sondern eher der gemäßigteren Fatah zugeordnet sind. Israel müsste die Beteiligung
               der Palästinenserregierung im Westjordanland akzeptieren. Es möge keine ideale Lösung
               für Israel sein, so das INSS, aber es sei die tragfähigste unter den gegebenen Umständen: »Sie schafft einen Rahmen,
               um arabische Staaten dazu zu bringen, sich an der Stabilisierung der Zivilgesellschaft
               und den Deradikalisierungsbemühungen in Gaza zu beteiligen, bevor die Autonomiebehörde
               der Palästinenser die Kontrolle übernimmt. Zusätzlich erlaubt dieses Modell, dass
               Israel seinen Einfluss über den politischen Prozess behält, den die Trump-Administration
               unbedingt als Teil ihrer Vision für die Etablierung einer regionalen Neuordnung voranbringen
               will.«
            

            Diesen Bedingungen könnte der israelische Premierminister aber wohl nur zustimmen,
               wenn auch der zweite Teil des Plans in die Tat umgesetzt wird – die komplette Vernichtung
               des iranischen Atomprogramms. Israel hat die Grundsäulen der Macht des Mullah-Regimes
               in Teheran bereits zerstört oder schwer beschädigt. Die sogenannten Proxies – also
               die vom Iran finanzierten Terrorgruppen Hisbollah und Hamas – sind weitgehend zerschlagen.
               Die israelischen Luftangriffe haben die iranische Luftabwehr und den Schutz um die
               Atomanlagen ausgeschaltet und die Fähigkeit zum Bau neuer Raketen zerstört. Wenn die
               Luftabwehr Israels mit amerikanischer Hilfe so verstärkt wird, dass eventuelle Vergeltungsangriffe
               ins Leere laufen, dann wäre der Weg frei für israelisch-amerikanische Luftschläge
               gegen das iranische Atomprogramm. Nach einer solchen Niederlage des Regimes wäre es
               wohl auch nicht ausgeschlossen, dass sich die iranische Bevölkerung gegen die Mullahs
               wendet. Im Februar 2025 verdichteten sich die Hinweise, dass die iranische Regierung
               über eine Beschleunigung ihrer atomaren Bewaffnung beriet.[88] Mit dem vorhandenen atomwaffenfähigen Nuklearmaterial, so die Überlegung, könnte
               vielleicht innerhalb von Monaten eine krude Atombombe gefertigt werden, um Israel
               und die USA von möglichen Angriffen abzuschrecken.
            

            Umso dringlicher waren die Gespräche zwischen Donald Trump und Benjamin Netanyahu,
               der am 4. Februar als erster ausländischer Gast des neuen Präsidenten in Washington
               war. Dabei verschärfte Trump seine Forderung nach Umsiedlung von knapp zwei Millionen
               Palästinensern noch. Er wolle für sie nach einer neuen Heimat suchen, »um die Menschen
               dort dauerhaft anzusiedeln«, so Trump bei seinem Plausch mit Netanyahu vor dem prasselnden
               Kaminfeuer im Oval Office: »Wenn wir das passende Stück Land finden und ihnen einige
               nette Wohnorte bauen – da gibt es ja viel Geld in der Region, das ist sicher –, dann
               wäre das besser für sie, als nach Gaza zurückzukehren«. Seine Worte sorgten für Empörung
               in der arabischen Welt, für die Palästinenser klangen sie nach neuerlicher Vertreibung,
               verpackt in nette Worte. Sie sollten doch, so Trump, Gaza endgültig verlassen und
               dann »in netten Häusern leben, wo sie glücklich sein können und nicht erschossen,
               nicht getötet werden«.
            

            Bei der späteren Pressekonferenz legte der Präsident noch eins drauf: »Die USA werden den Gazastreifen übernehmen«, so Trump, »und wir werden damit auch gute Arbeit
               leisten. Er wird uns gehören, und wir werden alle gefährlichen, nicht explodierten
               Bomben und andere Waffen entschärfen.« Die Entscheidung sei »nicht leichtfertig« getroffen
               worden, er erwarte aber, dass der Gazastreifen »langfristig« im Besitz der Vereinigten
               Staaten sein werde. Trump stellte »Tausende von Arbeitsplätzen« in Aussicht, er wolle
               »diesem Teil des Nahen Ostens und vielleicht dem gesamten Nahen Osten große Stabilität«
               bringen. Auf die Frage, was mit den Palästinensern geschehen würde, meinte Trump:
               »Ich habe das Gefühl, dass der König von Jordanien und der General in Ägypten ihre
               Herzen öffnen werden und uns das Land geben, das wir brauchen, damit wir das hinkriegen
               und die Menschen in Harmonie und Frieden leben können.« Als Trump dann noch von einem
               künftigen Gaza als »Riviera des Nahen Ostens« schwärmte, klang das alles nur noch
               nach einer wilden Mischung aus handfesten Wirtschaftsinteressen eines Immobilienmaklers
               und den imperialistischen Gelüsten eines selbstverliebten Autokraten. Auf jeden Fall
               war es die Abkehr von der Zweistaatenlösung im Nahen Osten, die für Saudi-Arabien
               bis dahin unverhandelbare Voraussetzung für eine Aussöhnung mit Israel war.
            

            Der Präsident redete mit Premierminister Netanyahu auch über mögliche Angriffe auf
               die Nukleareinrichtungen des Iran. »Wir werden ihnen nicht erlauben, Nuklearwaffen
               zu besitzen«, so Trump. »Das ist sehr einfach, wisst ihr? Ich habe eine sehr starke
               Erklärung unterzeichnet.« Tatsächlich hatte er am gleichen Nachmittag per Exekutivbefehl
               »maximalen Druck« auf den Iran angeordnet und harte Sanktionen verhängt. Trump, der
               in seiner ersten Amtszeit den Anführer der iranischen Revolutionsgarden gezielt töten
               ließ, wäre die notwendige Chuzpe für massive Luftangriffe auf das Atomprogramm des
               Iran durchaus zuzutrauen. Sollte er am Ende ein Friedensabkommen in der Region erreichen,
               das die Interessen des palästinensischen Volkes ausreichend berücksichtigt, wäre das
               ohne Zweifel ein historisches Verdienst des 47. Präsidenten der Vereinigten Staaten.
               Bei seinem Kamingespräch mit Netanyahu sagte Trump: »Sie werden mir nie den Friedensnobelpreis
               geben. Ich verdiene ihn, aber sie werden ihn mir nie geben.«
            

         
         
            Der Zweck heiligt die Mittel?

            Jedes mögliche Abkommen wirft dennoch die Frage auf, ob mögliche diplomatische Erfolge
               den Rückfall in das Zeitalter nationaler Egoismen rechtfertigen. Handelt Trump wirklich
               im Interesse der Menschen, oder geht es in erster Linie um die Befriedigung narzisstischer
               Bedürfnisse und die Aussicht auf gute Geschäfte für ihn und seine Geschäftspartner?
               Mich erinnert sein Vorgehen jedenfalls an das Konzept eines engen Beraters des britischen
               Premierministers Tony Blair. In einem Essay empfahl der Diplomat Robert Cooper eine
               offene Doppelmoral in der Außenpolitik, die es zwar früher auch schon gegeben habe,
               ohne dass man sie allerdings offen zugegeben hätte. Jetzt müsse man sich öffentlich
               dazu bekennen. Der Vordenker der damaligen Labour-Regierung in London teilte die Welt
               in zwei Hälften, die entwickelten postmodernen und die unterentwickelten prämodernen
               Staaten, und forderte: »Die Herausforderung an die postmoderne Welt ist es, sich an
               den Gedanken von Politik nach zweierlei Maß zu gewöhnen. Untereinander operieren wir
               auf der Grundlage von Gesetzen und einer offenen kooperativen Sicherheit. Aber wenn
               das postmoderne Europa es mit Staaten der altmodischeren Art zu tun hat, dann müssen
               wir auf die raueren Methoden der Vergangenheit zurückgreifen – militärischer Druck,
               vorbeugende Angriffe, Täuschungsmanöver und was immer notwendig ist im Umgang mit
               denen, die immer noch in der Welt des 19. Jahrhunderts leben, in der jeder Staat für
               sich selbst stand. Untereinander sollten wir uns an die Gesetze halten, aber wenn
               wir im Dschungel operieren, müssen wir die Gesetze des Dschungels anwenden.«[89]

            Donald Trump scheint das Konzept fortzuschreiben. Er verwandelt die liberale Demokratie
               Amerika in ein autoritäres System und macht sein eigentlich modernes Land damit zu
               einem prämodernen Staat, der ganz offensichtlich den nationalistischen, egoistischen
               Instinkten des vorletzten Jahrhunderts folgt und das Gesetz des Dschungels auf alle
               anderen Staaten anwendet, sogar auf enge Verbündete wie Deutschland und Europa. Letzteres
               ist auch der Unterschied zum Verhalten der Vereinigten Staaten seit dem Ende des Zweiten
               Weltkriegs, insofern mag das für uns neu und besonders ungemütlich sein. Der Rest
               der Welt hatte Amerika auch in der Vergangenheit als eine Supermacht gesehen, die
               ihre wirtschaftliche und militärische Macht ohne jede Rücksicht in Asien, Afrika und
               Südamerika einsetzte, um ihre nationalen Interessen rund um den Globus durchzusetzen.
               Genau das hatte die indische Autorin Arundhati Roy einmal mit scharfen und klaren
               Worten in einem heftig umstrittenen Essay formuliert, den die Frankfurter Allgemeine Zeitung am 28. September 2001 abdruckte. Unter dem Titel »Wut ist der Schlüssel« schrieb
               Roy, die Botschaft der Terroranschläge von New York und Washington am 11. September
               2001 könnte »unterzeichnet sein von den Geistern der Opfer von Amerikas alten Kriegen«.
               Osama bin Laden sei »aus der Rippe einer Welt gemacht, die durch die amerikanische
               Außenpolitik verwüstet wurde, durch ihre Kanonenbootdiplomatie, ihr Atomwaffenarsenal,
               ihre unbekümmerte Politik der unumschränkten Vorherrschaft, ihre kühle Missachtung
               aller nicht amerikanischen Menschenleben, ihre barbarischen Militärinterventionen,
               ihre Unterstützung für despotische und diktatorische Regime, ihre wirtschaftlichen
               Bestrebungen, die sich gnadenlos wie ein Heuschreckenschwarm durch die Wirtschaft
               armer Länder gefressen haben. Ihre marodierenden Multis, die sich die Luft aneignen,
               die wir einatmen, die Erde, auf der wir stehen, das Wasser, das wir trinken, unsere
               Gedanken«. Roys provokante Vorwürfe mochten damals für viele, die sich den Vereinigten
               Staaten verbunden fühlten, unerträglich sein, aber man konnte sie auch nicht einfach
               ignorieren oder als reine Verleumdung abtun. Denn Roy spiegelte mit ihrer vernichtenden
               Kritik wider, wie Millionen von Menschen vornehmlich in ärmeren und islamischen Ländern
               die Politik der Vereinigten Staaten wahrnahmen. Wie sehen diese Länder nun die America-First-Politik
               eines Präsidenten Donald Trump?
            

         
         
            Frust im Globalen Süden

            Es war ein Gipfel der Appelle. »Dranbleiben und nicht aufgeben«, sagte der Bundeskanzler
               bei seiner Abschlusspressekonferenz zum G20-Gipfel in Rio de Janeiro Mitte November
               2024. »Der Wind wird rauer.« Damit meinte Olaf Scholz nicht den Gegenwind, der ihm
               zu diesem Zeitpunkt sogar aus seiner eigenen Partei entgegenschlug, sondern die wachsenden
               Schwierigkeiten, sich im Kreis der wichtigsten Nationen dieser Welt auf eine gemeinsame
               Linie zu verständigen – im Ukrainekrieg, in der Nahostkrise, beim Klimaschutz. Zu
               Letzterem flehte der scheidende amerikanische Präsident vor dem Plenum: »Ich dränge
               Sie, ich dränge Sie alle, mehr zu tun. Die Zukunft unserer Kinder, Urenkel und Ururenkel
               hängt davon ab.« Aber Joe Biden wirkte dabei genauso machtlos wie seine europäischen
               Bündnispartner. »Die Geschichte schaut zu«, sagte Biden resigniert.
            

            Dabei ist es umgekehrt. Die Anführer der alten Weltordnung sehen ratlos einer Geschichte
               zu, »in der jeder nur auf sich selbst schaut, anstatt zu versuchen, ein Mindestmaß
               an Koordination bei der globalen Erwärmung, dem Handel und der internationalen Sicherheit
               herzustellen«, so beschrieb es damals die Estadão, eine der größten Tageszeitungen Brasiliens. Der Kraftlosigkeit des G20-Gipfels ist
               das Symptom einer Welt, in der alte Regeln immer weniger gelten und neue kaum in Sicht
               sind. Es ist kein Zufall, dass die Abschlusserklärung in vielen Punkten so vage ausfiel.
               Keine klare Verurteilung des russischen Angriffskrieges; kein unmissverständliches
               Bekenntnis zur Souveränität und territorialen Integrität der Ukraine; keine deutlichen
               Worte zum brutalen Terrorangriff der Hamas auf Israel und keine konkreten Finanzhilfen
               im Kampf gegen den Klimawandel. Zum Vorschlag des Gastgebers Luiz Inácio Lula da Silva,
               eine Steuer von 2 Prozent für die reichsten Milliardäre dieser Welt zu erheben, die
               jährlich 250 Milliarden Dollar einbringen könnte, heißt es im Text: »Wir streben danach,
               eng zusammenzuarbeiten, um sicherzustellen, dass ultrareiche Personen effektiv besteuert
               werden.« Die konkrete Prozentzahl fehlte. Außerdem wusste jeder Teilnehmer, dass so
               etwas mit dem neuen amerikanischen Präsidenten nicht zu machen ist. Selbst Joe Bidens
               Zusage amerikanischer Milliardenhilfen für den Kampf gegen den Hunger in der Welt
               standen unter dem Vorbehalt des Segens von Donald Trump nach seinem Amtsantritt.
            

            Dabei war Lula da Silvas Initiative gegen den Hunger das herausragende Ergebnis dieses
               Gipfels, denn so könnten Ideen und Projekte aus aller Welt, die bereits auf kleiner
               Basis funktionieren, für alle entdeckt, gefördert, auf regionale und globale Ebene
               übertragen werden – sofern die reichen Industrienationen entsprechende Gelder zur
               Verfügung stellen würden. »Aber welchen Sinn hat es«, so fragte die Zeitung Estadão, »in einer Zeit des wachsenden Nationalismus eine globale Allianz zur Bekämpfung
               von Hunger und Armut zu unterstützen, wenn Länder unilaterale oder bilaterale Lösungen
               suchen und sich mit regionalen Verbündeten zusammenschließen oder mit solchen, mit
               denen sie ideologisch enger verbunden sind?« Diese Worte zeigen den Frust, der sich
               in aufstrebenden Ländern breitmacht, die wir gern als »globalen Süden« bezeichnen.
               Diese sehen, wie die starken Mächte, die USA, die EU, China, Russland und andere zu sehr mit sich selbst beschäftigt sind oder sich gegenseitig
               bekriegen. Die Zeichen von Rio verhießen nichts Gutes für den Multilateralismus, obwohl
               eigentlich nur dieser die globalen Probleme wirklich lösen könnte. Und was, fragten
               sich viele, wenn Amerika mit seinem frischgewählten, alten Präsidenten das Zerbröseln
               der Ordnung noch befeuert? Wenn selbst die Führungsmacht Amerika unter der nationalistischen
               Flagge von »America First« Handelskriege anzettelt und ausschließlich auf der Suche
               nach dem besten bilateralen Deal ist? Warum sollten andere Länder es anders machen?
               Am Ende des Gipfels stand deshalb noch ein letzter Appell Lulas, als er die G20-Präsidentschaft
               an Südafrika weiterreichte. Nelson Mandela habe einmal gesagt: »Es ist leicht, abzureißen
               und zu zerstören. Die Helden sind die, die wieder aufbauen.« Und er fügte hinzu: »Lassen
               Sie uns mit dem Aufbau einer gerechten Welt und eines nachhaltigen Planeten weitermachen.«
               Dann übernahm Donald Trump wieder das Ruder im Weißen Haus, und die Welt sah zu, wie
               er erst mal abriss und zerstörte, statt aufzubauen.
            

            Unsere Welt wird derzeit noch unübersichtlicher, noch egoistischer, nationalistischer,
               gemeiner und bedrückender, als sie es im Leben der Menschen heute je war. Gleichzeitig
               sind wir bedroht von einem wachsenden Autoritarismus rund um die Erde, selbst innerhalb
               unserer Länder, von Kriegen, von neuen Rüstungswettläufen, von einer Erregungskultur,
               die Menschen in Freunde und Feinde einteilt, und vom Klimawandel und den Gefahren
               der künstlichen Intelligenz. Für uns alle ist die Lage so unsicher und gefährlich
               wie lange nicht.
            

            Donald Trump glaubt, er müsse Rezepte anwenden, die aus einer anderen gefährlichen
               Zeit stammen, als man Ende des vorletzten Jahrhunderts schon einmal auf Protektionismus
               und Imperialismus setzte – nicht um das Weltgeschehen zu beruhigen, sondern um Nationalstaatsinteressen
               durchzusetzen und sich selbst zu bereichern. Die Folge waren zwei Weltkriege. Diese
               Katastrophen lehrten die Welt, dass es gemeinsame Regeln und Institutionen braucht,
               um uns vor unseren niedrigsten Instinkten, vor einer Haltung des »Ich zuerst« oder
               »Unser Land über alles« zu schützen, die beim nächsten Mal – angesichts heutiger Waffensysteme –
               wohl unseren Untergang besiegeln würde. Die UN, Weltbank und Währungsfonds, die Welthandelsorganisation (WTO) und die Weltgesundheitsorganisation (WHO), NATO, EU, G7 und G20, multilaterale Abkommen, Konventionen und Bündnisse haben trotz all ihrer
               Unzulänglichkeiten diese Welt in den vergangenen 80 Jahren sicherer, friedlicher,
               freier, gerechter und wohlhabender gemacht. Die USA waren der wichtigste Motor, aber auch einer der größten Nutznießer dieser regelbasierten
               Ordnung. Auch wenn Amerika diese Ordnung das ein oder andere Mal selbst untergraben
               hat, entfaltete der amerikanische Anspruch von »exceptionalism« als »indispensible
               nation« eine positive Wirkung. Die Vereinigten Staaten von Amerika waren deshalb »außergewöhnlich«
               und »unverzichtbar«, weil sie mit der wirtschaftlichen, militärischen und politischen
               Stärke einer wertebasierten Demokratie ein Idealbild für Menschen rund um den Erdball
               darstellten, die nach einem besseren Leben in Freiheit, Sicherheit und Wohlstand streben.
               Donald Trump ist dabei, Amerika zu einem Staat zu machen, der sich nicht mehr von
               anderen Staaten unterscheidet, der nicht großartig ist, sondern nur noch gewöhnlich –
               und ein Stück weit auch unanständig.
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Das Ende des Anstands
         

         Als Donald Trump am 20. Januar vereidigt wurde, da hielt ihm seine Frau Melania zwei
            Bibeln hin, eine von Abraham Lincoln, eine aus seiner Familie. Normalerweise legt
            ein neuer Präsident die Hand auf das heilige Buch, während er seinen Amtseid leistet,
            aber Trump machte das nicht. Trotzdem gab er sich wenige Minuten später bei seiner
            Antrittsrede den Anschein, von Gott gesandt zu sein als Retter Amerikas: »Erst vor
            wenigen Monaten, in einem schönen Feld in Pennsylvania, bohrte sich die Kugel eines
            Attentäters durch mein Ohr. Ich fühlte es damals schon und glaube es jetzt noch mehr,
            dass mein Leben aus einem Grund gerettet wurde. Ich wurde von Gott gerettet, um Amerika
            wieder großartig zu machen.« Es folgte stürmischer Applaus.
         

         Es war der Moment, in dem mich ein wenig gruselte. Wer glaubt, im unmittelbaren Auftrag
            des Allmächtigen zu handeln, der ist überzeugt, dass niemand ihn stoppen darf. Wer
            es dennoch tut, stellt sich gegen Gott. Verständlich, dass sich so einer auch schwertut,
            seine eigene Macht mit irgendjemandem zu teilen, schon gar nicht mit einem lästigen
            Debattierclub namens Parlament, mit widerspenstigen Staatsbediensteten oder mit garstigen
            Richtern, die sich, so sah es Donald Trump, an der Hexenjagd auf ihn beteiligt hatten.
            Aber ausgerechnet der, der die höchste moralische Instanz auf seiner Seite wähnt,
            behandelt andere Menschen oft wie den letzten Dreck. Er nennt sie Tiere, Abschaum,
            Ungeziefer und Feinde des Volkes. Neid und Missgunst sprechen aus seinen Worten, oft
            auch Selbstverliebtheit, Überheblichkeit und Arroganz. Und er lügt, dass sich die
            Balken biegen. Nun mag Donald Trump nicht wirklich religiös sein, gottesfürchtig ist
            er schon gar nicht. Aber unter seinen Anhängern sind viele, die mir bei unseren Begegnungen
            immer versichern, tiefgläubige Christen zu sein. Wenn das wirklich so ist, warum lassen
            sie Donald Trump alles durchgehen, was so offensichtlich gegen ihren eigenen Glauben
            verstößt? Schlimmer noch, warum machen auch sie andere Menschen verächtlich? Warum
            sehen sie Menschen, die anders denken und anders sind, als ihre Feinde?
         

         Seit vielen Jahren erlebe ich die Hetze, mit der sich in »God’s own country«, wie
            sich Amerika gern nennt, politische Gegner gegenseitig herabwürdigen. Viele reklamieren
            für sich christliche Werte, verhalten sich aber, als gäbe es weder die alttestamentarischen
            Gebote – darunter »Du sollst nicht falsch gegen deinen Nächsten aussagen« – noch die
            neutestamentarische Botschaft der Bergpredigt mit dem Auftrag »Liebe deinen Nächsten
            wie dich selbst«. Nun kann man ja in Sachfragen auch aus religiöser Überzeugung heraus
            unterschiedlichster Meinung sein, bei Themen wie Abtreibung, künstlicher Befruchtung,
            gleichgeschlechtlichen Beziehungen, Genderfragen, Bildung und Impfpflicht. Aber die
            Art, in der Andersdenkende beschimpft, beleidigt und mit Hass überzogen werden, hat
            ein Ausmaß erreicht, das mit christlichen Werten unvereinbar ist und jeden konstruktiven
            Dialog zwischen den Lagern – geschweige denn eine Aussöhnung – unmöglich macht.
         

         Eine Polarisierung hat es in den USA immer mal wieder gegeben. Im schlimmsten Fall führte sie in einen katastrophalen
            Bürgerkrieg mit Millionen von Toten. Auch in der Jagd auf vermeintliche Kommunisten
            in der McCarthy-Ära der Fünfzigerjahre, im Kampf um die Bürgerrechte in den Sechzigerjahren
            und danach bei den Auseinandersetzungen um den Vietnamkrieg gab es ein Klima von Angst,
            Unsicherheit und Wut in Politik und Gesellschaft. Aber die jetzige Spaltung reicht
            so tief, dass gewaltsame Konflikte jederzeit wieder möglich erscheinen. Ein wesentlicher
            Grund dafür ist die Erosion von Anstand und gegenseitigem Respekt, befeuert durch
            eine Erregungskultur, in der über alles und jeden schnelle, kühne und scharfe Urteile
            gefällt werden.
         

         Ich habe den Beginn dieser Entwicklung Mitte der Neunzigerjahre unmittelbar miterlebt,
            als ich als Juniorkorrespondent des ZDF schon einmal für sechs Jahre aus den USA berichten durfte. Ich erinnere mich an die Jahresversammlung der Christian Coalition,
            wo Bücher über die angeblichen Morde des Ehepaars Bill und Hillary Clinton verkauft
            wurden. Im Angebot waren auch Voodoo-Puppen der beiden, die man mit Nadeln spicken
            konnte. Christliche, vor allem evangelikale Gruppen übten massiven Druck auf Abgeordnete
            der republikanischen Partei aus, um ihr Abstimmungsverhalten im Parlament auf die
            fundamentalistische Linie zu bringen und jede Kompromissbereitschaft über die Parteigrenzen
            hinweg unmöglich zu machen. Wer es wagte, von den Vorgaben abzuweichen, wurde zum
            Feind erklärt. Nach und nach übernahmen die Anführer der Republikaner – auch aus Angst
            um den Verlust ihrer Macht – diese Taktik sowohl im Umgang mit dem politischen Gegner
            als auch mit Abweichlern in der eigenen Partei. Um das Konzept erfolgreich anzuwenden,
            war der Verzicht auf Werte und Moral, Anstand und gegenseitigen Respekt eine fatale
            Voraussetzung. Diese Entwicklung bereitete den fruchtbaren Boden für eine politische
            Klasse, die menschenverachtende Hetze und dreiste Lügen als Werkzeuge und Waffen einsetzte,
            um Macht zu gewinnen und zu erhalten. Donald Trump machte ihnen 2016 vor, dass man
            damit zum mächtigsten Mann der Welt aufsteigen kann.
         

         
            Verschärfung unter Trump

            Rückblickend befand sein ehemaliger Verteidigungsminister General James Mattis: »Wir
               ersetzen Vertrauen und Einfühlungsvermögen durch Misstrauen und Verachtung. Wir verbrennen
               unsere Gegner mit Worten, die einen Kompromiss ausschließen. Wir schieben die Möglichkeit
               beiseite, dass Andersdenkende manchmal recht haben könnten. Wir proklamieren, was
               uns trennt, und erkennen selten an, was uns eint.« Im Juni 2020 beschrieb Mattis den
               Mann, unter dem er zwei Jahre als Pentagonchef gedient hatte, als Bedrohung für die
               Verfassung der Vereinigten Staaten. Kurz zuvor hatte Donald Trump den Einsatz von
               US-Soldaten gegen die Proteste der Bewegung »Black Lives Matter« befohlen. »Die Demonstranten«,
               so Mattis, »bestehen darauf, dass wir unseren Werten gerecht werden, unseren Werten
               als Volk und unseren Werten als Nation. Als ich vor rund fünfzig Jahren in das Militär
               eintrat, schwor ich einen Eid, die Verfassung zu verteidigen. Niemals hätte ich mir
               träumen lassen, dass Soldaten, die denselben Eid geleistet haben, den Befehl bekommen
               würden, die verfassungsmäßigen Rechte ihrer Mitbürger zu verletzen und ihrem gewählten
               Oberbefehlshaber einen bizarren Fototermin zu verschaffen, bei dem die militärischen
               Anführer neben ihm stehen.« Der Ex-General meinte Donald Trumps Auftritt vor einer
               Kirche nahe des Weißen Hause, bei dem er eine Bibel in der erhobenen Hand gehalten
               hatte. Kurz vor der Landung in der Normandie, so Mattis weiter, habe man die US-Soldaten an den Nazi-Slogan »Spalte und erobere« erinnert. »Unsere Amerikanische
               Antwort ist ›In der Einheit liegt die Stärke‹. Wir müssen Einigkeit beschwören, um
               diese Krise zu überwinden, im Vertrauen, dass wir besser sind als politische Spielchen.
               Donald Trump ist der erste Präsident in meiner Lebenszeit, der nicht versucht, das
               amerikanische Volk zu einen. Er gibt noch nicht einmal vor, es zu versuchen. Stattdessen
               versucht er, uns zu spalten.« Wenige Monate später schickte eine deutliche Mehrheit
               der amerikanischen Wähler den Spalter in den Ruhestand – vorläufig. Denn mit seiner
               großen Lüge von der angeblich gestohlenen Wahl legte Donald Trump das Fundament für
               sein Comeback.
            

            Im Spätsommer 2022 besuchte ich bei einer Drehreise den Milchfarmer Ed McBroom, der
               als republikanischer Senator auch im Parlament des Bundesstaats Michigan sitzt. McBroom
               hatte mich beeindruckt, weil er nach der Wahl 2020 mit einem Untersuchungsausschuss
               Trumps Vorwürfe vom Wahlbetrug in Michigan prüfte und am Ende zu einem Urteil kam,
               das dem abgewählten US-Präsidenten und vielen von McBrooms Parteifreunden überhaupt nicht gefiel. Der Ausschuss
               sichtete monatelang Tausende von Dokumenten, hörte Hunderte von Zeugen – manche wirkten
               seriös, aber bei kritischen Nachfragen blieben sie alle Beweise schuldig. McBroom
               und seine Kollegen gingen allen Hinweisen nach, ihr Abschlussbericht war eindeutig.
               Es gab keine gefälschten Stimmen für Joe Biden, keine Stimmzettel von Tausenden von
               Verstorbenen, keine Beweise für organisierten Wahlbetrug. Die Auszählmaschinen und
               Ergebnisse wurden nicht manipuliert. Wer all das verbreite, so Senator McBroom damals,
               handle unverantwortlich und schade der Demokratie. Für seine klaren Worte bekamen
               er und seine Familie Morddrohungen. McBroom beschreibt sich selbst als sehr konservativ,
               Republikaner aus vollem Herzen und als tiefgläubiger Christ. Auch er beklagte den
               fehlenden Respekt für den jeweiligen politischen Gegner: »Beide Seiten schreiben sich
               gegenseitig sofort ab, ohne einander zuzuhören und zu versuchen, die anderen zu verstehen.«
               Da war einer, der die Ursache für die Spaltung im Land durchschaute, die Sortierung
               der Menschen in Freund und Feind. Auf seiner Farm mit den 300 Milchkühen im nordwestlichsten
               Zipfel von Michigan sprachen wir über das, was eigentlich alle einen sollte, gemeinsame
               Werte wie Anstand und Ehrlichkeit. Wegen seines tiefen Glaubens konnte ich mir eine
               Frage nicht verkneifen: »Sie haben mir ja von Ihrem Glauben erzählt, und das treibt
               mich um, weil ich auch ein Christ bin. In der Bibel heißt es: ›Gott ist Geist, und
               alle, die ihn anbeten, müssen im Geist und in der Wahrheit anbeten.‹« »Wahrheit«,
               sagte Ed im gleichen Moment, »Johannes, Kapitel 4.« »Ja, Johannes, Kapitel 4«, sagte
               ich, »muss man dann nicht alle Politiker – egal welcher Partei – offen benennen, die
               das nicht tun, die nicht für die Wahrheit einstehen, nicht für die Wahrheit aufstehen
               und die lügen – auf beiden Seiten?« Ed antwortete: »Ich versuche es, ich versuche
               es. Ich versuche es wirklich, auf beiden Seiten jeden zu benennen, der nicht wahrhaftig
               ist. Aber ich muss auch akzeptieren, dass ich nur eine begrenzte Plattform habe, einen
               begrenzten Einflussbereich, den Gott mir gegeben hat. Ich bin nicht landesweit bekannt
               und habe keine Glaubwürdigkeit im ganzen Land.«
            

            Der Senator, der es gewagt hatte, Trump die Stirn zu bieten, schreckte davor zurück,
               das Land mit lauter Stimme vor seinen Lügen zu warnen. Zwei Jahre danach besuchte
               ich Ed noch einmal. Im Wahlkampf 2024 empfahl er den Menschen in seinem Wahlkreis,
               für Donald Trump zu stimmen. Ich hakte nach: »Aber er bezeichnet doch andere Menschen,
               zum Beispiel Zuwanderer, als Ungeziefer und Tiere. Politische Gegner und die Presse
               nennt er Feinde des Volkes. Warum sehen so viele Christen über diese Dinge einfach
               hinweg? Müsste so etwas nicht jeden Kandidaten, egal welcher Partei, disqualifizieren?«
               Seine Antwort: »Mein Problem ist, dass ich halt keinen anderen Kandidaten habe. Wenn
               es einen anständigeren Kandidaten gegeben hätte, einen, der an die gleichen Dinge
               und politischen Konzepte glaubt wie ich, dann wäre ich glücklich, für den zu stimmen.
               Aber ich hatte keine andere Option.« Trump als alternativlos. Die Durchsetzung politischer
               Ziele ist wichtiger als die moralische Qualifikation des Kandidaten. Heiligt der Zweck
               also die Mittel?
            

         
         
            Eine mutige Stimme

            Nun ist der Spalter Donald Trump der erste verurteilte Straftäter im Amt des Präsidenten
               der Vereinigten Staaten. Eine Mehrheit des amerikanischen Volkes wollte ihn wiederhaben,
               trotz oder wegen seiner moralischen Defizite. Am Tag nach seiner Amtseinführung wagte
               es eine, die Nation und ihn an seine Verantwortung zu erinnern. In der National Cathedral,
               der Kathedrale von Washington, in der Amerikas führende Politiker wenige Tage zuvor
               bei einem Staatsakt das Leben des verstorbenen Präsidenten Jimmy Carter gewürdigt
               hatten, las Mariann Budde, Bischöfin der Episkopalgemeinde, dem mächtigsten Mann der
               Welt freundlich, aber bestimmt die Leviten. Ich will etwas ausführlicher aus ihrer
               mutigen Ansprache zitieren, für die Trump hinterher eine Entschuldigung verlangte.
            

            Er nannte Budde eine »Bischöfin« und »linksradikale, hardline Trump-Hasserin«. Dabei
               hatte sie nur ein paar unbequeme Wahrheiten ausgesprochen. Sie sei fest davon überzeugt,
               so die Bischöfin, dass es möglich sei, die Menschen in Amerika zu einen, weil schließlich
               alle »an die Ideale der Vereinigten Staaten von Amerika, an die Ideale aus der Unabhängigkeitserklärung
               über die angeborenen Werte von Gleichheit und Würde jedes Menschen« glaubten. Aber
               Einigkeit könne es nur geben, wenn das gemeinsame Haus nicht auf Sand, sondern auf
               Stein, wie Jesus einst sagte, gebaut sei. Nur so werde es den Stürmen standhalten.
               Dann zählte Budde die drei Grundsteine eines einigen Amerikas auf. Der erste sei es,
               »die angeborene Würde jedes Menschen zu achten. (…) Das bedeutet, sich zu weigern,
               diejenigen zu verspotten, herabzusetzen oder zu dämonisieren, mit denen wir nicht
               übereinstimmen, sondern stattdessen unsere Unterschiede zu respektieren und respektvoll
               zu diskutieren und, wann immer möglich, nach Gemeinsamkeiten zu suchen. Und wenn Gemeinsamkeiten
               nicht möglich sind, verlangt die Würde, dass wir unseren Überzeugungen treu bleiben
               ohne Verachtung für diejenigen, die ihre eigenen Überzeugungen haben.« Der Adressat
               saß unten in der Bank. Der Mann, der politisch Andersdenkende als »Feinde des Volkes«
               und »Feinde von innen« bezeichnet hatte. Die Bischöfin fuhr fort: »Der zweite Grundstein
               für die Einheit ist Ehrlichkeit sowohl im privaten Gespräch als auch im öffentlichen
               Diskurs. Wenn wir nicht ehrlich sein wollen, ist es sinnlos, für die Einheit zu beten,
               weil unsere Handlungen den Gebeten widersprechen. (…) Ehrlicherweise wissen wir nicht
               immer, wo die Wahrheit liegt, und es gibt jetzt vieles, was gegen die Wahrheit spricht,
               aber wenn wir wissen, was wahr ist, ist es unsere Pflicht, die Wahrheit zu sagen,
               auch wenn, ja besonders wenn es uns etwas kostet.« Donald Trump lügt, aber er verpackt
               diese Lügen meist so geschickt in eine Mischung aus Unterstellungen, Halbwahrheiten
               und einem Körnchen Wahrheit, dass viele Menschen ihn nicht durchschauen oder – wenn
               es ihren eigenen Überzeugungen dient – über die Lügen hinwegschauen. Dann beschrieb
               Mariann Budde den dritten und letzten Grundstein für die Einheit: »Demut, die wir
               alle brauchen, denn wir sind alle fehlbare Menschen. Wir machen Fehler, wir sagen
               und tun Dinge, die wir später bereuen. Wir haben unsere blinden Flecken und unsere
               Vorurteile, und vielleicht sind wir für uns selbst und andere dann am gefährlichsten,
               wenn wir zweifelsfrei davon überzeugt sind, dass wir absolut recht haben und jemand
               anderes absolut unrecht, denn dann sind wir nur noch wenige Schritte davon entfernt,
               uns selbst als die Guten und nicht als die Bösen zu bezeichnen. Die Wahrheit ist,
               dass wir alle Menschen sind. Wir sind sowohl zu Gutem als auch zu Schlechtem fähig.
               Alexander Solschenizyn bemerkte einst scharfsinnig, dass die Grenze zwischen Gut und
               Böse nicht durch Staaten, nicht zwischen Klassen oder politischen Parteien verläuft,
               sondern mitten durch jedes menschliche Herz, durch alle menschlichen Herzen.« Ein
               Donald Trump macht keine Fehler, jedenfalls in seiner eigenen Wahrnehmung. Der amerikanische
               Präsident nimmt Unfehlbarkeit für sich in Anspruch, obwohl sich leicht nachweisen
               lässt, wie oft er falschgelegen hat – so wie ich auch, so wie jeder Mensch.
            

            Bischöfin Budde wendete sich im Namen all jener, die Angst vor einer selbstgewissen,
               selbstherrlichen und zutiefst ideologisch geprägten Politik haben, an den Menschen
               Donald Trump: »Im Namen unseres Gottes bitte ich Sie, gegenüber den Menschen in unserem
               Land gnädig zu sein. Wir haben Angst um einige schwule, lesbische und transsexuelle
               Kinder in demokratischen, republikanischen und unabhängigen Familien, die um ihr Leben
               fürchten, und um die Menschen, die unsere Ernte einbringen und unsere Bürogebäude
               reinigen, die auf Geflügelfarmen und in Fleischverpackungsanlagen arbeiten, die nach
               dem Essen in Restaurants das Geschirr spülen und in Krankenhäusern Nachtschichten
               arbeiten. Sie sind vielleicht keine Staatsbürger oder haben die richtigen Papiere,
               aber die große Mehrheit der Einwanderer sind keine Kriminellen. Sie zahlen Steuern
               und sind gute Nachbarn. Sie sind treue Mitglieder unserer Kirchen und Moscheen, Synagogen
               und Tempel. Ich bitte Sie, Herr Präsident, mit denjenigen in unseren Gemeinden gnädig
               zu sein, deren Kinder Angst haben, dass ihnen ihre Eltern weggenommen werden; und
               dass Sie denen helfen, die aus Kriegsgebieten und vor Verfolgung in ihren eigenen
               Ländern fliehen, hier Mitgefühl und Aufnahme zu finden. (…) Möge Gott uns die Kraft
               und den Mut geben, die Würde jedes Menschen zu ehren, einander in Liebe die Wahrheit
               zu sagen und demütig miteinander und mit unserem Gott zu wandeln, zum Wohl aller Menschen,
               zum Wohl aller Menschen in dieser Nation und der Welt. Amen.«
            

            Mit ihrem persönlichen und öffentlichen Appell befand sich die protestantische Kirchenführerin
               in guter Gesellschaft. Papst Franziskus hatte die geplanten Massenabschiebungen schon
               am Tag vor Trumps Amtseinführung als »Schande« bezeichnet, die ausgerechnet »die Unglücklichen,
               die nichts haben, büßen lässt für globale Ungerechtigkeiten«.[90] Als Donald Trump anordnete, auch in Schulen und Kirchen nach illegalen Zuwanderern
               zu suchen, kritisierte die Katholische Bischofskonferenz der USA den Präsidenten. Sein Vize J. D. Vance – selbst Katholik – konterte in einem Fernsehinterview
               mit einem schweren Vorwurf. Die Bischöfe sollten mal »in den Spiegel schauen«. Schließlich
               kassierten sie »über 100 Millionen Dollar aus Regierungsgeldern, um illegalen Zuwanderern
               zu helfen. Haben sie also wirklich humanitäre Bedenken, oder machen sie sich nur Sorgen
               um ihre Bilanzen?«. »Das ist verleumderisch und sehr bösartig«, empörte sich daraufhin
               der New Yorker Kardinal Dolan, der zuvor zur Wahl Trumps aufgerufen und bei seiner
               Amtseinführung im Kapitol Gottes Segen für ihn erbeten hatte. Eigentlich wundert mich,
               dass die Bischöfe nun auf einmal bei Trump Nächstenliebe und Mitgefühl vermissten,
               nachdem viele – nicht alle – ihn im Wahlkampf massiv unterstützt hatten. Ich habe
               bei mehreren Veranstaltungen jubelnde katholische Priester und Nonnen in den vordersten
               Reihen gesehen, während Trump auf der Bühne Zuwanderer als Tiere, ja als Ungeziefer
               bezeichnete und behauptete, sie würden das Blut des amerikanischen Volkes verunreinigen.
               Und Erzbischof Dolan saß bei einem Dinner mit Donald Trump, bei dem der Präsidentschaftskandidat
               eine hetzerische Rede voll sexistischer und unanständiger Anspielungen hielt. Dolan
               spendete heftigen Beifall.
            

         
         
            Aus Worten wurden Taten

            Mit aller Härte lässt Donald Trump nun Zuwanderer ohne Aufenthaltsgenehmigung festnehmen,
               internieren – auch in Guantanamo – und abschieben, und er wird dafür gefeiert. Prompt
               will er auch noch zwei Millionen Palästinenser aus dem Gazastreifen »wegsäubern«,
               weil eine »Riviera des Nahen Ostens« nach einem guten Vermächtnis klingt. Per Exekutivbefehl
               ordnete der Präsident an, dass es in Amerika nur Männer und Frauen gibt, auch wenn
               der oberste Gerichtshof die Diskriminierung von Menschen, die sich keinem Geschlecht
               zuordnen lassen wollen oder sich als Transgender definieren, verboten hat. Nicht falsch
               verstehen. Das Parlament hat das Recht, solche Fragen in Gesetzesform zu regeln, aber
               per Dekret geht das nicht. Offenbar haben Trump und seine Anhänger Angst vor einer
               Minderheit, die nicht einmal 0,6 Prozent der amerikanischen Bevölkerung ausmacht –
               das sind rund 1,6 Millionen Menschen. Nur 0,002 Prozent der College-Sportler/innen
               bezeichnen sich als Transgender. In erster Linie richtet sich die Wut der Trumpisten
               gegen sie, weil sie – so der Vorwurf – die Chancengleichheit in Wettkämpfen gefährden.
            

            Die Folgen des Exekutivbefehls sind dramatisch. Die Betroffenen bekommen keine korrekten
               Ausweispapiere, medizinische Transgender-Behandlungen werden eingeschränkt oder verboten,
               Schulen und Lehrer, die für die Gleichberechtigung eintreten, werden Ziel von Ermittlungen,
               1500 Transgenderfrauen in den Bundesgefängnissen werden in den Männertrakt gesperrt.
               Und rund 20 0000 US-Soldat/innen, die bereit sind, ihr Leben für ihr Land zu opfern, werden aus dem Militärdienst
               entlassen. All das, obwohl ein Urteil des Obersten Gerichtshofes vom 15. Juni 2020
               eine sexuelle Diskriminierung als Verstoß gegen das Bürgerrechtsgesetz von 1964 gewertet
               hat: »Es ist unmöglich, eine Person, die homosexuell oder transgender ist, zu diskriminieren,
               ohne dass dies eine Diskriminierung auf der Basis ihres Geschlechts wäre«, hieß es
               in der Urteilsbegründung.[91] Trumps Dekret bricht amerikanisches Recht. Während nun auch jede staatliche Förderung
               von Vielfalt, Gleichberechtigung und Inklusion beendet ist, gelangen Personen trotz
               zweifelhaften Lebenswandels mit sexuellen Übergriffen und Alkoholmissbrauch in hohe
               Regierungsämter, so wie der Verteidigungsminister Pete Hegseth. Auch Rassismus und
               Sexismus sind keine Karrierehindernisse. Außenminister Rubio macht Darren Beattie
               zu seinem Staatssekretär für öffentliche Diplomatie, der während des Sturms aufs Kapitol
               schwarze Parlamentarier und Prominente per Twitter aufgefordert hatte, den »ihnen
               zustehenden Platz« einzunehmen und vor der MAGA-Bewegung »die Knie zu beugen«. Im Oktober 2024 schrieb Beattie auf X: »Kompetente weiße Männer müssen das Sagen haben, wenn es funktionieren soll. Unglücklicherweise
               ist unsere ganze nationale Ideologie darauf ausgerichtet, die Gefühle von Frauen und
               Minderheiten zu verhätscheln und kompetente, weiße Männer zu demoralisieren.« Von
               solchen Führungskräften kann man wohl auch keinen Anstand im Umgang mit Mitarbeitern
               und kein Mitgefühl für die Not leidenden Menschen dieser Welt erwarten.
            

            Das erinnert mich an die Worte von Susan, der Mitarbeiterin von USAID, die das Klima von Einschüchterung und Angst angesichts der Säuberungen im Regierungsapparat
               beklagte. Die Abschaffung der Auslandshilfen, so hatte Susan gesagt, werde nationale
               Egoismen weltweit befeuern und Amerikas Einfluss schwer beschädigen: »Wenn du sogar
               Menschen im Stich lässt, die Medikamente zum Überleben brauchen, oder Schulbildung
               und Schulgeld in Flüchtlingslagern streichst, dann ist das schockierend. Wir alle
               wussten, dass es in dieser Regierung Veränderungen geben würde, aber wir hätten nicht
               gedacht, dass Menschen, die sich für Bildung, Gesundheit, Armutsbekämpfung und humanitäre
               Hilfe einsetzen, die Konsequenzen spüren würden, denn das gilt nicht als Außenpolitik.
               Das ist humanitäre Hilfe.« Susan sagte, dass eine Reform der Auslandshilfen und eine
               Verschlankung des Regierungsapparats gute Ideen seien, aber es brauche einen »fairen
               Überprüfungsprozess mit einer fairen Analyse«. Doch genau darum gehe es Donald Trump
               und Elon Musk offenbar nicht. »Wir werden Zeuge eines so dramatischen, organisierten
               Angriffs auf unsere Institutionen, dass kein Land in der Lage ist, wirklich zu reagieren,
               wie denn auch?« Susan forderte Kontrollen durch den Kongress und durch die Medien,
               am besten Nachrichten rund um die Uhr, die sich mit jedem Exekutivbefehl und seinen
               Folgen befassen. Aber die Flut der Maßnahmen sei dazu gedacht, die Menschen, das Parlament
               und das ganze Land zu überwältigen, um vom Rechtsbruch abzulenken. »Ich erzähle den
               Leuten, dass es so wohl 1933 in Berlin gewesen sein muss. Ich habe mit Menschen gesprochen,
               die den Holocaust überlebt haben. Sie erzählten, wie man in den 1930er-Jahren Radio
               hörte und nicht glaubte, dass es gegen alle Juden ging. Ich habe das Gefühl, dass
               genau das heute hier passiert. Und wenn wir dann bald eine Rezession haben, wird es
               auch so sein wie damals in Deutschland. Dann müssen sie einen Sündenbock dafür haben.
               Die Geschichte wiederholt sich. Und ich kann einfach nicht glauben, dass es jetzt
               hier passiert und die Menschen nicht schnell genug aufwachen.«
            

         
         
            Rückfall in finstere Zeiten?

            Auch andere wagen es, historische Parallelen zu ziehen, aus Sorge um den Fortbestand
               der amerikanischen Demokratie. Am eindrucksvollsten beschreibt es wohl der New-York-Times-Kolumnist David French in einem Essay vom 26. Januar 2025.[92] French fragt sich wie ich, warum sich so viele Amerikaner von moralischen Werten
               und Tugenden abwenden und stattdessen »für einen gnadenlosen politischen Kampf so
               sehr begeistern, dass sie dich für unmoralisch halten, wenn du dich ihrem Kreuzzug
               nicht anschließt«. French sieht das als Symptom für die Entstehung eine neuen »moralischen
               Überstruktur« in den USA in den letzten zehn Jahren. Zur Erklärung bezieht er sich auf den führenden Nazi-Juristen
               Carl Schmitt, der als einer der wichtigsten Vordenker der neuen Rechten gilt. Auch
               die Alternative für Deutschland stützt sich in ihren Forderungen nach Massenabschiebungen
               und Remigration auf Schmitt, der als überzeugter Judenhasser die Nürnberger Rassegesetze
               gerechtfertigt und eng mit Hermann Göring und dem späteren Chef des Volksgerichtshofs
               Roland Freisler zusammengearbeitet hatte. Der Rechtstheoretiker war nach der Machtergreifung
               Hitlers 1933 zu einem glühenden Unterstützer des Regimes geworden. Er hielt die pluralistische
               Demokratie für einen Irrweg und propagierte stattdessen eine Diktatur im demokratischen
               Gewand, die sich also nur noch den Anschein demokratischer Legitimation gab. 1927
               hatte Schmitt in einem Buch mit dem Titel Der Begriff des Politischen den aus seiner Sicht entscheidenden Faktor für die Sicherung der Macht innerhalb
               eines Staates benannt: »Die spezifische Unterscheidung, auf welche sich die politischen
               Handlungen und Motive zurückführen lassen, ist die Unterscheidung von Freund und Feind.
               (…) Politisches Denken und politischer Instinkt bewähren sich theoretisch und praktisch
               an der Fähigkeit, Freund und Feind zu unterscheiden. Die Höhepunkte der großen Politik
               sind zugleich die Augenblicke, in denen der Feind in konkreter Deutlichkeit als Feind
               erkannt wird.«
            

            Donald Trump hat seine Anhängerschaft erschaffen und in den vergangenen Jahren auch
               deshalb weiter ausgebaut, indem er den Menschen eine klare Unterteilung der Welt in
               »die da« und »wir hier« bot. Wenn dies aber das entscheidende Band zwischen ihm und
               seinen Gefolgsleuten ist, dann würde jeder Versuch eines Ausgleichs mit »denen da«,
               also dem politischen Gegner, eine Zerreißprobe darstellen. Schmitt hielt den Pluralismus,
               der ein Miteinander unterschiedlicher politischer Ansichten ermöglicht, für machtzersetzend,
               weil er dem Freund-Feind-Prinzip und damit einem Teil der menschlichen Natur widerspricht.
            

            In seinem Essay macht David French darauf aufmerksam, dass sich die Gründungsväter
               Amerikas dessen sehr wohl bewusst waren. Als Gegenbild zum autoritären System des
               englischen Königs entwarfen sie deshalb eine Demokratie, die ein Miteinander in einer
               pluralistischen Gesellschaft nur deshalb ermöglichte, weil sie feste Regeln und Strukturen
               hatte, die wiederum auf moralischen Werten und Tugenden basierten. Sie wollten sich
               nicht darauf verlassen, dass die Menschen von sich aus diesen Tugenden folgten, statt
               in ihre natürlichen Freund-Feind-Schemata zurückzufallen. Einer der Autoren der Verfassung,
               James Madison, schrieb damals: »Wenn Menschen Engel wären, dann bräuchten wir keine
               Regierung. Wenn Engel über Menschen regieren würden, dann bräuchte es keine äußeren
               oder inneren Kontrollen über die Regierung.« Deshalb hat in der liberalen Demokratie
               Amerika, die im Jahr 2026 ihren 250. Geburtstag feiert, die Macht des Parlaments den
               Vorrang vor der des Präsidenten. Der Kongress findet sich im Artikel 1, der Präsident
               im Artikel 2 der amerikanischen Verfassung, die ein feingliedriges System von Checks
               und Balances beinhaltet. Doch selbst diese kluge Gewaltenteilung, so wussten die Gründungsväter,
               bietet nur dann einen Schutz vor einem Rückfall in die niedrigen Instinkte der menschlichen
               Natur und in den Autoritarismus, wenn die Akteure im politischen Spiel der Kräfte
               auch von Werten und Tugenden geleitet würden. Der spätere US-Präsident John Adams schrieb im Jahr 1798: »Wir haben keine Regierung, die mit der
               Macht ausgestattet wäre, den menschlichen Leidenschaften entgegenzutreten, wenn sie
               nicht durch Moral und Religion gezügelt werden. Habgier, Ehrgeiz, Rache oder Eitelkeit
               würden die stärksten Seile unserer Verfassung zerreißen, wie ein Wal ein Netz zerreißt.«
            

            Natürlich war die amerikanische Geschichte nicht frei von Verwerfungen, brutalen Kämpfen
               um die Macht, von einem blutigen Bürgerkrieg und von tiefen gesellschaftlichen Konflikten,
               in denen politische Gegner schnell zu Feinden erklärt wurden, so zum Beispiel in der
               McCarthy-Ära der Fünfzigerjahre des 20. Jahrhundert, in denen Senator McCarthy lange
               Zeit ungehindert eine Art Hexenjagd auf angeblich kommunistische Staatsfeinde inszenierte.
               Trotz allem aber garantierte der Pluralismus, dass politische Gegner über weite Strecken
               der Geschichte im gegenseitigen Respekt miteinander umgehen konnten, weil die amerikanische
               Ordnung sowohl auf akzeptierten Kontrollmechanismen als auch gemeinsamen Werten basierte.
               »Wenn man sich an diese Tugenden hält«, so beschreibt es David French, »dann können
               deine Feinde in Würde und Freiheit leben, selbst wenn sie eine politische Schlacht
               verlieren. Und wenn deine Feinde denselben Tugenden folgen, dann kannst auch du ein
               gutes Leben genießen, wenn du verlierst. Das ist der Gesellschaftsvertrag des Pluralismus.
               In einer anständigen Gesellschaft ist eine Niederlage niemals eine ultimative Niederlage,
               und kein Sieg ist ein ultimativer Sieg. Und unter allen Umständen müssen deine fundamentalen
               Menschenrechte erhalten bleiben.« Diese sensible Balance gerät aber schnell aus den
               Fugen, wenn politische Anführer die niederen Instinkte der menschlichen Natur ansprechen,
               um mithilfe von Feindbildern im Sinne von Carl Schmitt politische Macht zu erringen.
               French benennt die Folgen: »Wenn man zu tief in diese Freund-Feind-Unterscheidung
               eintaucht, dann kann es unmoralisch sein, deine Feinde mit Höflichkeit zu behandeln,
               wenn diese Höflichkeit die Gesellschaft in ihrem Kampf gegen einen tödlichen Feind
               schwächt. In der Welt der Freund-Feind-Unterscheidung zeigt sich deine höchste Tugend
               in deiner Bereitschaft zu kämpfen. Die höchste Untugend wäre es, deine Seite zu betrügen,
               indem du dem Aufruf zum politischen Krieg nicht folgst.«
            

            Genau das erklärt die blinde Wut der MAGA-Anhänger gegenüber all jenen aus den Reihen der eigenen Partei, die in den vergangenen
               Jahren Donald Trump öffentlich kritisiert oder sogar zur Wahl seiner Gegnerin Kamala
               Harris aufgefordert hatten. Trump rief mit dem Schlachtruf »Fight, fight, fight« zum
               Kampf nicht nur gegen den politischen Gegner, sondern auch gegen Abweichler in den
               eigenen Reihen auf. Ehemalige hohe Amtsträger aus seiner ersten Amtszeit, Generäle
               und republikanische Parlamentarier wie Liz Cheney und Adam Kinzinger hatten sich aus
               Sorge um ihr Land gegen Trump gewendet. Fortan galten sie als Verräter, die mit dem
               Tode bestraft werden müssten. Wie tief dieser Hass sitzt, haben wir auf unseren Reisen
               erlebt.
            

         
         
            Eine Kultur der Vergeltung

            Die Waffe immer am Gürtel, für alles bereit. Wir sind bei den Oath Keepers, einer
               Bürgerwehr, nach eigenen Angaben mit knapp 40 000 bewaffneten Mitgliedern, vor allem
               ehemalige und aktive Soldaten und Polizisten. Sie haben geschworen, die amerikanische
               Verfassung zu verteidigen, notfalls mit Gewalt, und – nicht zu vergessen – auch mit
               Gottes Hilfe im Gemeindezentrum der First Southern Baptist Church von Chino Valley.
               »Egal wie linksradikal Sie sind, Sie sind willkommen«, mit diesen Worten begrüßt uns
               Jim Arroyo, Chef der Oath Keepers Arizona. An diesem Wochenende bereiten die Milizionäre
               interessierte Bürger auf Ernstfälle vor – Naturkatastrophen, Atomkriege, den Kampf
               um ihr Amerika. Die Menschen lernen hier, wie man schwere Blutungen bei Verletzten
               stoppt, wie man Funkgeräte bedient, welche Waffen im Bürgerkrieg nützlich wären. Im
               Saal liegen überall Ausgaben der MAGA-Zeitung The Patriots Free Press, die in fetten Überschriften und hetzerischen Artikeln vor Kommunismus, der Covidlüge,
               der NATO und grünen Extremisten warnt. Beim Lesen fallen mir besonders die Verachtung und
               Hass gegen parteiinterne Trump-Gegner auf, die angeblich nur so tun, als seien sie
               auch Republikaner. Für diese »Republikaner nur dem Namen nach« (»Republicans in name
               only« – oder kurz RINOS) erwägt die Chefredakteurin Lisa Bolden im Leitartikel die Todesstrafe für Hochverrat.
               Ich habe Gelegenheit, Bolden zu fragen, ob sie wirklich Hinrichtungen für Trump-Kritiker
               und politisch Andersdenkende fordert. »Bis vor drei Jahren hätte ich noch nein gesagt,
               weil Töten nicht okay ist. Andererseits bin ich jetzt überzeugt, dass man wohl ein
               Exempel statuieren muss«, so die Chefredakteurin, die mit unbewegtem Gesicht hinzufügt:
               »Wir müssen vielleicht auch Leute wie die Clintons enthaupten.« Sie redet von der
               Exekution des ehemaligen Präsidenten Bill Clinton und seiner Frau Hillary, die 2016
               als Präsidentschaftskandidatin gegen Donald Trump angetreten war. Menschenverachtung
               pur, von Anstand, Würde, gegenseitigem Respekt, von einer wertebasierten Haltung keine
               Spur – und das im Gemeindezentrum einer Kirche.
            

            Auch Trump geht es um Rache an seinen Widersachern, auch wenn seine ersten Maßnahmen
               kurz nach Amtsantritt von einer fast lächerlichen Kleingeistigkeit zeugen. Der Präsident
               ließ früheren Mitarbeitern wie dem Sicherheitsberater John Bolton, dem Außenminister
               Mike Pompeo und dem Generalstabschef Mark Milley den Personenschutz nehmen, obwohl
               Terrororganisationen und Irans Mullah-Regime mit ihrer Ermordung gedroht hatten. Milleys
               Porträt im Pentagon wurde abgehängt, ein Verfahren zur nachträglichen Degradierung
               des Viersternegenerals eingeleitet. Gleichzeitig begnadigte Donald Trump all jene,
               die am 6. Januar 2021 die amerikanische Demokratie gewaltsam angegriffen hatten.
            

            Ich gebe an dieser Stelle zu, dass mir diese Begnadigung unter die Haut geht, weil
               mein Kameramann Ralf Oberti und ich beim Sturm auf das Kapitol den Hass und die Gewalt
               der Aufständischen unmittelbar erlebt haben. Als die Polizei an jenem Nachmittag die
               Angreifer mit Blendgranaten und Tränengas aus dem Parlamentsgebäude vertrieb, attackierte
               der wütende Mob meine Kollegen und mich im Pressebereich zwischen dem Kapitol und
               dem Obersten Gerichtshof. Die Gewalttäter, darunter vor allem Milizionäre mit teils
               militärischer Ausrüstung wie Helmen und Schutzwesten, rissen die Absperrungen um,
               zerschlugen unsere Ausrüstung und bedrängten uns mit der Drohung, wir seien »als Nächste
               dran, wenn wir nicht verschwinden«. Wir sind dann mit unserer Kamera und unseren Rucksäcken
               gegangen, ZDF-Ausrüstung im Wert von 30 000 Dollar wurde zerschlagen. Nun waren wir natürlich nur
               Nebensache bei diesem Angriff auf das parlamentarische System, wurden aber dadurch
               Zeugen, dass der Sturm auf das Kapitol kein Spaziergang, keine Demonstration und auch
               sonst keine friedliche Ausübung der Meinungsfreiheit war, sondern eine teils brutale
               Attacke auf die Sicherheitskräfte und auf die wichtigste Institution der amerikanischen
               Demokratie. Die Angreifer, mit denen wir reden konnten, hatten keinerlei Unrechtsbewusstsein
               und fühlten sich zur Anwendung von Gewalt ermächtigt, und zwar direkt vom Präsidenten
               der Vereinigten Staaten von Amerika.
            

            Nach der Verfassung hat ein Präsident natürlich das absolute Recht, jeden Straftäter
               nach eigenem Ermessen zu begnadigen. Das gilt auch für Joe Biden, der kurz vor der
               Amtsübergabe von diesem Recht Gebrauch machte, um seinen Sohn, weitere Familienmitglieder
               und – präventiv – einige hochrangige Politiker und Amtsträger wie den ehemaligen Generalstabschef
               Milley vor der Vergeltung durch die neue Regierung zu schützen. Aber anders als Bidens
               Begnadigungen sendet Donald Trumps Entscheidung, auch die zu langjährigen Haftstrafen
               verurteilten Gewalttäter und Anführer des Umsturzversuchs zu begnadigen, ein fatales
               Signal: Die Anwendung von Gewalt zum Erreichen politischer Zwecke und der Bruch von
               Recht und Gesetz werden gerechtfertigt, sofern es den Interessen von Donald Trump
               dient. Jeder kann sich ermutigt fühlen, auch in Zukunft für Trump zu kämpfen, wenn
               er dazu aufruft. Die Chefs der schwerbewaffneten Milizen, Stewart Rhodes von den Oath
               Keepers und Enrique Tarrio von den Proud Boys, sind wieder auf freiem Fuß und mit
               ihren Zehntausenden von Gefolgsleuten einsatzbereit. Tarrio sagte nach der Freilassung
               in einem Interview: »Ich bin ja froh, dass der Präsident nicht wirklich auf Vergeltung
               aus ist. Aber ich werde mich nicht an diese Regeln halten. Die Leute, die das gemacht
               haben, müssen die Hitze spüren. Sie müssen hinter Gitter und vor Gericht gestellt
               werden.« Die paramilitärischen Truppen stehen parat, wenn Trump sie gegen seine politischen
               Gegner einsetzen will. Wenn er das täte, würde sein Vorgehen ein wesentliches Merkmal
               erfüllen, an dem faschistische Systeme zu erkennen sind. In Trumps Verhalten lassen
               sich weitere Merkmale finden. Das meint auch einer, bei dem der Sturm aufs Kapitol
               einen Sinneswandel ausgelöst hat.
            

         
         
            Faschistische Tendenzen

            Am 6. Januar 2021 hatte der Historiker Robert Paxton an seinem Fernseher in seiner
               New Yorker Wohnung die Bilder aus Washington genauestens verfolgt. »Ich war völlig
               gebannt von dem, was da geschah«, so erzählte Paxton der New York Times im Sommer 2024, »ich konnte mir nicht vorstellen, dass so ein Spektakel möglich ist.«[93] Paxton ist wohl der Mann, der am allerbesten beurteilen kann, ob die Bezeichnung
               »Faschismus« für Donald Trump und seine Anhängerschaft gerechtfertigt ist. Der 93-jährige,
               der mit seinem Buch Vichy, France. Old Guard and New Order 1940 – 1944 in den Siebzigerjahren seinen Ruf als brillanter Analytiker der europäischen Geschichte
               des letzten Jahrhunderts begründet hatte, gilt als Doyen der Faschismus-Forschung.
               Zu Beginn der ersten Amtszeit von Donald Trump hatte Paxton noch davor gewarnt, den
               ungewöhnlichen Politiker zu schnell als Faschisten zu bezeichnen, obwohl er in Trumps
               Auftritten – wie er schrieb – die »absurde Theatralik Mussolinis« wiedererkannte.
               Trump mache auch wie der Duce in Italien »Ausländer und verachtete Minderheiten« für
               den »nationalen Niedergang« verantwortlich. Dennoch meinte Paxton damals: »Wir sollten
               zögern, bevor wir jemandem das giftigste aller Etiketten anhängen. Nicht jeder, den
               man nicht mag, ist ein Faschist.« Mussolini habe einst versprochen, den nationalen
               Niedergang zu stoppen, indem er den Staat stärkte und die Interessen des Einzelnen
               den Interessen aller unterordnete. Trump und seine reichen Freunde dagegen »wollen
               die Interessen aller ihren eigenen Interessen unterordnen, den Interessen der Reichen«.
            

            Doch der Sturm aufs Kapitol erinnerte Paxton dann an den Marsch der faschistischen
               Schwarzhemden Mussolinis auf Rom im Jahr 1922 und den Angriff von französischen Rechtsextremisten
               auf die Nationalversammlung in Paris 1934. Die Bereitschaft zur Gewalt, vorsätzlich
               angestachelt von Donald Trump, veranlasste den Historiker zu einem klaren Bekenntnis.
               Am 11. Januar 2021 schrieb er in einem Artikel für das Magazin Newsweek, dass die Besetzung des Kapitols »meinen Einwand gegen das Etikett ›faschistisch‹
               aufhebt«. Trumps »offene Ermutigung von Gewalt, um eine Wahl ungültig zu machen, überschreitet
               eine rote Linie. Das Etikett scheint jetzt nicht nur akzeptabel, sondern notwendig«.
               Zahlreiche Historiker fühlten sich durch sein Urteil bestätigt. Im Sommer 2024 bekräftigte
               Paxton gegenüber der New York Times seine Analyse, weil er im engen Band zwischen Donald Trump und seiner MAGA-Bewegung Parallelen zu den faschistischen Bewegungen im Italien und Deutschland der
               Dreißigerjahre sah: »Es ist echter Faschismus, das ist es.«
            

            In seinem Buch Anatomie des Faschismus von 2004 hatte der Wissenschaftler die wichtigsten Merkmale der totalitären Ideologie
               dargelegt. Er beschrieb den Faschismus als eine antiliberale, antikommunistische Massenbewegung
               mit einer radikalen Bereitschaft, auch Gewalt anzuwenden. Darin unterscheide sie sich
               nicht nur von Gegnern im linken, sondern auch von Rivalen im rechten Spektrum. Faschismus
               sei ein politisches Verhalten, das von einer regelrecht »besessenen Beschäftigung
               mit dem Niedergang, der Erniedrigung und der Opferrolle einer Gemeinschaft« gekennzeichnet
               sei. Er gedeihe besonders da, wo traditionelle politische Parteien das Vertrauen der
               Menschen verloren hätten. »Faschismus beruht nicht auf einem elaborierten philosophischen
               System, sondern eher auf populärem Gedankengut von einer Herrenklasse, ihrem ungerechten
               Schicksal und ihrer gerechtfertigten Überlegenheit über minderwertige Menschen. (…)
               Was immer den neuen Faschisten erlaubt, andere zu dominieren, und was immer das auserwählte
               Volk zum Triumph führte, das war die Wahrheit.« Die Lüge als Wahrheit zu verkaufen,
               ist ebenfalls eines der wesentlichen Merkmale des Faschismus.
            

            Adolf Hitler hatte in seinem Buch Mein Kampf über die angebliche Verlogenheit von Juden und Marxisten geschrieben, aber dabei
               selbst den Nutzen des Lügens für Machtgewinn und Machterhalt bekräftigt – je größer
               die Lüge sei, desto eher würde sie geglaubt: »Man ging dabei von dem sehr richtigen
               Grundsatze aus, dass in der Größe der Lüge immer ein gewisser Faktor des Geglaubtwerdens
               liegt, da die breite Masse eines Volkes im tiefsten Grunde ihres Herzens leichter
               verdorben als bewusst und absichtlich schlecht sein wird, mithin bei der primitiven
               Einfalt ihres Gemütes einer großen Lüge leichter zum Opfer fällt als einer kleinen,
               da sie selber ja wohl manchmal im Kleinen lügt, jedoch vor zu großen Lügen sich doch
               zu sehr schämen würde. Eine solche Unwahrheit wird ihr gar nicht in den Kopf kommen,
               und sie wird an die Möglichkeit einer so ungeheuren Frechheit der infamsten Verdrehung
               auch bei anderen nicht glauben können, ja selbst bei Aufklärung darüber noch lange
               zweifeln und schwanken und wenigstens irgendeine Ursache doch noch als wahr annehmen.«
               Folgerichtig wurde die Lüge zu einer der gefährlichsten Waffen des Nazi-Regimes. Es
               wiederholte die schlimmsten Lügen immer und immer wieder, bis sie von den Menschen
               als Fakten, man könnte auch sagen, alternative Wirklichkeit, geglaubt wurden. Die
               jüdische Philosophin Hannah Arendt brachte das so auf den Punkt: »Man kann sagen,
               dass der Faschismus der alten Kunst zu lügen gewissermaßen eine neue Variante hinzugefügt
               hat – die teuflischste Variante, die man sich denken kann – nämlich: das Wahrlügen.«[94] Auch Robert Paxton hält diese »Wahrlügen« für einen Wesenszug des Trumpismus. Er
               kam auch zu dem Schluss, dass nicht der Anführer eine Bewegung erschafft, sondern
               eine entstehende und vorhandene populistische Strömung in der Gesellschaft den passenden
               Anführer ermöglicht und dann auch ermächtigt. Der Trumpismus komme »von unten als
               ein Massenphänomen«. Deshalb müsse man das Milieu, aus dem er entstanden ist, genauer
               studieren. In Anatomie des Faschismus hatte Paxton geschrieben: »Faschismus basiert nicht auf der Wahrheit seiner Doktrin,
               sondern auf der mystischen Einheit des Anführers mit der historischen Bestimmung seines
               Volkes.«[95] Trump gibt den starken Anführer, der alle Regeln sprengt, um Amerika wieder zur »großartigsten
               Nation dieser Erde« zu machen.
            

            Die Faschismusforscherin Ruth Ben-Ghiat von der New York University teilt Paxtons
               Analyse: »Ich verwende den Begriff ›starker Mann‹ (›strongman‹) für autoritäre Anführer,
               die die Demokratie durch eine Kombination aus Korruption, Gewalt, Propaganda und Machismo,
               also Männlichkeit als Mittel politischer Legitimität, schädigen oder zerstören. Der
               Personenkult eines starken Mannes erhebt ihn sowohl zu einem ›Mann des Volkes‹ als
               auch zu einem ›Mann über allen anderen Männern‹. Beim Autoritarismus geht es darum,
               die Regierung neu zu organisieren, um Beschränkungen für den Anführer zu beseitigen –
               was ihm wiederum erlaubt, ungestraft Verbrechen zu begehen. Und Machismo ist wesentlich
               für Personenkulte, die das Staatsoberhaupt als allmächtig und unfehlbar darstellen.
               Starke Männer, wie ich sie definiere, üben auch eine Form der Regierungsführung aus,
               die als ›personalistische Herrschaft‹ bekannt ist. Regierungsinstitutionen sind um
               die Selbsterhaltung eines Führers herum organisiert, dessen private Interessen in
               der Innen- und Außenpolitik Vorrang vor nationalen Interessen haben; öffentliche Ämter
               werden so zu einem Vehikel für private Bereicherung.«[96]

         
         
            Das Wesen des Narzissten

            An dieser Stelle will ich auf die Analyse von Jerrold M. Post zurückgreifen, die ich
               2020 in meinem Buch Die Zerstörung Amerikas schon einmal dargestellt habe. Der seitdem verstorbene Psychologe Post war einer
               der Mitbegründer und langjähriger Leiter des Zentrums für die Analyse von Persönlichkeit
               und politischem Verhalten bei der CIA. Seit Ende der Siebzigerjahre erstellt der US-Geheimdienst detaillierte Profile von Anführern fremder Mächte, um die amerikanische
               Regierung in ihrem Umgang mit Spitzenpolitikern und despotischen Machthabern rund
               um den Erdball zu beraten. Die Analysen zur Persönlichkeit des ägyptischen Präsidenten
               Anwar al-Sadat und des israelischen Premierministers Menachem Begin halfen Präsident
               Jimmy Carter bei den Friedensverhandlungen von Camp David, die schließlich zu dem
               historischen Abkommen zwischen Israel und Ägypten vom 17. September 1978 führten.
               Jerrold Post und sein Team bei der CIA, darunter Psychologen, Anthropologen, Sozial- und Politikwissenschaftler, gründeten
               ihre Bewertungen auf ein ganzheitliches Bild einer Person in ihren zeitlichen, familiären,
               kulturellen und gesellschaftlichen Zusammenhängen. Sie analysierten Anführer anhand
               aller verfügbaren Informationen, darunter natürlich auch öffentliche Auftritte, Reden,
               schriftliche Äußerungen der jeweiligen Beobachtungsobjekte. Dabei ging es nicht in
               erster Linie um eine psychiatrische Diagnose, sondern um ein politisches Persönlichkeitsprofil,
               um das Verhalten von Anführern besser einzuschätzen und vorherzusagen.
            

            Jerrold Posts Urteil über Donald Trump, das er 2019 in einem Buch veröffentlichte,
               ist vernichtend und gleichzeitig besorgniserregend.[97] Er beschreibt nicht nur die Psychologie des Präsidenten, sondern auch seine besondere
               Beziehung zwischen ihm und seinen Anhängern, die vergleichbar sei mit dem Führerkult
               in den faschistischen Regimen der Dreißigerjahre in Deutschland und Italien. Das mache
               das Charisma eines Mannes, dessen Ego im Spiegel seiner Anhänger Nahrung und Befriedigung
               sucht und findet, so gefährlich: »Der spiegel-hungrige Anführer braucht einen kontinuierlichen
               Strom der Bewunderung von seinen Zuhörern, um sein unstillbares Ego zu ernähren. Entscheidend
               für seine Fähigkeit, diese Bewunderung hervorzulocken, ist seine Fähigkeit, ein Gefühl
               von Größe, Allmacht und Stärke zu vermitteln. Solche Individuen, die in sich das Gefühl
               grandioser Allmacht erweckt haben, sind besonders attraktiv für Individuen, die nach
               idealisierten Quellen von Stärke suchen. Sie vermitteln jenen ein Gefühl von Überzeugung
               und Sicherheit, die von Zweifel und Unsicherheit erfüllt sind. (…) Ihr innerer Zweifel
               ist so tief, dass es einer Mauer aus dogmatischer Sicherheit bedarf, um diese Zweifel
               zu unterdrücken. Um diese grandiosen Gefühle von Stärke und Allmacht zu erhalten,
               ist es für sie unmöglich, Schwäche und Zweifel einzugestehen.«[98] Jerrold Posts Diagnose ist eindeutig: Donald Trump ist ein Narzisst, wie er im Buche
               steht, und das Verhältnis zwischen ihm und vielen seiner Anhänger entspricht einer
               klassischen und gefährlichen Verbindung zwischen Führer und willfährigen Gefolgsleuten.
            

            Die American Psychiatric Association hat die wichtigsten Merkmale des Narzissmus in
               einer Veröffentlichung aus dem Jahr 2013 aufgelistet.
            

            
               	Der Narzisst hat ein übersteigertes Gefühl seiner eigenen Bedeutung.

               	Er übertreibt seine Erfolge und Fähigkeiten, erwartet die Anerkennung seiner Überlegenheit
                  auch ohne entsprechende Leistungen.
               

               	Er ist besessen von Fantasien von uneingeschränktem Erfolg, Macht, Brillanz, Schönheit
                  und idealer Liebe.
               

               	Er glaubt, dass er »besonders« und einzigartig ist und nur von jenen verstanden werden
                  kann und sich mit jenen abgeben sollte, die auch »besonders« und herausgehoben sind.
               

               	Er verlangt exzessive Bewunderung.

               	Er glaubt, er habe ein Anrecht zum Beispiel auf besondere Vergünstigungen, eine Vorzugsbehandlung,
                  auf automatische Erfüllung seiner Erwartungen.
               

            

             

            Alles, was ich in den vergangenen Jahren von Donald Trump gesehen und gehört habe,
               stimmt mit den aufgelisteten Symptomen eines Narzissten überein. Aber nach Einschätzung
               von Jerrold Post ist der amerikanische Präsident ein besonders schwerer Fall: ein
               pathologischer oder bösartiger Narzisst. Bei diesem ist das Selbstwertgefühl so übersteigert,
               dass er keine Fähigkeit zur Empathie mit anderen mehr hat, dass er ohne jeden Skrupel
               handelt, eine paranoide Orientierung und eine ungezügelte Aggression hat, all das
               auf der Basis einer tief liegenden Unsicherheit, gepaart mit einer extremen Empfindlichkeit
               gegenüber Kränkungen. Aber ist es wirklich so schlimm? Leidet Donald Trump tatsächlich
               an »bösartigem Narzissmus«, der »gefährlichsten Persönlichkeitsstörung«, wie der ehemalige
               CIA-Profiler schreibt? Ein solcher bösartiger Narzissmus stellt schon in sich eine Bedrohung
               für die Welt dar, die Ermächtigung des Anführers durch eine große Zahl treuer Gefolgsleute
               erhöht das Risiko noch einmal dramatisch. Jerrold Post vermutet unter den Anhängern
               Trumps viele, die selbst in ihrer Psyche angeschlagen und von Selbstzweifeln geplagt
               sind, aber der größere Teil der Verehrer eines narzisstisch-charismatischen Anführers
               erkläre sich wohl durch die gesellschaftlichen, wirtschaftlichen und politischen Krisen
               unserer Tage. Eine Desillusionierung aufgrund der Enttäuschung über Politiker und
               Parteien, das Gefühl, »abgehängt« zu sein von wirtschaftlichen Perspektiven und vom
               politischen Diskurs, schafft ein Vakuum, in das ein charismatischer Anführer hineinstoßen
               kann.
            

            Im Extremfall kann diese besondere Beziehung zwischen einem charismatischen Anführer
               und seiner willfährigen Gefolgschaft in eine sektenartige Form ausarten, den Kult
               um eine Person. Die Wörter »wir« und »uns« gegenüber »denen da« und »den anderen«
               lassen eine gemeinsame Identität entstehen, ein Zugehörigkeitsgefühl zu einer Gruppe
               von Gleichgesinnten, in der die Gefolgsleute die Standards und Normen ihres großen
               Vorbilds übernehmen. Das kann so weit gehen, dass viele Anhänger ihre eigenen Standards
               und ihr eigenes Urteilsvermögen völlig aufgeben – in einem Maß, dass sich Außenstehende
               fragen, wie sich diese bedingungslose Unterwerfung unter das Diktat des Anführers
               mit der Selbstachtung des Einzelnen in Einklang bringen lässt.
            

            Es ist kein Zufall, dass Donald Trump den Begriff »Volksfeind« aus dem Repertoire
               von Nazis und Kommunisten übernommen hat und damit sowohl Journalisten als auch politisch
               Andersdenkende beschimpft. Ein bösartiger Narzisst tut so etwas nicht aus rein politischem
               Kalkül, sondern aus tiefster Überzeugung. So sei es auch beim amerikanischen Präsidenten,
               meint der ehemalige CIA-Profiler Post: »Auch wenn es eine gängige politische Taktik ist, eine Bevölkerung
               gegen einen Feind von außen zu einen, so ist die Polarisierungsrhetorik dann am effektivsten,
               wenn man absolut daran glaubt, dass ›die‹ die Quelle des Problems sind, dass ›die‹
               das Böse sind und dass es ›unsere‹ Probleme eliminiert, ›die‹ zu eliminieren.« Dieser
               feste Glaube, das »absolut Gute« zu tun, führt auch zum letzten und bedrohlichsten
               Symptom des bösartigen Narzissten, seiner Bereitschaft zu rücksichtsloser Aggression.
               Sie schließt ausdrücklich auch die Fähigkeit zur Tötung oder Vernichtung eines Gegners
               ein, in dem der Aggressor eine existenzielle Bedrohung sieht. Als besonders anfällig
               dafür gelten Personen, bei denen sich das Charisma mit der Paranoia, ihrem Verfolgungswahn,
               verbindet. Die beiden Eigenschaften kämen zwar nicht zwangsläufig im Doppelpack daher,
               so der Psychologe Post, aber »wenn die beiden miteinander verbunden sind, dann kam
               es in der Geschichte zu den schrecklichsten Exzessen menschlicher Gewalt«. Post verweist
               auf faschistische Regime unter Hitler in Deutschland, Mussolini in Italien und Franco
               in Spanien. Sie seien Belege dafür, wie bösartige Narzissten zu einer Bedrohung für
               die Menschheit werden könnten.
            

         
         
            Über Recht und Gesetz

            Der Kronjurist des Nazi-Regimes Carl Schmitt hatte die Anerkennung und Anwendung des
               Freund-Feind-Prinzips ja als entscheidenden Faktor für die Ausübung und den Erhalt
               von Macht beschrieben. Er räumte der staatlichen Ordnung absoluten Vorrang vor der
               rechtlichen Ordnung ein, sodass auch der Bruch von Gesetzen und der Verfassung gerechtfertigt
               ist, um die Sicherheit des Staates gegen äußere und innere Feinde zu verteidigen.
               Pluralismus und Parlamentarismus, in dem die Maßnahmen miteinander ausgehandelt und
               Kompromisse geschlossen werden, stellten aus Sicht von Schmitt eine existenzielle
               Bedrohung für die Einheit und die Funktionsfähigkeit des Staates dar. Er war deshalb
               glühender Verfechter des sogenannten Dezisionismus, einer Rechtstheorie, die klare
               Entscheidungen und Dekrete verlangt, wie sie Donald Trump seit seinem Amtsantritt
               am 20. Januar 2025 fast täglich unterzeichnet. Schmitt bezog sich dabei auf den englischen
               Mathematiker und Philosophen Thomas Hobbes, der 1651 im Leviathan, einem der bedeutendsten Werke der politischen Philosophie, geschrieben hatte: »Auctoritas,
               non veritas facit legem«, also »Autorität, nicht Wahrheit macht das Gesetz«. Die Autorität
               des Amtsträgers schafft also Recht und ist die entscheidende Kraft, die dem Gesetz
               Geltung verschafft. Schmitt rechtfertigte damit in seiner Politischen Theologie von 1922 einen autoritären Regierungsstil: »Souverän ist, wer über den Ausnahmezustand
               entscheidet. (…) Der Ausnahmefall offenbart das Wesen der staatlichen Autorität am
               klarsten (…) Die Autorität beweist, dass sie, um Recht zu schaffen, nicht recht zu
               haben braucht.« Nach der Machtergreifung Adolf Hitlers lieferte Schmitt dem mächtigsten
               Mann in Deutschland dann die juristischen Rechtfertigungen für jedes Vorgehen, beginnend
               mit der Ermordung der Führungskräfte der SA, also der Sturmabteilung um Ernst Röhm im Sommer 1934. Die SA, also paramilitärische Kampforganisation der NSDAP in der Weimarer Republik, habe, so der Vorwurf, einen Putsch gegen Hitler geplant.
               Unter dem Titel »Der Führer schützt das Recht« schrieb Carl Schmitt am 1. August 1934
               in der Deutschen Juristen-Zeitung: »Der Führer schützt das Recht vor dem schlimmsten Missbrauch, wenn er im Augenblick
               kraft seines Führertums als Oberster Gerichtsherr unmittelbar Recht schafft. (…) Der
               wahre Führer ist immer auch der Richter (…) Die Tat des Führers (…) war echte Gerichtsbarkeit.
               Sie untersteht nicht der Justiz, sondern war selbst höchste Justiz.«
            

            Diese Haltung geht auf den ersten Blick kilometerweit über die Rechtstheorie des »unitary
               executive« hinaus, auf die Donald Trump die Vielzahl von Dekreten aus den ersten Monaten
               seiner Amtszeit stützt. Aber auch er beweist seine Autorität, indem er in einer Reihe
               seiner Exekutivbefehle einen »Ausnahmezustand« erklärt. Der behauptete Notstand bei
               Themen wie Zuwanderung, Energie, »diversity, equity, inclusion« (DEI), Auslandshilfen und Internationaler Strafgerichtshof dient als Rechtfertigung, um
               dann Maßnahmen zu befehlen, die in Teilen geltendes amerikanisches Recht brechen und
               im Widerspruch zur Verfassung und zu einschlägigen Urteilen des Obersten Gerichtshofes
               stehen.
            

            Zunächst deutete vieles darauf hin, dass Trump es bewusst auf Klagen seiner Widersacher
               anlegt, um im Zug durch die Instanzen Präzedenzurteile zu schaffen und am Ende vor
               dem Obersten Gerichtshof in vielen, wenn nicht in allen, Streitfällen recht zu bekommen.
               Aber nur knapp zwei Wochen nach Vereidigung des neuen Präsidenten bezweifelten zwei
               renommierte Rechtswissenschaftler, dass Trump wirklich an einer juristischen Prüfung
               durch den Supreme Court interessiert ist. »Warum widersprechen so viele von Präsident
               Trumps zahlreichen Exekutivbefehlen realen, rechtlichen Prinzipien? Sind sie das Ergebnis
               von Inkompetenz? Legt die Administration die Grundlage für Testfälle, um die Exekutivmacht
               vor dem Obersten Gericht auszudehnen?«, fragten sich Bob Bauer und Jack Goldsmith.[99] Die beiden gehören unterschiedlichen Parteien an und haben intensive Regierungserfahrung
               gesammelt. Goldsmith – jetzt Professor am Rechtswissenschaftlichen Institut der Harvard
               Universität – diente als stellvertretender Justizminister in der Regierung von George
               W. Bush. Bauer war von 2009 bis 2011 der Justiziar des Weißen Hauses unter Präsident
               Barack Obama. In ihrem Essay prüfen die zwei Experten eine dritte Möglichkeit: »Die
               Administration kümmert sich nicht um die Einhaltung des geltenden Rechts, sie schert
               sich auch nicht um die Meinung des Supreme Courts, sondern will eine radikale Veränderung
               der Verfassungsordnung bewirken.« Wenn das wahr wäre, dann ginge es in der zweiten
               Amtszeit von Donald Trump tatsächlich um eine Abschaffung der amerikanischen Demokratie,
               wie es sie über fast 250 Jahre gegeben hat.
            

            Seit der Amtszeit von John F. Kennedy entstehen Dekrete des Präsidenten nach einem
               genau festgelegten Vorgehen. Der Chef der Exekutive, also Donald Trump, müsste seinen
               Beschlussvorschlag an das Office für Management and Budget (OMB) schicken. OMB – das Verwaltungs- und Haushaltsbüro des Weißen Hauses – ist für die Erstellung des
               Haushaltsentwurfs und die Organisation der Regierungsarbeit verantwortlich. Im Entwurf
               müssen Absicht, Hintergrund und Wirkung des Exekutivbefehls und die Wechselwirkungen
               mit Gesetzen oder früheren Dekreten beschrieben werden. Der Chef des OMB prüft all dies, zeichnet die Order ab und leitet sie dann an das Justizministerium
               weiter. Dort beginnt ein intensiver Abgleich mit allen geltenden Rechtsbestimmungen,
               um sicherzustellen, dass das Dekret des Präsidenten rechtmäßig und verfassungskonform
               ist. Der Justizminister müsste es dann abzeichnen.
            

            So war es immer, aber so ist es jetzt eben nicht mehr. Das Justizministerium als höchste
               juristische Instanz der Exekutive ist ganz offensichtlich nicht am Verfahren beteiligt.
               Das schließen die beiden Rechtswissenschaftler Bauer und Goldsmith aus einer Reihe
               von Exekutivbefehlen, die geltendes amerikanisches Recht brechen oder gar verfassungswidrig
               sind. Das Einfrieren von Geldern, die der Kongress bewilligt hat, zum Beispiel im
               Rahmen des Inflation Reduction Act und des Infrastrukturpakets, ist ein Verstoß gegen
               die Gewaltenteilung und damit auch gegen die Verfassung. Der Aufschub des TikTok-Verbots
               widerspricht der Ausführungspflicht von Maßnahmen, die das Parlament beschlossen und
               ein Präsident – in diesem Fall Joe Biden – unterschrieben hat. Mehr noch, Donald Trump
               setzt sich damit über ein Urteil des Obersten Gerichtshofs hinweg, der das Verbot
               noch kurz vor Amtsantritt des neuen Präsidenten als verfassungsgemäß bestätigt hatte.
               Mit dem Rauswurf von Tausenden von Regierungsbeamten, insbesondere aus Behörden, die –
               wie USAID – der Aufsicht durch den Kongress unterliegen, und mit dem Ausstieg aus dem Pariser
               Klimaabkommen überschreitet Trump ebenfalls seine Zuständigkeit. Die Abschaffung des
               Territorialprinzips für die Staatsbürgerschaft ist ein direkter Verfassungsbruch.
               Eine Reihe dieser Fälle stehen im klaren Widerspruch zu den bisherigen Urteilen des
               Obersten Gerichtshofs.
            

            Am 29. Januar 2025 wurde Trumps Pressesprecherin Karoline Leavitt gefragt, wer den
               Präsidenten denn rechtlich bei seiner Anweisung, die vom Kongress genehmigten Gelder
               nicht auszugeben, beraten habe. Leavitt antwortete: »Der Justiziar des Weißen Hauses
               glaubt, dass es in der Macht des Präsidenten liegt, das zu tun. Und deshalb tut er
               es.« Tatsächlich, so berichtete die New York Times, seien auch Rechtsberater außerhalb der Regierung an der Entstehung der Dekrete beteiligt.
               Die klaren Vorgaben, die aus der Zeit von Präsident Kennedy stammen, sind damit obsolet,
               eine intensive Rechtsprüfung durch das Justizministerium findet nicht statt.
            

            Solch eine Prüfung müsste aber eigentlich im Interesse von Donald Trump liegen, wenn
               er ehrlich gemeinte Testfälle für den Obersten Gerichtshof schaffen wollte. Dann würden
               die Dekrete fein ziselierte juristische Argumentationen beinhalten. »Trumps Exekutivbefehle
               haben vielleicht ein paar solcher Merkmale«, so Bauer und Goldsmith, »aber in der
               Gesamtschau sehen sie mehr aus wie ein Programm für die Missachtung des Rechts, für
               eine Art verfassunggebende Versammlung im Kleinen, um den Artikel 2 auf breiter Front
               zu ergänzen.«
            

            Hier kommt der Mann ins Spiel, der wohl der Vordenker und Strippenzieher für den Umbau
               der amerikanischen Demokratie in ein autoritäres System ist: der neue Direktor des
               Office for Management and Budget Russell Vought. Er gilt als einer der Hauptautoren
               von »Mandat zu führen«, also des »Projects 2025«, der erzkonservativen Heritage-Stiftung.
               Vought ist ein glühender Verfechter der Rechtstheorie des »unitary executive« und
               glaubt, dass der »tiefe Staat« Donald Trump in seiner ersten Amtszeit an der Ausübung
               seines verfassungsmäßigen Rechts gehindert habe. Die Regierungsjuristen hätten ihm
               damals immer gesagt: »Das ist nicht legal, das darf man nicht machen, das würde geltendes
               Recht brechen, dagegen gibt es ein bundesstaatliches Gesetz«, so sagte Vought bei
               einem öffentlichen Auftritt im Mai 2023. Er wolle, dass ein künftiger Präsident Trump
               »keine Sekunde Zeit mehr wegen irgendwelcher Streitigkeiten im Oval Office verliert,
               ob etwas legal ist«. Der 49-jährige Jurist, der sich selbst als christlichen Nationalisten
               bezeichnet, fordert eine Rückbesinnung auf den Originaltext der amerikanischen Verfassung,
               die dem Präsidenten eine fast absolute Macht gebe, aber von der politischen Linken
               pervertiert worden sei: »Die Macht wurde einmal an die Exekutive delegiert. Aber der
               Präsident und der exekutive Zweig sind in der Praxis nicht mehr dasselbe. Den Behörden
               sind die Haushaltsausschüsse des Kongresses wichtiger als der Präsident. Sie erschaffen
               neue Regeln, wie die Parlamentsausschüsse sie gern hätten. Und sie werden von den
               Werten und vom Milieu einer dauerhaft herrschenden Klasse in der Hauptstadt beeinflusst,
               die weit von den alltäglichen Sorgen und Wünschen des amerikanischen Volkes entfernt
               sind. Das war eine langsame Revolution über mehr als 100 Jahre, und die Verfassung,
               unter der wir jetzt leben, ist nicht mehr die, die die Gründungsväter uns gegeben
               haben.«[100] Vought behauptet, Amerika befinde sich in einer postkonstitutionellen Zeit, die nichts
               weniger als eine Gegenrevolution erfordere: »Die Rechte muss all die Präzedenzfälle
               und rechtlichen Paradigmen abwerfen, die sich fälschlicherweise über die letzten 200 Jahre
               entwickelt haben«, so Vought. »Wir müssen die Worte der Verfassung sorgfältig studieren
               und erkunden, wie die Gründungsväter in modernen Situationen auf die Übergriffigkeit
               der anderen Gewalten geantwortet hätten.«
            

            Die Rechtsexperten Bauer und Goldsmith glauben, dass Vought dem Obersten Gerichtshof
               die Angst einflößen will, dass Präsident Trump bereit ist, den Entscheidungen des
               Gerichts zu trotzen: »Wenn das die Theorie hinter diesen Exekutivbefehlen ist – und
               wir spekulieren hier aufgrund dieses einen, unglaublich einflussreichen Trump-Beraters –,
               dann sollen die Dekrete nicht einfach Testfälle für den Supreme Court sein. Stattdessen
               bombardieren sie das Gericht mit einer Welle von juristischen Forderungen zum Umfang
               des Artikels 2.« Die Administration wolle das Gericht von einem Urteil gegen den Präsidenten
               abschrecken, indem sie damit drohe, die Entscheidung einfach nicht zu beachten. Ein
               ungeheuerlicher Gedanke, den Trumps Vizepräsident J. D. Vance auch schon einmal öffentlich
               ausgesprochen hatte, wie ich im nächsten Kapitel zeigen werde. Am 9. Februar 2025
               postete Vance zusätzlich auf Musks Plattform X: »Richter haben kein Recht, die legitime
               Macht der Exekutive zu kontrollieren.«[101] Dabei ist diese Kontrolle doch ein Grundprinzip der Gewaltenteilung. Dass der Präsident
               auch gegenüber den Gerichten in den USA mit massiven Drohungen versuchen könnte, seine Vorhaben durchzusetzen, wäre im absoluten
               Einklang mit seinen Methoden von Nötigung und Erpressung, die er in allen Feldern
               der Politik anwendet. Wenn der Präsident der Vereinigten Staaten aber ein Urteil des
               höchsten Gerichts ignoriert, dann löst Donald Trump mit seinem Griff nach der absoluten
               Macht eine Staatskrise aus. Es wäre das Ende von Gewaltenteilung und Demokratie in
               Amerika.
            

            Im März 2025 beteuerte Donald Trump zwar in einem Interview mit dem Fernsehsender
               FoxNews, dass er Urteile des Obersten Gerichts befolgen werde, gleichzeitig forderte
               er aber die Amtsenthebung von Richtern, die die Ausführung mehrerer seiner Exekutivbefehle
               gestoppt und seine Anordnungen in Teilen sogar für verfassungswidrig erklärt hatten.
               Mit weiteren Dekreten verhängte er Strafmaßnahmen gegen Anwaltsfirmen, die an den
               Klagen beteiligt waren. Den Mitarbeitern der Kanzleien wurde der Zugang zu Bundesgebäuden
               und der Kontakt mit Bundesbediensteten untersagt, eine drastische Einschränkung ihrer
               Arbeitsfähigkeit. Niemals in der amerikanischen Geschichte wurden die Institutionen
               und Akteure des Rechtsstaats in solch einem Ausmaß eingeschüchtert und unter Druck
               gesetzt.[102] 
            

            Donald Trump sagt ganz gern, er sei der beste Präsident seit Abraham Lincoln. Doch
               es war ausgerechnet dieser Lincoln, der 1838 in einer Rede die größte Gefahr beschrieb,
               die der amerikanischen Republik je drohen könnte. Er warnte vor dem Aufstieg eines
               Mannes, »der besessen ist von seinem unschlagbaren Genie, verbunden mit einem Verlangen,
               das bis zum Äußersten geht«. Abraham Lincoln fuhr fort: »Wenn ein solcher Mann kommt,
               dann sind Menschen nötig, die sich untereinander einig sind, die an Regierung und
               Gesetzen hängen und die klug sind, um seine Pläne erfolgreich zu vereiteln.« Aber
               was, wenn Donald Trump sie einfach alle ignoriert, das Parlament, die Gerichte, je
               selbst das amerikanische Volk? Und wenn sich niemand traut, einzustehen für die Werte
               und Grundprinzipien der Demokratie, für Recht und Gesetz, für den Respekt vor der
               Würde jedes Menschen, für Ehrlichkeit, Demut und Anstand?
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         Achtung, jetzt wird es merkwürdig, also »weird«. So bezeichnete der Vizepräsidentschaftskandidat
            der demokratischen Partei, Tim Walz, im Wahlkampf Donald Trump und dessen handverlesenen
            Teamkameraden J. D. Vance. Statt weiter Angst vor den düsteren Plänen der beiden für
            die Einschränkung von Freiheit und Demokratie in Amerika zu schüren, wollte Walz die
            Wähler mit dem Etikett »weird« zum Nachdenken bringen und Zweifel säen. Entstammten
            die wortgewaltigen Ankündigungen von Trump und Vance wirklich einem klugen Plan, oder
            waren sie eher wirre Ideen von machthungrigen Selbstdarstellern mit instabilem Geist?
         

         Was in den ersten Wochen des Wahlkampfes zu einer Begeisterungswelle rund um die Kandidatin
            Kamala Harris beitrug, hatte am Ende doch wenig Einfluss auf den Wahlausgang. Dabei
            könnte Walz’ Bemerkung treffender kaum sein, wenn man sich die Welt einmal anschaut,
            aus der J. D. Vance in das zweithöchste Amt im Staat aufgestiegen ist. Vance ist das
            Aushängeschild für Amerikas Neue Rechte, eine neoreaktionäre Bewegung, kurz NRx genannt, die auch unter dem Namen »Dark Enlightenment« bekannt ist – eine Referenz
            sowohl an die dunkle Zeit des Frühmittelalters vom 5. bis zum 10. Jahrhundert als
            auch die Zeit der Aufklärung im 17./18. Jahrhundert. Die NRx gilt als antidemokratisch und antiegalitär, lehnt also den Gedanken ab, dass alle
            Menschen im Prinzip gleich sind und deshalb gleiche Rechte und Chancen haben müssen.
            Die Anhänger dieser Überzeugungen beschrieb der ehemalige US-Arbeitsminister Robert Reich als »libertäre Gemeinschaft der reichen Crypto-Bros,
            Tech-Bosse, Zurück-aufs-Land-Fans und unzufriedenen Rechtsaußen-Intellektuellen«.[103] Reich – jetzt Professor an der University of California Berkeley – meint damit superreiche
            Konzernchefs und Investmentbanker, Befürworter eines sich selbst versorgenden und
            von keinem anderen Staat abhängigen Amerikas unter autoritärer Führung. Die Bewegung
            sei deshalb zutiefst antidemokratisch, weil sie nur dann Chancen auf die Durchsetzung
            ihrer Weltsicht sehe, wenn eine »Cäsar-ähnliche Person dem Establishment die Macht
            entreißt und eine Art monarchisches Regime errichtet, das wie ein Start-up-Unternehmen«
            die Geschäfte des Landes führt. Reich warnt davor, dass der neue US-Vizepräsident J. D. Vance spätestens nach der Wahl 2028 der erste Diktator der Vereinigten
            Staaten von Amerika werden könnte.
         

         Klingt verrückt? Dann müssten jene, die diesen Plan hegen, ja auch verrückt sein.
            Reich listet einige führende Köpfe der Bewegung auf, allen voran Elon Musk und dessen
            Freund und Multimilliardär Peter Thiel, die gemeinsam Ende der Neunzigerjahre den
            Online-Bezahldienst PayPal aus der Taufe gehoben und damit ihren Reichtum begründet
            hatten. Mit dabei war damals auch David Sacks, Chef eines Unternehmens für Risikokapitalanlagen,
            den Donald Trump jetzt, wie erwähnt, zu seinem Beauftragten für künstliche Intelligenz und
            Kryptowährungen ernannte. Auch die Finanzmagnaten Joe Lonsdale und Doug Leone gehören
            zum Kreis der Neoreaktionäre, ebenso wie der Techberater Jacob Helberg, der zwei Millionen
            Dollar für den Wahlkampf von Donald Trump spendete und bis Ende 2024 in der Kommission
            saß, die alle Wirtschaftsbeziehungen zu China überprüft. Auch Steve Bannon, Vordenker
            der MAGA-Bewegung, teilt die merkwürdigen Überzeugungen, die vor einigen Jahren vielleicht
            am treffendsten von dem Blogger Curtis Yarvin entwickelt und von ihm seit April 2007
            unter dem Pseudonym Mencius Moldbug in einem Manifest und weiteren Essays veröffentlicht
            wurden. Seine Anhänger nennen ihn deshalb »Lord Yarvin« oder auch »unser Prophet«.
         

         
            Der rechte Prophet

            Gemäß Yarvin ist die Demokratie ein »ineffektives und zerstörerisches Regierungssystem«,
               in dem die Macht in den Händen eines linksradikalen Bündnisses aus Elitehochschulen
               und Medien liege, das mit seinen Forderungen nach Gleichheit und Gerechtigkeit die
               soziale Ordnung der USA zunichtemache. Die »Kathedrale«, so bezeichnet er dieses Bündnis, schüre Angst vor
               einer angeblichen Bedrohung durch Nationalisten, Regierungskritiker, Abweichler und
               Verschwörungstheoretiker und befeuere damit die Erregungskultur. Die Bewegung habe
               linkes, progressives Gedankengut zu einer Art Religion erklärt und reklamiere nun
               die absolute moralische Überlegenheit nur für sich. Wer immer sich daran beteilige –
               Politiker, Journalisten, Akademiker –, werde von der Elite gefördert und könnte selbst
               in den Kreis der Meinungsführer aufsteigen. Die eigentlich der Regierung vorbehaltene
               Macht sei längst in einer Oligarchie der Gebildeten untergegangen, der es nur um den
               eigenen Status im System gehe, nicht um die nationalen Interessen Amerikas. Die einzige
               Aufgabe des Staates sieht Yarvin darin, mit einer schlanken und effizienten Führung
               den wirtschaftlichen Erfolg zu ermöglichen, nicht aber sich für hehre Prinzipien wie
               Gleichheit, Gerechtigkeit und Minderheitenrechte einzusetzen. Das blähe den Regierungsapparat
               nur unnötig auf und verwandle die angebliche Demokratie in eine Tyrannei, in der linke
               Eliten mit dem erhobenen Zeigefinger den Menschen diktierten, was sie zu denken und
               zu tun hätten.
            

            Yarvins Ideen haben rassistische und faschistische Züge. Er ist überzeugt, dass nicht
               alle Menschen gleich sind, dass Schwarze biologisch bedingt einen niedrigeren IQ haben als Weiße und sich besser als Sklaven eignen – sie hätten, wie er in einer
               E-Mail schrieb, »Talent gezeigt, in der Art, wie sie die Sklaverei erduldeten.« Die
               Förderprogramme der US-Regierung für Minderheiten hält er für Verschwendung. Er setzt eine linke Regierungspolitik
               mit Kommunismus gleich und verharmlost Gewalt, wie beispielsweise den Anschlag des
               Rechtsterroristen Anders Breivik, der 2011 in Norwegen 77 Menschen, darunter vor allem
               Kinder und Jugendliche, in einem Ferienlager der sozialdemokratischen Partei ermordete.
               Breivik habe ja noch nicht einmal eine dreistellige Opferzahlt erreicht, zu wenig,
               um die »kommunistische Regierung Norwegens zu stürzen«. Der damalige Premierminister
               war der Sozialdemokrat und spätere NATO-Generalsekretär Jens Stoltenberg.
            

            Im November/Dezember 2008 entwarf Yarvin in seinem Blog eine Vision für »ein neues
               politisches System für das 21. Jahrhundert«. Er fordert darin »einen kompletten Austausch
               des Staates«, also nicht weniger als eine Revolution. »Wir haben genug«, so Yarvin.
               »Wir sind durch mit dem gegenwärtigen Regierungssystem. Wir wollen einen Reboot.«
               Der Querdenker empfiehlt ein neues Betriebssystem namens »Patchwork«, das man natürlich
               »nicht gleich in der gesamten Welt installieren« müsse, auch wenn es dafür geeignet
               sei. »Aber es ist einfacher und sicher auch umsichtiger, klein anzufangen«, so Yarvin.
               »Innovationen in Sachen Souveränität sind gefährlich.« Yarvin will die ineffizienten
               und verschwenderischen demokratischen Regierungen durch große börsennotierte Konzerne
               ersetzen, die einen Vorsitzenden mit absoluter Macht, einen »Overlord« (Oberherr)
               wählen, der ihre Interessen vorantreibt: »Die Grundidee von Patchwork ist, dass wir
               die beschissenen Regierungen, die uns die Geschichte beschert hat, zerschlagen und
               durch ein globales Spinnennetz von Zehntausenden oder gar Hunderttausenden souveränen
               und unabhängigen Miniländern ersetzen, die von ihrem eigenen Konzern ohne Rücksicht
               auf die Meinungen ihrer Einwohner regiert werden.« Tatsächlich müssten alle Bewohner
               einen Vertrag unterzeichnen, in dem sie ihr Wohlverhalten und ihre Mitarbeit an der
               wirtschaftlichen Entwicklung versprechen. Der Staat garantiert im Gegenzug die Rahmenbedingungen
               für das persönliche Fortkommen, die Sicherheit von Eigentum und Leben der Bürger.
               Nicht mehr und nicht weniger. Eine besondere Förderung von Minderheiten auf Kosten
               der Mehrheit wäre ausgeschlossen, und es gäbe auch kein Recht auf Privatsphäre, denn
               die Regierung müsse ja das Wohlverhalten mithilfe neuester Überwachungstechnologie
               jederzeit überprüfen können. Wer damit ein Problem hat, muss sich entscheiden: »Wenn
               sie ihre Regierung nicht mögen, können und sollen sie wegziehen. Das Design ist ›Ausstieg
               jederzeit, Mitspracherecht nie‹.«
            

            Noch bizarrer sind Yarvins Gedanken für den Umgang mit jenen Einwohnern, die nicht
               produktiv zum Erfolg des Ganzen beitragen. Als profitable Lösung des Problems empfiehlt
               er, diese Menschen »in Biodiesel zu verwandeln«, um damit den öffentlichen Nahverkehr
               zu betreiben. »Ich scherze natürlich nur«, setzt er hinzu, um dann aber über »die
               humanste Alternative zu einem Genozid« nachzusinnen. Man solle diese unnützen Bürger
               »virtualisieren«, also sie in eine Einzelzelle einsperren, die sie dank neuester Technologien
               mit einer virtuellen Realität umgibt. So könnten sie »ein reiches, erfülltes Leben
               in einer komplett erfundenen Welt erfahren«. Kein Scherz.
            

            Yarvin hat konkrete Vorstellungen, wie der Umsturz in den USA vor sich gehen sollte. Im Idealfall mit einem republikanischen Präsidentschaftskandidaten,
               der schon im Wahlkampf ankündigt, die amerikanische Verfassung abzuschaffen. Sobald
               er dann gewählt ist, sollte er als Erstes alle Regierungsmitarbeiter feuern. »Retire
               All Government Employees« nannte der Blogger dieses Konzept bei einer Konferenz am
               21. Oktober 2012 in Long Beach, Kalifornien. Die entsprechende Abkürzung RAGE ist das englische Wort für Wut oder Raserei. Genau das fordert Yarvin vom künftigen
               Anführer Amerikas: »Es braucht einen Vorstandschef. Und ein nationaler Vorstandschef
               ist das, was man einen Diktator nennt. Das ist das Gleiche, es gibt keinen Unterscheid
               zwischen Vorstandschef und Diktator. Wenn die Amerikaner ihre Regierung ändern wollen,
               müssen sie ihre Diktatorenangst überwinden.«
            

         
         
            Vance outet sich

            Man könnte das alles als absurde Gedankenspielereien eines verrückten gesellschaftlichen
               Außenseiters abtun, aber Yarvins Vorschläge finden Resonanz in einer breiten neoreaktionären
               Bewegung, der nicht nur einige der reichsten Männer der Erde anhängen, sondern offenbar
               auch der Mann, der als neuer Vizepräsident federführend bei ihrer Umsetzung sein könnte.
               2021 diskutierte J. D. Vance mit dem Podcaster Jack Murphy darüber, ob das amerikanische
               System zerfallen oder von einem Anführer mit diktatorischer Macht übernommen würde.[104] Vance bezog sich direkt auf den Vordenker der neoreaktionären Bewegung in den USA: »Also es gibt da diesen Typen Curtis Yarvin, der einiges davon mal beschrieben hat.
               Eine Option ist, dass man im Grunde akzeptiert, dass das Ganze in sich zusammenfällt.
               Dann ist es jetzt die Aufgabe der Konservativen, so viel wie möglich zu bewahren«,
               während wir auf den »unvermeidlichen Kollaps der Ordnung« warten. Aber Vance findet
               die andere Option deutlich interessanter: »Wir brauchen so etwas wie eine De-Baathifizierung,
               eine De-Wokifizierung. Wir sollten die Institutionen der Linken übernehmen und sie
               gegen sie wenden. Ich glaube, dass Trump im Jahr 2024 wieder antritt. Wenn ich ihm
               einen Rat geben könnte, wäre es dieser: ›Feuere jeden einzelnen mittleren Beamten,
               jeden Bediensteten im Verwaltungsstaat, ersetze sie durch unsere Leute. Und wenn die
               Gerichte dich stoppen, stell dich vor das Land und sage: Der Oberste Richter hat sein
               Urteil gefällt. Nun lassen wir ihn es auch durchsetzen.‹«
            

            Vance empfiehlt also, eine Staatskrise vom Zaun zu brechen, indem sich der Präsident
               über das Gesetz und die Entscheidung des Obersten Gerichtshofes hinwegsetzt, so wie
               es ein Diktator eben machen würde. Anhand zahlreicher Äußerungen lässt sich nachweisen,
               dass Vance selbst wenig bis keinen Respekt vor den Grundprinzipien und der Verfassung
               der amerikanischen Demokratie empfindet, obwohl er doch als US-Senator einen Eid auf ebendiese abgelegt hat. Bis heute weigert er sich, die Niederlage
               Donald Trumps bei der Präsidentschaftswahl 2020 anzuerkennen. Er spielt den gewaltsamen
               Aufstand vom 6. Januar 2021 herunter. In einem Interview mit dem US-Fernsehsender ABC am 4. Februar 2024 fragte ihn mein Kollege George Stephanopoulos: »Wenn Sie am 6. Januar
               Vizepräsident gewesen wären, hätten Sie die Wahlergebnisse zertifiziert?« Vance antwortete:
               »Wenn ich Vizepräsident gewesen wäre, hätte ich den Bundesstaaten wie Pennsylvania,
               Georgia und vielen anderen gesagt, dass wir viele alternative Wahlmännerlisten brauchen.
               Dann hätte der US-Kongress das ausfechten können.« Vance hält die Einwanderungspolitik der Biden-Harris-Regierung
               für eine gewollte Invasion, um das Wahlvolk zugunsten der demokratischen Partei zu
               verändern: »Es ist eine Verschiebung in der demokratischen Zusammensetzung des Landes,
               durch die wir Republikaner nie wieder eine nationale Wahl in diesem Land gewinnen
               können«, so Vance bei einer Rede im April 2022 in Portsmouth.
            

            Es ist kein Zufall, dass der damalige Senator Vance im Gespräch mit dem Podcaster
               Jack Murphy einen Vergleich zur römischen Antike zieht: »Wir sind in einer spätrepublikanischen
               Phase. Wenn wir dagegenhalten wollen, müssen wir ziemlich wild agieren, ziemlich extrem,
               und in Richtungen gehen, die für viele Konservative derzeit unangenehm sind.« Zur
               Erinnerung: Der Untergang der römischen Republik in der Antike war besiegelt, als
               der Feldherr Julius Cäsar im Januar des Jahres 49 vor Christus mit seinem Heer den
               Rubikon überschritt und damit einen blutigen Bürgerkrieg auslöste. Mit seiner Ernennung
               zum Diktator auf Lebenszeit brach Cäsar später die Verfassung und wollte die Republik,
               die er als »blutlosen Schatten« eines Staates bezeichnete, komplett reformieren.
            

            Vance nennt die bisherige Regierung in den Vereinigten Staaten häufig »Regime«, vermeidet
               aber – anders als Curtis Yarvin – bei öffentlichen Auftritten und Interviews Worte
               wie Umsturz oder Diktator. Als ihn mein amerikanischer Kollege James Pogue für einen
               Artikel in der Zeitschrift Vanity Fair fragte, ob Kritiker recht hätten, wenn sie ihm faschistische Umsturzgelüste nachsagten,
               antwortete Vance: »Die kulturelle Welt, in der Sie arbeiten, ist unglaublich parteiisch«
               gegenüber der MAGA-Bewegung und ihren Anführern. Diese Einseitigkeit werde von jener Medienmaschinerie
               erzeugt, die »fundamental einer Sache dient, die viel schlimmer ist als irgendetwas,
               was Sie hier – selbst in Ihren schlimmsten Albträumen – sehen«. Vance ist davon überzeugt,
               dass eine von moralischem Überlegenheitsgefühl geleitete Politik der Linken in die
               Tyrannei führt.
            

         
         
            Die graue Eminenz

            Genauso sieht es der wichtigste Förderer der politischen Karriere von J. D. Vance –
               der Multimilliardär Peter Thiel, der eine Art graue Eminenz der neoreaktionären Bewegung
               in den USA geworden ist. Der Mitgründer des Online-Bezahldienstes PayPal und frühere Investor
               in Mark Zuckerbergs Plattform Facebook erregte im April 2009 mit seinem Essay »Die
               Ausbildung eines Libertären« großes Aufsehen, weil er darin eine antidemokratische
               Haltung offenbarte: »Ich glaube nicht länger, dass Freiheit und Demokratie kompatibel
               sind.« Thiel, der jetzt vor allem neue Technologie-Ideen mit Risikokapital fördert,
               ist überzeugt, dass es einen ungebremsten Kapitalismus braucht, um jene Technologien
               entwickeln und vorantreiben zu können, die für den Erhalt und Fortschritt der Welt
               essenziell sind. Aber dieses libertäre Gedankengut besitze längst keine politische
               Lobby mehr, geschweige denn politische Macht. In seinem Essay schrieb er: »Seit 1920
               ist die Idee einer ›kapitalistischen Demokratie‹ durch den enormen Anstieg der Zahl
               der Sozialhilfeempfänger und die Ausweitung des Wahlrechts auf Frauen – zwei Gruppen,
               die für die Libertäre Bewegung bekanntermaßen schwierig sind – zu einem Widerspruch
               in sich geworden.« Mit anderen Worten: Der Sozialstaat und weibliche Wähler, denen
               soziale Fragen wichtiger sind als knallharter Kapitalismus, hätten Amerika geschwächt –
               frauenfeindlicher und unsozialer kann man es kaum ausdrücken.
            

            Thiel behauptete hinterher, so habe er es nicht gemeint. Aber aus seiner Sicht bevorteilt
               das demokratische System Politiker, die einer individualistischen, liberalen Ideologie
               anhängen und unternehmerische Freiheiten einschränken wollen. Elitäre Hochschulen
               und Medienkonzerne befeuerten im Verbund mit einer moralgesteuerten und selbstherrlichen
               Regierungsbürokratie und ideologisch linksorientierten Big-Tech-Konzernen eine tyrannische,
               chaotische, werte- und moralentleerte Welt, eine dystopische Hölle.
            

            Obwohl Thiel sich früher einmal für Barack Obama engagiert hatte, spendete er 2016
               für den Wahlkampf von Donald Trump und beteiligte sich nach der Wahl im Übergangsteam
               für die Administration. Als Trump nur wenige seiner Personalvorschläge für Regierungsposten
               berücksichtigte, begann Thiel damit, aufstrebende junge Politiker zu unterstützen,
               die seine neoreaktionären Vorstellungen teilen. 2022 finanzierte er die Senatswahlkämpfe
               von Josh Hawley in Missouri, Blake Masters in Arizona und J. D. Vance in Ohio. Masters
               verlor, die beiden anderen siegten. Vance gilt als Thiels größte und erfolgreichste
               Investition, er spendete seinem ehemaligen Mitarbeiter rund 15 Millionen Dollar und
               machte all seinen Einfluss in der republikanischen Partei geltend, damit Trump seinen
               Protegé 2024 als seinen Vizepräsidentschaftskandidaten auswählt. Vance sieht in Thiel
               mehr als nur einen großzügigen Gönner, wie er dem Magazin Politico 2024 sagte: »Mein Verhältnis zu Peter ist so eng, wie es schon seit 15 Jahren ist,
               seit ich ihn kenne. Wenn etwas Interessantes passiert und ich mich mit einem faszinierenden
               und sehr kenntnisreichen Menschen darüber austauschen will, rufe ich ihn an.« Vance
               bestreitet aber, dass er im Weißen Haus willfähriger Erfüllungsgehilfe für Thiels
               politische Vorstellungen sein könnte. Doch das dürfte keine entscheidende Rolle spielen,
               da Vance in fast allen Fragen ohnehin auf der gleichen Linie liegt. An dieser Stelle
               kommt auch der schon erwähnte Steve Bannon wieder ins Spiel, zu dem sowohl Thiel als
               auch Vance enge Kontakte pflegen.
            

            Wer J. D. Vance verstehen will, muss sich mit einem weiteren neoreaktionären Vordenker
               befassen, der neben Curtis Yarvin und Peter Thiel ebenfalls einen großen Einfluss
               auf den amerikanischen Vizepräsidenten hat – Patrick Deneen.[105] Der Politikwissenschaftler an der Universität von Notre Dame in Indiana argumentierte
               2018 in seinem Buch Warum der Liberalismus gescheitert ist, dass sich die Liberalen so sehr auf die Förderung von Individualismus, Säkularismus
               und freier Marktwirtschaft konzentriert hätten, dass dabei die Grundpfeiler der amerikanischen
               Gesellschaft untergraben wurden. Deneen meint damit die Kernfamilie als Keimzelle
               des Staates, den religiösen Glauben als verbindendes Element und ein funktionierendes
               Wirtschaftssystem auf lokaler Ebene. J. D. Vance teilt diese Analyse und empfiehlt
               gern Deneens Folgewerk, das unter dem Titel Regime Change im Jahr 2023 erschien und in dem er eine friedliche Revolution rechtfertigt. Die
               liberale Ordnung müsse durch eine postliberale Ordnung ersetzt werden, die eher konservative
               und religiöse Werte fördert. Diese seien viel wichtiger als der Schutz von individuellen
               Rechten wie gleichgeschlechtliche Ehen, Geschlechtsumwandlungen und Abtreibung. Dies
               ist ein strenger sozialer Konservatismus gepaart mit einer arbeitnehmer- und familienfreundlichen
               Wirtschaftspolitik mit Strafzöllen und steuerlichen Anreizen für die Industrie und
               mit einer isolationistischen Außenpolitik – genau dafür steht auch Trump. Bei der
               Vorstellung des Buches an der Katholischen Universität in Washington stellte sich
               Vance hinter Deneens Ideen. Als Anhänger der »postliberalen Rechten« kämpfe auch er
               im Senat gegen das überkommene »Regime«. Nach der Nominierung zum Vizepräsidentschaftskandidaten
               bezeichnete der Kulturphilosoph und Politikwissenschaftler Deneen Vance als »Mann
               mit einem tiefen persönlichen Glauben und Integrität, hingebungsvollen Familienvater,
               großzügigen Freund und ehrlichen Patrioten«.
            

         
         
            Aufstieg aus der Armut

            Vance wurde als James Donald Bowman am 2. August 1984 in Middletown, Ohio, in armen
               Verhältnissen geboren. In seiner Kindheit erlebte er Gewalt durch seine Eltern, die
               Mutter war alkoholabhängig. So kümmerten sich vor allem die Großeltern mütterlicherseits
               um J. D. und seine Schwester Lindsey. Nach dem Schulabschluss – seine Mutter hatte
               seinen zweiten Vornamen zu David ändern lassen – ging der junge Mann zu den Marinesoldaten
               der US-Streitkräfte. Er diente als Militärjournalist, unter anderem auch bei einem sechsmonatigen
               Einsatz im Irak im Jahr 2005. Dank der finanziellen Unterstützung für ehemalige Soldaten
               konnte er nach Ende seiner vierjährigen Dienstzeit an der Ohio State University Politikwissenschaften
               und Philosophie studieren. Anschließend wechselte er für ein Jurastudium an die amerikanische
               Eliteuniversität Yale in Connecticut. Mit dem Studienabschluss 2013 nahm er den Nachnamen
               seiner Großeltern an.
            

            Noch an der Yale Universität hatte Vance die indischstämmige Jurastudentin Usha Chilukuri
               kennen- und lieben gelernt. Die beiden heirateten 2014 in einer hinduistisch-christlichen
               Zeremonie. Während seine Frau nach dem Studium für den späteren obersten Bundesrichter
               Brett Kavanaugh und dann den Vorsitzenden am Obersten Gerichtshof John Roberts arbeitete,
               begann Vance seine Karriere als Referent des republikanischen Senators John Cornyn.
               Bald danach wechselte er in das Büro eines Richters an einem Bundesgericht in Kentucky,
               bevor er schließlich in einer Anwaltskanzlei anfing, die große Unternehmen vertrat.
               Ein paar Jahre zuvor hatte Vance bei einem Diskussionsforum an der Yale-Universität
               den Milliardär Peter Thiel kennengelernt. Bei der Veranstaltung 2011 ging es auch
               um Thiels These, dass die technische Revolution nicht vorankommt, weil die politischen
               und sozialen Eliten sich um Themen kümmern, die nicht zum wirtschaftlichen Fortschritt
               des Landes beitragen. Seitdem war Vance von den neoreaktionären Ideen Thiels fasziniert.
            

            2016 holte ihn Peter Thiel in seine Risikokapitalfirma Mithril Capital. Im gleichen
               Jahr erschien das Buch Hillbilly Elegy, in dem J. D. Vance die Erfahrungen seiner schwierigen Kindheit und Jugend verarbeitet
               hatte. Für seinen Bestseller wurde der Autor in liberalen Kreisen als Stimme der Armen
               und Abgehängten in der amerikanischen Gesellschaft gefeiert, während ihn Konservative
               als »Erklärer des Weißen Mülls« und »falschen Propheten« der Arbeiterklasse beschimpften.
               Für den damaligen Präsidentschaftskandidaten der republikanischen Partei Donald Trump
               fand Vance in jener Zeit keine schmeichelhaften Worte. Er nannte ihn »Betrüger«, ein
               »moralisches Desaster« und »kulturelles Heroin«. In einem Gastbeitrag im monatlichen
               Magazin The Atlantic sprach er ihm jegliche Kompetenz ab: »Was Trump anbietet, ist eine einfache Erlösung
               vom Schmerz. Für jedes komplexe Problem verspricht er eine einfache Lösung. (…) Er
               bietet nie Einzelheiten dazu an, wie diese Pläne funktionieren werden, weil er es
               nicht kann.« In einer privaten E-Mail an einen Studienfreund vom Februar 2016 wurde er noch deutlicher: »Ich schwanke
               zwischen der Ansicht, dass Trump ein zynisches Arschloch wie Nixon ist, was nicht
               so schlimm wäre (und sich vielleicht sogar als nützlich erweisen könnte), und der
               Ansicht, dass er Amerikas Hitler ist. Ist das nicht entmutigend?«[106]

            Doch in den Folgejahren durchlief Vance einen tiefgreifenden Sinneswandel, ausgelöst
               durch die intensive Beschäftigung mit dem Thema soziale Gerechtigkeit im Umgang mit
               den liberalen und konservativen Eliten Amerikas. Seine Erfahrungen veranlassten den
               Sohn evangelikaler Eltern, der sich selbst lange eher als unreligiös, ja fast atheistisch
               sah, im Sommer 2019 zum katholischen Glauben zu konvertieren. In einem Essay mit dem
               Titel »Wie ich zum Widerstand fand« legte er im Jahr 2020 in einem katholischen Literaturmagazin
               detailliert die Gründe dar.[107] Sie beweisen, dass er nicht nur seine religiösen, sondern auch seine gesellschafts-
               und weltpolitischen Ansichten verändert hatte. Ausgangspunkt seines Wandels war die
               Erkenntnis, dass er wie alle anderen hinter beruflichen und wirtschaftlichen Erfolgen
               herjagte, ohne sich selbst die Sinnfrage zu stellen: »Ich hatte mich tief in die Logik
               der Leistungsgesellschaft hineingestürzt und war doch extrem unzufrieden. Ich fragte
               mich also, ob mich all diese weltlichen Erfolgsindikatoren zu einem besseren Menschen
               machen würden. Ich hatte die Tugend gegen Erfolg eingetauscht und stellte fest, dass
               es mich nicht weiterbrachte.« Die Thesen von Peter Thiel, die Vance ja an der Universität
               kennengelernt hatte, befeuerten seine Selbstzweifel: »Peters Auftritt bleibt der bedeutendste
               Moment meiner Zeit an der rechtswissenschaftlichen Fakultät von Yale. Er brachte ein
               Gefühl zum Ausdruck, das bis dahin noch nicht ausgereift war: dass ich von Leistung
               an sich besessen war – nicht als Ziel von etwas Bedeutungsvollem, sondern um einen
               sozialen Wettbewerb zu gewinnen. Meine Sorge, dass ich Streben über Charakter gestellt
               hatte, wurde noch bedeutsamer: Streben nach was?«
            

         
         
            Der Sinneswandel

            Vance beschreibt, wie sehr ihn die Art und Weise störte, in der sich Politiker beider
               Parteien mit den offensichtlichen wirtschaftlichen und sozialen Unzulänglichkeiten
               des amerikanischen Systems auseinandersetzen. »Bei den Rechten drehte es sich meist
               um ›Kultur‹ und ›persönliche Verantwortung‹ als Beispiele, wie Individuen oder auch
               ganze Gruppen ihr eigenes Fortkommen behinderten.« Diese Einstellung fand Vance ziemlich
               »herzlos«, während er den liberalen Politikern vorwarf, sie machten es den Menschen
               mit staatlichen Hilfen zu einfach: »Die Linke war meist mitfühlender, aber es war
               ein Mitgefühl ohne jede Erwartung – das roch nach Kapitulation. Ein Mitgefühl, das
               davon ausgeht, dass ein Mensch bis zum Punkt der Hoffnungslosigkeit benachteiligt
               ist, ist wie Sympathie für ein Tier im Zoo. Damit konnte ich nichts anfangen.« Antworten,
               so schreibt Vance, habe er schließlich in der Religion gefunden, genauer gesagt im
               katholischen Glauben. In seinem Essay bezieht er sich insbesondere auf den heiligen
               Augustinus, der im 5. Jahrhundert nach Christus in seiner Schrift De Civitate Dei (Der Gottesstaat) den totalen Sittenverfall in einer gottlosen Stadt beschreibt,
               in der die herrschende Klasse das Volk mit grenzenlosem Konsum ruhigstellt: »Unser
               einziges Begehr ist, dass jeder Mensch seinen Reichtum vermehren kann, um seine täglichen
               Ausgaben zu finanzieren, und dass die Mächtigen die Schwachen ihren eigenen Zwecken
               unterwerfen können. Die Armen sollen den Reichen den Hof machen, um ihren Lebensunterhalt
               zu verdienen und unter ihrem Schutz eine träge Ruhe genießen können. Die Reichen sollen
               die Armen als ihre Abhängigen missbrauchen, um ihren Stolz zu befriedigen. Und die
               Menschen sollen nicht denen Beifall zollen, die ihre Interessen schützen, sondern
               denen, die ihnen Vergnügen bereiten.«[108] Augustinus zählt die Sünden der Menschen in dieser gottlosen Gesellschaft auf: herumhuren,
               in prunkvollen Villen rauschende Feste feiern, spielen, saufen, kotzen und die grausamsten
               Vergnüglichkeiten genießen. Wehe dem, der sich dem in den Weg stellt: »Wenn irgendjemand
               an einem solchen Vergnügen nicht interessiert ist, soll er als Staatsfeind gebrandmarkt
               werden; und jeder, der versucht, es zu verändern oder zu beenden, soll zum Schweigen
               gebracht, verbannt oder beseitigt werden.«
            

            J. D. Vance nennt Augustinus’ Darstellung »die beste Kritik an unserer modernen Zeit,
               die ich je gelesen habe. Eine Gesellschaft, die ausschließlich auf Konsum und Vergnügen
               ausgerichtet ist und Pflicht und Tugend verschmäht«. Wenn im heutigen Amerika der
               Konsum über allem stehe, während gleichzeitig Menschen im Land Hunger litten oder
               sich medizinische Behandlung nicht leisten könnten, müsse sich dringend etwas ändern.
               Zu diesem Zeitpunkt redet Vance noch nicht von »Regimewechsel«, er ändert nur seinen
               Glauben. Er wird Katholik und will in seinem privaten wie öffentlichen Leben zu einer
               Rückbesinnung auf alte Werte beitragen. Auch aus dieser Überzeugung heraus gründete
               Vance 2019 mit finanzieller Unterstützung von Peter Thiel und anderen Milliardären
               aus dem Silicon Valley seine eigene Risikokapitalfirma Narya Capital, die mehrere
               Initiativen für die Verbesserung der wirtschaftlichen und sozialen Bedingungen für
               die Menschen in Ohio und Kentucky startete. Keine von ihnen war erfolgreich. Die ambitionierteste –
               App Harvest, ein Projekt für Vertikale Landwirtschaft, also den Anbau von Pflanzen
               in mehrstöckigen Gebäuden – ging 2023 mit Schulden über mehr als 340 Millionen Dollar
               pleite. Vance, der im Aufsichtsrat des Unternehmens saß, will weder von den menschenverachtenden
               Arbeitsbedingungen noch von der späteren Beschäftigung von illegalen Zuwanderern gewusst
               haben.
            

            Aber das wirtschaftliche und gesellschaftliche Engagement reicht Vance nicht mehr.
               Er will in die Politik, um Veränderung in Amerika mit herbeizuführen. Im Sommer 2021
               gibt er seine Kandidatur für einen frei werdenden Sitz im US-Senat in Washington bekannt. Dank großzügiger Wahlkampfspenden durch Peter Thiel
               und andere erzkonservative Geldgeber setzt er sich bei den parteiinternen Vorwahlen
               gegen mehrere Konkurrenten durch und besiegt im November 2022 den demokratischen Kandidaten
               Tim Ryan mit 53 zu 47 Prozent der Stimmen. Seine Ambitionen im Senat in Washington
               sind grenzenlos, so jedenfalls beschreibt es mein Kollege Ian Ward im März 2024 im
               Magazin Politico. Der Artikel gibt tiefe Einblicke in die Gedankenwelt eines Mannes, der nicht weniger
               im Sinn hat, als Amerika von Grund auf zu verändern, angetrieben von den Visionen
               seiner Mentoren Peter Thiel, Patrick Deneen und Curtis Yarvin.
            

            Im ersten Jahr seiner Amtszeit als US-Senator zeigt sich Vance als glühender Nationalist, der gegen die offene Grenze und
               die illegalen Einwanderer wettert. Er bringt eine Initiative ein, durch die eine medizinische
               Betreuung für Kinder und Jugendliche, die ihr Geschlecht ändern wollen, unter Strafe
               gestellt werden soll. Er setzt sich für ein landesweites Verbot der Maskenpflicht
               ein, will den Hochschulen verbieten, Studienbewerber aus gesellschaftlichen Minderheiten
               stärker zu berücksichtigen, und fordert, Schwangerschaftsabbrüche ab der 15. Woche
               zu verbieten. In dieser Frage gehört Vance eher zu den Moderaten in seiner Partei.
               Aber wo es nur geht, tut er seine Ablehnung gegenüber einigen demokratischen Grundprinzipien
               und gegen eine viel zu liberale Wirtschafts- und Sozialpolitik kund.
            

            Umso überraschender ist es, dass er trotz allem in einigen Fragen mit demokratischen
               Senatoren zusammenarbeitet, die dem linken Flügel der Partei angehören. Nach einem
               schweren Bahnunglück in Ohio, bei dem rund 400 000 Liter von Gefahrstoffen im Boden
               versickerten, brachte er gemeinsam mit dem Demokraten Sherrod Brown einen Gesetzentwurf
               für höhere Sicherheitsstandards im Schienentransport ein. Als wenige Monate später
               die Silicon Valley Bank pleiteging, folgte ein weiterer Gesetzentwurf, der Topmanager
               gescheiterter Banken dazu verpflichten soll, ihre Gehälter und Boni zurückzuzahlen.
               Diesmal arbeitete Vance mit der demokratischen Senatorin und Vordenkerin der Parteilinken
               Elizabeth Warren zusammen. »Wenn man sich die Leute ansieht, mit denen ich am erfolgreichsten
               kooperiert habe«, so Vance im Interview, »dann sind es Leute, die auch als Linke erkennen,
               dass in der amerikanischen Gesellschaft etwas ganz grundlegend kaputt ist. Mit Elizabeth
               Warren stimme ich meistens natürlich nicht überein, aber sie denkt zumindest gründlich
               darüber nach, was im Land vor sich geht und warum die Dinge aus dem Ruder zu laufen
               scheinen.«
            

            Wer nicht ausreichend darüber nachdenkt, sind aus Vance’ Sicht eigene Parteifreunde,
               die eher einem traditionellen Konservatismus anhängen und letztlich zum Erhalt des
               Status quo beitragen, indem sie den Liberalismus nicht konsequent bekämpfen. Vance
               sieht die Gruppe um den langjährigen Republikanerführer im Senat Mitch McConnell als
               Kollaborateure des »Regimes«, so beschreibt es der Journalist Ian Ward, also als Teil
               der »eng vernetzten Klasse liberaler Eliten, die die Spitzenpositionen in Regierung,
               Wirtschaft, Medien, Unterhaltung und Hochschulen bevölkern«.[109] Vance positioniere sich dagegen als Anführer der neoreaktionären Kräfte, die einen
               Regimewechsel wollen. Im Interview spricht Ward ihn auf seine radikale Äußerung an,
               der Präsident solle sich über eine Entscheidung des Obersten Gerichtshofes hinwegsetzen,
               wenn der ihn daran hindern wolle, alle Regierungsbeamten zu feuern. Vance antwortet:
               »Für mich geht es dabei nicht um die Grenzen für eine Regierung, sondern um die Demokratie
               selbst. Wir brauchen einen Beamtenapparat, der die Vorgaben der gewählten Regierung
               umsetzt. Gegner behaupten, ich befeuere damit eine Verfassungskrise. Nein – ich beschreibe
               eine Verfassungskrise: Wenn der gewählte Präsident sagt, ›Ich kann über das Personal
               meiner eigenen Regierung bestimmen‹, und der Oberste Gerichtshof greift dann ein und
               sagt, ›Das dürfen Sie nicht‹, – dann ist das die Verfassungskrise. (…) Wenn das Oberste
               Gericht dem Präsidenten sagt, er dürfe über seine Regierung nicht bestimmen, dann
               müssen wir offen aussprechen, was da geschieht.«
            

         
         
            Das Weltbild des J. D. Vance

            Ward beschreibt in seinem Porträt einen J. D. Vance, der nicht nur die nationale Ordnung
               auf den Kopf stellen will, sondern auch die globale. Er fordere ein Ende der regelbasierten
               Ordnung, die einst aus den Trümmern des Zweiten Weltkriegs entstanden war. Tatsächlich
               hält der neue US-Vizepräsident Vance den grenzenlosen Glauben an einen Fortschritt durch die ungebremste
               Globalisierung der Handels- und Wirtschaftspolitik für endgültig gescheitert. Der
               Traum vom »Wandel durch Handel« habe sich nicht erfüllt. Während das kommunistische
               China weit entfernt davon sei, eine liberale Demokratie zu werden, zahlten die Vereinigten
               Staaten jetzt mit verlorenen Arbeitsplätzen und einer sozialen Destabilisierung den
               Preis für eine verfehlte Politik der Globalisierungseliten. Diese hätten sich in den
               vergangenen Jahrzehnten nur selbst bereichert, zulasten der Arbeiter in den alten
               industriellen Wirtschaftssystemen, die durch die Globalisierung zerstört wurden. »Wenn
               das grundlegende Ziel nicht erreicht wurde, dann muss man das gesamte Projekt überdenken«,
               so Vance.
            

            Vor diesem Hintergrund, so beschreibt es Ward, erkläre sich auch, warum Vance bei
               seinen republikanischen Kollegen massiv für das Ende der Ukrainehilfen wirbt. Ihm
               gehe es nicht um Prinzipien wie territoriale Integrität und Souveränität eines Staates.
               Vance sehe in der Finanzierung der ukrainischen Kriegsmaschine nur »einen zynischen
               Plan der wirtschaftlichen Eliten, eine Weltordnung zu erhalten, die ihren Interessen
               dient, während Menschen, wie die aus seinem deindustrialisierten Ohio, über den Tisch
               gezogen werden.« Deshalb wolle Vance eine neue internationale Ordnung, in der die
               Nationalstaaten allein für ihre Sicherheit und ihre wirtschaftliche Entwicklung verantwortlich
               sind. Es wäre eine fundamentale Veränderung, die übrigens ganz im Sinne Chinas wäre,
               wie ich in einem späteren Kapitel zeigen werde. An dieser Stelle wäre es fahrlässig,
               einen Aspekt aus der merkwürdigen Welt des J. D. Vance wegzulassen, der seine Ambitionen
               noch merkwürdiger erscheinen lässt.
            

         
         
            Der Herr der Ringe

            Stellen Sie sich den Vizepräsidenten der Vereinigten Staaten von Amerika einmal als
               Magier im weißen Gewand mit einem langen Bart und einem riesigen Hut vor. Genau –
               ich beschreibe Gandalf, den guten Zauberer aus dem Herrn der Ringe des britischen Schriftstellers J. R. R. Tolkien. Der erste Band der Fantasy-Buchreihe
               erschien im Jahr 1954. Seit damals wurden mehr als 150 Millionen Bücher rund um den
               Globus verkauft, die gleichnamigen Kinofilme spielten Milliarden von Dollar ein. Im
               Kern geht es um den Kampf des Guten gegen das Böse. Letzteres wird in Tolkiens Werk
               durch den dunklen Herrscher Sauron im Reich Mordor verkörpert, der den Rest von Mittelerde –
               so nennt der Autor seine Fantasiewelt – erobern will. Das kann ihm nur gelingen, wenn
               er den einen magischen Ring in seinen Besitz bringt, der alle anderen Ringe der Macht
               dominiert, die einst von Elfen für die Herrscher der Welt geschmiedet wurden. Der
               Hobbit Frodo – ein nur 1,20 Meter großes, menschenähnliches Wesen, bei dem der mächtigste
               Ring versteckt war – macht sich mit einer Gruppe von Gefährten auf, um Sauron und
               seine Armeen zu besiegen. Mit dabei sind neben Hobbits auch Menschen, Zwerge, Elfen
               und der Magier Gandalf.
            

            2021 wurde J. D. Vance bei der Aufzeichnung eines Podcasts nach seinem Lieblingsautor
               gefragt. Er antwortete: »Da muss ich Tolkien nennen. Ich bin ein großer Fan von Herr der Ringe. Ich habe das damals gar nicht gemerkt, aber ein Großteil meines konservativen Weltbilds
               wurde von Tolkien geprägt, als ich aufwuchs.«[110] Die wichtigsten Anhänger der neoreaktionären Bewegung wollen in dem monumentalen
               Werk Tolkiens Ähnlichkeiten zur derzeitigen Weltlage entdeckt haben. Sie sehen sich
               als Widerstandskämpfer gegen ein allmächtiges System liberaler Kräfte, das sie als
               »Regime« bezeichnen, so beschreibt es der New-York-Times-Kolumnist David French: »In einer säkularen Umgebung fühlen sich religiöse Menschen
               (nicht nur die religiösen Radikalen) oft isoliert und einsam – ein kleiner Kreis von
               Gefährten – wie die im Herrn der Ringe –, die die Wahrheit, Schönheit und Gutartigkeit
               schützen wollen vor der Seelenlosigkeit der säkularen Ideologien und des grenzenlosen
               Konsumglaubens.«[111] Es ist kein Zufall, dass Peter Thiel zwei seiner Unternehmen nach Begriffen aus der
               Ring-Trilogie benannt hat – Mithril, die Risikokapitalfirma, für die auch J. D. Vance
               arbeitete, und Palantir, ein Softwareanbieter, der vor allem bei der Datenanalyse
               für Geheimdienste und das Militär aktiv ist. Vance selbst investierte in den Rüstungstechnologiekonzern
               Anduril, benannt nach einem sagenumwobenen Schwert aus Tolkiens Roman. Die Investmentfirma,
               die Vance 2020 gründete, trägt den Namen Narya – das ist der Name des magischen Elbenrings,
               den Gandalf der Zauberer trägt.
            

            »Narya war an Gandalf gegeben worden, um dem korrumpierenden Einfluss des Bösen zu
               widerstehen, die Welt vor dem Verfall zu bewahren und ihm Stärke zu verleihen«, so
               zitierte das Magazin Politico im Juli 2024 den bekennenden Tolkien-Fan John Shelton, der als Politischer Direktor
               der konservativen Denkfabrik Advancing American Freedom arbeitet. »Anders als andere
               große Mächte im Herrn der Ringe sorgt sich Gandalf um die Hobbits und die anderen netten Leute in Mittelerde. Deshalb
               ist es nicht überraschend, dass sich Vance als eine Art Gandalf sieht, der sich um
               die vergessenen Menschen in seiner Heimat kümmert und sie mit wachsamen Augen gegen
               die korrumpierenden Einflüsse der Welt schützt.« Über dem Politico-Artikel prangt eine bunte Zeichnung mit J. D. Vance im blauen Anzug mit Gandalfs
               Magierhut, Zauberstab und Pfeife, aus seinem Mund steigen Ringe aus Rauch. Man mag
               darüber lächeln, aber die Leidenschaft für Tolkiens Fantasy-Trilogie teilt Vance mit
               andern führenden Vertretern der Neuen Rechten.
            

            In Italien organisierte die neofaschistische Bewegung seit den Siebzigerjahren sogenannte
               »Hobbit-Camps«. Unter den Teilnehmern war einst auch die jetzige italienische Premierministerin
               Georgia Meloni.[112] Damals war sie noch eine junge Aktivistin der postfaschistischen »Movimento Sociale
               Italiano« (»Sozialbewegung Italiens«), deren Anhänger sich gern nach den Helden der
               Ringe-Trilogie benannten. Die mystischen Erzählungen, Symbole und Helden ersetzten
               die Mythen und Begriffe aus der faschistischen Vergangenheit Italiens, die seit dem
               Ende des Zweiten Weltkrieges als tabu galten. Insbesondere jüngere Anhänger der Bewegung
               mit ihren stramm rechten Ansichten fühlten sich ausgeschlossen von der italienischen
               Zivilgesellschaft. »Hinter der Idee der ›Hobbit-Camps‹ steckte eine echte Strategie«,
               so erinnert sich der Mitgründer der Camps Umberto Croppi in einem Interview mit der
               New York Times. Man wollte das Gefühl, isoliert zu sein, ein Opfer der feindlichen Linken, nutzen,
               um junge Menschen hinter einem geschichtlich unbelasteten Heldenmythos zu versammeln.
               In den Camps sangen sie die Lieder der rechtsextremistischen Band Compagnia dell’Anello
               mit, zu deutsch »Die Gefährten des Rings«.[113] Der Song Das Morgen gehört uns, der zur Hymne der rechten Jugendbewegung wurde, erinnert an das Lied Das Morgen gehört mir, gesungen von einem Hitlerjungen im Kinofilm Cabaret.
            

            »Ich glaube, dass Tolkien besser ausdrücken konnte als wir, woran Konservative glauben«,
               so beschreibt es Georgia Meloni in einem Interview. Die italienische Regierungschefin
               bezeichnet Tolkiens Trilogie nicht nur als ihr Lieblingsbuch, für sie ist der Roman
               eine Art heiliger Text: »Ich halte den Herrn der Ringe nicht für Fantasie.« Für Meloni und viele Gleichgesinnte in ihrer postfaschistischen
               Partei »Fratelli d’Italia« (»Brüder Italiens«) stehen die Gefährten aus den Völkern
               der Hobbits, Elfen, Zwerge und Menschen für ein Europa souveräner Staaten, die ihre
               einzigartige Identität gegen jeden Außenstehenden verteidigen müssen, vor allem gegen
               Zuwanderer anderer Ethnien. Die Ringe-Saga wird in Kreisen weißer Nationalisten in
               Europa und den USA verehrt, weil sie die Kämpfer gegen das Böse in all ihrer Unterschiedlichkeit doch
               alle als Vertreter der weißen Rasse ansehen. Als 2022 die Verfilmung der Vorgeschichte
               der Trilogie unter dem Titel Ringe der Macht herauskam, empörten sich insbesondere rechte Onlineforen darüber, dass in der Serie
               auch Charaktere unterschiedlicher Ethnien mitspielten.[114] Georgia Meloni, J. D. Vance, Peter Thiel und andere führende Vertreter der neoreaktionären
               Bewegung glauben, dass der Liberalismus die vermeintlich schöne heile Welt früherer
               Tage zerstört hat und die nationalstaatlichen Identitäten durch Globalisierung und
               Massenzuwanderung sprengen will. Mit anderen Worten: Die Linken – in den USA wären das Biden, Harris, alle Demokraten – sind Agenten des bösen Herrschers Sauron,
               die die Menschen ihrer Ideologie unterwerfen und Amerika zum Teil von Mordor machen
               wollen.
            

            Verblendeter könnte diese Interpretation des Herrn der Ringe kaum sein. Tolkien schrieb die Trilogie basierend auf seinen persönlichen Erlebnissen
               im Ersten Weltkrieg und unter dem Eindruck des Zweiten Weltkriegs. Seine Botschaft
               passt nicht zum Isolationismus, den J. D. Vance propagiert, sondern steht im fundamentalen
               Widerspruch zu einer nationalistischen »America First«- oder »Italia primo«-Politik.
               Wer das Böse und jede Tyrannei stoppen will – also zum Beispiel die menschenverachtende
               Aggressionspolitik Wladimir Putins –, der braucht Verbündete, und der braucht auch
               den Mut, sich einzumischen. Im Herrn der Ringe tun sich die so unterschiedlichen Gefährten zusammen, weil sie wissen, dass sie die
               existenzielle Not der anderen nicht ignorieren können, weil das Böse eben keine Grenzen
               kennt. Also überwinden sie sogar gegenseitige Abneigungen, um Sauron zu besiegen.
            

            Obendrein – und das ist noch entscheidender – geht es um den zersetzenden Einfluss
               von Macht. In Tolkiens Fantasy-Welt soll ein Ring dazu dienen, »sie alle zu knechten«.
               Sogar die Guten im Roman kommen in Versuchung, sich diese absolute Macht anzueignen.
               Nur indem sie widerstehen, können sie das Böse besiegen. Das ist eine schallende Ohrfeige
               für alle, die den Autoritarismus als Heilmittel für die Probleme der Welt empfehlen.
               Donald Trump will seine Allmachtsfantasien im Amt des Präsidenten wahr machen, er
               greift die Gewaltenteilung an, lässt politische Gegner verfolgen und die Grundprinzipien
               der amerikanischen Demokratie aus den Angeln heben. J. D. Vance bietet sich seinem
               Herrn dafür als willfähriger Vollstrecker an, ohne moralische Skrupel, weil er es
               ja sogar für den Ausdruck höchster Tugend hält, das »Regime« zu zerschlagen.
            

         
         
            Der neue starke Mann?

            Vance ist davon überzeugt, dass die fundamentalen Veränderungen nicht in vier Jahren
               Trump-Administration umgesetzt werden können. »Es ist ein langfristiges Projekt«,
               sagte er meinem Kollegen Ian Ward im Interview, »das Land ist nicht über einen Zeitraum
               von 10 Jahren kaputt gemacht worden, und es wird auch nicht in 10 Jahren repariert
               werden können.« Dass er dabei eine herausragende Rolle spielen will, wird durch seine
               Anstrengungen deutlich, eine breite Basis für seine neoreaktionären Ideen zu schaffen.
               Im Herbst 2021 beteiligt sich Vance an der Gründung des sogenannten »Rockbridge Network«,[115] einer Investmentfirma für Initiativen zur Neuausrichtung der republikanischen Partei,
               so steht es in dem vierseitigen Prospekt, in dem auch das Ziel klar umrissen wird:
               »Das Rockbridge Netzwerk wird das gegenwärtige republikanische Ökosystem von Denkfabriken,
               Medienunternehmen und Lobbygruppen, die zum Niedergang der Partei beigetragen haben,
               durch viel handlungsorientiertere und effektivere Menschen und Institutionen ersetzen,
               die sich auf das Siegen fokussieren.« Der Spendenfond sieht zu diesem Zeitpunkt zunächst
               8 Millionen Dollar für PR-Maßnahmen sowie die Unterstützung von Influencern und investigativen Journalisten
               vor. Mit 3,75 Millionen Dollar soll eine juristische Kampagne gegen kritische Organisationen
               und Medien finanziert werden. 3 Millionen fließen in ein Projekt, in dem Pläne entwickelt
               und Mitarbeiter rekrutiert werden sollen für einen möglichen Machtwechsel in Washington.
               Größter Brocken aber ist das sogenannte »Red State Project«, das mit mehr als 20 Millionen
               Dollar gefördert werden soll. Ziel ist es, durch eine bessere Koordination der politischen
               Arbeit die wichtigen Swing-States Arizona, Nevada und Michigan dauerhaft in das republikanische
               Lager zu holen. Anfang April 2022 stellte das neue Netzwerk seine Konzepte einem dankbaren
               Donald Trump auf seinem Anwesen in Mar-a-Lago vor. Unter den Initiatoren und Geldgebern
               ragt einer heraus: Peter Thiel, der seinem Schützling J. D. Vance den Weg bereiten
               will.
            

            Vance ist 2022 auch Gründungsmitglied bei der konservativen Nachwuchsorganisation
               American Moment, einer Organisation, die junge, konservative Männer und Frauen im
               Sinne der neoreaktionären Bewegung fördern und für die Arbeit in einer künftigen Trump-Administration
               vorbereiten soll. Vance hält gleichzeitig engen Kontakt zu den wichtigsten Denkfabriken
               der neuen Rechten, dem Claremont Institut und der Heritage-Stiftung. Letztere feilt
               zu diesem Zeitpunkt bereits am Masterplan für die Machtübernahme – dem Projekt 2025.
               Im Sommer 2024, als Donald Trump auf der Suche nach einem Vizepräsidentschaftskandidaten
               ist, hat J. D. Vance zahlreiche Fürsprecher, unter ihnen sogar den Sohn des Ex-Präsidenten.
               Im Senatswahlkampf zwei Jahre zuvor hatte Donald Trump jr. seinen Vater überzeugt,
               den aufstrebenden Star der Neuen Rechten zu unterstützen. Seitdem sind Vance und Donald
               jr. zu engen Freunden und politischen Verbündeten geworden, also empfahl der Trump-Sohn
               den Senator aus Ohio noch einmal – als idealen Vizepräsidentschaftskandidaten. Auch
               Peter Thiel soll sich mit aller Macht für Vance eingesetzt haben.
            

            Mit seinem Engagement und seiner kompromisslosen Bereitschaft zum Radikalumbau des
               amerikanischen Regierungssystems gilt J. D. Vance in den Führungszirkeln der neoreaktionären
               Vordenker und Geldgeber als Hoffnungsträger für ein besseres Amerika. »Ich bin sicher,
               er wird eines Tages als Präsidentschaftskandidat antreten«, so sagte es Steve Bannon
               in einem Interview. »Er ist der einzige volksnahe Intellektuelle, den wir derzeit
               in einem Amt haben. Und er ist unglaublich machtvoll. Unsere Bewegung brauchte jemanden
               wie J. D.« Bannon verglich Vance gar mit dem heiligen Paulus, der als eifriger Konvertit
               der Botschaft Jesu erst zum Durchbruch verholfen habe: »Es brauchte den Eifer von
               Paulus, um Jesus zum Star zu machen.« Es ist sicher abstrus, Trump mit Jesus gleichzusetzen,
               aber mit seinem Auftritten als selbstgerechter Aufpeitscher beim Selenskyj-Besuch
               im Weißen Haus und – wie ich im nächsten Kapitel zeigen werde – als selbst ernannter
               Kämpfer für die Meinungsfreiheit bei der Münchner Sicherheitskonferenz begeisterte
               er die Basis. Viele Vance-Anhänger sind davon überzeugt, dass nur er die trumpistische
               Revolution zu einem dauerhaften Erfolg führen kann. Vance selbst kann sich das offenbar
               sehr gut vorstellen. Meinem Kollegen Ian Ward sagte er: »Trump wird maximal vier Jahre
               im Weißen Haus sein. Dann gibt es die große Frage, was nach ihm kommt.« Und dann verriet
               Vance dem Journalisten, sein großes Vorbild sei Frankreichs früherer Präsident Charles
               de Gaulle. Der ehemalige General, der den Widerstand gegen das Hitler-Regime angeführt
               hatte, habe die industrielle Stärke seines Landes wiederhergestellt, seine nationalen
               Interessen auch gegenüber Bündnispartnern entschlossen durchgesetzt und mit einem
               kulturellen Konservatismus den Franzosen den Nationalstolz zurückgegeben. Genau das
               will auch J. D. Vance, selbst wenn er dafür einmal Diktator werden müsste in einem
               neuen, anderen Amerika.
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         Es war eine wunderbare Rede, ironisch würde man sagen: die zweitbeste, die je auf
            der Münchner Sicherheitskonferenz gehalten wurde. Auf die beste komme ich noch zurück.
            Es wird gemunkelt, dass J. D. Vance die Rede nicht selbst geschrieben hat. Dafür ist
            beim Vizepräsidenten nämlich der Sohn des Fernsehmoderators Tucker Carlson zuständig,
            der dem russischen Präsidenten Wladimir Putin im Februar 2024 bei einem sogenannten
            »Interview« freundliche Stichworte geliefert hatte, flankiert von eifrigem Kopfnicken
            bei den Antworten. Putin jedenfalls dürfte sich über Vance’ Worte gefreut haben. »Die
            Gefahr, die mich in Bezug auf Europa am meisten besorgt, ist nicht Russland, es ist
            nicht China, es ist auch kein anderer Akteur von außen«, so der US-Vizepräsident, »ich mache mir Sorgen über die Bedrohung von innen, den Rückzug Europas
            von einigen seiner fundamentalsten Werte. Werte, die es mit den Vereinigten Staaten
            von Amerika teilt.« Ein Ächzen ging durch den Saal bei diesen Worten, das Publikum
            bei der Münchner Sicherheitskonferenz Mitte Februar war entsetzt. Der Vizepräsident
            des wichtigsten Bündnispartners hält einen brutalen Aggressor, der mitten in Europa
            einen völkerrechtswidrigen, menschenverachtenden Krieg führt, für weniger bedrohlich
            als seine eigenen Verbündeten. Das war’s dann wohl mit der westlichen Wertegemeinschaft.
         

         Deshalb fand ich die Rede so grandios. Ihre brutale Ehrlichkeit versetzte die anwesenden
            Europäer in Rage. Jetzt werden sie mal so geschockt, dass sie nach jahrzehntelanger
            Lethargie und Wurstelei endlich entschlossen und geschlossen handeln, dachte ich jedenfalls
            und fühlte mich bestätigt, als kurz nach dem Auftritt Fragen durch die Flure schwirrten:
            Ist Amerika noch unser Bündnispartner? Oder ist es schon systemischer Gegner – wie
            China? J. D. Vance hatte an diesem Freitag einen ideologischen Sprengsatz auf den
            bisherigen Konsens geworfen, dass man gemeinsam gegen die Feinde von Freiheit und
            Demokratie vorgeht.
         

         Noch schwerer wog, dass er einen Zusammenhang herstellte zwischen den Vorwürfen und
            Amerikas Bereitschaft, den europäischen Partnern beizustehen: »Jahrelang hat man uns
            gesagt, dass wir alles, was wir finanzieren und unterstützen, im Namen von gemeinsamen
            Werten tun. Von der Ukrainepolitik bis zur digitalen Zensur wird alles als Verteidigung
            der Demokratie bezeichnet, aber wenn wir Europäische Gerichte sehen, die Wahlen annullieren,
            und führende Regierungsmitglieder damit drohen, andere Wahlen zu canceln, dann sollten
            wir uns fragen, ob wir uns an den angemessen hohen Standard halten.« Trumps Vize listete
            Beispiele auf, in denen aus seiner Sicht Andersdenkende in Europa zu Unrecht verfolgt
            wurden. Vance tritt hier für einen Rechtsextremisten und einen christlichen Aktivisten
            ein, in denen er offenbar politisch Verfolgte sieht. Tatsächlich aber hatten die Behörden
            in diesen und ähnlichen Fällen gehandelt, weil die Täter geltendes Recht verletzt
            hatten – das Verbot von Volksverhetzung, das Protestverbot in einer neutralen Zone
            um eine Abtreibungsklinik, das Verbot von Wahlbeeinflussung. Der Vizepräsident behauptete
            auch, die Annullierung der Wahl in Rumänien im Dezember 2024 sei aus politischen Gründen
            erfolgt auf der Basis obskurer Geheimdiensterkenntnisse. Dabei hatte nicht irgendwer,
            sondern der Oberste Gerichtshof des Landes Neuwahlen angeordnet, weil er eine russische
            Einflusskampagne im Wahlkampf zugunsten eines rechtskonservativen, russlandnahen Kandidaten
            als erwiesen ansah. Die Kampagne gab es wirklich, Vance beschrieb sie in seiner Rede,
            aber er tat sie als bedeutungslos ab, auch wenn – noch mal – das Oberste Gericht Rumäniens
            die Wahl deshalb annulliert hatte, weil das Gesetz gegen illegale Wahlbeeinflussung
            verletzt wurde. Man kann über das Gesetz streiten, aber es ist eben da, irgendwann
            einmal vom Parlament beschlossen. Rechtsstaatlichkeit scheint kein Wert zu sein für
            das Amerika von J. D. Vance. Das Signal überrascht kaum, wenn man bedenkt, dass es
            von einem Mann kommt, der den Umsturzversuch am 6. Januar 2021 verharmlost und seinem
            Präsidenten empfiehlt, Urteile amerikanischer Gerichte, sogar des Supreme Courts,
            zu ignorieren.
         

         Vance bedient die große Verschwörungstheorie, dass Rechtspopulisten in Europa systematisch
            diskriminiert werden. Ihm gefällt offensichtlich nicht, dass bei uns die Verbreitung
            von Hass, Hetze, Lügen und Aufrufen zur Gewalt verboten sind. Seine Linie: Hass und
            Hetze gleich Meinungsfreiheit. Eine Umdeutung, die mich an das Neusprech aus George
            Orwells Dystopie 1984 erinnert. So wie das Regime im Roman wollen auch die Trumpisten ihre Sicht im Unterbewusstsein
            aller verankern, dass die liberale Demokratie in Europa (und bis vor Kurzem auch die
            in den USA) die Diktatur einer Mehrheit gegen entrechtete und verfolgte Minderheiten ist. Vance
            beklagte sich, dass die Anführer der populistischen Parteien – gemeint sind AfD und
            BSW – nicht zur Münchner Sicherheitskonferenz eingeladen waren. Dabei verträten doch
            gerade sie die vielen Menschen, die sich »von ihren Anführern nicht mehr rumschubsen
            und so unnachgiebig ignorieren lassen wollen«, so Vance. »Was weder die deutsche Demokratie
            noch irgendeine andere Demokratie – amerikanisch, deutsch oder europäisch – überleben
            wird, ist es, Millionen ihrer Wähler zu sagen, dass ihre Gedanken und Sorgen, ihre
            Hoffnungen und ihre Bitten um Unterstützung zu ungerechtfertigt oder zu wertlos sind,
            um bedacht zu werden. Demokratie beruht auf dem heiligen Prinzip, dass die Stimme
            des Volkes zählt. Es gibt keinen Platz für Brandmauern. Entweder folgt man dem Prinzip
            oder eben nicht.« Der Vizepräsident der Vereinigten Staaten glaubt also, dass Vorbehalte
            gegenüber populistischen Parteien und die Ablehnung einer politischen Zusammenarbeit
            gegen demokratische Grundprinzipien verstoßen. Das ausgerechnet von dem Mann, der
            gemeinsam mit Donald Trump die wohl größte Brandmauer der Welt in Washington errichtet
            hat. Beide haben alle Demokraten zu Volksfeinden erklärt und stufen jeden Dialog mit
            politischen Gegnern als Verrat ein. Obendrein schüchtert die derzeitige US-Regierung Andersdenkende ein und bedroht sie, ganze Nationen werden genötigt und
            erpresst. Feierlich gibt Vance den Europäern zum Ende seiner Rede einen Ratschlag:
            »Nehmt an, was euch eure Völker sagen, selbst wenn es überraschend ist, wenn ihr nicht
            zustimmt. Wenn ihr das tut, dann könnt ihr der Zukunft mit Gewissheit und Vertrauen
            entgegensehen und im Wissen, dass die Nation hinter jedem von euch steht, das ist
            für mich die große Magie der Demokratie.«
         

         
            Hat Vance recht?

            Natürlich hat Vance recht, wenn er die Mächtigen mahnt, besser zuzuhören, auch auf
               die Sorgen und den Ärger von Minderheiten in der Gesellschaft einzugehen, wichtige
               Themen wie eine ungeregelte Zuwanderung ernst zu nehmen und entschlossener zu handeln.
               Und er hat auch recht, dass in Deutschland und anderen europäischen Staaten im Kampf
               gegen Hetze und Hass manchmal Grenzen überschritten werden, wenn der Staat auf die
               Beleidigung eines Politikers oder auf das Teilen hetzerischer Posts mit Razzien und
               unverhältnismäßig harten Strafen antwortet. Aber Vance wirft sich hier in die Bresche
               für eine Partei, die in Teilen rechtsextremistisch und verfassungsfeindlich ist, die
               einige Anführer mit völkischen und rassistischen Einstellungen hat, von denen einer
               sogar mal schwarze Afrikaner mit Insekten gleichgesetzt hatte. Eine Partei, die gewaltbereite
               Neonazis und auch Holocaustleugner in ihren Reihen duldet und einen Vorsitzenden hatte,
               der die Nazizeit und die Judenvernichtung einen »Fliegenschiss der Geschichte« nannte.
               Kurz vor der Sicherheitskonferenz hatte Vance noch das Konzentrationslager Dachau
               besucht. Umso trauriger, dass er Hetze für Meinungsfreiheit hält. Von einem Juristen,
               der an der Eliteuniversität Yale ausgebildet wurde, hätte man mehr erwartet. Oder
               vielleicht auch nicht, weil auch er zu den rechtsreaktionären Kräften gehört, die –
               wie Steve Bannon sagt – die globale populistische Revolte transatlantisch vernetzen
               wollen.
            

            Und doch war die Rede wunderbar, weil sie – wie später auch der Eklat beim Selenskyj-Besuch
               im Weißen Haus – unmissverständlich klarmachte, dass Trumps Amerika sich selbst als
               systemischer Gegner der liberalen Demokratie und der regelbasierten Weltordnung sieht.
               Habt ihr jetzt verstanden, ihr Europäer? Der Bundeskanzler verwahrte sich in München
               nur gegen den Eingriff in die deutschen Wahlen und die demokratische Willensbildung
               zugunsten einer Partei: »Das gehört sich nicht, erst recht nicht unter Freunden und
               Verbündeten«, so Olaf Scholz. »Das weisen wir entschieden zurück.« Vizekanzler Habeck
               sekundierte: »Das, was Vance gestern gemacht hat, geht ihn nichts an. So klar muss
               man das sagen. It’s none of your business.« Verteidigungsminister Pistorius wies die
               Vorwürfe ebenfalls zurück: »Er spricht von der Annullierung der Demokratie, und wenn
               ich ihn richtig verstanden habe, vergleicht er Zustände in Teilen Europas mit denen
               in autoritären Regierungen. Das ist nicht akzeptabel.« Nur der CDU-Chef, damals noch Kanzlerkandidat, Friedrich Merz wurde deutlicher: »Mit dem zweiten
               Amtsantritt von Donald Trump und den ersten Auftritten seiner Kabinettsmitglieder
               auf der internationalen Bühne wird klar, dass die ›Zeitenwende‹ des Jahres 2022 drei
               Jahre später zum Bruch der transatlantischen Beziehungen werden kann.« Die EU müsse sich auf das Schlimmste vorbereiten. Mit Vance’ Behauptung, die innere Bedrohung
               sei gefährlicher als Russland und China, »bekommen die Differenzen zwischen den USA und Europa eine ganz neue Qualität«, so Merz.
            

            Rund eine Stunde vor der Rede des amerikanischen Vizepräsidenten hatte Bundespräsident
               Frank-Walter Steinmeier diese »Differenzen« vor den Teilnehmern der Sicherheitskonferenz
               sehr eindeutig beschrieben: »Die neue amerikanische Administration hat ein sehr anderes
               Weltbild als wir. Eines, das keine Rücksicht nimmt auf etablierte Regeln, auf Partnerschaft
               und gewachsenes Vertrauen. Das können wir nicht ändern. Das müssen wir akzeptieren,
               und damit können wir umgehen. Aber ich bin überzeugt: Es ist nicht im Interesse der
               Staatengemeinschaft, dass dieses Weltbild das dominierende Paradigma wird. Regellosigkeit
               darf nicht zum Leitbild für eine Neuordnung der Welt werden.« Aus seiner treffenden
               Analyse leitete der Bundespräsident eine neue Mission für Europa ab: »Wir müssen die
               Idee von der internationalen Gemeinschaft retten.« Vor Trump, das hätte er ruhig noch
               dazufügen können. Steinmeier sieht mehr als nur die transatlantische Partnerschaft
               bedroht. Es gehe ums große Ganze: »Die Demokratie ist kein Geschäftsmodell. Sie ist
               keine Spielwiese für Disruption. Als Demokrat macht es mir größte Sorge, wenn eine
               kleine unternehmerische Elite die Macht, die Mittel und den Willen hat, einen wesentlichen
               Teil der Spielregeln liberaler Demokratien neu zu bestimmen. Und erst recht macht
               mir Sorge, wenn einige aus dieser Elite aus ihrer Verachtung für Institutionen und
               Normen unserer Demokratie keinen Hehl machen. Was heute auf dem Spiel steht, ist die
               Selbstbehauptung unserer Demokratie!«
            

            So weit richtig und so weit auch gut. Und nun? Statt eine neue, kühne und starke Antwort
               auf Washingtons Abgang aus der westlichen Wertegemeinschaft zu finden, hörte ich auf
               den Fluren im ehrwürdigen Hotel Bayerischer Hof, in den Podiumsrunden und Vorträgen
               nur Gejammer über den treulosen Verbündeten, der am Beispiel der Ukraine offenbar
               seine Verachtung für die alte regelbasierte Weltordnung und die Charta der Vereinten
               Nationen mit ihrer Verpflichtung auf territoriale Integrität und Souveränität jedes
               Landes demonstrieren will. Die Europäer sollten bei den Verhandlungen nicht mit am
               Tisch sitzen, aber nach einem Diktatfrieden dann mit Geld und Soldaten die Nachkriegsordnung
               absichern. Wie garstig von Donald Trump, auch wenn die turbulenten Wochen im Februar
               aus meiner Sicht eher Zeichen seiner Schwäche sind. Schließlich drohte der mächtigste
               Mann der Welt friedliebenden Ländern wie Panama, Kolumbien, Dänemark, Mexiko, Kanada
               und seinen Verbündeten in Europa, während sein Verteidigungsminister Pete Hegseth
               dem brutalen Aggressor Putin wichtige Verhandlungspositionen für einen möglichen Friedensschluss
               schon vor den ersten Gesprächen auf dem silbernen Tablett servierte. Der Pentagonchef
               hatte den Erhalt des ukrainischen Staatsgebiets in den Grenzen von 2014 und einen
               möglichen NATO-Beitritt des Landes als »unrealistisch« bezeichnet. Was für ein dummes Signal der
               Schwäche in Richtung Moskau.
            

            Bei der Sicherheitskonferenz hing deshalb ein Hauch von Jalta in der Luft, die Erinnerung
               an das Gipfeltreffen von Franklin Delano Roosevelt, Winston Churchill und Josef Stalin
               im Februar 1945. Damals hatten sich die Anführer der USA und Großbritanniens vom sowjetischen Diktator über den Tisch ziehen lassen und Deutschland
               aufgeteilt. Wohlgemerkt: In Jalta entschieden die Sieger über den brutalen Aggressor –
               nun, mehr als sieben Jahrzehnte später, war die Sorge der Europäer groß, dass Trump
               mit dem Aggressor, dem Täter, über die Aufteilung des Opfers entscheiden wollte und
               Putin als der wahre Sieger vom Platz gehen würde. Für ein neues Atomabkommen mit Russland
               und vielleicht auch China plante Trump den Ausverkauf der Ukraine mit dem Verzicht
               auf zwanzig Prozent des ukrainischen Territoriums. Die Schockstarre und Ratlosigkeit
               der europäischen Anführer an diesem Wochenende in München war beschämend, zumal nicht
               einer von ihnen die beste Rede hielt, die jemals auf der Sicherheitskonferenz gehalten
               wurde. Sie beinhaltete eine schonungslose Bedrohungsanalyse, eine Vision, eine Strategie
               und konkrete Maßnahmen. Es war eine Ruck-Rede. Was die EU über Jahre nicht hinbekommen hatte, erledigte in einer knappen halben Stunde der
               Chef jenes Landes, dessen Souveränität auf dem Altar der Geopolitik geopfert werden
               sollte.
            

         
         
            Weise Worte aus Kiew

            »In diesem Jahr will Moskau 15 neue Divisionen aufstellen, mit bis zu 150 000 zusätzlichen
               Soldaten. Das ist mehr als die nationalen Armeen der meisten europäischen Länder«,
               sagte Wolodymir Selenskyj in seinem gebrochenen Englisch. »Russland eröffnet jede
               Woche neue Rekrutierungszentren für seine Armee, weil Putin es sich leisten kann.
               Die Ölpreise sind immer noch hoch genug, um die Welt zu ignorieren.« Tatsächlich hat
               Russland mittlerweile komplett auf Kriegswirtschaft umgestellt. Mitten im Krieg kann
               es weiter massiv aufrüsten. Das würde wohl auch bei einem Waffenstillstand oder Friedensschluss
               nicht enden, sodass Russland schon bald in der Lage wäre, kleine NATO-Partner wie die baltischen Staaten anzugreifen. Selenskyj setzte nach: »Gestern hat
               der US-Vizepräsident hier in München klargemacht, dass die jahrzehntelangen Beziehungen
               zwischen Europa und Amerika enden. Von jetzt an wird alles anders sein, und Europa
               muss sich anpassen.« Während andere sich um das Wie noch herumlamentierten – ein deutscher
               General hatte im vertraulichen Kreis vorgerechnet, dass man zu wenig Bundeswehrsoldaten
               für eine Mission zur Sicherung des Waffenstillstands in der Ukraine hätte –, formulierte
               Selenskyj das Ziel: »Ich glaube an Europa, und ich glaube, Sie alle tun es auch. Ich
               beschwöre Sie zu handeln, um Ihretwillen und für Ihre Nation, Ihre Häuser, Ihre Kinder
               und für unsere gemeinsame Zukunft. Europa muss sich selbst verteidigen können, geeint
               in gemeinsamen Stärken. Ich glaube wirklich, die Zeit ist da, um eine europäische
               Armee zu schaffen. Das ist nicht schwieriger, als gegen die russischen Angriffe zusammenzustehen,
               wie wir es ja schon getan haben.« Eine gemeinsame europäische Armee – darüber hatten
               die Staaten der EU immer mal geredet, es dann aber nie ernsthaft umgesetzt. Nicht in erster Linie, weil
               die Integration der unterschiedlichen Technologien zu komplex war oder weil man die
               Befehlsgewalt nicht teilen wollte. Nein, es war einfach viel bequemer und billiger,
               sich bei der Verteidigung Europas auf die Soldaten und Waffen des Freundes in Washington
               zu verlassen, den die Europäer natürlich auch nicht mit einer zweiten Militärstruktur
               neben der NATO verprellen wollten. Aber die Freundschaft löst sich angesichts von Trumps imperialem
               Getöse in Luft auf.
            

            Selenskyj erkannte nicht nur die Chance, er beschrieb, was für ihre Realisierung notwendig
               ist. »Es geht nicht nur darum, die Verteidigungsausgaben, gemessen am Bruttoinlandsprodukt,
               aufzustocken. Geld wird gebraucht, ja natürlich, aber Geld allein wird den Angriff
               des Feindes nicht aufhalten. Ja, Soldaten und Waffen sind nicht kostenlos, aber es
               geht nicht ums Budget. Es geht darum, dass die Menschen die Notwendigkeit erkennen,
               ihre Heimat zu verteidigen.« Der ukrainische Präsident hat recht. Wir müssen endlich
               kapieren, dass wir in existenzieller Gefahr sind, angesichts eines rücksichtslosen
               Aggressors im Osten und eines unzuverlässigen, wenn auch weiter notwendigen Partners
               im Westen. Selenskyj sieht die ukrainischen Streitkräfte, die als einzige in Europa
               Erfahrungen aus einem modern geführten Krieg mit teils autonomen Waffensystemen mitbringen,
               als Keimzelle einer gemeinsamen Armee in Europa: »Drei Jahre in einem ausgewachsenen
               Krieg haben bewiesen, dass wir bereits die Grundlage für eine vereinigte europäische
               Streitmacht haben. Und während wir nun weiterkämpfen und die Rahmenbedingungen für
               Frieden und Sicherheit schaffen, müssen wir eine europäische Armee aufbauen, sodass
               Europas Zukunft nur noch von Europäern abhängt und Entscheidungen über Europa auch
               in Europa gefällt werden.«
            

            Natürlich gibt es die Bedenkenträger gegen diese Idee, aber die meisten haben keine
               besseren Vorschläge. Die moderne Kriegserfahrung der Ukrainer wäre von unschätzbarem
               Wert für die Ausbildung europäischer Streitkräfte. Und die Ukraine, so wollte Selenskyj
               verstanden werden, sollte die Sicherung der europäischen Ostflanke übernehmen. Vorerst
               ist es nur eine Vision, die aber schnell zur Notwendigkeit werden würde, wenn die
               USA ihre Drohungen von einem weitgehenden Abzug ihrer konventionellen Streitkräfte aus
               Europa wahr machen sollten. »Wenn sich die Amerikaner für diesen Weg entscheiden,
               also ihre Truppenpräsenz reduzieren«, so Selenskyj, »dann ist das nicht gut. Das ist
               sehr gefährlich, aber wir alle in Europa müssen darauf vorbereitet sein. Ich habe
               darüber schon vor den Wahlen in den USA geredet, weil ich sehen konnte, wohin die amerikanische Politik steuert. Aber Amerika
               muss sehen, wohin Europa steuert. Und diese Neuausrichtung der europäischen Politik
               sollte nicht nur viel versprechen. Sie sollte in Amerika den Wunsch wecken, an der
               Seite eines starken Europas zu stehen.« Klarer kann man es kaum ausdrücken.
            

         
         
            Europa am Scheideweg

            Bleibt Europa zerstritten, auch weil einzelne Staaten eine Sonderbeziehung zu Trumps
               Amerika suchen, kann es der amerikanische Präsident links liegen lassen. Wenn es aber
               zusammensteht, kann er es nicht ignorieren, ja, er bräuchte es sogar dringend an seiner
               Seite in der Auseinandersetzung mit China. »Manche in Europa mögen nicht ganz verstehen,
               was da in Washington gerade passiert«, so Selenskyj, »aber wir sollten uns darauf
               konzentrieren, uns selbst zu verstehen. Hier in Europa müssen wir zuerst an Europa
               denken. Braucht Amerika Europa als Absatzmarkt? Ja. Aber als Verbündeten? Ich weiß
               nicht, ob die Antwort ein Ja wäre. Europa muss mit einer Stimme reden, nicht mit einem
               Dutzend verschiedener Stimmen. (…) Wir müssen engstmögliche Beziehungen zu Amerika
               haben, ein neues Verhältnis, aber als Europäer, nicht als separate Nationen. Deshalb
               brauchen wir eine geeinte Außenpolitik, eine koordinierte Diplomatie, eine Außenpolitik
               eines gemeinsamen Europas. Und das Ende dieses Krieges möge unser erster gemeinsamer
               Erfolg in dieser neuen Realität sein.«
            

            Das ist eine Vision – man mag einiges an ihr kritisieren, aber es ist wenigstens eine.
               Die Lehre aus München ist, dass es einen Masterplan für Deutschland und Europa braucht,
               der von zwei Grundannahmen ausgeht: Russland ist weiterhin eine dauerhafte, existenzielle
               Bedrohung, Amerika ist nicht länger unser verlässlicher Freund, sondern bestenfalls
               noch notwendiger Partner. So sieht es übrigens auch eine Mehrheit der Menschen in
               weiten Teilen Europas. Nach einer repräsentativen Umfrage in 14 europäischen Staaten,
               darunter elf Mitgliedsländern der EU,[116] sehen im Februar 2025 durchschnittlich nur 22 Prozent der Befragten die Vereinigten
               Staaten noch als Verbündeten, 51 Prozent halten sie für einen notwendigen Partner,
               8 Prozent für einen Rivalen. In Deutschland nennen 19 Prozent die USA einen Verbündeten (Partner: 45 Prozent), in Polen 31 Prozent (Partner: 45 Prozent),
               in Dänemark 30 Prozent (53 Prozent), Ukraine 27 Prozent (67 Prozent), Spanien 14 Prozent
               (57 Prozent), Italien 18 Prozent (53 Prozent) und Frankreich 14 Prozent (45 Prozent).
               Am ehesten sehen die Menschen in Großbritannien Amerika noch als Verbündeten – insgesamt
               37 Prozent, dennoch halten es 44 Prozent nur noch für einen notwendigen Partner. Die
               Autoren der Studie stellen einen dramatischen Vertrauensverlust im Vergleich zu früheren
               Umfragen fest und kommen zu dem Schluss, dass die Entwicklung zumindest ein Gutes
               hat: »Es ist eine Chance, Europa zu einem autonomeren, flexibleren und letztendlich
               selbstbewussteren Partner zu machen. Aber wenn die Europäer Trump erlauben, sie zu
               lähmen und zu spalten, dann überlassen sie die Aufgabe, einen Weg nach vorn zu weisen,
               einem neuen, nationalistischen, MAGA-artigen Projekt, das gerade selbstbewusst aus dem Schatten hervortritt.«
            

            Natürlich haben die populistischen, teils extremistischen Parteien Zulauf, weil uns
               diese Welt unübersichtlicher und bedrohlicher als früher erscheint, weil auch wir –
               wie die Amerikaner – durch mehrere Stufen der Desillusionierung gegangen sind. Der
               Terror nach 9/11 hat auch unsere Gesellschaft vor eine Zerreißprobe gestellt. In der
               Finanz- und Wirtschaftskrise hatten viele Menschen Angst um ihre wirtschaftliche Existenz.
               Auch wenn entschlossenes politisches Handeln damals die Folgen der Krise abmilderte,
               blieb die traumatische Erfahrung von kollabierenden Banken, gesperrten Konten und
               galoppierenden Preisen im Gedächtnis der Menschen haften. Die Flüchtlingskrise 2015
               erzeugte ein Gefühl von Überwältigung und Ohnmacht, auch wenn Deutschland rückblickend,
               vor allem dank vieler engagierter Bürgerinnen und Bürger vergleichsweise gut mit dem
               Zuwanderungsstrom fertiggeworden ist. Viele, die damals kamen, sind in unsere Gesellschaft
               gut integriert und bringen unser Land mit ihrer Arbeit voran. Die Coronapandemie hat
               neue Ängste geschürt und gleichzeitig ein Stück weit das Vertrauen in unsere Institutionen
               erschüttert. Letzteres hat aber mehr mit einer schlechten Krisenkommunikation zu tun
               als mit einem schlechten Management. Im Vergleich zu vielen anderen Ländern, allen
               voran zu den USA, ist Deutschland ganz gut durch diese Krise gekommen. Mir fehlt, ehrlich gesagt,
               das Verständnis für all jene, die im Nachhinein aus dem Ausbleiben der absoluten Katastrophe
               den Schluss ziehen, die Maßnahmen der Regierungen von Bund und Ländern seien damals
               völlig überzogen oder gar unnötig gewesen.
            

            Im Jahr 2022 kam dann noch der russische Angriffskrieg auf die Ukraine dazu. Die Angst
               vor dem Übergreifen auf Westeuropa und vor einem möglichen russischen Atomschlag verhinderte,
               dass wir der neuen Herausforderung mit einem echten Plan entgegentraten. Dabei hatte
               Bundeskanzler Olaf Scholz mit seiner Rede von der Zeitenwende den richtigen Instinkt,
               zog aber dann aus seinen eigenen Worten nicht die richtige Schlussfolgerung. Er hatte
               die Rede ja unter dem Eindruck gehalten, dass die russischen Truppen die Ukraine in
               wenigen Tagen überrennen und dann an der Grenze zu Polen stehen würden. Als es dann
               doch nicht so kam, mag er – anders als im Bundestag angekündigt – keine Notwendigkeit
               mehr für die Entwicklung eines strategischen Gesamtkonzepts, einer echten nationalen
               Sicherheitsstrategie für Deutschland gesehen haben. Eigentlich hätten sich die Berliner
               Koalitionäre für eine Woche einschließen müssen, um solch eine Vision zu erarbeiten
               und das passende Narrativ zu entwickeln, mit dem die Bevölkerung auf eine neue, herausfordernde
               und weniger bequeme Zeit vorbereitet werden könnte. Auch in den Krisen zuvor hatten
               wir nur reagiert, niemand machte sich ans Werk, um das zu tun, was für den Erfolg
               einer Nation genauso wichtig und richtig ist wie für den Erfolg eines Unternehmens:
               eine Vision formulieren, die notwendige Strategie entwerfen, die entsprechenden Maßnahmen
               beschreiben und das dazugehörige Narrativ entwickeln, um die Menschen im Land von
               einer politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Zeitenwende zu überzeugen.
               Nichts davon geschah, die sogenannte Nationale Sicherheitsstrategie der Berliner Ampel
               wird einem solchen strategischen Gesamtkonzept jedenfalls in keinster Weise gerecht.
               Wir mögen zwar, ohne zu frieren, durch die letzten Winter gekommen sein, aber die
               Angst ist nicht verschwunden. Eine überlegte und klare Antwort ist gerade deshalb
               so wichtig, weil Trumps Strafzölle einen Schaden von bis zu 180 Milliarden Dollar
               für die deutsche Wirtschaft anrichten könnten.
            

            »Vor nichts müssen wir Angst haben, außer vor der Angst selbst«, so hatte es einmal
               Franklin Delano Roosevelt in der Antrittsrede zu seiner ersten Amtszeit am 4. März
               1933 formuliert. Die Angst ist nicht nur ein schlechter Ratgeber, sie lässt sich auch
               nicht durch den Ruf nach drastischen Maßnahmen beseitigen, sondern bestenfalls betäuben.
               Wer die Ursachen der Angst bekämpfen will, braucht einen detaillierten Plan, und er
               braucht den Mut, für neue Herausforderungen neue Ideen zu entwickeln, statt die Menschen
               mit düsteren Untergangsszenarien noch mehr zu ängstigen, um sich auf diese Weise autoritäre
               Macht anzueignen. Wie also könnte ein solcher Masterplan aussehen, der Donald Trump
               und seinen Allmachtsfantasien eine konkrete und positive Vision für unser Land, für
               Europa und die Welt entgegensetzt? Beginnen wir mit den drei wichtigsten Themen Sicherheit,
               Wirtschaft und Zuwanderung, bevor wir uns auch den Bereichen Außenpolitik, Klimawandel,
               Bildung und Medien zuwenden.
            

         
         
            Sicherheit durch Stärke

            »Wenn die Triangel des Heeresmusikkorps gegenüber der NATO als Investition in die Abschreckung deklariert wird, werden wir im Kriegsfall mit
               Pauken und Trompeten untergehen«, so formulierte es ein hochrangiger Offizier der
               Bundeswehr bei einer Tagung, an der ich Ende Januar 2025 teilnehmen konnte. Besser
               kann man das Versagen der deutschen Sicherheitspolitik in den vergangenen Jahren nicht
               auf den Punkt bringen. Wir brauchen keine neue Bedrohungsanalyse, weil die Bedrohung
               durch Russland so offensichtlich ist. Putin hat seit 2022 nicht nur einen offenen
               Angriffskrieg im Herzen Europas geführt, er hat die europäischen Staaten mit Sabotageakten
               auf Kommunikationsverbindungen in der Ostsee, mit Brandanschlägen auf Logistikzentren
               und Privatunternehmen, mit Hackerattacken und mit massiven Einflusskampagnen in den
               Sozialen Medien angegriffen. Deshalb sind die zwei wichtigsten sicherheitspolitischen
               Aufgaben eines Masterplans: die deutsche Gesellschaft kriegstüchtig machen und in
               intensiven Gesprächen die Menschen im Land davon überzeugen, dass wir nur dann sicher
               sein und unsere Demokratie erhalten können, wenn wir bereit und in der Lage sind,
               unserem Nachbarland Polen, den baltischen Staaten und anderen Verbündeten bei einem
               Angriff zu Hilfe zu eilen. Ein solches Narrativ kann aber nur dann überzeugend sein,
               wenn es auf einer Nationalen Sicherheitsstrategie basiert, die die deutschen Interessen,
               eingebettet in die europäischen Bündnisse, klar definiert.
            

            Im Jahr 2008 gab es schon einmal einen entsprechenden Vorschlag, der jetzt dringend
               wieder aus der Schublade geholt werden muss, in die er wegen parteipolitischen Gezänks
               und strategischer Kurzsichtigkeit verbannt wurde. Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion legte damals einen sechzehnseitigen »Entwurf für eine Sicherheitsstrategie
               für Deutschland« vor. Darin definierte sie die deutschen Interessen im Hinblick auf
               eine breite weltpolitische Themenpalette. Dazu zählten unter anderem der freie und
               ungehinderte Welthandel »einschließlich einer gesicherten Energie- und Rohstoffversorgung
               als Grundlage unseres Wohlstandes«, die politische, wirtschaftliche und militärische
               Handlungsfähigkeit von Europäischer Union (!) und NATO sowie die Stärkung der Zusammenarbeit mit »den Staaten, die unsere Ziele und Werte
               teilen«. Die Union ging noch einen Schritt weiter. Sie forderte die Etablierung eines
               Nationalen Sicherheitsrats, wie es ihn in den USA und anderen Ländern längst gibt. »Um ein kohärentes Zusammenwirken aller Kräfte der
               inneren und äußeren Sicherheit zu gewährleisten, ist ein Nationaler Sicherheitsrat
               als politisches Analyse-, Koordinierungs- und Entscheidungszentrum einzurichten«,
               heißt es in dem Papier.
            

            Wenn es damals schon »Shitstorms« gegeben hätte, wäre dies der Name für das gewesen,
               was folgte. Politiker der anderen Parteien fielen über das Konzept her. Einige witterten
               den Versuch, das Parlament, das Außen- und das Verteidigungsministerium bei sicherheitspolitischen
               Fragen durch den Nationalen Sicherheitsrat zu entmachten, andere erinnerten an die
               dunkelsten Zeiten der deutschen Geschichte. Das Papier verschwand in der Schublade.
               Wie gesagt, höchste Zeit, es wieder hervorzuholen. Damals war unser Land eindeutig
               nicht bereit, Führungsverantwortung zu übernehmen, zu der im schlimmsten Fall im Rahmen
               internationaler Bündnisse auch die Beteiligung an Kriegen gehört. Eine echte Nationale
               Sicherheitsstrategie müsste die Interessen des Landes formulieren, ihre Einbettung
               in internationale Bündnisse festschreiben und die Bündelung aller Ressourcen aus den
               unterschiedlichsten Politik- und Wirtschaftsbereichen garantieren. Die neue Koalition
               in Berlin hat dafür vielleicht ein paar Monate Zeit.
            

            Wir brauchen jetzt dringend die Wiedereinführung der Wehrpflicht und eine Verdoppelung
               der Truppenstärke auf mindestens 350 bis 400 000 Soldaten. Alle vorhandenen Ressourcen
               sollten im Notfall sofort für mögliche Einsätze verfügbar sein – dazu gehört vorübergehend
               auch das Aussetzen bürokratischer Vorschriften und die Mobilisierung bereits ausgemusterter
               Waffensysteme vom Gewehr bis zum Panzer, solange sie ihren unmittelbaren Zweck erfüllen
               können. »Im Krieg braucht ein Panzer keine funktionierenden Blinker«, so hatte es
               der erwähnte hochrangige Bundeswehroffizier formuliert. Gleichzeitig aber müssen wir
               die Produktion von Waffen und Munition deutlich ausbauen, abgestimmt mit den europäischen
               Partnern. Bisher wird so produziert, dass wir eine Grundausstattung der Bundeswehr
               nur für einen sehr kurzen Zeitraum – manche reden von ein paar Monaten, andere nur
               von wenigen Tagen – sicherstellen können. Russland hat eine brummende Kriegswirtschaft
               und deshalb im Konfliktfall den längeren Atem. Es muss einfach nur durchhalten, bis
               die Engpässe bei der Versorgung der Bundeswehr jede Gegenwehr unmöglich machen. Die
               Bundeswehr muss nicht nur modernisiert, sondern auch mit neuen, innovativen Technologien
               ausgestattet werden, die von den europäischen Partnern gemeinsam entwickelt werden
               könnten – dazu gehören auch autonome Waffensysteme wie Drohnen. Die Technologie ist
               längst da und im ukrainischen Kriegseinsatz erprobt und verbessert worden. Die deutschen
               Streitkräfte müssen solche Systeme in ihre Strukturen integrieren. Auch im Bereich
               der Cyberabwehr braucht es einen massiven Ausbau zum Schutz der Kommunikations- und
               Steuerungssysteme für den Kriegsfall, aber auch zum Schutz der kritischen Infrastruktur
               innerhalb Deutschlands, von der Energieversorgung bis zum Warenverkehr. Der Zivilschutz
               muss wieder auf das Niveau wie in Zeiten des Kalten Krieges gebracht werden. Dazu
               gehören auch Schutzeinrichtungen für die Zivilbevölkerung, funktionierende Warnsysteme
               und entsprechende Übungen mit Beteiligung der Öffentlichkeit.
            

            All das geht natürlich nur mit einer entsprechenden Erhöhung der Ausgaben für Verteidigung
               und Zivilschutz. Derzeit beträgt das Bruttoinlandsprodukt Deutschlands 4,3 Billionen
               Euro pro Jahr. Wir geben insgesamt rund 75 Milliarden Euro für die Verteidigung aus,
               davon rund 50 Milliarden im regulären Wehretat. Realistischerweise werden wir künftig
               150 Milliarden Euro pro Jahr brauchen, um die Einsatz- und Abschreckungsfähigkeit
               der Streitkräfte sicherzustellen. Damit würden wir – wie derzeit die Vereinigten Staaten –
               3,5 Prozent unseres Bruttoinlandsprodukts für die Verteidigung ausgeben. Finanziell
               lässt sich das nur stemmen, wenn im Bundeshaushalt an anderer Stelle Ausgaben gestrichen
               werden und die Schuldenbremse gelockert wird. Die Entscheidung von Bundestag und Bundesrat,
               auf Vorschlag von CDU und SPD die Verteidigungsausgaben weitgehend aus der Schuldenbremse auszunehmen und ein zusätzliches
               Sondervermögen von 500 Milliarden Euro für die Sanierung von Deutschlands maroder
               Infrastruktur einzurichten, ist aus meiner Sicht der richtige Weg, auch wenn er umstritten
               ist. Dass Deutschland insgesamt mehr als eine Billion Euro investieren will, darunter
               100 Milliarden Euro für die Transformation zur Klimaneutralität, ist ein großartiges
               Signal an die EU-Partner. Es wird allerdings nur dann volle Wirkung entfalten, wenn das Geld nach
               einem wohlüberlegten Plan ausgegeben wird. Nichts sollte für Wählergeschenke wie Steuererleichterungen
               für Besserverdienende oder zusätzliche soziale Segnungen ausgegeben werden. Deshalb
               ein verwegener Vorschlag: Es wäre klug, die wichtigsten gesellschaftlichen Gruppen
               in die Planungen mit einzubeziehen, z. B. durch Runde Tische zu den vier herausragenden
               Themen Wirtschaft, Sicherheit, Klima und Zuwanderung. Alle Beteiligten könnten ihre
               Ideen und Anliegen einbringen, müssten sich dann aber auch auf die gemeinsame Umsetzung
               des Plans verpflichten. Dabei ist ein Grundkonsens entscheidend: Die Probleme lösen
               sich nicht allein durch mehr Schulden. Es braucht auch Verzicht. Deshalb ist es umso
               wichtiger, dass die neue Regierung den Menschen reinen Wein einschenkt, erklärt, warum
               es ohne diesen Verzicht nicht geht; dass er in Wirklichkeit eine unabdingbare Investition
               ist. Sicherheit und Wohlstand in Deutschland kann es nur dann weiter geben, wenn unser
               Land gemeinsam mit den europäischen Partnern politisch, wirtschaftlich und militärisch
               so stark ist, dass es von echten Gegnern wie Russland gefürchtet und von seinem Partner
               jenseits des Atlantiks respektiert wird.
            

         
         
            Neue Impulse für Wirtschafts- und Außenpolitik

            Voraussetzung für militärische Stärke ist allerdings auch Wirtschaftskraft. Das gilt
               für alle Länder der EU, aber ganz besonders für die Bundesrepublik Deutschland. Im Wahlkampf 2025 wurde
               von manchen der Eindruck erweckt, als könne man mit einer Lösung der Zuwanderungsproblematik
               das Land wieder fit machen. Dabei war es nur der Versuch, Sündenböcke für das politische
               Versagen vergangener Jahre zu finden, mit dem die überwältigende Mehrheit der Zuwanderer
               in unserem Land wenig bis nichts zu tun hat. Ich komme gleich darauf zurück.
            

            Deutschlands Wirtschaftspolitik muss zwei Hauptprobleme angehen. Die erste große Herausforderung
               liegt in der Regelungswut und der Überbürokratisierung, mit denen wir versuchen, jedes erdenkliche Risiko auszuschließen und wegzuregeln.
               Aber die Vorbedingung für jeden Fortschritt ist die Bereitschaft, Risiken zuzulassen
               und einzugehen. Risikovermeidung um jeden Preis garantiert Stillstand. Dies ist kein
               Plädoyer für eine grenzenlose Deregulierung, schon gar nicht im Sinne der Systemsprenger
               Donald Trump und Elon Musk. Es geht um eine generelle Überprüfung aller Regeln und
               Verwaltungsprozesse, zum Beispiel durch eine Enquetekommission des Bundestages, deren
               Empfehlungen dann möglichst konsequent umgesetzt werden sollten.
            

            Die zweite große Herausforderung ist die marode Infrastruktur in Deutschland, in die wir in den vergangenen Jahren viel zu wenig investiert haben.
               Die Reparatur und der Ausbau wichtiger Verkehrs- und Transportwege, die Etablierung
               einer verlässlich funktionierenden digitalen Infrastruktur und die Förderung von Zukunftstechnologien
               von der Halbleiter- und Batterieherstellung bis zur Erforschung und Anwendung künstlicher
               Intelligenz –, all das hat die amerikanische Regierung unter Joe Biden erfolgreich
               vorangetrieben. Wir haben es bei unseren Reisen durch Amerika erlebt. In strukturschwachen
               Gegenden, in denen die Industrieproduktion am Boden lag, sind Millionen neuer Arbeitsplätze
               entstanden. Im Rahmen des Inflation Reduction Act haben staatliche Investitionen von
               jährlich 60 Milliarden Dollar schon im ersten Jahr 75 Milliarden Dollar an Privatinvestitionen
               mobilisiert. Eine aktive und miteinander abgestimmte Industriepolitik könnte auch
               für die Staaten der EU ein erfolgreiches Wirtschaftskonzept sein.
            

            Die Blaupause für ein stärkeres Europa gibt es bereits. Am 9. September 2024 veröffentlichte
               der ehemalige Premierminister Italiens und spätere Chef der Europäischen Zentralbank
               Mario Draghi einen 400-seitigen Bericht, den die EU-Kommissionspräsidentin Ursula von der Leyen in Auftrag gegeben hatte.[117] Das Papier mit dem Titel »Die Zukunft der europäischen Wettbewerbsfähigkeit« analysierte
               die drei größten Herausforderungen für die Europäische Union: das Schließen der Innovationslücke
               zu den Vereinigten Staaten, eine wettbewerbsfähige Klimapolitik und den Ausbau der
               wirtschaftlichen Widerstandsfähigkeit durch eine Reduzierung von Abhängigkeiten.
            

            Draghi fordert eine Innovationsoffensive, um das weitere Abwandern von Topunternehmen und Fachpersonal im Bereich der Zukunftstechnologien
               in die USA zu verhindern. Er schlägt vor:
            

            
               	eine eigene Europäische Agentur für Forschungsprojekte (ARPA),
               

               	Anreize für Investitionen in innovative Ideen und Start-up-Unternehmen,

               	Förderprogramme durch die European Investment Bank,

               	teilweise Freigabe der Gelder aus Rentenfonds für Investitionen,

               	weitreichende Deregulierung unter Beachtung ethischer Gesichtspunkte,

               	massive Investitionen im Bereich Forschung und Entwicklung,

               	Initiativen zum Ausbau der akademischen Exzellenz,

               	Massive Förderung der Weiterqualifikation von Fachkräften.

            

             

            In der Klimapolitik glaubt Draghi, wie die Biden-Administration in den vergangenen Jahren in den USA, dass Initiativen zur Reduzierung fossiler Brennstoffe, eine Dekarbonisierung, riesige
               Chancen für den Ausbau der Wettbewerbsfähigkeit bieten, wenn sie auch als Teil eines
               großen Konjunkturprogramms geplant werden. Europäische Unternehmen brauchen dringend
               mehr Energie zu niedrigeren Preisen. Dafür fordert Draghi eine Reform des europäischen
               Energiemarkts mit einer gemeinsamen Industriepolitik der Mitgliedsstaaten zur Förderung
               sauberer Energiequellen und den Umstieg auf elektrisch betriebene Transportmittel.
               Der Bericht empfiehlt, gemeinsam in die entsprechenden Technologien zu investieren
               und die notwendigen Rohstoffe zu sichern.
            

            Dabei hat Draghi neben Auto-, Luftfahrt-, Pharma- und Halbleiter-Industrie auch den
               Verteidigungssektor im Blick. Draghi kritisiert eine katastrophale Kleinstaaterei
               und Fragmentierung im Rüstungssektor, die dringend durch eine gemeinsame Beschaffungspolitik
               der europäischen Staaten ersetzt werde müssten. Obendrein fließe ein viel zu großer
               Anteil der Verteidigungsausgaben europäischer Staaten in andere Länder, insbesondere
               in die USA. Deshalb fordert Draghi Anreize für eine Initiative »Buy European«. Die EU-Staaten sollten ihr Rüstungsgelder über die EU Defense Industry Authority in gemeinsamen Projekten ausgeben und durch das hohe Auftragsvolumen
               von Mengenrabatten profitieren.
            

            Die dritte große Herausforderung sieht der Bericht im Ausbau der wirtschaftlichen Widerstandsfähigkeit, um sich vor Nötigung und Erpressung durch andere Staaten zu schützen. Dabei hatte
               Draghi sicher vor allem China im Blick. Er setzt dabei nicht nur auf eine Stärkung
               der Rüstungsindustrie und die gemeinsame Beschaffung kritischer Rohstoffe, sondern
               vor allem auf die Stärkung des innereuropäischen Handels und auf neue Handelsbündnisse
               mit Ländern und Regionen rund um den Erdball. Es ist eine scharfe Absage an protektionistische
               und erpresserische Methoden, wie sie Donald Trump derzeit anwendet. Draghi beziffert
               die Gesamtkosten seines Plans auf zusätzliche Investitionen in Höhe von 800 Milliarden
               Euro pro Jahr!
            

            Um das zu stemmen, brauche Europa mehr private Investitionen, die sich durch Abbau
               von Regulierung eher lohnen würden, aber auch einen gemeinsamen Kapitalmarkt und einen
               europäischen Schuldenfonds, aus dem ein Großteil der Gelder kommen könnte. Schulden
               seien unvermeidlich, aber gleichzeitig eine notwendige Investition in die Zukunftsfähigkeit
               Europas. Wirtschaftsexperten halten das Konzept für überzeugend und tragfähig, wenn
               sich EU-Staaten darauf verständigen könnten. EU-Kommissionspräsidentin von der Leyen hatte auf der Münchner Sicherheitskonferenz
               ja schon vorgeschlagen, zumindest im Verteidigungsbereich mithilfe der Notstandsklausel
               die europäische Schuldenbremse zu lockern. Dadurch würden die Militärausgaben eines
               Landes bei den Stabilitätskriterien für die Haushaltspolitik der Mitgliedsstaaten
               nicht berücksichtigt.
            

            Die Umsetzung des Draghi-Plans, kombiniert mit den Vorschlägen für eine gemeinsame
               europäische Verteidigungs- und Rüstungspolitik und eine eigenständige Armee, bietet
               eine riesige Chance für Europa. Es könnte mit neu gewonnener militärischer und wirtschaftlicher
               Stärke genügend Gewicht auf die Waage bringen, um den autoritären Ambitionen Donald
               Trumps zu begegnen, der aus seiner Verachtung für die EU keinen Hehl macht. Bei seiner ersten Kabinettssitzung am 26. Februar 2025 sagte er:
               »Die Europäische Union wurde geschaffen, um die Vereinigten Staaten zu bescheißen.
               Lasst uns ehrlich sein, sie ist entstanden, um uns zu linken. Und sie haben das gut
               hingekriegt. Aber jetzt bin ich Präsident, und was wird in diesen Ländern passieren?
               Werden sie sich (gegen die Strafzölle, Anm. d. Red.) wehren? Das können sie nicht.
               Sie können es versuchen, aber sie werden es nicht schaffen.« Die entscheidende Frage
               ist, ob die Europäische Union gegenhält und den dafür notwendigen politischen Willen
               zur Einigkeit mitbringt. Es wäre fatal, wenn der dringend notwendige Aufbruch an einigen
               wenigen Mitgliedsstaaten scheitern würde, die den Autoritarismus offenbar auch attraktiver
               finden als die liberale Demokratie.
            

            Deshalb sollte wir unbedingt einen Blick auf einen dreißig Jahre alten Vorschlag werfen,
               der für die Europäische Union zu einem Befreiungsschlag werden könnte. Am 1. September
               1994 veröffentlichten die beiden CDU-Politiker Wolfgang Schäuble und Karl Lamers ihre »Überlegungen zur europäischen Politik«,
               die damals für Furore sorgten.[118] Das Papier empfahl ein Europa der zwei Geschwindigkeiten mit einem Kerneuropa der
               Mitgliedsstaaten, die eine tiefer gehende Integration befürworten, während andere
               diesem Prozess eher bremsend oder gar ablehnend gegenüberstehen. Schäuble und Lamers
               sahen Europa damals »an einem kritischen Punkt« und listeten Probleme auf, die genauso
               auf die heutige EU zutreffen:
            

            
               	Überdehnung der Institutionen,

               	zunehmende Differenzierung der Interessen, die auf unterschiedlichem gesellschaftlich-ökonomischem
                  Entwicklungsgrad beruht,
               

               	unterschiedliche Wahrnehmungen in einer vom Nordkap bis Gibraltar reichenden Union,

               	ein tiefer wirtschaftsstruktureller Wandel mit überlasteten Sozialsystemen,

               	Zunahme eines »regressiven Nationalismus« in (fast) allen Mitgliedsländern,

               	sehr starke Inanspruchnahme und Schwächen nationaler Regierungen und Parlamente angesichts
                  der erwähnten Probleme.
               

            

             

            Um die Lähmung der europäischen Union aufzulösen, empfahlen die beiden Politiker eine
               institutionelle Weiterentwicklung der Union; eine weitere Festigung des Kerns, zu
               dem jederzeit andere Mitgliedsländer dazukommen könnten, wenn sie die Bedingungen
               für eine tiefere Integration erfüllten; eine deutliche Intensivierung der deutsch-französischen
               Beziehungen; die Stärkung der außen- und sicherheitspolitischen Handlungsfähigkeit;
               und schließlich die Erweiterung nach Osten. Letztere erfolgte in den Jahren danach
               tatsächlich, die anderen Vorschläge gingen weitgehend unter, und genau das war im
               Nachhinein betrachtet ein große Fehler.
            

            Schäuble und Lamers wollten mit einer effizienteren Politik für die Menschen in einem
               Kerneuropa das europäische Modell noch attraktiver machen: »Im Unterschied zu manchen
               wirklichkeitsfremden, juristisch-theoretischen wie politisch gefährlichen Beiträgen
               von leichtfertig und unkundig redenden Intellektuellen und zuweilen auch Politikern
               erkennt die große Mehrheit der Bürger die Notwendigkeit der europäischen Einheit sehr
               gut. Sie erwartet allerdings und zu Recht mehr Demokratie, Öffentlichkeit und Transparenz,
               vor allem aber Erfolge Europas auf den aufgezeigten Feldern.« Es ging um nicht weniger
               als den Beweis, dass die liberale Demokratie besser liefern kann als alle autoritären
               Systeme, weil sie sowohl den wirtschaftlichen Fortschritt als auch individuelle Freiheit
               und Sicherheit gewährleistet. Genau das brauchen wir heute mehr denn je. Das wird
               aber nur geschehen, wenn wichtige Mitgliedsstaaten der EU die Führungsrolle übernehmen, wie es im Konzept vom Kerneuropa vorgesehen war. Deutschland,
               Frankreich und Polen können und müssen zum Motor einer geeinteren und dadurch stärkeren
               Europäischen Union werden.
            

            Schäuble und Lamers hatte in ihrem Papier ja auch das Problem eines regressiven Nationalismus
               in der EU identifiziert. Es sei, so schrieben sie, »die Folge einer tiefen Verängstigung –
               hervorgerufen durch die problematischen Ergebnisse des Zivilisationsprozesses und
               durch äußere Bedrohungen wie der Migration. Die Ängste verleiten dazu, wenn nicht
               Lösungen, so doch mindestens Abschirmung in einem Zurück zum Nationalen und zum Nationalstaat
               zu suchen.« Deshalb komme ich an dieser Stelle auf das Thema Zuwanderung zurück, das
               den deutschen Wahlkampf 2025 dominiert hat, obwohl die Themen Wirtschaft und äußere
               Sicherheit folgenreicher und entscheidender für den Erfolg und Fortbestand unserer
               liberalen Demokratie und sozialen Marktwirtschaft sind.
            

         
         
            Geregelte Zuwanderung ist unverzichtbar

            Wenn man die Debatten der letzten Monate verfolgt und über ein einigermaßen gut funktionierendes
               Gedächtnis verfügt, erkennt man leicht, dass wir in der Zuwanderungsdebatte seit zehn
               Jahren auf der Stelle treten. Einer der wichtigsten Gründe dafür ist die verständliche
               Fokussierung auf Gewalttaten, die von Asylbewerbern begangen wurden und werden. Deshalb
               einmal vorweg: Wer seinen Aufenthalt in Deutschland missbraucht und Straftaten begeht,
               sollte sofort sein Recht auf Asyl verwirken. Auch kleinere Straftaten – wenn sie wiederholt
               begangen werden – bedürfen härterer Sanktionen und Strafen. Wenn Intensivtäter immer
               schon am nächsten Tag wieder auf freiem Fuß sind, dann sendet die Gesellschaft ein
               Signal der Gleichgültigkeit: Es ist uns egal, was du tust und wie oft. Antragsteller,
               die abgelehnt wurden, müssen möglichst schnell in ihre Heimat oder sichere Drittstaaten
               abgeschoben werden.
            

            Dennoch ist es keine Lösung, Zuwanderung in erster Linie als Bedrohung anzusehen.
               Sie ist nämlich für die Zukunft unseres Landes von existenzieller Bedeutung. Ohne
               die Zuwanderung von mehreren Hunderttausend Menschen im Jahr wird unsere Volkswirtschaft
               bald am Ende sein. Im Jahr 2040 werden jedes Jahr 400 000 Menschen weniger in den
               Arbeitsmarkt eintreten, als in die Rente gehen. Ohne Zuwanderung würde die deutsche
               Bevölkerung – derzeit über 83 Millionen Menschen – wegen der niedrigen Geburtenrate
               (unter 1,4 Kinder pro Frau) und der zunehmenden Überalterung der Gesellschaft bis
               zum Jahr 2050 auf unter 55 Millionen Menschen zusammenschrumpfen. Das ist bei Weitem
               nicht genug, um den Lebensstandard, den relativen Wohlstand und die sozialen Sicherungssysteme
               in Deutschland zu erhalten. Wir bräuchten eine Zuwanderung von 225 000 Menschen pro
               Jahr, um diesen Rückgang wenigstens abzubremsen, sodass 2050 immerhin noch 75 Millionen
               Menschen hier leben. Da Zuwanderer meist in jungen Jahren kommen und eine deutlich
               höhere Geburtenrate erreichen, wird der Anteil von nicht Deutschstämmigen unter den
               jungen Menschen im Land deutlich über 50 Prozent liegen. Aber noch mal, wir brauchen
               Zuwanderer als Arbeitskräfte, Steuerzahlerinnen und Steuerzahler, Bürgerinnen und
               Bürger, die unsere Demokratie miterhalten und mitgestalten. Deshalb muss auch das
               Thema Zuwanderung Teil eines politischen Masterplans sein. Bei den folgenden Vorschlägen
               orientiere ich mich an Analysen des kanadischen Journalisten und Zuwanderungsexperten
               Doug Saunders, der sich intensiv mit internationalen Studien, aktuellen Modellprojekten,
               politischen Zuwanderungskonzepten, empirischen Berechnungen und historischen Erfahrungen
               der vergangenen hundert Jahre beschäftigt hat.
            

            Wir brauchen ein Einwanderungsgesetz, das die Zuwanderung reguliert und gezielt steuert.
               Es muss in eine europäische Einwanderungspolitik eingebettet sein, die den politisch
               Verfolgten weiterhin ein Grundrecht auf Asyl gewährt, bei den Wirtschaftsflüchtlingen
               aber gezielt begrenzt und auswählt. Entscheidend dürfte eine Art Ventil aus früheren
               Zeiten sein, das wir dummerweise einmal abgeschafft haben. Um den Druck aus wirtschaftlich
               schwachen Regionen abzufedern, bedarf es der Möglichkeit einer zeitlich befristeten
               Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis für die Europäische Union. So etwas gab es bis Anfang
               der Neunzigerjahre. Damals konnten Menschen aus Afrika und Asien für ein bis zwei
               Jahre in der EU arbeiten, Geld an ihre Familien in der Heimat schicken und dann dorthin zurückkehren.
               Danach gab es die Möglichkeit, dass ein anderes Familienmitglied kommt. Diese Form
               der legalen Zuwanderung auf Zeit war das perfekte Ventil, um den Migrationsdruck abzumildern.
            

            Als die Europäische Union im Zuge der Osterweiterung den befristeten Arbeitsaufenthalt
               abschaffte, wurde Zuwanderung zu einer »Alles-oder-nichts-Option«: Wer in die EU hineinwollte, musste heimlich kommen und im Untergrund leben. Damit haben wir die
               Schlepperbanden und illegale, kriminelle Subkulturen in Europa regelrecht erschaffen.
               Unsere eigene Handelspolitik, z. B. der Fischfang der EU vor der Küste Westafrikas oder die Billigfleischlieferungen in afrikanische Länder,
               hat die Zahl der Wirtschaftsflüchtlinge zusätzlich deutlich in die Höhe getrieben.
            

            Ich halte die Wiedereinführung einer Aufenthalts- und Arbeitserlaubnis, die auf ein
               oder zwei Jahre begrenzt wird, deshalb für eine grandiose Idee. Die Anträge dafür
               und für politisches Asyl in der EU könnten in Antragszentren, den sogenannten Hotspots, in Nordafrika gestellt werden.
               Wer einreisen darf, muss nicht die gefährliche Fahrt mit Schleusern über das Mittelmeer
               antreten, sondern kann mit Flugzeug oder Fähre nach Europa reisen und wird dort nach
               einem noch zu vereinbarenden Schlüssel verteilt. Das wäre eine menschenwürdige und
               menschenorientierte Zuwanderungspolitik.
            

            Genauso müsste die Integration derer angegangen werden, die als politische Flüchtlinge
               kommen und dauerhaft bleiben wollen und dürfen. Um dies zu ermöglichen, müssen einige
               Barrieren eingerissen werden, an denen Integration scheitern kann. Insgesamt identifizieren
               Experten vier Kategorien von Barrieren.
            

            Die erste davon sind die physischen Barrieren. Die Überlegungen gehen davon aus, dass die Isolierung von Zuwanderern eine Eingliederung
               in die Gesellschaft massiv erschwert. Also müssten die Asylbewerber da untergebracht
               werden, wo sie einerseits unmittelbar in Kontakt mit der »einheimischen« Bevölkerung
               kommen können, andererseits mit Menschen ihres ethnischen Hintergrunds, die schon
               länger im Land leben. Deren Unterstützung aufgrund ihrer Erfahrungen mit dem »Ankommen«
               beschleunigt den Integrationsprozess und verhindert eine Isolierung. Es ist ein Balanceakt,
               denn die Lebenssituation muss das Zusammentreffen und den Austausch zwischen Mehrheitsgesellschaft
               und Minderheitsgruppen möglich machen. Ideal sind dafür Gegenden, die durch das Nahverkehrsnetz
               und mithilfe städtebaulicher Maßnahmen eng mit anderen Vierteln verbunden sind. Bus-
               und Bahnlinien, ein Fahrradwegnetz, stadtteilübergreifende Fußgängerzonen – all das
               trägt dazu bei, dass Arbeitsleben und Freizeitgestaltung von Menschen in einer Stadt
               das Zusammengehörigkeitsgefühl ermöglichen.
            

            Ein Positivbeispiel ist das Viertel Nou Barris in Barcelona, in dem zwischen den Wohnkomplexen
               Einkaufszentren, Restaurants und Kulturstätten entstanden sind, die auch Einwohner
               anderer Bezirke in die einstigen Wohnghettos locken, was wiederum durch neu geschaffene
               Bahnstationen erleichtert wird. Auf ähnliche Weise ist es auch dem Amsterdamer Stadtteil
               Bijlmermeer gelungen, den Abstieg zum sozialen Brennpunkt zu stoppen und zu einem
               In-Viertel des abendlichen kulturellen Austauschs zu werden.
            

            Städtische Behörden können solch eine positive Entwicklung noch unterstützen, indem
               sie Touristenströme nicht fernhalten, sondern geradezu in die multiethnischen Viertel
               lenken, in denen man eine vielfältige Musik-, Kunst- und Restaurantszene findet. Geld
               für ein paar Verschönerungsmaßnahmen, Wegweiser und Stadtpläne für die Touristen,
               eine gute Verkehrsanbindung, kleine und große Straßenfeste, ein eingängiger Name für
               das Viertel und ein paar Werbemaßnahmen, so schrieb der Zuwanderungsexperte Saunders,
               »und schon kann sich ein verlorenes Zuwandererviertel in einen Tummelplatz für Menschen
               verwandeln«. Auch die Förderung von Eigentum spielt dabei eine wichtige Rolle. In
               Brüssel kaufen örtliche Verbände Grundstücke, bauen Wohnkomplexe und verkaufen die
               Apartments leicht unter dem Marktwert und mithilfe besonders gestalteter Bankkredite
               an Zuwanderer, die sich dann viel intensiver um die Weiterentwicklung ihres Stadtteils
               bemühen, als es vielleicht Mieter tun würden.
            

            Die zweite Kategorie von Integrationshindernissen sind institutionelle Barrieren. Es geht einerseits um den Zugang zu Gesundheits- und Sozialfürsorge unseres Staates,
               andererseits, und das ist für die Integration noch viel wichtiger, um die Anerkennung
               von Bildungs- und Berufsausbildungsabschlüssen. Wie aber können Kinder so in unser
               Bildungssystem eingefädelt werden, dass sie langfristig erfolgreich zu dieser Gesellschaft
               beitragen können? Ein Positivbeispiel ist die Schweiz mit ihrer QUIMS-Initiative (QUIMS steht für »Qualität in multikulturellen Schulen«). Diese werden mitten in sozialen
               Brennpunkten etabliert und sind mit mehr Lehrpersonal ausgestattet als andere Schulen.
               Die Klassen sind zwar meist größer als bei uns in Deutschland, aber der Unterricht
               wird jeweils von mehreren Lehrern gestaltet und bezieht die Perspektiven der unterschiedlichen
               ethnischen Hintergründe der Schüler mit ein. Vielfalt wird als Bereicherung erlebt.
               Kinder, die sich schwertun, egal ob aus Zuwandererfamilien oder nicht, bekommen zusätzlichen
               Förderunterricht. Die Qualität dieser Schulen ist so hoch, dass sie wie ein Magnet
               auch Schüler aus anderen Stadtvierteln und anderen gesellschaftlichen Schichten anziehen
               und so den kulturellen Austausch befeuern. Um ähnliche Konzepte wie in der Schweiz
               auch in Deutschland voranzutreiben, müssten natürlich entsprechende Gelder zur Verfügung
               gestellt werden. Ebenso wichtig ist es, die Berufsbildungsabschlüsse von Jugendlichen
               und Erwachsenen deutlich unbürokratischer und leichter anzuerkennen, damit sie schneller
               in den Arbeitsmarkt aufgenommen und besser integriert werden.
            

            Auch bei der dritten Kategorie der Integrationshindernisse, den wirtschaftlichen Barrieren, müsste es in Deutschland einen Willen zur Veränderung von Strukturen und Regeln
               geben, damit wirtschaftliche Perspektiven entstehen. Durch eine Lockerung städteplanerischer
               Vorschriften beispielsweise könnten – auch in Wohngegenden – kleine Ladengeschäfte,
               Handwerksbetriebe, Imbissbuden und Straßenstände eröffnet werden. Gerade uns Deutschen
               fällt das Aufweichen von Regeln und Vorschriften sicher nicht leicht, aber wenn wir
               darauf bestehen, dass beispielsweise ein Kleingeschäft eine teure Klimaanlage vorweisen
               muss, behindert das eine Entwicklung, die der Gesellschaft eigentlich langfristig
               dient. Warum nicht die Auflagen eine Zeit lang aussetzen? So könnten Perspektiven
               entstehen und mit ihnen der Wunsch und die Mithilfe von Anwohnern und Geschäftsinhabern,
               ihr lebendiges, pulsierendes Viertel von Kriminellen freizuhalten. Solche Stadtteile
               bieten mehr Sicherheit und mehr Chancen – und sie verhindern damit die Entstehung
               von Kriminalität und extremistischem Gedankengut. Das zeigen Beispiele wie die amerikanische
               Ostküstenmetropole Boston mit ihrem »Back-streets-Programm«. In den Nebenstraßen und
               Hinterhöfen durften kleine improvisierte Märkte entstehen, die auch Käufer aus anderen
               Stadtgebieten anlocken. Zahlreiche Auflagen wurden gelockert. Auch die kanadische
               Stadt Toronto hat damit gute Erfahrungen gemacht und darüber hinaus weitere Ideen
               verwirklicht, um Niedrigqualifizierte für den Einstieg in den Arbeitsmarkt zu ertüchtigen.
               Im Thorncliffe-Park-Viertel gibt es einen »Trainings-Supermarkt«, in dem junge Zuwanderer
               die unterschiedlichsten Tätigkeiten von der Lagerhaltung bis zum Management erlernen
               können.
            

            Bei der vierten und letzten Barriere geht es um die Teilhabe an allen Rechten und Pflichten in der neuen Heimat. Dazu gehört auch die Frage der Staatsbürgerschaft, die wir in
               Deutschland schon längst hätten klären sollen, statt Millionen von »Gastarbeitern«
               aus der Türkei und anderen Ländern als eine Art Bürger zweiter Klasse zu sehen. Natürlich
               könnten viele der Flüchtlinge in ihr Ursprungsland zurückgehen, sobald die Konflikte
               dort beendet wären, aber ein großer Teil wird bleiben, wenn sie und ihre Kinder sich
               hier Perspektiven erarbeiten können. Neben dem Zugang zum Arbeitsmarkt ist auch die
               Möglichkeit einer Beteiligung an politischen Entscheidungen auf lokaler, regionaler
               und nationaler Ebene ein Anreiz für eine tiefe Integration und den Erwerb der deutschen
               Staatsbürgerschaft.
            

            Um überhaupt ein Bleiberecht in Deutschland zu bekommen, müssen Zuwanderer als Allererstes
               die deutsche Sprache erlernen! Aber noch entscheidender ist ihre Verpflichtung auf
               die freiheitlich-demokratische Grundordnung, das deutsche Rechtssystem und die Werte
               in einer aufgeklärten Gesellschaft, in der alle Menschen gleichberechtigt sind. Dieser
               Respekt kann aber nur entstehen, wenn wir im Umgang mit Flüchtlingen, mit Asylbewerbern,
               mit Zuwanderern mit unterschiedlichstem religiösem, ethnischem und kulturellem Hintergrund
               genau diese Prinzipien auch selbst anwenden. Fast alle Menschen mit Migrationshintergrund
               in Deutschland wollen wie der Rest der Gesellschaft ein modernes, vielfältiges, chancenreiches,
               sorgenfreies, individuell bestimmtes und wirtschaftlich abgesichertes Leben. Wer das
               aus eigenem Verschulden und auch aufgrund fehlender Entwicklungsmöglichkeiten nicht
               hinbekommt, wird nicht Teil einer »Parallelgesellschaft«, sondern in der Regel eher
               zum Kriminellen. Es ist kein Zufall, dass die meisten Extremisten und Gewalttäter
               vorher bereits Straftaten begangen haben. Der Verlust des Anstands und des Respekts
               vor anderen führt schnell zu Verbrechen und Gewalt. Der schlimmste Brandbeschleuniger
               ist es dabei, wenn weder der Staat noch seine Mitbürger den Tätern klare Grenzen aufzeigen.
               Wir brauchen einen Dreiklang: Perspektiven anbieten, an strikte Bedingungen knüpfen
               und jeden Regelverstoß hart sanktionieren.
            

         
         
            Bildung als nationale Aufgabe

            An dieser Stelle sei mir ein klares Wort erlaubt: Es gibt nichts Wichtigeres für die
               Zukunft eines Landes als die Bildung der nachwachsenden Generationen. Trotzdem erlauben
               wir uns ein Bildungssystem, in dem Strategie und Qualität, obwohl sie langfristig
               und nachhaltig angelegt sein müssten, der kurzfristigen Verwirklichung politisch-ideologischer
               Interessen und deren manchmal willkürlichen und menschenfernen Kehrtwenden unterworfen
               sind. So werden Kinder und Jugendliche zum Opfer schnell wechselnder Mehrheits- und
               Koalitionsverhältnisse in den Bundesländern. Mit Verlaub, Bildung ist eine nationale
               Aufgabe und sollte nicht das Spielzeug einer Kleinstaaterei sein, die zumindest in
               dieser Frage nicht in eine globalisierte Welt passt. Bildung braucht einheitliche
               und hohe Standards, sie braucht die notwendigen Finanzmittel, aber vor allem braucht
               die Bildung gute neue Ideen. Vielleicht könnte man all das auch im föderalen System
               hinbekommen, aber es wurde offensichtlich noch nie ernsthaft versucht.
            

            Vor ein paar Jahren fragte ich den Kultusminister eines Bundeslandes, ob es denn so
               etwas wie eine Best-Practice-Plattform gebe, also ein Forum der Bundesländer, in dem
               gute Ideen aus einzelnen Bundesländern gezielt gesucht, analysiert und dann – wenn
               möglich und sinnvoll – auf alle anderen hochskaliert werden. Es gebe zwar die Kultusministerkonferenz,
               sagte der Minister, aber solch einen Austausch konkreter Ideen und innovativer Lösungsansätze
               für gemeinsame Probleme gebe es nicht. Warum nicht?
            

            Warum schicken die 16 Landesministerien jedes Jahr Tausende von Lehrern zwangsweise
               mit 65 Jahren in den Ruhestand, wenn es doch an jeder Ecke an guten Lehrern fehlt?
               Natürlich liegt es am fehlenden Geld, aber wenn unsere Kinder das Wertvollste für
               die Zukunft unseres Landes sind, dann sollte ihre Bildung Vorrang haben vor vielen
               anderen, wenn nicht gar allen Posten in den Landeshaushalten. Dies ist kein Plädoyer
               dafür, das Ruhestandsalter für Lehrer grundsätzlich um zwei Jahre hochzusetzen. Aber
               wer will, sollte weitermachen können. Warum schaffen wir es nicht, in der politischen
               Bildung an unseren Schulen aktuelle Themen unserer Zeit schnell aufzugreifen, um den
               Schülern, zu deren Lebenswirklichkeit diese Entwicklungen gehören, Halt und Orientierung
               zu geben? Wie lange dauert es, Themen wie Zuwanderung, Terror, Populismus, Fake News,
               Krieg in Europa und die Erosion der Institutionen unserer Demokratie im Unterricht
               angemessen behandeln zu können?
            

            All das findet nur dann statt, wenn Lehrer sich selbst das notwendige Unterrichtsmaterial
               zusammensuchen und dann vielleicht aufgrund ihrer langjährigen Erfahrung didaktisch
               wertvolle und erkenntnisfördernde Unterrichtseinheiten daraus basteln. Zwar dürfen
               Lehrer für rund zehn Prozent ihres Unterrichts von den vorgegebenen Lehrplänen abweichen,
               müssen aber darauf hoffen, dass der selbst entworfene Unterricht zu hochsensiblen
               gesellschaftlichen Themen keinen Ärger in ihren Fachbereichen verursacht. Wer kein
               Risiko eingehen will, lässt lieber die Finger von heißen Eisen wie islamistischer
               Terror, Umgang mit TikTok und anderen Social Media.
            

            Es wäre ein Feld, in dem die Bildungseinrichtungen eng mit den privaten und öffentlich-rechtlichen
               Medien zusammenarbeiten könnten, da wir all jene Inhalten bieten können, die man für
               die Entwicklung von aktuellen Lehrstoffen und Unterrichtseinheiten braucht. Vor einigen
               Jahren hat mein Freund Volker Wilhelmi damit begonnen, brandaktuelle Themen mithilfe
               von Experten – ich durfte dazu beitragen – in intensiven Workshops mit Lehramtskandidaten
               seines Fachbereichs zu bearbeiten. Die angehenden Lehrer haben dann einzelne Unterrichtsstunden
               und ganze Reihen entwickelt, die wir bei Seminaren mit 120 Lehrerinnen und Lehrern
               aus Rheinland-Pfalz und Hessen am Weiterbildungszentrum in Ingelheim vorgestellt haben.
            

            Wir Medien haben eine verfassungsmäßige Pflicht, zur politischen Willensbildung in
               unserer Demokratie beizutragen und gleichzeitig auch eine Art Kontrollfunktion im
               Sinne und Auftrag der Bürger des Landes wahrzunehmen. Das Bundesverfassungsgericht
               hat die unverzichtbare Rolle der Medien in einem Urteil von 1966 ausdrücklich bestätigt:
               »Eine freie, nicht von der öffentlichen Gewalt gelenkte, keiner Zensur unterworfene
               Presse ist ein Wesenselement des freiheitlichen Staates; insbesondere ist eine freie,
               regelmäßig erscheinende politische Presse für die moderne Demokratie unentbehrlich.
               Soll der Bürger politische Entscheidungen treffen, muss er umfassend informiert sein,
               aber auch die Meinungen kennen und gegeneinander abwägen können, die andere sich gebildet
               haben. Die Presse hält diese ständige Diskussion in Gang.«
            

         
         
            Medien als Hüter der Meinungsfreiheit

            Aus dem Auftrag des Bundesverfassungsgerichts erwächst eine Verantwortung, der wir
               in Zukunft wieder mehr gerecht werden müssen. Wie wäre es beispielsweise mit einem
               neuen politischen Fernsehformat? Wer kennt nicht die Escape-Rooms, in denen man sich
               einschließen lässt, um erst dann wieder herauszukommen, wenn die im Raum versteckten
               Rätsel innerhalb von einer Stunde gelöst werden? Das klappt nur, wenn alle Mitspieler
               gemeinsam nach den Lösungen suchen. Die Vielfalt der Ideen und Herangehensweisen führt
               am ehesten zum Erfolg, zum Versteck des Schlüssels für den Exit. Was also, wenn wir
               Politiker unterschiedlicher Parteien in solch einen Escape-Room sperren, in dem sie
               unter Zeitdruck eine tragfähige Lösung für ein drängendes politisches Problem finden
               müssen? Leider hat die Sache einen Haken: Es gibt ja – anders als bei den Rätseln
               im Originalspiel – nicht nur eine mögliche Lösung für gesellschaftspolitische Probleme.
               Deshalb bräuchte es einerseits ein paar Vorgaben, welche Kriterien das Konzept am
               Ende erfüllen muss, andererseits auch eine Jury, die bewertet, ob die Politiker ihre
               Aufgabe erfüllt haben. Letzteres könnte eine Art Bürgerforum sein, also Menschen aus
               unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen, die entweder nur am Ende abstimmen oder
               schon vorher – sagen wir dreimal – von den eingeschlossenen Volksvertretern einbezogen
               werden können. Auch bei den Escape-Spielen darf man ja Hinweise – sogenannte clues –
               erbitten, wenn man nicht weiterkommt. Die Kriterien für den zu findenden Lösungsvorschlag
               sollten natürlich auch möglichst einfach sein: Wie genau sehen die Maßnahmen aus?
               Was genau sollen die Maßnahmen bewirken? Wer muss das Konzept mit welchen Werkzeugen
               umsetzen? Und mit welchem Argument will man die Öffentlichkeit überzeugen?
            

            Ein solches Format würde sich wohltuend von den vielen Talkshows in unseren Fernsehprogrammen
               unterscheiden, weil es jede ausufernde Debatte, jedes Wiederkäuen längst ausgetauschter
               Positionen, jedes Imponier- oder Drohgehabe, jeden Versuch, den politischen Wettwerber
               mit Falschheiten, Vorwürfen, Lügen und Unterstellungen, garniert mit nur einem winzigen
               Schuss Wahrheit verbal zu überwältigen, unmöglich macht. Denn es gibt eine Deadline.
               Für politische Spielchen nach dem Motto »flooding the zone« fehlt die Zeit; und jede
               Absicht, eine konstruktive Lösung zu sabotieren, entlarvt sich vor den Augen eines
               Millionenpublikums. Es wäre eine großartige Übung, um das Funktionieren von Demokratie
               und Pluralismus, also die ganze Stärke unseres Systems gegenüber dem Autoritarismus,
               zu demonstrieren.
            

            Träum weiter, mögen Sie sagen, und so viel Idealismus für reine Naivität halten. Denn
               wie sollten wir Politiker finden, die öffentlich von Maximalforderungen abweichen
               und auf Kompromisse eingehen müssten, statt hinter verschlossenen Türen irgendwelche
               Deals auszumauscheln? Bitte nicht falsch verstehen: Ich bin überzeugt, dass die Vertraulichkeit
               von ernsthaften Verhandlungen wesentlich zur Lösung von Problemen beiträgt. Aber sie
               stärken unsere Demokratie nur dann, wenn alle Beteiligten den Menschen hinterher detailliert
               und am besten gemeinsam erklären, warum der ausgehandelte Kompromiss gut für sie und
               unser Land ist. Zu oft lassen sich Politiker einer Regierungskoalition von ihren jeweiligen
               Anhängern dafür feiern, mehr herausgeschlagen zu haben als die anderen.
            

            Was ich damit sagen will: Wir Medien müssen neue Wege finden, unsere Aufgabe in der
               Gesellschaft besser zu erfüllen. Was können wir dazu beitragen, dass das Vertrauen
               der Menschen in die Regeln und Institutionen der freiheitlichen Demokraten nicht weiter
               schwindet, sondern wieder deutlich wächst? In unseren Nachrichtensendungen kommen
               Politiker aller Parteien zu Wort. Aber meist fragen wir sie in den Interviews nur
               danach, wie sie etwas finden, statt Erklärungen einzufordern, warum sie es so finden,
               oder von ihnen gar Argumente für ihre Vorschläge zu verlangen. Selbst wenn wir all
               das in unseren Gesprächen abfragen, landet am Ende doch meist die griffige, emotional
               zugespitzte Äußerung in den kurzen Nachrichtenbeiträgen. Natürlich ist es auch wichtig,
               die Emotionen im politischen Streit zu spiegeln, weil sie oft darüber entscheiden,
               ob eine Lösung für ein Problem gefunden werden kann. Aber wäre es nicht besser, wenn
               wir diesen Teil beschreiben und die Politiker erklären lassen, aus welchen Sachgründen
               sie nicht zustimmen können oder welche besseren Argumente es für ihre Position gibt?
               Wie beim Escape-Spiel: Wie genau sehen die Maßnahmen aus? Was genau sollen sie bewirken?
               Wer muss sie wie umsetzen? Und was ist der entscheidende Vorteil für die Menschen
               in unserem Land?
            

            Die entscheidende Frage ist nicht, ob wir Journalisten das so hinbekämen, sondern
               ob die Zuschauer die sachlichere Variante genauso gut annehmen wie den 90-sekündigen
               Nachrichtenbeitrag mit den Höhepunkten der täglichen Ereiferung. Dabei sind vielen
               in unserem Land schon die anderthalb Minuten zu lang. Zumindest wird immer wieder
               behauptet, dass gerade jüngere Zuschauer besser auf noch kleinere Nachrichtenhäppchen
               reagieren, die ob ihrer Kürze und Oberflächlichkeit auch viel leichter zu verdauen
               sind als die längeren Versionen. Ich bestreite das, weil auch Dokus mit anspruchsvollem
               Hintergrund auf den Streaming-Plattformen bei vielen jungen Leuten hervorragend ankommen.
               Trotzdem geht insgesamt die Tendenz zu den »Drive-by-Nachrichten«, die darauf angelegt
               sind, den Menschen das Gefühl geben, informiert zu sein, ohne sie mit Hintergründen
               und Zusammenhängen zu belasten.
            

            In der Debatte um den öffentlich-rechtlichen Rundfunk scheint es auch ein großes Missverständnis
               über die Rolle unserer Nachrichtenmoderator/innen zu geben, denen immer wieder gern
               Einseitigkeit und Parteilichkeit vorgeworfen wird. Doch das kritische Interview ist
               kein Wettbewerb um unsere Beliebtheit bei Politikern oder unseren Zuschauern. Wir
               müssen unsere Gesprächspartner dazu bringen, Rechenschaft abzulegen, Verantwortung
               zu übernehmen und mit Argumenten zum Diskurs über ein politisches Thema beizutragen,
               statt mit Emotionen die Erregung im Land zu befeuern. In den USA erlebe ich täglich, wie namhafte Journalisten die Prinzipien unseres Berufsstandes
               verletzen, indem sie liebedienerische Fragen stellen oder jedes Interview als einen
               Kampf ansehen, bei dem sie um jeden Preis als Sieger vom Platz gehen wollen. Beides
               hat mit Journalismus nichts zu tun. Hart in der Sache muss es sein, bestimmt im Ton,
               aber dennoch im gegenseitigen Respekt – wenn die Menschen im Land das nicht wollen,
               sollten sie sich nicht wundern, wenn sie von denen, die Macht haben, desinformiert,
               belogen und betrogen werden.
            

            In meinem Berufsleben habe ich schon viel Kritik am öffentlich-rechtlichen Rundfunk
               erlebt, aber jetzt geht es wirklich ums Ganze. Die populistischen Schimpftiraden,
               die scharfen, schnellen und pauschalen Urteile über alle, die jeden Tag ihr Bestes
               geben, um den Menschen verlässliche Informationen und höchste Qualität in Fiktion,
               Kultur, Wissenschaft, Sport und Unterhaltung anzubieten, haben ein solches Ausmaß
               erreicht, dass gerade etwas kaputtgeht in unserer Gesellschaft. Im schlimmsten Fall
               kommt es so wie in den USA: Da werden wir Journalisten als Feinde des Volkes beschimpft, manche Leute tragen
               T-Shirts mit der Aufschrift »Baum – Seil – Journalist – einfach zusammenzubauen«.
               Die Erregungskultur polarisiert, sie erstickt jede vernunftbasierte Beteiligung an
               der politischen Willensbildung, die Gewaltbereitschaft wächst, die Demokratie ist
               in Gefahr. Auch weil manche Medien dazu beitragen, sich auf eine Seite schlagen, Bericht
               und Meinung vermischen, journalistische Grundprinzipien über Bord werfen.
            

            Ich weiß, was auf dem Spiel steht, auch weil ich mittendrin war beim Sturm aufs Kapitol
               am 6. Januar 2021. Deshalb auch ein Wort zum Streit um die Beitragserhöhung. Wir wollen
               nicht immer mehr Geld, und diese Erhöhung ist weniger als der Inflationsausgleich,
               aber sie erhält ein Stück Rangierfläche für Reformen und Innovation. Landesregierungen,
               die sie verweigern, nehmen einen rechtsfreien Raum für sich in Anspruch. Das ist nicht
               nur Beitragspopulismus, es ist die Missachtung eines anderen Verfassungsorgans – des
               Bundesverfassungsgerichts –, und es ist ein Rechtsbruch, der unsere Demokratie schwächt.
               Deshalb ist die Verfassungsklage der öffentlich-rechtlichen Sender notwendig. Gleichzeitig
               sind wir nur dann glaubwürdig, wenn wir große Reformen umsetzen, die auch Sparpotenziale
               erschließen. Wir brauchen dringend einen neuen gesamtgesellschaftlichen Konsens über
               die Unverzichtbarkeit der öffentlich-rechtlichen Medien in Deutschland und ihren Auftrag
               innerhalb der Demokratie. Ein runder Tisch mit Vertretern aus allen Bereichen unserer
               Gesellschaft, einberufen durch den Bundespräsidenten, könnte diesen Konsens ermöglichen.
            

         
         
            Eine neue Haltung

            Natürlich gibt es zu allem, was ich in diesem Kapitel vorgestellt habe, gerechtfertigte
               Kritik oder neue, ganz andere und vermutlich viel bessere Ansätze. Und neben den betrachteten
               Bereichen Sicherheit, Wirtschafts- und Außenpolitik, Zuwanderung, Bildung und Medien
               hätten auch viele andere Themenfelder eine intensivere Betrachtung verdient. Aber
               jetzt komme ich zu dem Punkt, ohne den die Rettung der Demokratie niemals gelingen
               kann. Wir brauchen eine andere, neue Haltung, wenn wir auch nur den Hauch einer Chance
               auf Erfolg haben wollen. Wir werden uns nur dann von der täglichen Flut der schlechten
               Nachrichten nicht einschüchtern und in ständige Angst versetzen lassen, wenn wir in
               all dem Chaos und Wahnsinn einer aggressiven und teils menschenverachtenden Politik
               aus dem Weißen Haus die Werte fest im Blick behalten, die den Menschen immer eine
               bessere Zukunft ermöglicht haben als jede Form des Autoritarismus. Der Beweis dafür
               ist längst erbracht.
            

            Ich erinnere mich noch gut, wie der damalige US-Präsident Barack Obama am 25. April 2016 auf der Industriemesse in Hannover den Europäern
               in einer großen Rede die Leviten gelesen hat: »Was auf diesem Kontinent geschieht,
               hat Konsequenzen für die Menschen rund um den Globus. Wenn ein vereintes, friedvolles,
               liberales, pluralistisches Europa der freien Märkte beginnt, an sich selbst zu zweifeln,
               wenn es anfängt, seine eigenen Fortschritte der letzten Jahrzehnte zu hinterfragen,
               dann können wir nicht erwarten, dass sich der Fortschritt, der gerade an vielen anderen
               Stellen der Welt Fuß fasst, weiter fortsetzt. Stattdessen ermächtigen wir jene, die
               argumentieren, dass Demokratie nicht funktionieren kann, dass es Intoleranz, Stammesdenken,
               die Aufteilung nach ethnischen Grenzen, Autoritarismus und Einschränkung der Pressefreiheit
               braucht, um den Herausforderungen von heute zu begegnen.« Obama sprach von einer »trügerischen
               Sicherheit«, erschaffen von jenen, die vor der Globalisierung in die Gruppen von Gleichgesinnten
               fliehen und damit »Menschen gegeneinander in Stellung bringen, je nachdem, wie sie
               aussehen, wie sie beten oder wen sie lieben«. Solch ein »perverses Denken« könne wieder
               zum Unvorstellbaren führen: »zu Unterdrückung, Rassentrennung, Internierungslagern –
               und zu Holocaust und Srebrenica«.
            

            Deshalb erinnerte der Präsident des Landes, das einst als die Neue Welt galt, die
               Alte Welt, Europa und uns Europäer, an das, was wir eigentlich selbst am besten wissen
               müssten: »Ich sage Ihnen, dem Volk von Europa, vergessen Sie nicht, wer Sie sind.
               Sie sind die Erben des Ringens um Freiheit. Sie sind die Deutschen, Franzosen, Niederländer,
               Belgier, Luxemburger, Italiener und, ja, auch die Briten, die sich über alte Trennlinien
               erhoben und Europa auf den Weg der Einheit gebracht haben. Sie sind die Polen der
               Solidarność, die Tschechen und Slowaken, die eine samtene Revolution wagten, sie sind
               die Letten, Litauer und Esten, die ihre Hände für die große Menschenkette der Freiheit
               gereicht haben. Sie sind die Ungarn und Österreicher, die einst den Grenzzaun aus
               Stacheldraht durchschnitten, und Sie sind die Berliner, die in jener Novembernacht
               endlich die Mauer niedergerissen haben. Sie sind die Menschen von Madrid und London,
               die sich angesichts der Bombenanschläge weigerten, sich der Angst zu ergeben, und
               Sie sind die Pariser, die das Bataclan wiedereröffnen. Ihr seid die Menschen von Brüssel
               mit ihrem Platz voller Blumen und Flaggen, zwischen denen ein Belgier eine Botschaft
               hinterlassen hat.« Obama hat dann diese Botschaft zitiert nach den Anschlägen von
               Brüssel. Da stand: »Wir brauchen mehr, mehr Verständigung, mehr Dialog, mehr Menschlichkeit.«
               Und dann fuhr der damalige Präsident fort: »Genau das sind Sie. Vereint, zusammen,
               Sie sind Europa, geeint in der Vielfalt, geleitet von den Idealen, die die Welt erleuchten,
               und stärker, wenn Sie geeint zusammenstehen.«
            

            Wow, wie schmalzig, mögen damals viele gedacht haben. Aber wissen Sie was? Obama hatte
               recht. Aus den Trümmern des Zweiten Weltkriegs haben die Europäer – unter der Führung
               Amerikas – das erfolgreichste Experiment in Demokratie und sozialer Marktwirtschaft
               in der Geschichte der Menschheit erschaffen. Es garantierte über viele Jahrzehnte
               Frieden, Freiheit, Sicherheit und Wohlstand in einem geeinten Europa. Der Schlüssel
               war die Einsicht, dass man gemeinsam stärker ist, dass man gemeinsam die Herausforderungen
               unserer Zeit besser besteht und dass man gemeinsam liefern kann, was die Menschen
               von der liberalen Demokratie zu Recht erwarten. Diese Einsicht hat den mühsamen und
               unordentlichen Streit um nationale Interessen und den Frust über nervige Vorgaben
               aus Brüssel überstrahlt. Dabei haben die Staaten der Europäischen Union trotz mancher
               Unzulänglichkeiten immer dann die größten Fortschritte gemacht, wenn ihre Anführer
               entschlossen und geschlossen handelten. Über viele Jahrzehnte ist der Beweis also
               erbracht, dass es funktioniert.
            

            Hier liegt eine einmalige Chance für die Europäische Union. Wenn sie zusammenhält,
               stellt sie 22 Prozent der Wirtschaftsleistung dieser Welt, die USA 25 Prozent. Wenn sie auch militärisch und politisch stärker wird, kann sie ein Gegengewicht
               zu den Vereinigten Staaten unter Donald Trump sein. Viele Länder rund um den Erdball
               hoffen darauf. Für sie ist eine wirtschaftliche Partnerschaft mit einem starken Europa
               allemal besser, als sich weiter in die Abhängigkeit von China und den USA zu begeben. Je mehr die Vereinigten Staaten Deals nur zum eigenen Vorteil machen
               wollen, je mehr sie die gleichen Methoden von Nötigung und Erpressung wie China im
               Umgang mit anderen Staaten anwenden, je mehr Amerika sich also aus seiner weltpolitischen
               Verantwortung verabschiedet, desto mehr können die Europäer versuchen, dieses Vakuum
               zu füllen. Sie müssen es sogar, damit der Autoritarismus und das Recht des Stärkeren
               die freiheitliche, demokratische und wertebasierte Grundordnung Europas nicht überwältigen.
            

            Wovor haben wir eigentlich Angst? Vor Donald Trump, der sich als Möchtegerndiktator
               aufspielt? Der führende Politiker beschimpft und anderen Ländern droht? Und der genau
               jene regelbasierte und wertegeleitete Weltordnung angreift, die auch seinem eigenen
               Land über viele Jahrzehnte zu Macht und Reichtum verholfen hat? Europäer, die tatenlos
               zusehen, wie ein Kriegsopfer zum Täter deklariert und vom angeblichen Anführer der
               westlichen Wertegemeinschaft zu Reparationen gezwungen und ausgesaugt wird, wie es
               in düstersten Kolonialzeiten üblich war, sind selbst als Wertegemeinschaft nicht mehr
               erkennbar. Wir stehen kurz vor der Deadline für ihren Erhalt. Wenn wir die Kraft nicht
               finden, verlieren nicht nur die Vereinigten Staaten, sondern auch Europa ihre Strahlkraft
               und ihren Einfluss rund um den Globus. Aus historischer Verantwortung und auch aus
               ureigenem Interesse sollte Deutschland alles tun, um das zu verhindern. Ein guter
               Freund hat es am Rande der Sicherheitskonferenz so formuliert: Friedrich Merz ist
               die letzte Patrone im Kampf für die liberale Demokratie. Unabhängig davon, ob einen
               diese Einsicht nun beruhigt oder nicht, ist sie dennoch wahr. Der Bundeskanzler und
               seine neue Regierung haben eine Deadline, bis zu der sie liefern müssen. Sie müssen
               beweisen, dass die liberale Demokratie immer noch besser ist als jedes autoritäre
               System. Wenn das nicht klappt, wenn die Koalitionäre nicht entschlossen und geschlossen
               genug handeln, werden wir bei Neuwahlen den weiteren Aufstieg von Parteien erleben,
               die autoritäre Führung als Allheilmittel versprechen.
            

         
      
   
      
         Epilog 
Deadline für die Demokratie
         

         »Die Vereinigten Staaten und Europa sind nicht länger in der Lage oder interessiert,
            die globale Führungsrolle zu spielen. Das politische System der USA wird mit seinen fiskalischen Herausforderungen nicht mehr fertig und kommt wirtschaftlich
            ins Trudeln. Die Europäische Union löst sich auf. (…) Es gibt eine chaotische Austrittswelle.
            Nationalistische, sogar nativistische Parteien steigen in einflussreiche Positionen
            in Koalitionsregierungen auf. Es gibt nur noch wenige Freihandelszonen. (…) Überall
            wächst der Druck in Richtung Isolationismus und Protektionismus, das globale System
            ist unfähig, mit einer Pandemie fertigzuwerden, die Panik auslöst. Die reichen Länder
            werden sich von vielen aufstrebenden und von armen Staaten in Asien, Afrika und dem
            Nahen Osten abschotten.(…) Die USA wenden sich nach innen. Die amerikanische Bevölkerung ist nicht mehr daran interessiert,
            die Last der globalen Führung zu tragen, sondern kümmert sich – besonders nach der
            Pandemie – darum, eine Festung Amerika zu bauen.«
         

         Es ist ein düsteres Szenario, das aus diesen Zeilen spricht. Aber es ist wohl noch
            die optimistischste Version der Zukunft, die uns erwartet, wenn wir die Kurve nicht
            kriegen, wenn wir die Deadline für die Demokratie verpassen. Die Sätze stammen aus
            dem Dezember 2012. Damals veröffentlichte das National Intelligence Council, ein Beratungsgremium
            der US-Regierung, den Bericht »Global Trends 2030«.[119] Experten der amerikanischen Geheimdienste, aus Wissenschaft und Wirtschaft entwarfen
            mögliche Szenarien für unsere Welt in dem Jahr, von dem uns nicht einmal mehr fünf
            Jahre trennen. Donald Trump ist dann – vermutlich – nicht mehr im Amt, aber der Trumpismus –
            vielleicht – immer noch an der Macht. Es ist bemerkenswert, wie nah die Experten vor
            dreizehn Jahren an unsere Wirklichkeit heute herankamen. Natürlich hatte der Bericht
            auch noch andere Varianten der Zukunft im Angebot, darunter ein »Best-Case-Scenario«
            mit der Bezeichnung »Fusion«: Das enge Zusammenwirken zwischen Großmächten wie den
            USA und China treibt einen kooperativen Weltgeist voran; die Vernetzung durch Technologien
            trägt zu gemeinsamen Anstrengungen in den Bereichen Politik, Wirtschaft, Sicherheit
            und Wissenschaft bei, von denen die ganze globalisierte Welt profitiert; die Europäer
            finden zurück zu Einheit und Gemeinschaft durch eine noch stärkere Integration – politisch,
            wirtschaftlich und militärisch. Naives Wunschdenken, wie sich bisher herausgestellt
            hat, aber es ist genau dieses Szenario, auf das wir hinarbeiten müssen. Die Experten
            notierten damals in ihrer Analyse, dass am Ende immer Menschen, und zwar sowohl die
            Anführer von Staaten als auch deren Bürgerinnen und Bürger, über die Zukunft ihrer
            Gesellschaften entscheiden.
         

         Die liberale Demokratie, wie wir sie kennen, ist aus der katastrophalen Erfahrung
            des Zweiten Weltkriegs und aus dem Widerstand gegen jede Art von Extremismus entstanden.
            Sie beruht auf Meinungs- und Redefreiheit und dem Willen, im sachlichen Disput Lösungen
            für unsere Probleme zu finden. Deshalb müssen abweichende Ansichten – aus dem linken
            und rechten Spektrum, aus allen Schichten unserer Gesellschaft – in diesen Diskurs
            einfließen können. Nur wenn Zweifel, Fehleinschätzungen, Unwissenheiten, ja auch ideologische
            Verbohrtheiten ausgesprochen werden, gibt es eine Chance, sie mit guten Argumenten
            zu entkräften oder, falls in ihnen wichtige neue Perspektiven stecken, diese auch
            zu berücksichtigen. Der Streit in der Sache darf und muss nur bei Hass, Hetze und
            Aufrufen zu Gewalt seine Grenze finden. Die Antwort auf den Frust über Bürokratie,
            Regelungswut und träge Institutionen ist nicht die Abschaffung der Rahmenbedingungen,
            die unsere liberalen Demokratien so erfolgreich gemacht haben. Wir müssen die Regeln
            und Institutionen wieder effizienter machen, sie modernisieren und erneuern, damit
            sie nicht alle auch noch so kleinen Risiken unseres Lebens regulieren, sondern uns
            vor den großen Risiken wie Krieg, Klimawandel und Missbrauch von Künstlicher Intelligenz
            schützen. In den USA geschieht gerade das Gegenteil: die Zerstörung der Vielfalt und des Engagements der
            amerikanischen Zivilgesellschaft.
         

         Die Folgen der regierungsweiten Säuberung und der Einschüchterung aller möglichen
            Gegner sind fatal. Trumps willfährige Helfer in den Behörden gehen gegen kritische
            Politiker, Unternehmer, Journalisten, Medien und führende Persönlichkeiten im Hochschulwesen
            vor. Gleichzeitig schützt der Präsident all jene, die in antidemokratischer oder krimineller
            Form seine ideologischen und persönlichen Interessen befördern. Wer Gewalt gegen Demonstranten,
            Wähler, Wahlhelfer, Aktivisten, Oppositionelle und Journalisten anwendet, muss vielleicht
            keine Bestrafung fürchten. Drohungen und Sanktionen könnten zu einer Gleichschaltung
            von politischen, wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Akteuren führen. Wirtschaftsführer
            in Amerika, die Nachteile befürchten, wenn sie Politiker mit abweichenden Meinungen
            unterstützen, oder sich Vorteile und größere Profite davon versprechen, schweigend
            die Knie zu beugen, werden zu linientreuen Erfüllungsgehilfen. Eine Demokratie ist
            auf Meinungsvielfalt und Bereitschaft zum Streit angewiesen, genauso wie auf unabhängige
            Politiker, Anwälte, Unternehmer, Journalisten, Bürger. Wenn sie Angst vor der Staatsmacht
            haben müssen, werden immer mehr fähige Politiker, Wissenschaftler und Forscher abtreten,
            kritische Journalisten ihren Job verlieren, mutige Persönlichkeiten aus Bildung, Kultur
            und Unterhaltung schweigen, engagierte Bürger resignieren, und wir werden es vielleicht
            erst merken, wenn es zu spät ist. Deshalb dürfen wir uns nicht erschöpfen oder einschüchtern
            lassen, uns nicht zurückziehen ins Private oder in die Gleichgültigkeit.
         

         Die liberale Demokratie ist die stärkste Herrschaftsform der Menschheitsgeschichte,
            weil sie so viele individuelle Freiheiten lässt. Deshalb ist sie erfolgreicher geworden
            als alle anderen politischen Systeme. Die Demokratie ermöglicht Freiheit, Fortschritt
            und Sicherheit, Selbstverwirklichung und Wohlstand, Gedankenfreiheit und kulturelles
            Miteinander. Aber die Demokratie ist gleichzeitig auch die schwächste Herrschaftsform,
            weil sie so viele Freiheiten lässt. Die können missbraucht werden, um die Demokratie
            anzugreifen, sie zu untergraben und zu zerstören. Sie ist also schwach in der Selbstverteidigung,
            denn wenn sich die Demokratie selbst bedingungslos und um jeden Preis verteidigen
            würde, dann bliebe am Ende von ihrem Fundament – den Menschen- und Bürgerrechten –
            nicht mehr viel übrig. Sie würde sich nicht mehr unterscheiden von Polizeistaaten
            und Tyranneien. Deshalb braucht die schwache Demokratie die Stärke ihrer Bürger, die
            sie, trotz all ihrer Fehler, für das beste System halten. Sie braucht ihr starkes
            Bekenntnis – nicht nur auf der Straße, sondern auch im alltäglichen Leben. Es ist
            ein Bekenntnis, zu dem die Bereitschaft gehört, den Beitrag des anderen anzuerkennen.
            Denn gegenseitige Ignoranz führt zu gegenseitiger Zerstörung. Aber damit die Bürger
            für ihre Demokratie kämpfen, braucht es auch eine gute Politik, die den Menschen wirklich
            dient und ihre Bedürfnisse ernst nimmt. Es geht darum, unsere Wirtschaft und Gesellschaft
            zu stabilisieren. Denn nur so können wir den fruchtbaren Boden für Populismus, Hass
            und Extremismus trockenlegen – national und international.
         

         Wenn das demokratische System nicht mehr liefert für seine Bürger, während autoritäre
            Strukturen dies scheinbar besser können, dann wird sich der Autoritarismus durchsetzen.
            Deshalb müssen wir die Demokratie wieder zum Leuchten bringen, als attraktives Politikmodell,
            dem sich die Menschen aus Überzeugung zuwenden. Es muss die Grundbedürfnisse von Freiheit,
            innerer und äußerer Sicherheit, wirtschaftlichem Fortschritt und gesellschaftlichem
            Aufstieg bedienen. Nur mit freundlichen Worten und netten Gesten, mit Gesprächskreisen
            und dem Werfen von Wattebäuschen werden wir es nicht schaffen. Es bedarf einer neuen
            Entschlossenheit, die die zahlreichen Werkzeuge der Demokratie im Kampf gegen ihre
            Gegner auch wirklich anwendet – den Rechtsstaat, den sozialen und wirtschaftlichen
            Ansporn, die knallharte, aber sachliche politische Auseinandersetzung, in der Tacheles
            geredet und die Wahrheit ausgesprochen wird – untermauert von Fakten. Ronald Reagan
            hat einmal gesagt: »In Staatsangelegenheiten hört die Wahrheit auf zu existieren,
            wenn sie nicht ausgesprochen wird.« Gleiches gilt für alle Angelegenheiten unserer
            Gesellschaft. Die Verteidigung der Demokratie ist mühsam, ungemütlich, sie verlangt
            einem vieles ab. Wir müssen bereit sein, auch Opfer zu bringen, insbesondere im schlimmsten
            Fall: wenn sie von außen angegriffen wird. Aber sie ist es wert, für sie einzustehen,
            weil sie die einzige Herrschaftsform ist, die den Bedürfnissen der Menschen wirklich
            gerecht werden kann, wenn wir den Menschen dabei in den Mittelpunkt stellen.
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